
1 ~40 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht' 

des Geschäftsordnungsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Probst, 
Robert Weisz, Dr. Koren, Peter, Dok­
tor Broesigke, Dr. Fiedler, Dr. Heinz Fischer, 
Dr. Gruber und Genossen betreffend den 
Entwurf eines Geschäftsordnungsgesetzes 

1975 (156/A) 

Abgeordnete aller drei Fraktionen haben 
am 15. Mai 1975 den Initiativantrag 156/A 
im Nationalrat eingebracht, der den Ent­
wurf einer neuen Geschäftsordnung mit dem 
K1,lrztitel "Geschäftsordnungsgesetz 1975" ent­
hält. Die' Abgeordneten, die diesen und den 
damit zusammenhängenden Antrag 155/ A be­
treffend den Entwurf eines Bundesverfassungs­
gesetzes, mit dem das Bundes-VerJassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 geändert wird, 
stellten, sind jene, die zuletzt dem von der Prä­
sidialkonferenz am 18. Jänner 1972 einge­
setzten l).omitee zur Beratung der Geschäfts­
ordnungsreform angehörten. Bei seiner Kon­
stituierung am 27. Jänner 1972 setzte sich das 
erwähnte Komitee folgendermaßen zusammen: 
Von der SPö: Dritter Präsident Probst, Klub­
obmann Abgeordneter Gratz, Klubsekretär Ab­
geordneter Dr. Heinz Fischer und Dr. Günther 
Hofbauer; von der öVP: Klubobmann Abgeord­
neter Prof. Dr. Koren, Abgeordneter Dr. Kranzl­
mayr, Abgeordneter Dr. Fiedler und Klubsekretär 
Dr. Smekal; von der FPö: Klubobmann Abge­
ordneter Peter, Abgeordneter Dr. Broesigke 
sowie Klubsekretär Erschen; zum Protokollführer 
war von der Präsidialkonferenz der damalige 
Parlamentsvizedirektor und jetzige Parlaments­
direktor Dr. Czerny bestellt worden. Nach dem 
Ableben des Abgeordneten Dr. Kranzlmayr trat 
an dessen Stelle zunächst Abgeordneter Dr. Hai­
der und dann Abgeordneter Dr. Gruber für die 
öVP; auf den aus dem Nationalrat' ausgeschie­
denen 'früheren SPö-Klubobmann Gratz folgte 
auch im Komitee der neue SPö-Klubobmann 
Robert Weisz. Die Funktion des Schriftführers 

übernahm nach der Bestellung Dr. Czernys zum 
Parlamentsdirektor, der weiterhin dem Komitee 
angehörte, zunächst Parlamentsvizedirektor Dok­
tor Fink und zuletzt Oberkommissär Dr. Wasser­
bauer. 

Außer den insgesamt 34 Sitzungen, die das 
Komitee in der Zeit zwischen Jänner 1972 und 
April 1975 abhielt und die etwa 90 Beratungs­
stunden umfaßten, fand auch, eine Besprechung 
von Vertretern des Komitees mit dem Leiter 
des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes, 
Sektionschef Dr. Pahr, und dem Leiter 'der Sek­
tion IV des Bundesministeriums für Inneres, Sek­
tionschef Dr. Liehr, statt. Nach den letzten 
Sitzungen des Komitees, denen für die Behand­
lung der mit der Geschäftsordnungsreform zu­
sammenhängenden Änderungen der Bundesver­
fassung auch noch der zuständige Beamte der 
Parlamentsdirektion,Parlamentsrat Dr. Atzwan­
ger, zugezogen worden war, wurde in einem Sub­
Komitee die Endredaktion der beiden ' Gesetz­
entwürfe vorgenommen, sodaß der Einbringung 
der erwähnten Initiativanträge rund 100 Be­
ratungsstunden vorausgingen, nicht gerechnet die 
informellen Kontakte zwischen den Fraktionen, 
die klubinternen Beratungen usw. 

Der vorliegende Initiativantrag, ,der in der 
146. Sitzung des Nationalrates am 16. Mai 1975 
in Erste Lesung genommen wurde, enthält den 
Entwurf einer neuen Geschäftsordnung., Dem 
Antrag ist eine Gegenüberstellung des Textes der 
geltenden Geschäftsordnung mit dem von den 
Antragstellern vorgeschlagenen Gesetzestext an­
geschlossen. Die wesentlichsten Änderungen, die 
der erwähnten Gegenüberstellung, 'entnommen 
werden können, lassen sich in zwei großen Grup­
pen zusammenfassen: 1. Leg ist i s c h e Ve r­
be s s e run gen - man könnte sie auch als 
technische Neuerungen bezeichnen, und 
2. Ä n der u n gen der bis he ri ge n 
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2 1640. der Beilageri 

Ver f a h ren s 0 r d nun g die naturgemäß 
weniger technischer als politischer Natur sind. 

Zu den legistischen Verbesserungen ist vor 
allem die Beseitigung von Lücken und Wider­
sprüchen zu zählen. Beispielsweise wird nun das 
Verfahren der Ausschüsse und Unterausschüsse 
eingehender geregelt und die Verfahrensordnung 
des Plenums entscheidend ausgeweitet, sodaß 
diese nicht - wie derzeit - nur das Gesetz­
gebungsverfahren regelt, sondern ,die Behandlung 
aller in der Geschäftsordnung vorgesehenen. Ver­
handlungsgegenstände des Nationalrates. Eben­
falls zu den legistischen Verbesserungen sind. das 
Streben nach einer einheitlichen Systematik und 
Ausdrucksweise sowie die Herstellung einer grö­
ßeren übersichtlichkeit zu rechnen. 

Die Änderungen der bisherigen Verfahrens­
ordnung sind teils allgemeiner Natur, teils be­
treffen sie die in der aktuellen Diskussion über den 
Parlamentarismus unserer Zeit besonders in den 
Vordergrund gerückten "Minderheitsrechte". Als 
allgemeine Änderungen der Verfahrensordnung 
sind vor allem das Stimmrecht des den Vorsitz 
führenden Präsidenten, die erstmals geregelten 
Rechte des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
des Rechnungshofes sowie die Änderung der Vor­
gangsweise bei namentlichen Abstimmungen zu 
zählen, um nur einige Beispiele anzuführen. Als 
neue Minderheitsrechte seien u. a. erwähnt, 

- daß bei Selbständigen Anträgen von Abge­
ordneten nach Ablauf einer bestimmten Frist 
vom Antragsteller bzw. von den Antragstellern 
verlangt werden kann, daß die Vorberatung des 
Initiativantrages durch den Ausschuß innerhalb 
von zehn Wochen aufgenommen wird; 

- daß ein Drittel der Abgeordneten begehren 
kann, daß' entweder ein BUl1Jdesgesetz sei,nem gan­
zen Inhalte nach oder bestimmte Stellen' eines sol­
chen Gesetzes vom Verfassungs gerichtshof als ver­
fassungsw~drig aufgehoben werden; 

- daß der Hauptausschuß die Abhaltung einer 
parlamentarischen Enquete beschließen kann und 
einen diesbezüglichen Antrag in Verhandlung neh­
men muß, wenn dies mindestens ein Drittel seiner 
Mitglieder verfangt; 

- daß der Rechnungshof auch ohne Be­
schluß des Nationalrates eine Gebarungsüberprü­
fung durchzuführen hat, wenn ein diesbezüg­
licher Selbständiger Antrag von mindestens einem 
Drittel der Abgeordneten schriftlich' unterstützt 
ist und sich auf einen bestimmten Vorgang in 
einer der Kontrolle des Rechnungshofes unter­
liegenden Angelegenheit der Bundesgebarung be­
zieht; 

daß 20. Abgeordnete die Besprechung 
einer Anfragebeantwortung herbeiführen können. 

Trotz der völligen Neufassung der Verfahrens­
regeln, die der vorliegende Initiativantrag ent­
hält, und trotz der vOn Grund auf geänderten 
Systema.tik muß andererseits doch das Bestreben 
festgehalten werden, vom Wortlaut der einzelnen 
Bestimmungen stets so, viel beizubehalten' wie 
möglich und nur so viel zu ändern wie, not­
wendig, um die imponierende Tradition der Ge­
schäftsordnung des Nationalrates, die letztlich 
bis auf die Vorschriften der Geschäftsordnung 
des Kremsierer Reichstages von 1848/49 zurück­
reicht, nicht abrupt zu unterbr:echen. In diesem 
Sinne wurden auch ,die neuen Verfahrensvor­
schriften für die Behandlung anderer Verhand­
lungsgegenstände als Gesetzentwürfe - die be­
kanntlich in der geltenden Geschäftsordnung feh­
len - den bestehenden Bestimmungen möglichst 
wortgetreu nachgebildet. Dies erscheint vor allem 
auch im Hinblick auf die Bedeutung der parla­
mentarischen übung erforderlich, der schon der 
Kommentar zur Geschäftsordnung des seinerzeiti­
gen Abgeordnetenhauses des' Reichsrates aus­
führlichere Darlegungen widmete. Unter anderem 
heißt es dort wörtlich: "Tn der Tat haben im 
österreichischen Abgeordnetenhaus überlieferun­
gen und das daraus hervorgewachsene Gewohn­
heitsrecht einen immer größeren Einfluß auf das 
formale Verfahren erlangt, obwohl in .diesem 
Hause Präzedenzfälle noch lange nicht etwas so 
Unantastbares und Sakrosanktes sind als im eng­
lischen House of Commons mit seiner macht­
vollen ungeschriebenen Geschäftsordnung." Der 
erwähnte Kommentar betont zwar den für· die 
österreichische' Rechtsordnung geltenden Grund­
satz "Gesetz wird nur durch Gesetz geändert 
oder aufgehoben", erwähnt aber gleiehzeitig die 
Bedeutung fortdauernder übung für das Gebiet 
parlamentarischer Geschäftsbehandlung, insbeson­
dere wo es sich "um Ausfüllung von Lücken und 
Auslegung zweifelhafter oder unzulänglicher Stel­
len~' handelt. Auch bezüglich des neuen Geschäfts­
ordnungsgesetzes wird man also auf frühere Prä­
zedenzfälle und vor allem auf Auslegungen von 
Bestimmungen durch die Präsidialkonferenz zu­
rückgreifen können, die gewissermaßen die zu 
anderen Gesetzen vorhandene Judikatur ersetzen 
müssen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat den ihm 
nach der ersten Lesung am 16. Mai 1975 zur 
Vorberatung zugewiesenen .Initiativantrag in sei­
ner Sitzung am 3. Juni 1975 in Verhandlung ge­
nommen. Zu den einzelnen Bestimmungen des 
dem Ausschußbericht beigedruckten Gesetzent­
wurfes ist im Lichte der Beratungen des Geschäfts­
ordnungskomitees sowie als Ergebnis der Ver­
handlungen im Geschäftsordnungsausschuß fol­
gendes zu bemerken: 
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1640 der Beilagen ,} 

Zu § 1: ' 

Aus systematischen Gründen sollen die Be­
stimmungen des bisherigen §. 1 Abs. 1 (Sitz und 
Stimme im Nationalrat) in das 11. Hauptstück 
"Allgemeine Rechte und Pflichten der Abgeord­
neten" übernommen werden. 

§ 1 Abs. 1 des vorgeschlagenen Gesetzent­
wurfes entspricht daher im wesentlichen dem 
derzeit geltenden § 1 Abs. 2 (Übergabe des Wahl­
scheines an die Kanzlei des Nationalrates). Durch 
die textliche Neufassung wird der derzeitigen 
Verwaltungspraxis Rechnung getragen, wonach 
die Wahlscheine für die Abgeordneten von der 
Hauptwahlbehörde unmittelbar in der' Par­
lamentsdirektion hinterlegt werden. Die Verwen­
dung des Ausdruckes "Parlamentsdirektion" ent­
spricht dem Art. 30 B-VG in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 4. Juli 1973, 
BGBI. Nr. 391. 

Der Abs. 2 wird dem neugefaßten Abs. 1 
angepaßt. 

Zu § 2: 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend dem 
geltenden § 4 (Tatbestände des Mandatsverlustes). 
Die Zitierungder Bestimmungen des Verfas­
sungsgerichtshofgesetzes 1953 soll jedoch ent­
fallen, um nicht bei Novellierungen desselben 
allenfalls aus rein formalen Gründen auch die 
Geschäftsordnung ändern zu müssen. 

Die Formulierung des Abs. 1 Z. 2 erfolgte in 
Übereinstimmung mit dem vorgeschlagenen 
neuen Text des § 12 (triftiger Grund für die 
Abwesenheit von den Sitzungen des National­
rates). 

Der neu eingefügte Ab;. 7 bestimmt in Aus­
führung der durch den Antrag 155/A vorge­
schlagenen Regelung im Art. 141 Abs. 2 B-VG, 
daß im Falle einer Wiederholung der Wahl des 
Nationalrates auf Grund einer Wahlanfechtung 
die betroffenen Abgeordneten - abweichend von 
den Bestimmungen des Abs. 5 und unter Bedacht­
nahme auf die Bestimmungen des § 9 des Ent­
wurfes - ihr Mandat im Zeitpunkt der Hinter­
legung der Wahlscheine der auf Grund der Wie­
derholungswahl gewählten Abgeordneten in der 
Parlaments direktion verlieren. 

Zu den §§ 3 und 4: 

Diese entsprechen - abgesehen von gering­
fügigen formalen Anderungen - den §§ 2 
bzw. 3 des geltenden Geschäftsordnungsgesetzes'. 

Zu § 5: 

Die vorgeschlagene Fassung entspricht im 
wesentlichen dem geltenden, § 5. Aus systema­
tischen Gründen wurde jedoch die Bestimmung 
über die Vertretung des Präsidenten durch den 
Zweiten und Dritten Präsidenten m das 

ur. Hauptstück über "Aufgaben der Präsidenten, 
Schriftführer und Ordner" übernommen. 

Abs. 2 weicht insoweit vom derzeit geltenden 
Text ab, als die Zahl der Ordner nicht auf drei 
beschränkt ist. Auf diese Weise ist die Möglich.: 
keit gegeben, mehr als drei Ordner zu wählen; 
so z. B. für den Fall, daß es im Nationalrat mehr 
als drei Klubs gibt, aber auch dann, wenn das 
Bedürfnis besteht, pro Klub mehr als einen 
Ordner zu wählen. 

Auf die, Bestimmung des bisherigen § 5 Abs. 4, 
wonach die Präsidenten, die Schriftführer und 
die Ordner das Büro des Nationalrates bilden, 
wurde verzichtet, da dieser Einrichtung schon 
bisher keine Funktionen übertragen waren. 

Zu § 6: 

Der neue Text entspricht im wesentlichen dem 
geltenden § 6. 

Hinsichtlich des Zeitpunktes der Wahl des 
Ständigen Unterausschusses geht der Ausschuß 
davon aus, daß der Hauptausschuß diesen je­
weils in seiner ersten Sitzung zu wählen hat. 

Durch die im Jahre 1948 erfolgte Neufassung 
des Abs. 2 sollte unter anderem die Wieder­
holung einer Situation wie im Jahre 1933 verhin­
dert werden, als auf Grund des Rücktrittes aller 
drei Präsidenten eine "Selbstausschaltung des 
Parlaments" behauptet wurde. Da die geltende 
Fassung des Abs. 2 bei wörtlicher Auslegung 
dem erwähnten Zweck nicht gerecht wird, weit 
nur von einer "Verhinderung" der gewählten 
Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes die 
'Rede ist und dadurch der Fall des Rücktrittes 
ebensowenig erfaßt scheint wie etwa ein Unfall 
mit tödlichem Ausgang, wird vorgeschlagen, den, 
Wortlaut des Abs. 2 sowohl auf die Verhinderung 
an ,der Amtsausübung als auch auf eine "Erledi­
gung der Amter" der gewählten Präsidenten ab­
zustellen. 

Abs. 3 und 4 wurden dementsprechend neu 
gefaßt. 

Zu § 7: 

Die Bestimmungen über die Klubs wurden aus 
systematischen Gründen in das I. Hauptstück auf­
genommen, da sie zeitlich mit der "Eröffnung 
und Bildung des Nationalrates" zusammen­
hängen. § 7 entspricht wörtlich dem bisherigen 
§ 13. 

Zu § 8: 

Auch die Bestimmungen über die Präsidial­
konferenz wurden aus systematischen Gründen 
in das I. Hauptstück aufgenommen. 

Die Abs. 1 und 2 entsprechen im wesentlichen 
dem bisherigen § 14. 

Bd der demonstrativen Aufzählung ("insbe­
sondere") wurde darauf Bedacht genommen, daß 
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4 1640 der Beilagen 
\ 

die Präsidialkonferenz auf Grund langjähriger 
Übung den Präsidenten nicht nur in den aufge­
zählten Belangen unterstützt. Durch die Neufor­
muli:erung des Abs. 2 Meibt das grundsätzliche 
Recht der Ausschußobmänner, die Ausschüsse zu 
Sitzungen einzuberufen (§ 34 Abs. 4 1. Satz), 
auch künftighin unberührt. 

Der neue Abs. 3 faßt schließlich im Bestreben 
nach größtmöglicher übersichtlichkeit alle' im 
vorgeschlagenen Geschäftsordnungsgesetz an 
anderer Stelle ausdrücklich normierten Aufgaben 
der Präsidialkonferenz zusammen. 

Zu § 9: 

Durch die Neufassung der Bestimmungen über 
Sitz und 'Stimme im Nationalrat wird klarge­
stellt, daß - die Konstituierung des National­
rates und damit den Beginn der Gesetz­
gebungsperiode voraUJsgesetzt - Abgeordnete 
ihre Rechte im Rahmen des Bundes-Verfassungs­
gesetzes und des Geschäftsordnungsgesetzes vom 
Zeitpunkt der Hinterlegung des Wahlscheines 
in der Parlamentsdirektion an - auch vor ihrer 
Angelob~ng im Nationalrat - ausüben können. 
Auf diese Weise kann z. B. ein Abgeordneter, 
der als Ersatzmann in den Nationalrat berufen 
wurde, schon dann rechtsgültig ein Verlangen 
eines Drittels der Mitglieder des Nationalrates 
auf Einberufung einer außerordentlichen Tagung 
gemäß Art. 28 B-VG unterzeichnen, wenn er 
noch nicht angelobt, aber sein Wahlschein bereit·s 
in der Parlamentsdirektion hinterlegt wurde. 

Zu § 10: 

Im Rahmen des II. Hauptstückes ;·,Allgemeine 
Rechte und Pflichten der Abgeordneten" gibt § 10 
Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 
(Art. 57) über die Immunität der Abgeordneten 
wieder. Hiebei wurde bei der Formulierung des 
Abs. 2, der den Art. 57 Abs. 2 B-VGnäher aus­
führt, auf die parlamentarische Praxis Bedacht 
:genommen, wonach der Nationalrat auf Grund 
eines Ersuchens um Zustimmung zur Verhaftung 
oder '. sonstigen behördlichen Verfolgung eines 
Abgeordneten jeweils nur e 1 n e n Beschluß faßt, 
wobei eine Ablehnung des Auslieferungsbegeh­
rens gleichzeitig das Verlangen des Nationalrates 
bedeutet, daß die Verfolgung auf 'die Dauer der 
Gesetzgebungsperiode aufgeschoben wird. 

Zu § 11: 

Abs. 1 entspricht wörtlich dem bisher gelten­
den § 11. 

Abs. 2 ist eine Neuformulierung des bis­
herigen § 12 Abs. 2 und bestimmt, daß die Ab­
wesenheit eines Abgeordneten nur durch Krank­
heit oder andere triftige Gründe entschuldigt 
werden kann. Von der im geltenden Geschäfts-

ordnungsgesetz vorgesehenen Möglichkeit der 
"Urlaubserteilung" wurde abgegangen. 

Zu § 12: 

Diese Bestimmung regelt in Anlehnung an die 
bestehenden Gepflogenheiten und wesentlich aus­
führlicher als die geltende Geschäftsordnung die 
Vorgangsweise für den Fall, daß ein Abgeord­
neter verhindert ist, an den Sitzungen des Natio­
nalrates teilzunehmen. 

Abs. 1 normiert die Verpflichtung eines ver-' 
hinderten Abgeordneten, entweder selbst oder 
durch den Klub dem . Präsidenten rechtzeitig 
unter Angabe des Grundes die Verhinderung 
mitzuteilen, wobei zwischen Krankheit und ande­
ren triftigen Gründen kein Unterschied gemacht 
wird. 

Im Abs. 2 wird die Vorgangsweise bei einer 
länger als 30 Tage dauernden und nicht durch 
Krankheit begründeten Verhinderung festgelegt. 
Auch in diesem Fall hat eine Mitteilung an den 
Präsidenten zu erfolgen. Der Präsident ist jedoch 
verpflichtet, hievon dem Nationalrat Mitteilung 
zu machen. Wird eine Einwendung gegen die 
Triftigkeit des Grundes der Abwesenheit er­
hoben, entscheidet darüber der Nationalrat ohne 
Debatte. . 

Gemäß Abs. 3 hat der Präsident am Beginn 
jeder Sitzung mitzuteilen, welche Abgeordneten 
entschuldigt sind. 

Zu § 13: 

Die Normierung der hauptsächlichen "Lei­
tungsaufgaben" des Präsidenten im § 13. ent­
spricht im wesentlichen. ,dem bisher geltenden 
§ 7 .. 

Im Abs. 2 entfällt die Bestimmung über die 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordimng ;,in 
den anderen Räumen des Hauses", da dies em 
Ausfluß' des Hausrechtes des Präsidenten ist, das 
im neuen § 14 geregelt wird. 

Im Ahs. 3 ist nicht mehr von der Möglichkeit 
der "Aufhebung einer Sitzung" - der Begriff 
kommt in der 'geltenden. Geschäftsordnung nur 
an dieser Stelle vor -, sondern von de~ "Unter­
brechung der Sitzung auf bestimmte oder unbe­
stimmte Zeit" die Rede, um eine einheitliche Aus­
drucksweise 1m gesamten Geschäftsordnungs-· 
gesetz zu verwenden. 

Im Abs. 4 ist nunmehr allgemein das Recht 
des Präsidenten verankert, Vorlagen den Aus­
schüssen zur Vorberatung zuzuweisen. Die Be­
stimmungen über die vom Präsidenten des Natio­
nalrates nach Einlangen von Verhandlungsgegen~ 
ständen zu treffenden Maßnahmen - derzeit teil­
weise an dieser Stelle angefüllrt - sind nunmehr 
im §, 23 des Entwurfeszusammengefaßt. 
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1640 der Beilagen 5 

Im Abs. 5 wird .~tatt des Ausdruckes "Ein~ 
gaben" das Wort "Schriftstücke" verwendet, um 
klarzustellen, daß es sich hiebei nicht nur um 
Eingaben an den Nationalrat im Sinne des § 100 
des Entwurfes handelt. Der Hinweis auf das 
"Büro des Nationalrates" entfällt entsprechend 
der Streichung des geltenden § 5 Abs. 4. Ferner 
wird der Abs. 5, der den jetzigen § 7 Abs. 6 er­
setzt --.:... an Stelle des geltenden § 88 - um die 
Bestimmung über die Vertretung der Ausschüsse 
des Nationalrates nach außen durch den Prä­
sidenten erweitert. 

Zu § 14: 

Zu §J5: 

Der erste Satz entspricht dem - zweiten Satz 
des geltenden § 5 Abs. 1, der aus systematischen 
Gründen in den 111. Abschnitt "Aufgaben der 
Präsidenten, Schriftführer und Ordner" über­
nommen wurde. 

Durch die Anfügung des zweiten Satzes über 
die Vertretung des Präsidenten in der Vorsitz­
führung soll unter Bedachtnahme auf eine lang­
jährige parlamentarische übung klargestellt wer­
den, 'daß die Vertretung in diesem Fall keine 
Verhinderung des Präsidenten zur Voraussetzung 
hat." 

§ 14 regelt die "administrativen Aufgaben" Zu § 16: 
des Präsidenten des Nationalrates. Diese Bestimmung entspricht dem §. 9 Abs. 1 

Abs. 1. normiert das dem Präsidenten zukom­
mende Hausrecht im Parlamentsgebäude und bil­
det die Rechtsgrundlage für die Erlassung der 
Hausordnung, der eine Beratung in der Prä­
sidialkonferenz vorauszugehen hat. 

Abs. 2 verankert die bereits langjährige übung 
deutlicher, daß die Erstellung des Voranschlages 
für den Nationalrat im Einvernehmen mit dem 
Zweiten und dem Dritten Präsidenten zu erfol­
gen hat .. Die Verfügung über das Budget des 
Nationalrates im Rahmen des Bundesfinanz­
gesetzes obliegt hingegen ausschließlich dem Prä­
sidenten. 

Abs. 3 wurde dem Art. 30 Abs. 4 B-VG in der 
Fassung der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
1974~ BGBl. Nr. 444, angepaßt. . 

An die Stelle der Worte "den Bundesange­
stellten" im geltenden § 8 Abs. 3 wurden im 
Abs. 4 die Worte "den übrigen Bundesbedien­
steten" gesetzt. Dies entspricht der Rechtslage, 
wonach auch die Bediensteten der Parlaments, 
direktion Bundesbedienstete sind. 

Abs. 5 entspricht wörtlich dem § 7 Abs. 5 
des geltenden Geschäftsordnungsgesetzes. 

Die Bestimmungen über die Veröffentlichung 
einer Liste der Abgeordneten wurden zur Ver­
besserung der Systematik vom geltenden § 55 
in den Abs. 6 übernommen und aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit dahin 
gehend abgeändert, daß eine solche Liste nicht 
mindestens einmal im Jahr, sondern am Beginn 
jeder Gesetzgebungsperiode und nach größeren 
Veränderungen auch während einer solchen dur(;h 
den Präsidenten zu veranlassen ist. 

Abs. 7 entspricht wörtlich dem zweiten Satz 
des § 55 der geltenden Geschäftsordnung. Durch 
die Verselbständigung in einem eigenen Absatz 
soll deutlicher zum Ausdruck gebracht werden, 
daß nicht nur die im einzelnen aufgezählten 
Veröffentlichungen, sondern alle unter den Begriff 
"öffentlichkeitsarbeit" fallenden Maßnahmen 
dem Präsidenten obliegen. 

des geltenden Geschäftsor·dnungsgesetzes. Durch 
die. Einfügung des Klammerausdruckes ,,(Stim­
menzählungen)" wird klargestellt, in welcher 
Weise eine Mitwirkung der Schriftführer bei 
der Ermittlung der Ergebnisse der Abstimmun­
gen in Frage kommt. 

Die bisherige Bestimm~ng des § 9 Abs. 2 
("Wenn ein Schriftführer Mitglied von mm­
destens zwei Ausschüssen ist oder sein Amt 
bereits sechs Wochen gedauert hat, kann er die 
Stelle als Schriftführer niederlegen.") wurde in 
den Entwurf nicht übernommen. 

Zu § 17: 

Der vorgeschlagene Gesetzestext ersetzt den 
geltenden § 10. Durch die Neuformulierung wird 
zum Ausdruck gebracht,. daß die Ordner ent­
sprechend der parlamentarischen Praxis den Prä­
sidenten z~ar ausschließlich im Sitzungssaal, je­
doch nicht nur bei Handhabung der Hausord­
nung zu unterstützen haben. 

Zu § 18: 
Diese Bestimmung regelt im Sinne des Art. 75 

B-VG das Recht der Mitglieder der Bundes­
regierung und der Staatssekretäre zur Teilnahme 
an parlamentarischen Verhandlungen. Durch die 
Neufassung wird klargestellt, daß sich ein Mit­
glied der Bundesregierung - vom Fall der Be­
stellung eines Vertreters gemäß Art. 73 B-VG 
abgesehen - bei parlamentarischen Verhand­
lungen nur durch den ihm unterstellten "und an 
seine Weisungen gebundenen . Staatssekretär 
(Art. 78 Abs. 3 B-VG) vertreten lassen kann. 
Die Bestimmungen über die besondere Einladung 
von Mitgliedern der Bundesregierung zu be­
stimmten Verhandl~ngen des Hauptausschusses 
entfallen, da auch die entsprechenden Vorschrif­
ten über die geheimen Verhandlungen des Haupt­
ausschusses in' den Entwurf nicht übernommen 
wurden. Hingegen erstreckt sich das Recht der 
Teilnahme an parlamentarischen Verhandlungen 
nicht auf die Verhandlungen des Ständigen 
Unterausschusses des Hauptausschusses und der 
Untersuchungsausschüsse. An solchen Verhand-
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lungen können Mitglieder der Bundesregierung 
und Staatssekretäre nur teilnehmen, wenn dies im 
Sinne des Abs. 3 von dem betreffenden Ausschuß 
(Unter ausschuß) verlangt wird. 

Entsprechend der parlamentarischen Praxis 
wird im Abs. 2 bestimmt, daß die Mitglieder der 
Bundesregierung sowie die Staatssekretäre be­
rechtigt sind, zu allen parlamentarischen Ver­
handlungen - außer den Verhandlungen des 
Ständigen Unterausschusses des Haupt'ausschusses 
und der Untersuchungsausschüsse - Bedienstete 
der Ressorts beizuziehen. 

Der Ausdruck "Bedienstete der Ressorts'~ ist 
umfassend zu verstehen; er wurde im Hinblick 
auf die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 
gewählt, die unter anderem den Begriff der 
"öffentlich Angestellten" bzw. "Angestellten der 
Gebietskörperschaften" einheitlich durch den der 
"Bediensteten" ersetzte. Bei Auslegung des Be­
griffes "Bedienstete" wird daher insbesondere auf 
die Erläuterungen zum Gesetzentwurf in 182 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen 
des Nationalrates, XIII. GP. (S. 10 ff), zurüc.~zu­
greifen sein. 

Zu § 19: 

Der vorgeschlagene Gesetzestext dient der 
näheren Ausführung des vorletzten Satzes im 
Art. 75 B-VG; wonach die Mitglieder der Bun­
desregierung sowie die von ihnen entsendeten 
Vertreter auf ihr Verlangen jedesmal gehört 
werden müssen. Abs. 1 entspricht inhaltlich dem 
geltenden § 59 Abs. 3, wonach Mitglieder der 
Bundesregierung das Recht haben, bei parlamen­
tarischen Verhandlungen auch zu wiederholten 
Malen das Wort zu nehmen. Durch den Hinweis 
auf die von Mitgliedern der l3undesregierung 
e n t sen d e t e n Staatssekretäre soll zum Aus­
druck gebracht werden, daß diese nur i~ Ver­
tretung des weisungsberechtigten Mitgliedes der 
Bundesregierung zur W 0 r t m eid u n g bei par­
lamentarischen Verhandlungen berechtigt sind. 
Das Recht der Te i 1 nah meder Staatssekretäre 
an parlamentarischen Verhandlungen gemäß § 18 
bleibt davon unberührt. 

Dieses Recht, das Wort zu nehmen, gilt jedoch 
nicht für Verhandlungen des Ständigen Unter­
ausschusses des Hauptausschusses und der Unter­
suchungsausschüsse. 

Abweichend von den geltenden Bestimmungen 
des § 59 Abs. 3 haben die Mitglieder der Bundes­
regierung und die von ihnen entsendeten Staats­
sekretäre zunächst gemäß Abs. 1 lediglich das 
Recht, sich zu einem in Verhandlung stehenden 
Gegenstand zli Wort zu meldeil. In Ergänzung 
dieser Bestimmungen wird jedoch im Abs. 2 
vorgesehen, daß die Mitglieder der Bundesregie­
rung in den Sitzungen des Nationalrates auch zu 
Gegenständen, die nicht in Verhandlung stehen, 
mündliche Erklärungen abgeben können. Den 
Zeitpunkt einer solchen mündlichen Erklärung 

bestimmt jedoch der Präsident bzw., wenn sich 
gegen die Entscheidung des Präsidenten Einwen­
dungen ergeben, der Nationalrat. Zu diesem 
Zweck hat das Mitglied der Bundesregierung die 
Absicht, eine solche Erklärung abzugeben, nach 
Möglichkeit dem Präsidenten vor Beginn der 
Sitzung mitzuteilen. 

Zu § 20: 
Im Hinblick auf eme parlamentarische Praxis, 

wonach der Präsident und der Vizepräsident 
des Rechnungshofes jeweils eingeladen werden, an 
den Verhandlungen über vom Rechnungshof er­
stellte Vorlagen und an den Ausschußverhandlun­
gen über die den Rechnungshof betreffenden Ka­
pitel des Bundesfinanzgesetzentwurfes teilzuneh­
men, sollen dem Präsidenten des Rechnungshofes 
bei Verhandlungen des Nationalrates, seiner Aus­
schüsse und deren Unterausschüsse über die ge­
nannten Gegenstände die gleichen Rechte einge­
räumt werden wie den Mitgliedern der Bundes­
regierung. Anderseits können der Nationalrat, 
dessen Ausschüsse und deren Unterausschüsse die 
Anwesenheit des Präsidenten des Rechnungshofes 
verlangen~ 

Ahnliche Rechte werden auch dem Vizepräsi­
denten des Rechnungshofes eingeräumt, jedoch 
mit der Einschränkung, daß dieser von sich aus 
das Wort bei parlamentarischen Verhandlungen 
nur nehmen kann, wenn er den Präsidenten des 
Rechnungshofes vertritt. 

Zu § 21: 

Der Katalog der Verhandlungsgegenstände des 
Nationalrates wurde entsprechend den sich aus 
den Bestimmungen des Bundes-Verfassungs­
gesetzes ergebenden Aufgaben des Nationalrates 
und unter Bedachtnahme auf die parlamen­
tarische Praxis ergänzt und insofern neu geglie­
dert, als zwischen 

schriftlichen Vorlagen, welche der Vorberatung 
in einem Ausschuß zu unterziehen sind (Abs. 1), 
und 

Vorlagen, die auf Grund einer Initiative eines 
Ausschusses dem. Nationalrat vorgelegt werden 
(Abs. 2) sowie 

anderen Verhandlungsgegenständen (Abs. 3) 
unterschieden wird. 

Dementsprechend wurden als Gegenstände der 
Verhandlung in den Abs. 1 Mitteilungen von Be­
hörden gemäß § 10 Abs. 3 (Art. 57 Abs. 3 B-VG) 
und Anträge von Behörden gemäß Art. 63 Abs. 2 
B-VG sowie Ersuchen um die Ermächtigung zur 
Verfolgung von Personen wegen Beleidigung des 
Nationalrates neu aufgenommen. Als Vorlagen 
der Ausschüsse werden nunmehr im Ahs. 2 neben 
den Selbständigen Anträgen von Ausschüssen 
(§ 27 des Entwurfes) und den Berichten von 
Untersuchungsausschüssen (§ 33 des Entwurfes) 
auch die Berichte des Hauptausschusses gemäß 
den besonderen gesetzlichen Bestimmungen ge-

I'. 

f' 
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nannt. Hiebei ist vor allem an Anträge des; vertrages in Aussicht genommen ist, diesen oder 
Hauptausschusses gemäß § 2 Abs. 2 betreffend: einzelne Teile desselben gemäß Art. 49 Abs. 2 
den Mandatsverlust eines Abgordneten, an den' B-VG nicht im Bundesgesetzblatt, sondern in an­
Vorschlag des Hauptausschusses bezüglich der. derer zweckentsprechender Weise kundzumachen. 
Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten Abs. 3 nennt die Verhandlungsgegenstände des 
des Rechnungshofes gemäß Art. 122 Abs. 4 B-VG' Nationalrates, die nicht zu vervielfältigen und zu 
und an Berichte im Sinne des § 3 Abs. 3 des' verteilen sind. 
Gesetzes vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180,' Abs. 4 normiert schließlich, inwieweit und in 
gedach.t. " ... . welchem Zeitpunkt Mitteilungen ü'ber eingelangte 

SchlIeßlIch werden 1m .Abs. 3 als Gegenstande Verhandlungsgegenstände in den Sitzungen des 
der Verhandlung des Nat~onalr.ates. Anfrage~ und Nationalrates zu erfolgen haben. Ausgenommen 
A~fragebeantwortungen Im H~.nblIck auf die Be-. werden lediglich die Selbständigen Anträge von 
stimmungen des XIII. Hauptstuckes genannt, fer- Ausschüssen sowie die Berichte von Unter­
ner: die Erklär';l:ngen von Mitgliede.rn d~r ~undes- suchungsausschüssen und des Hauptausschusses, 
~eper~ng .gemaß § 19 Abs .. 2 ~owle MmeIlungen da diese Vorlagen ohne weiteres auf die Tages­
ub~r die Ernennung von Mltghed.~rn der Bundes- ordnungen der Nationalratssitzungen zu stellen 
regierung und v~n Sta~tssekretaren unter Be- sind. Durch die Neuformulierung soll an der bis­
dachtnahme auf die Bestimmungen des § 81 des herigen parlamentarischen übung keine Ände­
Entwurfes. .. rung vorgenommen, sondern lediglich durch das 
W~hlen wurden als Gegens~ande der Verhand- Gesetz selbst festgelegt werden, daß sämtliche 

lung Im Abs. 3 unter de~ Gesl~htspunkt ~eu ·auf- Verhandlungsgegenstände mit Ausnahme der aus­
genommen, daß sol~e Im NatlO~alrat mcht nur drücklieh angdührten in den Sitzungen des Natio­
auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzent- nalrates mitzuteilen sind wodurch auch die 
wurfes durchzuf~hren sind, sondern auch auf Grundlage für die A~fna:h~e in die Stenographi­
Grund von Bestimmungen des Bundes-Verfas- schen Protokolle geschaffen wird. 
sungsgesetzes und anderer verfassungsgesetzlicher 
Bestimmungen. Als Beispiel kann die Wahl des Zu § 24: 
Vorsitzenden der Beschwerdekommission gemäß 
§ 6 Abs. 1 des Wehrgesetzes angeführt werden. 

Z1,1 § 22: 

Der sich bereits aus mehreren Bestimmungen 
des geltenden Geschäftsordnungsgesetzes erge­
bende Grundsatz, wonach die Gegenstände der 
Verhandlung des Nationalrates mit Ausnahme 
der Petitionen "sachliche Immunität" genießen 
(Art. 33 B-VG), wird nunmehr im Entwurf 
an emer einzigen Stelle ausdrücklich verankert. 

Zu § 23: 

Im Abs. 1 werden die Gegenstände der Ver­
handlung im Sinne des § 21 des Entwurfes aufge­
zählt, die nach Einlangen zu vervielfältigen sowie 
an alle Abgeordneten zu verteilen sind. 

Die Verpflichtung zur Vervielfältigung und 
Verteilung der Selbständigen Anträge von Abge­
ordneten ergibt sich aus § 26 Abs. 6, jene Zur 
Vervielfältigung und Verteilung der Ausschuß­
berichte aus § 42 Abs. 1 des Gesetzentwurfes. 

Abs. 2 sieht vor, daß - . abweichend von den 
Bestimmungen des Abs. 1 - von der Verviel­
fältigung und Verteilung einer Vorlage teilweise 
öder zur Gänze abgesehen werden kann. Eine 
solche Verfügung des Präsidenten kann nur nach 
Rücksprache mit den Mitgliedern der Prä­
sidialkonferenz aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
und Sparsamkeit erfolgen. In diesen Fällen hat 
die gesamte Vorlage in der Parlamentsdirektion 
zur Einsichtnahme aufzuliegen. Insbesondere 
wird eine solche Verfügung stets dann in 
Frage kommen, wenn, bezüglich eines Staats-

Diese Bestimmung geht auf den § 17 der 
geltenden Geschäftsordnung zurück. 

Im Abs. 1 ist nunmehr festgelegt, daß lediglich 
Volksbegehren bei der Festlegung der Tages­
ordnung des Nationalrates den· Vorrang vor allen 
übrigen Gegenständen haben. Vorlagen der. Bun­
desregierung werden in dieser Ausnahmsregelung 
nicht mehr erwähnt. 

Die Bestimmung des Abs. 2 legt in näherer 
Ausführung des Abs. 1 zunächst eine Frist hin­
sichtlich des Beginns der Vorbera tung eines Volks­
begehrens fest und sieht ferner vor, daß nach Ab­
lauf einer weiteren Frist dem Nationalrat in jedem 
Fall ein Bericht über die Ausschußverhandlungen 
zu erstatten ist. Dies stellt eine Ausnahme zum 
Grundsatz des § 42 dar, demzufolge ein Bericht 
erst nach ,;Schluß der Verhandlungen" vom Ob­
mann und vom Berichterstatter unterfertigt dem 
Präsidenten des Nationalrates zu übergeben ist. 

Die Bestimmung des geltenden § 17 Abs. 3, 
derzufolge nach Ablehnung von Ausschuß­
anträgen, welche Abänderungen der vorberatenen 
Regierungsvorlagen oder Volksbegehren zum In­
halt haben, durch den Nationalrat diese Vorlagen 
auch noch in ihrer ursprünglichen Fassung zur 
Abstimmung kommen, wurde ersatzlos gestri­
chen; dies mit Rücksicht darauf, daß diese Vor­
schrift häufig kaum vollziehbar erscheint, weil 
insbesondere schwer feststellbar ist, welche Teile 
der ursprünglichen Fassung abzustimmen wären, 
wenn von der ursprünglichen Vorlage stark ab­
weichende Ausschußanträge im Nationalrat zum 
T eil keine Mehrheit finden. 

" 
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Zu § 25: 

Diese Bestimmung regelt das Verfahren bei 
Anderung oder Zurückziehung von Regierungs­
vorlagen (bisher § 17 Abs. 4). Die Bundesregie­
rung kann nunmehr ihre Vorlagen bis zum Be­
ginn der Abstimmung im Ausschuß ändern oder 
zurückziehen. Ferner wird durch die Neufassung 
das Verfahren präzisiert, das bei Einlangen einer 
diesbezüglichen Note der Bundesregierung ein­
zuhalten ist. Um den Stenographischen Proto­
kollen die Behandlung aller Vorlagen lückenlos 
entnehmen zu können, ist auch vorgeseh.en, daß 
die Anderung oder Zurückziehung einer Regie­
rungsvorlagein der nächstfolgenden Sitzung des 
Nationalrates mitzuteilen ist. 

Zu § 26: 

Abs. 1 bis 5 des nunmehrigen § 26 entsprechen 
im wesentlichen dem geltenden § 18. Die Abs. 6 
urid 8 gehen auf die Bestimmungen des derzeiti­
gen § 20 Abs. 2 und 3 zurück. 

Durch die Neufassung des Abs. 1 wird schon 
an dieser Stelle k.1argestellt, daß Selbständige An­
träge von Abgeordneten in den Sitzungen des 
Nationalrates einzubringen sind; in der geltenden 
Geschäftsordnung ergibt sich dies erst aus den 
Bestimmungen über die Stenographischen Proto-
kolle (§ 38 Abs. 1). . 

Abs. 3 sieht vor, daß ein Selbständiger Antrag 
eines. Abgeordneten. auch einen Vorschlag hin­
sichtlich der Vorberatung enthalten kann; die 

. Bestimmung des geltenden Gesetzes, wonach jeder 
Selbständige Antrag einen förmlichen Antrag 
wegen der Art der Vorberatung zu enthalten 
hat, wurde im Hinblick auf die generelle Zustän­
digkeit des Präsidenten betreffend die Zuweisung 
von Vorlagen an die Ausschüsse (§ 13 Abs. 4 des 
Entwurfes) entbehrlich. 

In einem neuen Abs. 7 wird Abgeordneten für 
den Fall, daß ein von ihnen. eingebrachter 
Itlitiativantrag nicht binnen 6 Monaten nach der 
Zuweisung im Ausschuß in Verhandlung gezogen 
wird, das Recht eingeräumt, die Aqfnahme der 
Vorberatung dieses Initiativantrages innerhalb 
bestimmter Fristen herbeizuführen. Das dies­
bezügliche Verlangen ist dem Präsidenten schrift­
lich zu übergeben, der hievon dem Nationalrat 
Mitteilung zu machen und den Ausschußobmann 
zu verständigen hat. Das Recht, die Aufnahme 
der Vorberatungen zu erzwingen, umfaßt aller­
dings nicht das Recht, den Abschluß der Vorbera­
tungen zwingend herbeizuführen. - Diese völlig 
neue Verfahrensvorschrift ,fird zukünftig auch 

. von der Präsidialkonferenz bei Koordinierung 
der Sitzungstermine der Ausschüsse (§ 8 Abs: 2) 
zu berücksichtigen sein. 

Die Vorschriften des Abs. 8 über die Zurück­
ziehung von Selbständigen Anträgen von Abge-

ordneten wurden entsprechend jenen des .. § 25 
des Entwurfes über die Zurückziehung von 
RegierungsvorLlgen neu gefaßt. 

Zu § 27: 

Abs. 1 regelt das Recht der Ausschüsse, Selb­
ständige Anträge auf Erlassung von. Gesetzen 
zu stellen, und entspricht insoweit im :wesent­
lichen dem geltenden § 19 Abs. 1. 

Der Abs. 2 des geltenden§ 19 wurde zur 
Gänze fallengelassen, da die Möglichkeit, einen 
solchen Selbständigen Antrag an den Ausschuß 
zurückZuverweisen oder diesen an einen anderen 
Ausschuß zu verweisen, auch auf Grund der 
Bestimmungen über die Geschäftsbehandlung in 
den Sitzungen des Nationalrates gegeben ist. 

Der neugeschaffene Abs. 2 enthält eine Sonder­
regelung, nach der bei der Vorberatung des Ent­
wurfes des Bundesfinanzgesetzes sowie eines Ein­
spruches des Bundesrates keine Selbständigen An­
träge auf Erlassung von Gesetzen durch den 
Ausschuß gestellt werden können. Hiedurch wird 
in Verbindung mit § 77 des Entwurfes klar­
gestellt, daß der Ausschußbericht über einen Ein­
spruch des Bundesrates einen neuen Gesetzes­
vorschlag enthalten kann, ohne daß der Umweg 
über einen Selbständigep. Antrag eingeschlagen 
werden muß. 

Abs. 3 regelt das Recht der Ausschüsse, Selb­
ständige Anträge auf Fassung von Beschlüssen 
zu stellen, die nicht die Erlassung von Gesetzen 
betreffen. Sofern es sich hiebei um Entschlie­
ßungsanträge handelt (siehe hiezu § 55 Abs.l), 
sind sie entsprechend der schon bisher eingeh al- . 
tenen parlamentarischen übung dem Ausschuß­
bericht über die Vorlage unmittelbar anzuschlie-· 
ßen; 

Zu § 28: 

Diese Bestimmungen ersetzen den geltenden 
§ 21, wobei nunmehr nach Abs. 2 lediglich der 
mit der Vorberatung betraute Ausschuß zu prü­
fen hat, ob der Bedeckungsvorschlag als aus­
reichend anzusehen ist. 

Zu § 29: 

Abs. 1 entspricht den Bestimmungen des gel­
tenden§ 22 Abs. 1. 

Abs. 2 enthält einen· Katalog der sich auf 
Grund verfassungs- und einfachgesetzlicher Be­
stimmungen ergebenden Aufgaben· des Haupt­
ausschusses. 

Durch den Hinweis auf die Bestimmungen 
des § 3 des Gesetzes vom 13. April 1920, StGBl. 
Nr. 180, wird das parlamentarische Verfahren 
bezüglich von Verordnungen der Bundesregie­
rung oder eines Bundesministers, über die das 
Einvernehmen mit dem Hauptaussch1Jß herzu­
stellen ist, geregelt. 
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Die Bestimmungen des § 22 Abs. 3 bis 7 der· ·Im Abs;3 werden die Worte "für die Dauer 
geltenden Geschäftsordnung wurden inden Ent- einer Sitzung" gestrichen, um die Möglichkeiten 
wurf nicht übernommen, da nach diesem auch für für die Vertretung eines verhinderten Ausschuß-

. den Hauptausschuß die allgemeinen Bestimmun- mitgliedes zu erweitern, da sich dies schon längere 
gen über das Ausschußverfahren gelten und dar- Zeit als zweckmäßig erwiesen hat. 
über hinaus Sonderregelungen entbehrlich er-
scheirten. Zu § 33: 

Zu § 30: 

Die Bestimmungen über die Bildung des 
Hauptausschusses eritsprechen im wesentlichen 
dem geltenden § 23. 

Neu ist die Formulierung des Abs. 4 betref­
fend die Zuteilung der auf jede Liste entfalrenden 
Anzahl der Mitglieder. An Stelle eines Verweises 
auf die Bestimmungen der Nationalrats-Wahl­
ordnung wird das für die Zuteilung der Aus­
schußsitze geltende d'Hondtsche Verfahren 
expressis verbis festgelegt. , 

Nach der Regelung des Abs. 5 sind Ersatz-
. männer für den Hauptausschuß erst im Fall der 

Verhinderung von Ausschußmitgliedern durch 
jene Abgeordneten zu nominieren, welche den 
entsprechenden Wahlvorschlag unterzeichnet 
haben. ' 

Die Bestimmungen über die Wahl der Ob­
männerdes Hauptausschusses im geltenden § 23 
Abs. 6 erscheinen mit Rücksicht auf die Vor­
schriften des § 34 Abs. 2 (bisher § 27 Abs. 2) 
hinsichtlich der Wahl der Ausschußobmänner und 
Schriftführer entbehrlich und können daher ent­
fallen. 

Zu§31: 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden 
§ 24. 

Durch die Neuformulierung im ~w,eiten Satz 
des Abs. 1 wurde klargestellt, daß auch für die 
Wahl des Ständigen Unterausschusses des Haupt­
ausschusses im Sinne des Art. 55 Abs. 2 B-VG 
das d'Hondtsche Verfahren gilt. 

Zu '§ 32: 

Die Bestimmungen über die, Wahl von Aus­
schüssen zur Vorberatung der Verhandlungs­
gegenstände entsprechen 1m wesentlichen dem 
geltenden § 25. 

Durch die NeUfassung des Abs. 1 wird nun­
mehr klargestellt, daß entsprechend der par-. 
lamentarischen Praxis auch für die Wahl dieser 
AusschUsse das d'Hondtsche Verfahren gilt. 

Ferner Wurde in den Abs. 1 und 2 der Begriff 
"Verbände von Klubs" eliminiert, weil es nicht 
für notwendig erachtet wurde, im Zusammen­
hang mit der Wahl von Ausschüssen den Zu­
sammenschluß von Klubs zu ermöglichen. 

Durch die Neufassung der Bestimmungen 'über 
die Einsetzung von Untersuchurigsausschüssen 
wird insbesondere klargestellt, daß die Wahl eines 
Untersuchungsauschusses 'auf Grund eines An~ 
trages Zur Geschäftsbehandlung (§ 59), der je­
doch schriftlich einzubringen ist, zu erfolgen hat. 

Abweichend von den Bestimmungen über die 
Bildung der übrigen Ausschüsse (§§ 30, 31 und 
32) ist jedoch hinsichtlich der Zusammensetzung 
der Untersuchungsausschüsse im Abs. 1 lediglich 
festgelegt, daß jedem Untersuchungsausschuß 
mindestens ein Mitglied jeder im Hauptausschuß 
vertretenen Partei anzugehören hat. 

Mit den Worten "Zusammensetzung des 
Untersuchungsausschusses" ist nicht dessen per­
sonelle Zusammensetzung gemeint, sondern die 
Festlegung der Zahl der Mitglieder, die von 
den einzelnen Klubs für den Untersuchungs­
ausschuß namhaft zu machensirid. 

Abs. 2 bestimmt, daß die Debatte und Abstim­
mung über einen Antrag auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses nicht im Sinne der Be­
stimmungen des § 59 Abs. 1 sogleich, sondern 
nach Erledigung der Tagesordnung der Sitzung, 
in welcher der Antrag eingebracht wurde, zu 
erfolgen hat; auf Verlangen von einem Fünftel 
der anw,esenden Abgeordneten' ist' die Abstim­
mung an den Beginn der nächsten Sitzung zu 
verlegen. 

Durch den neuformulierten Abs. 4 wird klar­
gestellt, welche Bestimmungen der Strafprozeß­
ordnung im Verfahren der Untersuchungsaus­
schüsse anzuwenden sind. Im übrigen gelten im 
Verfahren der Untersuchungsausschüsse die all­
gemein für Ausschüsse des Nationalrates be­
stehenden Verfahrensvorschriften. ' 

Es ist daher auch das Verfahren der Unter­
suchungsausschüsse wie das Verfahren ,in den 
anderen Ausschüssen qes Nationalrates - siehe 
hiezu die Erläuterungen zu § 37. - nicht öffent­
lich. Daran ändert auch die Vorschrift des Abs. 4 
über die sinngemäße Anwendung von Bestim­
mungen der Strafprozeßordnung bei Beweis­
erhebungen durch Untersuchungsausschüsse 
nichts. Dies ergibt sich auch daraus, daß die ange­
führten Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
über das B ewe i s ver f a h ren in der Haupt­
verhandlung vor, den Gerichtshöfen erster In­
stanz keine Regelung über die öffentlichkeit 
oder Nichtöffentlichkeit des Verfahrens enthal­
ten. 
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Zu bemerken ist, daß die falsche Aussage vor 
Untersuchungsausschüssen durch § 288 Abs. 3 des 
neuen Strafgesetzbuches nunmehr ausdrücklich 
unter Strafe gestellt ist. 

Zu § 36: 

Diese Bestimmungen entsprechen dem gelten­
den § 30. Durch die Neufassung wird klar­
gestellt, daß diese auch für Unterausschüsse, gel­
ten. 

Unter den Begriff "Arbeiten" im Abs. 1 fallen 

Der vorgeschlagene Text entspricht dem gel- nunmehr insbesondere Besichtigungen gemäß § 40 
tenden § 27. Abs. 4. 

Zu § 34: 

Da das Gesetz keine Voraussetzungen festlegt, 
unter denen ein Ausschußobmann zur Einberu­
fung einer Ausschußsitzung verpflichtet ist, steht 
- unbeschadet der Möglichkeit des National­
rates, auf die Ausschußverhandlungen in .zeit­
licher Hinsicht Einfluß zu nehmen {§ 43), und der 
Koordinierung der Sitzungszeiten der Ausschüsse 
durch die Präsidialkonferenz (§ 8 Abs. 2) - die 
Einberufung einer Sitzung grundsätzlich im Er­
messen des Ausschußobmannes. Dementsprechend 
ist er auch berechtigt, eine bereits einberufene 
Ausschußsitzung aus triftigen Gründen abzusagen. 

Die geltenden Vorschriften über die Ver­
tretung des Präsidenten bei Konstituierung von 
Ausschüssen wurden mit Rücksicht auf die all­
gemeine Bestimmung des § 15 über die Ver­
tretung des Präsidenten nicht in den Entwurf 
übernommen. 

Zu § 35: 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen ,dem gelten­
den § 26 Abs. 1. Durch den letzten Satz wird 
deutlicher als in der derzeitigen Geschäftsord­
nung klargestellt, daß Unterausschüsse nur hin­
sichtlich des Verfahrens Mehrheitsbeschlüsse 
fassen können. 

Ergänzend zu den Bestimmungen des Abs. 1 
normiert Abs. 2, inwieweit die Einsetzung von 
Unterausschüssen durch Untersuchungsausschüsse 
zulässig ist. 

Abs.3 enthält Vorschriften über die Konsti­
tuierung der Unterausschüsse und bestimmt fer­
ner, daß auf Unterausschüsse die Bestimmungen 
des § 41 über die Verhandlungen der Ausschüsse 
sinngemäß anzuwenden sind. 

Abs. 4 regelt die Formen der Berichterstattung 
d~s Unterausschusses an den Ausschuß, wobei auf 
dIe Praxis, die sich seit der Geschäftsordnungs­
reform 1961 herausgebildet hat, Bedacht genom­
men wird und insbesondere auch im Falle von 
Teileinigungen eine schriftliche BerichterstattunO' b 

vorgesehen ist. Durch den letzten Satz . des 
Abs. 4 soll klargestellt werden, daß auch dem 
Unterausschuß jederzeit eine Frist zur Bericht­
erstattung gesetzt werden kann. 

Abs. 3 wurde unter Bedachtnahme auf die 
bestehende parlamentarische Praxis neu formu­
liert. 

Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 sind 
sinngernäß auch' auf gewählte Ersatzmitglieder 
der Ausschüsse (§ 32 Abs. 1) anzuwenden. 

Zu § 37: 

Die Abs. 1 und 2 entsprechen den Abs. 6 und 5 
des geltenden § 27. . 

Abs. 3 regelt neu die Anwesenheit von Per­
soneh bei Ausschußsitzungen, die weder als Ab­
geordnete, Mitglieder dei: Bundesregierung, 
Staatssekretäre oder Präsident bzw. Vizepräsident 
des Rechnungshofes zur Teilnahme an parlamen­
tarischen Verhandlungen berechtigt sind. Die An­
wesenheit solcher Personen hat eine Weisung 
(Art. 20 Abs. 1 B-VG) des Präsidenten des 
Nationalrates; eines Mitgliedes der Bundesregie­
rung oder des Präsidenten des Rechnungshofes 
bzw. eine Genehmigung des Präsidenten des 
Nationalrates - insbesondere im Sinne des § 40 
Abs. 1 des Entwurfes - zur Voraussetzung. Mit 
Genehmigung des Präsidenten nehmen nach par­
lamentarischer Gepflogenheit vor allem auch 
Klubbedienstete an Sitzungen der Ausschüsse 
- mit Ausnahme des Hauptausschusses - teil. 

Aus diesen Bestimmungen folgt, daß die Ver­
handlungen der Ausschüsse des Nationalrates 
nicht für jedermann zugänglich und damit, zum 
Unterschied von den grundsätzlich öffentlichen 
Sitzungen des Nationalrates (§ 47), nicht öffent­
lich sind. 

Gemäß Abs. 4 können die unter die Bestim­
mungen des A\;>s. 3 fallenden Personen durch 
Beschluß des Ausschusses v6n Verhandlungen 
ausgeschlossen werden. Die Abs. 3 und 4 finden 
sinngemäß auf Sitzungen der Unter ausschüsse 
Anwendung. 

Abs. 5 erster Satz regelt die Frage der Vertrau­
lichkeit von Ausschußverhandlungen und ent-' 
spricht dem geltenden § 29 Abs. 2. 

Abweichend 'von den geltenden Bestimmungen 
des § 27 Abs. 7 soll in Zukunft ein Beschluß auf 
Ausschluß der nicht stimmberechtigten Abgeord­
neten von den Ausschußverhandlungen ' .einen 
Beschluß auf Vertraulichkeit dieser Verhandlun-

Abs. 5 entspricht dem letzten Satz des gelten- gen zur Voraussetzung haben uhd einer Mehrheit 
den § 26 Abs. 1. I von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
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bedürfen. Ein Ausschluß der Präsidenten des 
Nationalrates von den Ausschußverhandlungen 
ist gemäß Abs. 6 unzulässig. 

Zu § 38: 

Die Vorschriften über Ausschuß-Protokolle 
entsprechen im wesentlichen dem geltenden § 28, 
wobei jedoch eine stärkere Anpassung an die 
Bestimmungen über die Amtlichen Protokolle 
der Nationalratssitzungen vorgenommen wurde. 

Nach Abs. 1 sind künftig auch über Sitzungen 
der Unterausschüsse Amtliche Protokolle zu 
führen. Durch die Bestimmungen über .die 
Hinterlegung der Ausschußprotokolle in der 
Parlamentsdirektion soll klargestellt werden, daß 

'grundsätzlich dem Ausschuß das Verfügungs­
recht über seine Protokolle zukommt. Die Pro­
tokolle sind nunmehr in der Regel durch Be­
dienstete der Parlamentsdirektion zu führen. 
Die Unterfertigung der Protokolle hat jedoch 
durch den Obmann und einen Schriftführer des 
Ausschusses zu erfolgen, die hiedurch die Ver­
antwortung für dessen Richtigkeit übernehmen. 
Dies ist besonders zu betonen, da ansonsten im 
Hinblick darauf, daß die Parlamentsdirektion 
auch an der Abfassung der Ausschußberichte 
mitwirkt, eine gewisse Inkompatibilität ent­
stehen könnte. Grundlage für den Ausschuß­
bericht ist also weiterhin das vom Obmann 
und einem Schriftführer unterfertigte Amtliche 
Protokoll der jeweiligen Ausschußsitzung. 

Durch den neugefaßten Abs. 3 wird festgelegt, 
daß insbesondere schriftliche Meldungen über die 
Vertretung eines verhinderten Ausschußmitglie­
des im Sinne des § 32 Abs. 3 und Schriftstücke, 
die der Obmann inder Sitzung des Ausschusses 
den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht hat, dem 
Protokoll anzusChließen sind. 

In Abs.· 4 wird durch Anfügung eines zweiten 
Satzes klargestellt, daß über allfällige Einwen­
dungen gegen die Fassung des Protokolls der 
Ausschußobmaim zu entscheiden hat. 

Zu § 39: 

Abs. 1 bestimmt, daß. der Präsident des 
Nationalrates Verlautbarungen über die Tätig­
keit der Ausschüsse und Unterausschüsse veran­
laßt. Zu diesem Zweck können die Ausschüsse 
bzw. Unterausschüsse der Parlamentsdirektion 
auch KommuniqUiGs übergeben. 

Nach Abs. 2 kann dem Amtlichen Protokoll 
eine auszugsweise Darstellung der Verhandlungen 
angeschlossen werden, die'. auf Grund eines Er­
suchens des Obmannes an den Präsidenten durch 
den Stenographendienst zu erstellen ist. Zum 
Inhalt einer solchen auszugsweisen Darstellung 
der Verhandlungen gehören auch von Sitzungs­
teilnehmern allenfalls übergebene schriftliche Er­
klärungen. 

Abs. 3 sieht die Veröffentlichung einer solchen 
auszugsweisen Darstellung durch den Präsidenten 
auf Grund emes Ausschuß(Unterausschuß)­
beschlusses vor. 

Zu § 40: 

. Abs. 1 entspricht im wesentlichen dem gelten­
den § 32 Abs. 1. Durch die Einfügung des 
Klammerausdruckes ,,(Unterausschüsse)" wird die 
Geltung dieser Bestimmungen auch für Unter­
ausschüsse festgelegt. Ferner wurde das Wo'rt 
"Zeugen" durch den umfassenderen Ausdruck 
"andere Auskunftspersonen" ersetzt. 

Abs. 2 entspricht im wesentlichen dem gelten­
den § 32 Abs. 2. 

Durch den neu eingefügten Abs. 3 wird ein 
Kostenersatzanspruch der zur mündlichen 
Äußerung geladenen Sachverständigen und Aus­
kunftspersonen normiert. 

Durch einen: neuen Abs. 4 wird schließlich die 
Möglichkeit geschaffen, daß ein Ausschußobmann 
mit Zustimmung des Präsidenten die Mitglieder 
des Ausschusses zu Besichtigungen an Ort und 
Stelle innerhalb des Bundesgebietes einlädt. Aus 
dieser Formulierung ergibt sich, daß es sich hiebei 
nicht um die Einberufung des Ausschusses han­
delt, da ein solcher als Teil des Nationalrates 
nur an dessen Sitz (Art. 25 B-VG) zusammen­
treten kann. 

Zu § 41: 

Abs. 1 erster und zweiter Satz entsprechen 
den Bestimmungen des § 34 Abs. 1 und 2 über 
die Beschlußfähigkeit der Ausschüsse. Dem Abs. 1 
wurde weiters ein Satz angefügt, wonach der 
Ausschußobmann die Sitzung auf bestimmte oder 
unbestimmte Zeit zu unterbrechen hat, wenn eine 
Abstimmung oder eine Wahl wegen Beschluß­
unfähigkeit nicht vorgenommen werden kann. 

Abs. 2 sieht dem § 49 Abs. 4 und 5 des Ent­
wurfes entsprechende Bestimmungen über Um­
stellung, Änderung und Ergänzung der Tages­
ordnung einer Ausschußsitzung vor. 

Abs. 3 entspricht dem ersten Halbsatz des gel­
tenden § 34 Abs. 9. Er sieht ferner vor, daß der 
Berichterstatter einen Vorschlag über die Glie­
derung der Debatte - getrennte. General- und 
Spezialdebatte oder Beratung nach Teilen der 
Vorlage - machen kann. 

Abs. 4 regelt den Fall, daß dem Ausschuß 
mehrere Gesamtanträge zur Vorberatul1g vor­
liegen. 

Da die sinngemäße Anwendung der für das 
Plenum geltenden Redeordnung im Ausschuß 
zur Voraussetzung hätte, daß sich die Redner mit 
der Angabe, ob sie "pro" oder "contra" sprechen 
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werden, ,zu Wort melden, dies aber nicht der ImAbs~ 12 werden schließlich Jene für die 
parlamentarischen Praxis entspricht und überdies Geschäftsbehandlung ,in den Sitzungen des 
nich,t immer für jede Fraktion schon am Beginn Nationalrates geltenden Vorschriften aufgezählt, 
der Aussd1Ußsitzung feststeht, ob sie "für" oder die auch bei den Ausschußverhandlungen sinn­
"gegen" die Vorlage stimmen werde, wird im gemäß anzuwenden sind. Neu eingefügt. wurde 
Abs. 5 vorgeschlagen, daß den zum Wort ge- der Hinweis auf die Vertagung der Verhandlung 
meldeten Sitzungsteilnehmern in der Reihen- (§ 53 Abs. 6). 
folge ihrer Anmeldung das Wort zu erteilen ist. 
Die Rechte der Mitglieder der Bundesregierung Zu § 42: 
und der entsendeten Staatssekretäre (§ 19 Abs. 1) Abs. 1 faßt im wesentlichen die geltenden 
sowie des Präsidenten des Rechnungshofes (§ 20 Bestimmungen des § 34 Abs. 9 erster Satz und 
Abs. 3) bleiben hiedurch unberührt. des §.43 Abs. 1 zusammen. Hiedurch wird auch 

Durch die Neufassung des Abs. 6 über die noch deutlicher zum Ausdruck gebracht, daß ein 
Redezeitbeschränkung wurde klargestellt, daß Ausschußbericht erst bei Vorliegen eines (posi­
eine solche lediglich für Abgeordnete gilt. tiven oder negativen) Ergebnisses der Verhand­

lungen zu erstatten ist. Ausnahmen von diesem 
Abs. 7 enthält eine Neufassung der Bestim- Grundsatz sind demnach nur in den speziell ge­

mungen über den Beschluß des Ausschusses auf regelten Fällen der §§ 26 Abs. 7 und 44 Abs. 4 
Schluß der Debatte. Es ist nunmehr vorgesehen, zulässig. 
daß jeder im Ausschuß vertretene Klub noch 
einen Redner aus seiner Mitte bestimmen kann, Abs. 2 und 3 entsprechen den Bestimmungen 
sofern ein Antrag auf Schluß d~r Debatte vom des geltenden § 34 Abs. 7 und 8. 

Ausschuß angenommen wurde und der Klub Abs. 4 übernimmt im wesentlichen die Bestim­
in' diesem Zeitpunkt keine Redner gemeldet hat. mungen des geltenden § 34 Abs. 10 und 11 mit 

der Ergänzung, daß ein Minderheitsbericht dem 
Nach Abs. 7 gilt die Debatte als neu eröffnet, Präsidenten so rechtzeitig' übergeben werden 

wenn ein Mitglied der Bundesregi~rung, ein muß, daß er gleid1Zeitig mit ,dem Hauptbericht 
Staatssekretär oder der Präsident des Rechnungs- des Ausschusses in Verhandlung genommen wer-
hofes nach einem Beschluß auf Schluß der De- den kann. Der Minderheitsbericht ist dann dem 
batte oder nach der Feststellung des Obmannes, Hauptbericht anzuschließen, wenn die Auflage-
daß die Debatte infolge Erschöpfung der frist nach § 44 Abs. 1 eingehalten werden kann; 
Rednerliste beendet sei, das Wort ergreift. . d P . b d d' d ß d' . m er raXlS e eutet les, a le emzu-

Nach Abs. 8 sind Abänderungs- und Zusatz- schlagende Vorgangsweise von der Möglichkeit 
anträge zu der in Vorberatung stehenden Vor- bestimmt wird, den Minderheitsbericht gleich­
lagedem Obmann schriftlich zu übergeben. zeitig mit dem Hauptbericht in Druck zu legen. 

Sofern dies nicht möglich und für den Minder-
Neu ,ist der ausdrückliche Hinweis, daß sol- heitsbericht ein eigener Druck- bzw. Verviel-

chen Anträgen eine Begründung beigefügt fältigungsvorgang notwendig ist, hat dessen Ver­
werden kann, was im Falle ihrer Annahme für 
die Darstellung der Motive von Ausschuß- öffentlichung jedenfalls als Beilage zu den Steno­

graphischen Protokollen nachträglich, zu er­
beschlüssen durch die Berichte gemäß § 42 folgen (§ 52 Abs. 4). 
Abs. 10 von Bedeutung ist. 

Abs. 9 entspricht zum Teil dem geltenden § 34 
Abs. 6. Neu eingefügt wurde ein Hinweis auf 
§ 64 hinsichtlich der Ausübung des Stimmrechtes. 

Abs. lq' legt entsprechend dem letzten Satz 
des geltenden § 34 Abs. 6 das bei Wahlen not­
wendige Konsensquorum fest und sieht als Neue­
rung eine Losentscheidung für den Fall vor, daß 
sich auch im zweiten Wahlgang Stimmengleich­
heit ergeben sollte. 

Abs. 11 regelt die namentliche Abstimmung 
und entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ '34 Abs. 5. Es ist jedoch nunmehr vorgesehen, 
daß der Obmann vor ,der Abstimmung die 
Namen der im Ausschuß stimmberechtigten Ab­
geordneten festzustellen und bekanntzugeben 
hat. Das Ergebnis einer namentlichen Abstim­
mung ist sowohl' in das Ausschußprotokoll als 
auch in den Ausschußbericht aufzunehmen. 

Abs. 5 entspricht dem geltenden § 34 Abs.12. 

Zu § 43: 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen dem gelten­
den § 42. Neu ist jedoch, daß nicht der Präsident 
den Zeitpunkt zu bestimmen hat, in dem über 
den Antrag, einem Ausschuß eine Frist zur Be­
richterstattung zu setzen, abgestimmt wird, son­
dern dieser. Zeitpunkt im Gesetz festgelegt ist. 
Danach. hat die Abstimmung über einen solchen 
Antrag - nicht jedoch die gemäß § 59 Abs. 3 
allenfalls sofort durchzuführende Debatte -
nach Beeendigung der Verhandlungen der 
Sitzung; in der dieser eingebracht wurde, zu 
erfolgen. 

In einem neuen Abs. 2 ist die Möglichkeit 
vorgesehen, die einem Ausschuß gesetzte Frist 
zu erstrecken.' Damit wird der bestehenden 
Praxis Rechnung getragen. 

". 
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Zu § 44: 

Die Regelung der Fristen für das Aufliegen 
der Ausschußberichte bzw.der Folgen bei Fristen­
ablauf für die Berichterstattung entspricht im 
wesentlichen den Abs.2 bis 5 ~es geltenden § 43. 

Im Abs. 1 wurde der Ausdruck "zweite 
Lesung" durch das Wort "Verhandlung" ersetzt, 
da eine zweite Lesung nunmehr nur bei Behand­
lung von Gesetzesvorschlägen vorgesehen ist. 
Weiters soll durch die Wendung "eines von 
einem Ausschuß vorzuberatenden Gegenstandes" 
klargestellt werden, daß die Bestimmungen des 
§ 44 für alle Vorlagen gelten, die einer Ausschuß­
vorberatung zu unterziehen sind. 

Durch den neugefaßten Abs. 4 ist nunmehr 
unmittelbar im Gesetz festgelegt, wer für den 
Fall, daß der Ausschuß seine Verhandlungen nicht 
durch Wahl eines 'Berichterstatters abgeschlossen 
hat (§ 42 Abs. 1), im Plenum Bericht zu erstatten 
hat. 

Zu § 45: 

Da auf Grund der Bestimmungen des § 43 
,des Entwurfes auch Untersuchungsausschüssen 
eine Frist zur Berichterstattung gesetzt werden 
kann, in diesem Fall aber die Bestimmungen 
des § 44 nicht anwendbar erscheinen, soll durch 
§ 45 die Vorgangsweise im Nationalrat festgelegt 
werden, die einzuhalten ist, wenn ein Unter­
suchungsausschuß innerhalb einer ihm gesetzten 
Frist keinen Bericht erstattet hat. 

Durch diese Bestimmungen wird dem Natio­
nalrat die Möglichkeit gegeben, auf die Verhand­
lungen der Untersuchungsausschüsse stärker Ein­
fluß zu nehmen, zumal nach der geltenden Ge­
schäftsordnung zweifelhaft scheint, ob Unter­
suchungsausschüssen überhaupt eine Frist für die 
Berichterstattung gesetzt werden kann. 

Zu § 46: 

Die gegenständlichen Bestimmungen ent­
sprechen dem Art. 28 B-VG in der Fassung der 
gleichzeitig vorgeschlagenen Novelle zum Bundes­
Verfassungsgesetz. 

Zu § 47: 

Mit Ausnahme der Bestimmungen des Abs. 4 
entspricht § 47 dem geltenden § 36. 

"Ausschluß der öffentlichkeit" bedeutet, daß 
außer gewählten Abgeordneten nur der Par­
lamentsdirektor bzw. in dessen Vertretung 
ein Stellvertreter des Parlamentsdirektors an 
der weiteren Sitzung teilnehmen darf. Die 
Anwesenheit von Mitgliedern des Stenographen­
dienstes der Parlamentsdirektion richtet sich nach 

den Bestimmungen ,des neuen Abs. 4. Gemäß 
Art. 75 B-VG sind auch Mitglieder der Bundes­
regierung, die nicht gewählte Abgeordnete sind, 
zur Teilnahme an einer unter' Ausschluß der 
öffentlichkeit abgehaltenen Sitzung berechtigt. 

Durch die Neuformulierung des Abs. 3 wird 
das Verfahren hinsichtlich des Amtlichen Proto­
kolls über eine nichtöffentliche Verhandlung' des 
Nationalrates eingehender als bisher geregelt. 

Inder Regel sind lediglich über öffentlicheSit­
zungen des Nationalrates Stenographische Proto­
kolle zu verfassen (§ 52 Abs. 1). Ergänzend dazu 
ist im Abs. 4 des § 47 vorgesehen, daß über 
Beschluß des Nationalrates auch über eine unter 
Ausschluß der öffentlichkeit geführte Verhand­
lung ein Stenographisches Protokoll verfaßt wer­
den kann, um über das Amtliche Protokoll hin­
aus das Geschehen in der nichtöffentlichen 
Sitzung festzuhalten. Daher ist auch vor­
gesehen, daß über die Herstellung eines solchen 
Protokolls und dessen Veröffentlichung ge­
trennte Beschlüsse zu fassen sind. 

Zu § 48: 

Abweichend von den Bestimmungen des gel­
tenden § 37 ist vorgesehen, daß der Präsident 
im Falle der Beschlußunfähigkeit die Sitzung 
nicht schließen, sondern mir'uIiterbrechen kann, 
wobei es im Sinne des § 13 Abs. 3 des Ent­
wurfes in seinem Ermessen steht, ob er eine 
Unterbrechung auf bestimmte oder unbestimmte 
Zeit verfügt. Diese Umformulierung dient der 
Vereinheitlichung der im Geschäftsordnungs­
gesetz verwendeten Begriffe; im übrigen ent­
spricht der neue § 48 jedoch der geltenden Rege­
lung. 

Zu § 49: 

Die vorgeschlagenen FOrmulierungen ent­
isprechen im wesentlichen den Bestimmungen des 
geltenden § 38. 

Im Abs. 1 ist nunmehr vorgesehen, daß der 
Präsident die entschuldigten Abgeordneten (§ 12 
Abs. 3 des Entwurfes) sowie Mitteilungen über 
die Vertretung zeitweilig verhinderter Mit­
glieder der Bundesregierung bekanntzugeben 
hat. Da nach dem Entwurf der neuen 
Geschäftsordnung schriftliche Anfragen auch 
außerhalb der Sitzung des Nationalrates -
jedodi nicht in der tagungsfreien Zeit -
eingebracht werden können, wurde der zweite 
Satz des geltenden § 38 Abs. ,1 gestrichen, 
zumal er systematisch nicht hieher gehört. An 
dessen Stelle ist im § 52 Abs. 3 des Entwurfes 
festgelegt, daß jeweils im Stenographischen Pro­
tokoll die in der Sitzung und seit der letzten 
Sitzung eingelangten Verhandlungsgegenstände 
zu verzeichnen sind. Demnach wird künftig der 
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Präsident die seit der letzten Sitzung ein ge- Zu § 52: 
brachten Anfragen gemäß Abs. 1 am Beginn 
der folgenden Sitzung und die während der 
Sitzung eingebrachten gemäß Abs. 2 an deren 
Ende mitzuteilen haben, um die Grundlage für 
die Aufnahme in das Stenographische Protokoll 
zu schaffen. 

Im Abs. 4 ist schließlich der parlamentarischen 
Praxis entsprechend vorgesehen, daß der Präsi­
dent nicht wie bisher "am Beginn der Sitzung", 
sondern "vor Eingang in die Tagesor,dnung" eine 
Umstellung der Tagesordnung vornehmen bzw. 
die Debatte über mehrere Gegenstände der 
Tagesordnung zusammenfassen kann. 

Zu § 50: 

Der neue § 50 entspricht im wesentlichen dem 
geltenden § 39. 

Durch die Neuformulierung des Abs. 1 soll 
dem Präsidenten die Möglichkeit eröffnet wer­
den, am Schluß einer Sitzung die nächste Sitzung 
ohne Festlegung einer Tagesordnung ein­
zuberufen. überdies soll statt der derzeit er­
forderlichen Verlesung künftighin die Ver­
kündung der Tagesordnung auch durch Hinweis 
auf eine im Sitzungssaal bereits verteilte dies­
bezügliche Mitteilung erfolgen können. 

Erfolgt die Verkündung der Tagesordnung 
der nächsten Sitzung im Sinne des Abs. 1 nicht 
am Schlusse einer Sitzung, sondern in einem spä­
teren Zeitpunkt auf schriftlichem Weg, so kön­
nen gemäß ,Abs. 4 gegen die auf diese Weise 
bekanntgegebene Tagesordnung sogleich nach Er­
öffnung der Sitzung Einwendungen erhoben wer­
den: 

,Zu § 51: 

Die Bestimmungen über das Amtliche, Proto­
koll entsprechen im wesentlichen dem geltenden 
§ 53. 

Im Abs. 1 wurde neu festgelegt, daß das Amt­
liche Protokoll M dem der Sitzung folgenden 
Arbeitstag während der Dienststunden zur Ein-
sicht aufzulegen ist. . 

In den Abs. 2 und 3 wurden die Bestimmungen 
über die Einwendungen gegen ein Amtliches 
Protokoll präziser gefaßt. 

Die Abs. 4 und 5 des geltenden § 53 erscheinen 
entbehrlich und wurden daher in den Entwurf 
nicht übernommen. 

Der neugefaßte Abs. 5 enthält die Bestim­
mungen des bisherigen Ab:>. 6 und sieht ferner 
vor, daß der Präsident in der auf die Genehmi­
gung des Protokolls .folgenden SitZWlg mitzu­
teilen hat, ob gegen das Protokoll Einwendungen 

§ 52 geht auf den geltenden § 54 zurück. 

Nach Abs. 2 kann nunmehr jeder Redner vor 
der Drucklegung seiner Ausführungen innerhalb 
längstens 24 Stunden stilistische Korrekturen 
vornehmen. über deren Zulässigkeit entscheidet 
im Zweifelsfall der Präsident. Zu diesem Zweck 
wird dem Redner das Recht eingeräumt, vor 
Drucklegung seiner Ausführungen eine Nieder­
schrift der stenographischen Aufzeichnungen zu 
erhalten. Die bisherige Praxis, darauf verzichten 
zu können, bleibt ,durch die neuen Formulierun­
gen unberührt. Das Unterbleiben einer Rückgabe 
der korrigierten Aufzeichnungen innerhalb der 
gesetzlich festgelegten Frist gilt 'als Zustimmung 
zur Drucklegung. 

Der neue Abs. 3 entspricht inhaltlich der gel­
tenden Bestimmung des § 38 Abs. 1 letzter Satz. 
Durch diese Bestimmung soll sichergestellt wer­
den, daß die eingelangten Verhandlungsgegen­
stände aus den Stenographischen Protokollen 
über die Sitzungen des Nationalrates lückenlos 
ersichtlich sind. 

Die Abs. 4 und 6 regeln die Frage, inwieweit 
schriftliche Verhandlungsgegenstände als Beilagen 
zu den Stenographischen Protokollen heraus­
zugeben sind. 

Der neue Abs. 5 gibt die Bestimmungen der 
Art. 51, 121 und 126 d B-VG über die Nicht­
veröffentlichung des Bundesvoranschlagsentwur­
fes, des Bundesrechnungsabschlusses und der 
Rechnungshofberichte vor Beginn der Beratungen 
im Nationalrat wieder und präzisiert diesen 
Zeitpunkt. 

Zu § 53: 

Die gegenständliche Bestimmung enthält all­
gemeine Normen über die Gliederung der 
Debatte im Nationalrat. Eine ausdrückliche Tren­
nung in Generaldebatte und Spezialdebatte ist 
nur für das Gesetzgebungsverfahren vorgesehen 
und daher in den allgemeinen Bestimmungen 
nicht enthalten. Es soll jedoch die Möglichkeit 
der Durchführung der Verhandlung in Teilen 
(etwa bei umfangreichen Berichten) bestehen. 

Durch die vorgeschlagene Fassung des Abs. 1 
wird klargestellt, daß die Debatte grundsätzlich 
durch den vom Ausschuß gewählten Bericht­
erstatter zu eröffnen ist, wie dies auch nach der 
geltenden Geschäftsordnung geschieht. Darüber 
hinaus wird nunmehr die Berichterstattung im 
Nationalrat auch für den Fall, daß der ge­
wählte Berichterstatter verhindert ist, durch 
die Geschäftsordnung ausdrücklich geregelt. 

erhoben wurden bzw. wie er über diese ent- Abs. 2 entspricht im wesentlichen dem 
schieden hat. , I den § 46 Abs. 2. 

gelien-

, 
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Durch den neugefaßten Abs. 3 soll zum Aus­
druck gebracht werden, daß Abänderungs- und 
Zusatzanträge grundsätzlich - sofern dies ver­
fassungsgesetzliche Vorschriften nicht ausschlie­
ßen - zu jedem vom Nationalrat zu fassenden 
Beschluß gestellt werden können. Unter "Be­
schluß" im Sinn dieser Bestimmung ist jedoch 
kein Beschluß über einen Antrag zur Geschäfts­
behandlung zu verstehen. Auch können gemäß 
§ 55 Abs. 2 letzter Satz zu unselbständigen 
Entschließungsanträgen keine Abänderungs- und 
Zusatzanträge gestellt werden. 

Abs. 4 normiert, daß Abänderungs- und Zu­
satzanträge in schriftlicher Form einzubringen 
und zu verlesen sind. 

Im Abs. 5 werden die Worte "bis auf weiteren 
Bericht" zur Verdeutlichung ,durch die Wendung 
"bis zur Erstattung eines neuerlichen Ausschuß­
berichtes über die Vorlage" ersetzt. 

Die Bestimmung im geltenden § 46 Abs. 6 
"Ablehnende Anträge sind unzulässig" wurde in 
den Entwurf nicht übernommen. Dies deshalb, 
weil daraus der viel zu weitgehende Schluß ge­
zogen wurde, daß auch über Teile einer Vorlage 
nur positiv abgestimmt werden kann. 

Durch die Neufassung des Abs. 6 wird klar­
gesteHt, daß der Beschluß auf Vertagung, Rück­

° verweisung bzw. den übergang zur Tagesord­
nung erst nach Ende der Beratungen gefaßt 
werden kann. 

Im letzten Satz wurde ferner eindeutig zum 
Ausdruck gebracht, daß die Vorlage verworfen 
ist, wenn der Nationalrat den übergang zur 

gestellt, daß Anträge auf Fassung von Entschlie-' 
ßungen im Sinne des Art. 52 Abs. 1 B-VG und 
des Art. 74 Abs. 1 B-VG nicht nur als Selb­
ständige Anträge von Abgeordneten (§ 26) oder 
Ausschüssen (§ 27) gestellt werden können, son­
dern auch im Zuge der Debatte über einen Ver­
handlungsgegenstand, sofern sie mit diesem in 
inhaltlichem Zusammenhang stehen. Durch die 
Formulierung "in inhaltlichem Zusammenhang" 
soll - abweichend vom geltenden § 51 - zum 
Ausdruck gebracht werden, daß im Zuge der 
Verhandlung einer Vorlage nicht nur solche Ent­
schließungsanträge gestellt werden können, die 
im streng formellen Sinn deren Voll ziehung be­
treffen. Die Frage, ob überhaupt ein inhaltlicher 
Zusammenhang gegeben ist, hat im Zweifelsfall 
der Präsident zu entscheiden. 

Die Abs. 2 und 3 enthalten Formvorschriften 
bezüglich solcher unselbständiger Entschließungs­
anträge und entspr~chen im wesentlichen den Be­
stimmungen über die Einbringung von Abände­
rungs- und Zusatzanträgen (§ 53' Abs. 3 und 4). 
Darüber hinaus wird hier noch besonders klar­
gestellt, daß zu solchen Entschließungsanträgen 
weder Abänderungs- noch Zusatzanträge ge­
stellt werden können, welcher Grundsatz nach 
unbestrittener parlamentarischer Gewohnheit 
für alle unselbständigen Anträge gilt. 

Abs. 4 und 5 regeln den Zeitpunkt der Abstim­
mung über Entschließungsanträge, wobei Abs. 5 
insbesondere ermöglichen soll, aus Gründen der 
besseren übersicht beispielsweise bei der Budget­
debatte die Abstimmung über Entschließungs­
anträge unmittelbar nach jener über die je­
weilige Beratungsgruppe durchzuführen. 

Tagesordnung beschließt. Zu § 56: 

In der Bestimmung des Abs. 7 ist nun aus- Die Neuregdung betreffend den "Antrag auf 
drücklich der Grundsatz verankert,o daß in der Schluß der Debatte" entspricht im wesentlichen 

° Regel die Verhandlungen über: einen Gegenstand dem geltenden § 48. 
in einem Zuge erfolgen sollen. Lediglich für den Im Abs. 1 sind die Worte "ohne Unter­
Fall, daß die Verhandlung mehrere Tage dauert stützungsfrage" entfallen, da Anträge zur Ge­
und in Teilen abgeführt wird, kann nach Ende schäftsbehandlung (§ 59 Abs. 1 des Entwurfes) 
der Verhandlung eines Teiles eine Vertagung der ° grundsätzlich keiner Unterstützung bedürfen; 
Verhandlungen über den Gegenstand beschlossen anderseits wird durch die Aufnahme der Worte 
werden, um eine Sitzung zur Verhandlung "ohne

o 
Debatte sofort" festgelegt, daß über_ 

anderer Vorlagen einzuschieben: einen Antrag auf "Schluß der Debatte" keine 
Debatte im Sinne des § 59 Abs. 3 des Entwurfes 
durchgeführt werden kann. Zu § 54: 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dem geltenden § 47. Die Neufassung dient ledig­
lich der Präzisierung. 

Zu § 55: 

Einem vor allem in den letzten Jahren immer 
stärker in Erscheinung getretenen Bedürfnis ent­
sprechend, werden im § 55 ausführliche Bestim­
mungen über das Verfahren bei "Entschließungs­
anträgen" geschaffen. Durch Abs. 1 wird klar-

Im Abs. 2 ist nunmehr vorgesehen, daß im 
Falle eines Beschlusses auf Schluß der Debatte 
anstelle der eingeschriebenen Redner nicht von 
diesen aus ihrer Mitte gewählte Redner zu Wort 
kommen, sondern für jeden Klub ein von diesem 
gemeldeter Redner. 

Die Bestimmungen des geltenden Abs. 5 über 
die Neueröffnung der Debatte für den Fall der 
Wortmeldung eines Mitgliedes der Bundesregie­
rung wird aus systematischen Gründen in den 
§ 63 übernommen, da dieser Grundsatz nicht 
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nur m diesem Zusammenhang. beachtet werden 
muß. 

Zu § 57: 

Die Vorschriften über Beschränkung der Rede­
zeit entsprechen dem geltenden § 60 Abs. 1. 

Da künftig zwischen Generaldebatte , und 
Spezialdebatte nur bei der Verhandlung über 
Gesetzesvorschläge unterschieden wird, ist in der 
gegenständlichen Bestimmung der Ausdru<k 
"Debatte" gewählt. 

Ein Beschluß auf Beschränkung der Redezeit 
kann auf Grund der Neuformulierung nicht nur 
auf Vorschlag des Präsidenten, sondern ,auch auf 
Grund des Antrages eines Abgeordneten gefaßt 
werden. . 

Mit Rücksicht auf die im Entwurf vorgesehene 
Redezeitbeschränkung auf 20 Minuten in De­
batten über schrifdiche Anfragebeantwortungen 
(§ 92) sowie über dringliche Anfragen (§ 93) 
soll auch im vorliegenden Fall die Mindestrede­
zeit mit 20 Minuten festgelegt werden. 

Die Bestimmungen des geltenden §60 Abs. 2 
erschienen entbehrlich und wurden daher in den 
Entwurf nicht übernommen. 

Zu§ 58: 

Die Abs. 2 bis 4 entspreche~ wörtlich den, 
Abs. 2 bis 4 des geltenden § 49. . 

Durch die Neufassung des Abs. 1 soll ent­
spr~chend der Praxis der letzten Jahre klargestellt 
werden,. daß das Wort zu einer tatsächlichen 
Berichtigung in ,der Regel sofort, spätestens aber 
unmittelbar nach Ende der Debatte über den 
Verhandlungsgegenstandzu erteilen ist. Aus dem 
vorgeschlagenen Wortlaut folgt ferner zweifels­
frei, daß eine Wortmeldung zu einer tatsächlichen 
Berichtigung nur im Zuge einer Debatte zulässig 
ist und daher beispielsweise während der Frage­
stunde keine Wortmeldungen zu einer tatsäch­
lichen Berichtigung erfolgen können. 

Zu § 59: 

Inhaltlich entspricht § 59 im wesentlichen dem 
geltenden § 52,' wobei als "Anträge zur Ge­
schäftsbehandlung" die in der Geschäftsordnung 
vorgesehenen, die Gestaltung des parlamentari­
schen Verfahrens betreffenden Initiativen anzu­
sehen sind, über die der Nationalrat durch Be­
schluß zu entscheiden hat. Nicht darunter fallen 
die Verlangen, denen jedenfalls stattzugeben ist, 
wohl aber jene in diesem Gesetz vorgesehenen 
Einwehdungen, die Gegenstand eines Beschlusses 
des Nationalrates sind. 

Durch die Neufassung der Abs. 1 und 3 soll 
klargestellt werden, daß der Nationalrat sowohl' 
,im Falle der Stellung eines Antrages zur Ge­
schäftsbehandlung als auch im Falle der bloßen 
,Wortmeldung zur Geschäftsbehandlung ,die 
Durchführung einer Debatte beschließen, kann. 

,Ferner soll durch die Neufassung des .zweiten 
Satzes im Abs. 3 präziser zum Ausdru<k gebracht 
werden, daß eine vom Präsidenten verfügte 
Redezeitbeschränkung für alle in der Debatte 
das Wort nehmende Abgeordneten gilt. 

Zu § 60: 

§ 60 entspricht im wesentlichen ,dem geltenden 
§ 56. 

Durch die Neufassung des Abs. 1 wird nun­
mehr klargestellt, daß die Bestimmungen über die 
Redeordnung grundsätzlich für alle Verhandlun­
gen in den Sitzungen des Nationalrates gelten 
und nicht nur für die formell auf der Tages­
ordnung stehenden Verhandlungsgegenstände. 

Durch die beiden neu angefügten Sätze 
im Abs. 1 wird der parlamentarischen Praxis 
Rechnung getragen, wonach ·die Wortmeldungen 
nicht nur durch die Abgeordneten, die zu' spre­
chen wünschen, persönlich, sondern auch durch 
von den Klubshiezu bestimmte Abgeordnete 
- in erster Linie die gewählten Ordner -, und 
zwar bereits ab Beginn der Sitzung erfolgen 
können. 

Die Abs. 2 und 3 entsprechen dem geltenden 
§ 56 Abs. 2 und 3. 

Abs. 4 sieht in Abweichung von den Bestim­
mungen des Abs. 1 vor, daß in der ersten Lesung 
sowie in der Debatte über den Gegenstand einer 
dringlichen Anfrage nicht zwischen "Für"- und 
"Gegen"-Rednern unterschieden wird. 

Durch die Neufassung des Abs. 5 - dieser ent­
spricht dem geltenden Abs. 4 im § 56 ~ wir<;! 
das' Recht der Redner verankert, eine Wort­
meldung zurückzuziehen oder diese an einen 
anderen Abgeordneten' abzutreten. Auch dies 
trägt ,der parlamentarischen Praxis Rechnung. 

Schließlich wird durch einen neu angefügten 
Abs. 7 klargestellt, daß die, gemäß § 42 Abs. 1 
oder gemäß § 44 Abs. 4 bzw. § 45 bestellten 
Berichterstatter in ,der Debatte über die Vorlag'e, 
in der sie als Berichterstatter fungiert haben, 
nicht als Debattenredner das Wort nehmen kön­
nen. Da dies allgemein für die "Debatte" gilt, 
wird hierauf auch bei ,der Zusammenfassung der 
Debatte über mehrere· Gegenstände der Tages'­
ordnung gemäß § 49 Abs. 4 zu achten sein. 

Zu § 61: 

Der vorgeschlagene Text weicht lediglich 
stilistisch vom geltenden § 57 ab: 

Zu § 62: 

In einem neuen Abs. 2 wird festgelegt, daß 
nicht nur, die Mitglieder der Bundesregierung, 
sondern auch der Präsident sowie gegebenenfalls 
der Vizepräsident . des Rechnungshofes 1m 
Nationalrat von der Regierungsbank a~s 
spreChen. 

': 
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Zu § 63: 

Durch die Neufassung des Abs. 1 - der dem 
geltenden § 59 Abs. 2 entspricht - soll klar­
gestellt werden, daß jeder Abgeordnete für den 
Fall, daß Teile einer Vorlage für sich zur Ver­
handlung kommen, in der Debatte über jeden 
dieser Teile zweimal als Redner im Sinne des 
§ 60 des Entwurfes das Wort nehmen kann. Dies 
ist vor allem für die Budgetdebatte von Bedeu­
tung~ 

Hinsichtlich der Wortmeldungen von Mitglie­
dern der Bundesregierung, der von diesen ent­
sendeten Staatssekretäre sowie des Präsidenten 
bzw. Vizepräsidenten des Rechnungshofes wird 
im neugefaßten Abs. 2 auf die Bestimmungen 
der §§ J 9 und 20 verwiesen. 

Der neugefaßte Abs. 3 entspricht den Bestim­
mungen des geltenden § 48 Abs. 5 und § 59 
Abs. 1. Durch die Neufassung wird zweifelsfrei 
festgelegt, daß nicht nur nach Annahme eines 
Antrages auf Schluß der Debatte, sondern auch 
im Falle der Erschöpfung der Rednerliste durch 
die Wortmeldung eines Mitgliedes der Bundes­
regierung, eines entsendeten Staatssekretärs oder 
des Präsidenten des 'Rechnungshofes die Debatte 
neu eröffnet wird . 

Auch für das Schlußwort des Berichterstatters 
gilt die Bestimmung des § 42 Abs. 1; der Bericht­
erstatter des -Ausschusses wird sich also auch im 
Schlußwort vor allem darauf zu beschränken 
haben, die Beschlüsse des Ausschusses zu ver­
treten. Eine Erklärung des inhaltes, daß er einem 
erst im Verlauf der Debatte gestellten, also im 
Ausschuß nicht behandelten Antrag nicht bei­
tritt, ist daher überflüssig, eine andere Erklärung 
durch Beschlüsse des Ausschusses nicht gedeckt. 

Zu §6~: 

Die Abs. 1 und 2 entsprechen den Bestimmun­
gen des geltenden § 62 Abs. 1 und 2. 

Der Abs. 3 entspricht d~m geltenden § 65. 

Die Bestimmung des geltenden § 66 Abs. 1, 
wonach der Vorsitzende mit Ausnahme von 
Wahlen niemals mit stimmt, wurde fallengelassen. 

Zu § 65: 

Die Abs. 1 und 2 entsprechen dem geltenden 
§ 63 Abs. 1 und 2. 

Durch die Neufassung des Abs. 3 soll der 
parlamentarischen Praxis bei Abstimmungen 
besser Rechnung getragen weI"den. 

Die Abs. 4 bis 7 entsprechen den Abs. 4 bis 7 
des geltenden § 63. 

Zu § 66: 

Die Bestimmung entspricht im wesentlich,en 
dem geltenden § 64., 

Abs. 1 ist insofern sprachlich verbessert wor­
den, als anstelle der Wendung "gewöhnlich durch 
Aufstehen und Sitzenbleiben" die Worte "in der 
Regel durch Aufstehen und Sitzenbleiben" 
treten sollen. 

Abs. 2 faßt - neben stilistischen Verbesserun­
gen - den geltenden Abs. 3 (Stimmenauszählung) 
und den ersten Satz des Abs. 2 in der geltenden 
Fassung (Anordnung einer namentlichen Abstim­
mung durch den Präsidenten) zusammen. Hie­
durch soll zum Ausdruck gebracht werden, daß 
zwar jedes Mitglied des Nationalrates vor jeder 
Abstimmung verlangen kann, daß der Präsident 
die Zahl der "für" oder ,,,gegen" die Frage Stim­
men:den bekanIlltlgJebe, der Präsidem a:berj.l1JSbe­
sondterea,Uis d1esem Anlaß - wenn ihm d,'as 
Ergebnis einer solchen AUlSzähl~.lfljg zweifeLhaft 
erscheint - eine namenl1lliche ,Abstimmung von 
s,ich ,aus' anoI"dinen kann. Nach dem Entwurf kann 
der den Vorsitz führende Präsident - ebenso wie 
nach § 64 Albs. 3 der gelt;enden GeschäftsOI1d­
nung - grun,dsätzlich st;ens ".nach eilgenem Er­
messen von vornherein" eine namennIiche Ab­
stimmung anordnen. 

Im Abs. 3, der im wesentlichen der bisher 
geltenden Regelung entspricht, wird durch die 
Neufassung klargestellt, daß ein Verlangen von 
25 Abgeordneten auf Durchführung einer 
namentlichen Abstimmung schriftlich vor Ein­
gang in das Abstimmungsverfahren (§ 65 Abs. 3) 
gestellt werden muß. 

Abs. 4 ist nunmehr analog den Bestimmungen' 
über die geheime Abstimmung gestaltet. Es 
sollen daher künftig auch bei der namentlichen 
Abstimmung die Abgeordneten aufgerufen und 
gezählt werden und ihre Stimmzettel in einer 
Urne deponieren. Der Vermeidung vonmög­
licherweise folgenschweren Abstimmungsfehlern 
dient die weitere Ergänzung des Abs. 4, wonach 
in gleicher Weise, wie dies bisher schön im 
geltenden § 67 Abs. 2 vorgesehen ist, die Stim­
menden gezählt werden und die Abstimmung, 
wenn die Zabl der Stimmzettel mit jener der 
tatsächlich Stimmenden nicht übereinstimmt, zu 
wiederholen ist. 

Aus der Bestimmung des § 64 Abs. 2, wonach 
die Abgabe der Stimme nur durch Bejahung oder 
Verneinung der Frage ohne Begründung erfolgen 
darf, sowie des § 68 Abs. 2, demzufolge es 
keinem in der Sitzung anwesenden Abgeordneten 
gestattet ist, sich der Stimme zu enthalten, er­
gibt sich, daß die Abgabe von leeren Stimm­
zetteln bei einer namentlichen Abstimmung un­
zulässig ist. 

Abs. 5 ist dem neuformulierten Abs. 4 ange­
glichen. 

2 
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Zu § 67: 

Die gegenständlichen Bestimmungen ent­
sprechen im wesentlichen dem geltenden § 61 
Abs. 5 und 7. Sie. fassen alle jene Fälle zu­
sammen, in denen eine Abstimmung 

a) über Verlangen einer qualifizierten Minder-
heit, . 

b) durch Verfügung des Präsidenten oder 

c) auf Grund eines Beschlusses des National­
rates 

auf einen späteren Zeitpunkt zu verlegen ist. 

Zu § 68: 

Abs. 1 sieht abweichend von den geltenden 
Bestimmungen des § 66 Abs. 1 vor, daß der den 
Vorsitz führende Präsident sich an Abstimmun­
g~n, die durch Aufstehen und Sitzenbleiben er­
folgen, mündlich beteiligen kann und an nament­
lichen und geheimen Abstimmungen sowie an 
Wah~en immer teilnimmt. Zwar hat der Ver­
tassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 
10. März 1973, G 45/72,' aUSigesproch,en, daß der 
Ausschluß d.es Vorrsitren.den eines ·Landtages von 
der Teilnahme an ,den Abstimmungen vom Stand­
punkt der Bundesverf,assurug 1liich,t unrzuYässig ist, 
und es kann der Schluß gezogen wel"den, daß 
dies auch für die Bestimmung im derzeit noch 
gdtenden Bundesgesetz über die Geschäftsord­
nung des Nationalrates, wonach der Vorsitzende 

. mit Ausnahme von Wahlen nicht mitstimmt, gilt 
(siehe auch Bericht des Bundeskanzlers an den 
Nationalrat vom 31. März 1973, III-82 der Bei­
lagen' zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates, XIII. GP). 

Mit Rüdisicht auf die Bedeutung der Frage 
des Stimmrechtes des Vorsitzenden bei extrem 
knappen Mehrheitsverhältnissen und unter Be­
dachtnahme auf die derzeitige Abstimmungs­
technik wird aber vorgeschlagen, daß der den 
Vorsitz führende Präsiden't künftig zwa,r in der 
Regel n~cht mit'stimmen muß, sich jedoch an 
aUen Abstimmungen betelligen lt a n n. An 
namentlichen oder geheimen Abstimmungen ist 
die Teilnahme.des Vorl9itzen,den zwingend vorge­
~ehen, weil .d~es bei diesen Ahstimmungs.formen 
mit Rüdis-icht auf di,e Art der Stimmabgahe tech­
nisch 'leicht mö'glich ~st. Hinsi,chtlich der Teil­
rlahme an Wahlen s.oLl es bei dler derzeit geltenden 
Rechtslage hleiben. 

Abs. 2 entspricht den geltenden Bestimmungen 
der· §§ 62 Abs. 3 und 66 Abs. 2. Durch die 
Neuformulierung wurde klargestellt, daß das 
Verbot der Stimmenthaltung auch für jene Ab­
geordneten gilt, ,die Mitglieder der Bundesre­
gierung oder Staatssekretäre sind. 

Die §§ 69 bis 74. des Entwurfes enthalten die 
besonderen Bestimmungen . über· die Geschäfts­
behandlung von yesetzesvorschlägen. 

Zu § 69: 

Die Abs. 1 und 2 entsprechen dem geltenden 
§ 16 Abs. 1 und 2, der die Bestimmungen des 
Art. 41 B-VG über die Gesetzesinitiative wieder-
gibt. ' ' 

Die Abs. 3 bis 6 entsprechen dem geltenden 
§ 41 Abs. 1 bis 4. . . 

, Im Abs. 3 werden die Bestimmungen Über den 
Zeitpunkt, in dem der Antrag, einen Gesetzes­
vorschlag mit Ausnahme der Gesetzesvorschläge 
von Abgeordneten in erste Lesung zu nehmen, 
zu stellen ist, präziser gefaßt. 

Durch den Wortlaut des· Abs. 6 söll klargestellt 
werden, daß in der ersten Les~ngnur der Antrag 
auf Wahl eines besonderen Ausschusses zur ·Vor­
beratung der Vorlage gestellt werden kann und 
daß nach der ersten Lesung in jedem Fall die 
Zuweisung durch den Präsidenten im Sinne der 
Bestimmungen des § 13 Abs. 4 Zu erfolgen hat .. 

Abs. 7 regelt den Zeitpunkt der ZuweisUng von 
Gesetzesvorschlägen, hinsichtliCh derer' keine erste 
Lesung durchzuführen ist. 

Als Zeitpunkt der "Verteilung der Vorlage" ist 
- wie dies im Bericht des. Geschäftsordnungsaus­
schusses vom 30. Juni 1961, 463 der Beilagen des 
Nationalrates IX. GP, zu § 43 Abs. 1 GOG 
ausgeführt ist - der Zeitpunkt anzusehen, zu 
dem die Vorlagen von der Parlaments direktion 
zur POSt oder in die Klubs zur Hinterlegung in 
die für die Abgeordneten eingerichteten Brief~ 
fächer gegeben werclen. 

Zu § 70: 

Durch Abs. 1 wird nunmehr expressis verbis 
zum Ausdruck gebracht, daß der Vorberatung 
eines Gesetzesvorschlages die zweite Lesung folgt 
und ferner abweichend von der geltenden Be­
stimmung des § 19 Abs. 2 festgelegt, ·daß Selb­
ständige Anträge von Ausschüssen auf Erlassung 
von Gesetzen keinem anderen Ausschuß zur Vor~ 
beratung vor Eingang in die zweite Lesurig zu­
gewiesen werden können. 

Durch Abs. 2 wird normiert, daß .. die zweite 
Lesung aus der Geneqldebatte, der Spezialde­
batte sQwie den Abstimmungen besteht. Dies 
stellt insoweit eine Abweichung von der bisher 
geltenden Bestimmung des § 44 Abs. 1 dar, als 
die "Spezialdebatte" bisher "Beratungen un d 
Abstimmungen" umfaßte. 

Durch den zweiten Satzdes,Abs. 2 wird die 
derzeit im geltenden § 44 Abs, 2 vorgesehene 
Vorgangsweise insofern umgekehrt, als General­
debatte und Spezialdebatte nunmehr in der Regel 
unter einem· durchzuführen sind, sofern nicht 
vom Nationalrat über Aritrag des Berichter­
statters anderes beschlossen wird. 

• 
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Zu § 71: 

Abs. 1 normiert, welche Anträge zur Geschäfts­
behandlung in einer getrennt durchgeführten 
Generaldebatte gestellt werden können und wann 
die Beschlußfassung über diese Anträge erfolgt. 
_Abweichend von der entsprechenden Bestimmung 
des geltenden § 45 Abs. 6 ist die Notwendigkeit 
der Unterstützung solcher Anträge in den Abs. 1 
nicht übernommen worden. 

Abs. 2 entspricht dem geltenden § 45 Abs. 2 

Zu § 74: 

§ 74 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ 50. 

Im neugefaßten Abs. 1 ist jedoch entsprechend 
der parlamentarischen Praxis in Umkehrung der­
im geltenden § 50 Abs. 1 vorgesehenen Vor­
gangsweise festgelegt, daß in der Regel die dritte: 
Lesung unmittelbar der zweiten Lesung folgt. 
Der Nationalrat kann jedoch beschließen, daß 
die dritte Lesung auf einen späteren Zeitpunkt. 
vertagt wird. Abs. 3 faßt aus systematischen Gründen die 

Bestimmungen der geltenden §§ 46 Abs. 1 und 
45 Abs. 5 zusammen. Zu § 75: 

Zu § 72: 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen dem gelten­
den § 46 Abs. 2. In der Neufassung wird eine 
KlarsteIlung bezüglich des Zeitpunktes g.e­
troffen, in dem der Pr_äsident eine Verfügung 
hinsichtlich der Gliederung der Spezialdebatte zu 
treffen hat. 

Abs. 2 entspricht dem geltenden § 45 Abs. 4. 

Abs. 3 und 4 regeln den Zeitpunkt und die 
Form der Einbringung von Abänderungs- und 
Zusatzanträgen zu der in Beratung stehenden 
Vorlage und entsprechen dem geltenden § 46 
Abs. 3 und 4. Ergänzend wird nunmehr analog zu 
§ 53 Abs. 4 ausdrüddich bestimmt, daß einge­
brachte Anträge von einem der unterfertigten Ab­
geordneten oder über Anordnung des Vorsitzenden 
von einem Schriftführer zu verlesen sind. 

Abs. 5 entspricht dem geltenden § 46 Abs. 5. 
Durch die Neufassung wird klargestellt, daß der 
Ausschuß, an den ein Abänderungs- oder Zu­
satzantrag verwiesen wird, einen neuen Aus­
schußbericht über die gesamte Vorlage vorzu­
legen hat. 

Durch Abs. 6 wird - wie schon im § 53 Abs. 6 
des Entwurfes - neu festgelegt, daß der National­
rat vor jeder Abstimmung über die Vorlage 
einen Beschluß auf Vertagung der Verhandlung, 
auf nochmalige Verweisung des Gegenstandes an 
den Ausschuß oder auf übergang zur Tagesord­
nung fassen kann. Der Beschluß auf übergang 
zur Tagesordnung soll bedeuten, daß die Vorlage 
verworfen ist. 

Die Bestimmung des § 46 Abs. 6 erster Satz, 
wonach ablehnende Anträge unzulässig sin-d, 
wurde auch hier in den Entwurf nicht über­
nommen. 

Zu § 73: 

Die gegenständlichen Bestimmungen betreffen das 
in der geltenden Geschäftsordnu~g nicht geregelte 
Verfahren für den Fall, daß Generaldebatte und 
Spezialdebatte unter einem durchgeführt werden, 
und entsprechen im wesentlichen dem § 72 des 
Entwurfes über die Spezialdebatte. 

In diesen Vorschriften ist nunmehr im Rahmen 
der neu eingefügten "Besonderen Bestimmungen 
über die Behandlung anderer Verhandlungsgegen-­
stände" die geschäftsordnungsmäßige Vorgangs­
weise bezüglich. Selbständiger Anträge von Ab­
geordneten bzw. Selbständiger Anträge von Aus­
schüssen, _ die keine Gesetzesvorschläge enthalten, . 
sowie von Untersuchungsausschußberichten und' 
von Berichten des Hauptausschusses geregelt. 

Nach Abs. 3 erfolgen die Debatten und Ab­
stimmungen über diese Vorlagen gemäß den All­
gemeinen Bestimmungen über die Geschäftsbe­
handlung in den Sitzungen des Nationalrates, wo­
bei naturgemäß die Anwendbarkeit einzelner die­
ser Verfahrensregeln von der Art der Vorlage' 
abhängt; insbesondere trifft dies auf die Möglich­
keit, gemäß § 53 Abs. 3 Abänderungs- und Zu­
satzanträge zu stellen, Zu. 

Zu § 76: 

Durch -die Wahl des Ausdruckes "Vorlagen der 
Bundesregierung, die keine Gesetzesvorschläge­
enthalten" im Abs. 1 soll - wie dies auch im 
geltenden Gesetz der Fall ist - bewußt ver­
mieden werden, den Ausdruck "Regierungsvor- . 
lagen" inhaltlich erschöpfend zu definieren. Bei­
spielsweise sind auch Notverordnungen im Sinne 
des Art. 18 B-VG, die von der Bundesregierung 
dem Nationalrat vorzulegen sind, Regierungsvor­
lagen. 

Der Hinweis auf die Allgemeinen Bestimmun­
gen über die Geschäftsbehandlung in den 
Sitzungen des Nationalrates in Abs. 2 gilt 
naturgemäß nur generell. So sind z. B. die Be­
stimmungen über Abänderungs- und Zusatzan­
träge bei Staatsverträgen nur im eingeschränkten 
Umfang und bei Berichten überhaupt nicht an­
zuwenden. 

Im Abs. _ 3 wird nunmehr im Sinne der Be­
stimmungen des Art. 50 Abs. 1 B-VG von der 
"Genehmigung des Abschlusses von Staatsver­
trägen" gesprochen. Außerdem wer,den die Hin­
weise auf -.die anläßlich der Genehmigung des 
Abschlusses von Staatsverträgen denkbaren Be­
schlüsse des Nationalrates über 
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a) die Erfüllung des Staatsvertrages durch die 
Erlassung von Gesetzen (Art. 50 Abs. 2 
B-VG), 

b) die Kundmachung des IStaatsvertrages oder 
einzelner genau bezeichneter Teile desselben 
außerhalb des Bundesgesetzblattes (Art. 49 
Abs. 2 B-VG) 

in zwei getrennten Sätzen gefaßt, um klarzu­
stellen, daß es sich um zwei verschiedene Be­
schlüsse handelt. 

Zu § 77: 

Die im § 77 zusammengefaßten Bestimmungen 
enthalten Vorschriften für das in der geltenden 
Geschäftsontnung nicht geregelte Verfahren bei 
Einsprüchen des Bundesrates. Unter dem Aus­
druck "neuer Gesetzesvorschlag" im Abs. 1 ist 
jede i\nderung des Gesetzesbeschlusses, gegen den 
der Bundesrat Einspruch erhoben hat, zu ver­
stehen. Die derzeit unklare Rechtslage führt be­
kanntlich zu Auslegungsschwierigkeiten: So wird 
beispielsweise behauptet, der Ausschuß, der einen 
Einspruch des Bundesrates vorzuberaten habe, 
könne nur entweder einen Beharrungsbeschluß 
vorschlagen oder einen Selbständigen Ausschuß­
antrag im Sinne des geltenden § 19 Abs. 1 stellen. 
Dies würde aber eine Einengung der Ausschuß­
beratungen bedeuten, weshalb der Entwurf die 
bereits in der Erläuterung zu § 27 Abs. 2 IYehan­
delte Regelung vorsieht. 

Die vorgeschlagene Formulierung, wonach der 
Nationalrat über Antrag des mit der Vor­
beratung betrauten Ausschusses den beeinspruch­
ten Gesetzesbeschluß ändern kann und die ge­
änderte Fassung neuerlich dem Bundesrat im 
Sinne des Art. 42 B-VG zuzuleiten ist, trägt auch 
den Bestimmungen der Bundesverfassung 
Rechnung. 

i\hnlich wie der Hinweis im § 76 Abs. 2 des 
Entwurfes gilt auch hier die Bezugnahme auf 
die Allgemeinen Bestimmungen über die Ge­
schäftsbehandlung in den Sitzungen des Natio­
nalrates im Abs. 2 nur generell. Schlägt daher 
der mit der Vorberatung betraute Ausschuß die 
Fassung eines Beharrungsbeschlusses vor, sind bei 
der Verhandlung im Nationalrat keine Ab­
änderungs- und Zusatzanträge zulässig. Diese. 
Vorgangsweise entspricht der seit 1920 im N atio­
.nalrat best~henden Praxis. 

Zu § 78: 

Die neu eingefügten Bestimmungen regeln das 
. parlamentarische Verfahren bezüglich von Berich­
ten der Bundesregierung und ihrer Mitglieder 

. sowie Berichten parlamentarischer Delegationen. 

'Hinsichtlich des Hinweises im Abs. 2 auf die 
Allgemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates 
gilt das zu den Bestimmungen des § 76 Abs. 2 
"Gesagte. 

Zu § 79: 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen dem gelten­
den § 16 Abs. 3. Als Termin für die Erstattung 
der Tätigkeitsberichte des Rechnungshofes wird 
im Hinblick auf die vorgeschlagene Neuregelung 
einer jährlichen Tagung des Nationalrates der 
15. Oktober jeden Jahres genannt. Ferner ist im 
Abs. 1 auf die Bestimmungen des § 99 des Ent-
wurfes Bezug genommen. . 

Im Abs. 3 ist nunmehr festgelegt, daß die Vor­
beratung der Rechnungshofberichte binnen sechs 
Wochen zu beginnen hat. Diese Frist beginnt mit 
der Zuweisung eines Berichtes an den Ausschuß. 
Hinsichtlich des Hinweises auf die Allgemeinen 
Bestimmungen über die Geschäftsbehandlung in 
den Sitzungen des Nationalrates gilt das zu § 76 
Abs. 2 Ausgeführte. 

Zu § 80: 

Die neu eingefügten Bestimmungen' regeln 
das Verfahren in Immunitätsangelegen­
heiten im Sinne des § 10 Abs. 2 und 3 
des Entwurfes, ferner hinsichtlich von Anträgen 
im Sinne des Art. 63 Abs. 2 B-VG und schließlich 
bezüglich Ersuchen um Ermächtigung zur Ver­
folgung von Personen wegen Beleidigung des 
Nationalrates im Sinne der Bestimmungen des 
§ 117 des Strafgesetzbuches. Auch hier gelten 
hinsichtlich des Hinweises auf die Allgemeinen 
Bestimmungen über die Geschäftsbehandlung in 
den Sitzungen des Nationalrates die bereits zu 
den §§ 76 bis 79 diesbezüglich gemachten Aus­
führungen. 

Zu § 81: 

Die neu eingefügte Bestimmung regelt die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Zeitpunkt eine Debatte über 

a) Erklärungen von Mitgliedern der Bundes­
regierung zu Gegenständen, die nicht in 
Verhandlung stehen, bzw. 

p) die Ernennung von Mitgliedern der Bundes­
regierung und Staatssekretären betreffende 
Mitteilungen 

stattfindet. 

Das vorgeschlagene Minderheitsrecht, wonach 
fünf Abgeordnete eine solche Debatte verlangen 
können, entspricht der parlamentarischen übung, 
eine Debatte unter den nunmehr im Gesetz ge­
nannten Voraussetzungen durchzuführen, wenn 
dies von einem parlamentarischen Klub verlangt 
wird . 

Zu § 82: 

In den gegenständlichen Bestimmungen werden 
die Beschlußerfordernisse im Nationalrat in um­
fassender Weise aufgezählt. 

,-
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Abs. 1 gibt die Bestimmungen des Art. 31 
B-VG über die Erfordernisse für emen Beschluß 
des Nationalrates wieder. 

Abs. 2 enthält einen Katalog· aller Fälle, in 
dent;!n gemäß den Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes und" des vorliegenden Ent­
wurfes besondere Beschlußerfordernisse normiert 
sind. Z. 1 wird sinngemäß auch auf die Geneh­
migung des Abschlusses von Vereinbarungenzwi­
schen Bund und Ländern namens des Bundes 
gemäß Art. 15 a Abs. 1 B-VG Anwendung zu 
finden haben. 

Durch Abs. 3 wird klargestellt, daß für 
Wahlen die allgemeinen Beschlußerfordernisse des 
Abs. 1 und darüber hinaus die Sondervorschriften 
des § 87 des Entwurfes gelten. 

Die Abs. 4 und 5 geben. schließlich die Be­
stimmungen des Art. 44 Abs. 1 B-VG und des 
Art. 50 Abs. 3 B-VG über die ausdrückliche Be­
zeichnung von Verfassungsbestimmungen in Ge­
setzen und von verfassungsändernden Bestim­
mungen in Staatsverträgen wieder. 

Zu§ 83: 

Die neu eingefügte Bestimmung sieht nunmehr 
ausdriicklich die Ausfertigung und Zustellung der 
vom Nationalrat ausgehenden Beschlüsse, die ge­
mäß§ 13 Abs. 6 des Entwurfes vom Präsidenten 
und eineI11 Schriftführer zu unterzeichnen sind, 
nach .Genehmigung des' Amtlichen Protokolls 1m 
Sinne des § 51 des Entwurfes vor. \ 

Zu,§ 84: 

.l'l.bs. 1, gibt die Bestimmungen des Art. 43 
B-VG wieder und entspricht dem geltenden § 79. 

Abs. 2 regelt das parlamentarische Verfahren 
hinsichtlich eines Beschlusses im Sinne des Abs. 1. 
Das Verfahren bezüglich eines Verlangens der 

. Mehrheit der Abgeordneten auf Durchführung 
einer Volksabstimmung im Sinne des Abs. 1 ist 
hingegen durch § 106 des Entwurfes normiert. 

Zu § 85: 

Die gegenständliche Bestimmung ist eine Neu­
fassung des geltenden § 80. Die übernahme der 
Regelung des Art. 44 Abs. 2 B-VG hinsichtlich 
einer Gesamtänderung der Bundesverfassung, wie 
sie im bisherigen § 80 enthalten ist, inden Ent­
wurf ersCheint nicht erforder:lich, da diese Bestim­
murug kein pal11amentarischesl Verfahren bedingt: 

Zu § 86: 

Abs. 1 enthält Ausführungsbestimmungen be­
züglich' des neu vorge~ehenen Rechtes eines 
Drittels der Abgeordneten, Bundesgesetze wegen 
Verfassungswidrigkeit beim Verfassungsgerichts­
hof anzufechten. Diese Bestimmung soll jedoch 
erst mit 1. Juli 1976 in Kraft treten. 

Die Regelung der Vertretung der Antragsteller 
im Sinne des: Abs. 1 im' Verfahren vor dem 
Verfassungsgerichtshof bleibt ,einer entsprechen­
den Novellierung des Verfassungsgerichtshofgeset­
zes 1953 vorbehalten: Abs. 2 enthält lediglich 
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des 
Art. 30 Abs. 2 B-VG eine Formvorschrift hin­
sichtlich des Anfechtungsbegehr,ens, das gemäß 
§ 106 des Entwurfes an 'den Präsidenten als Ver­
treter des Nationalrates 'nach außen zu richten 
ist.· . 

Zu § 87: 

Dur'eh Abs. 1 soll klargestellt werden, daß 
Wahlen zwar in der Regel einen eigenen Tages­
ordnungspunkt bei den Verhandlungen 'des 
Nationalrates bilden, darüber hinaus aber die 
Wahl eines besonderen Ausschusses zur Vorbe­
ratung einer Vorlage auch bei der ersten Lesung 
eines Gesetzesvorschlages (§ 69 Abs. 6) oder vor 
Zuweisung an einen Ausschuß erfolgen kann. 

Abs. 2 geht auf den geltenden § 67 Abs. 1 
zurück und legt nunmehr grundsätzlich fest, daß 
Wahlen in der Regel mittels Stimmzettel durch­
geführt werden, ausgenommen die Wahlen der 
Ausschüsse. Eine weitere, davon abweichende 
Regelung enthält Abs. 7. 

Durch" denneuen Abs. 3 soll sichergestellt 
werden, daß der Präsident der grundlegenden 
Bestimmung des § 65 Abs. 3, derzufolge er den 
Gegenstand, über den jeweils abgestimmt wird, 
genau zu :bezeichlllCn hat,' entspreChen kann. 
Demnach' müsseri dem Präsidenten vor Beginn 
jedes Wahlvorgangesschri.f<tlich überreichte Wahl­
vorschläge vorliegen, die er dem Nationalrat zur 
Kenntnis zu bringen hat. Außerdem ist im Hin­
blick auf. ,den Grundsatz des § 88 Abs. 4 klar­
gestellt, daß Stimmzettel nicht schon deshalb als 
ungültig anzusehen sind, weil sie nicht auf einen 
der vom Präsidenten hekiann.tgegebenen Wahl­
vorschläge lauten. 

In Verbindung mit. Abs. 6 ist nun überdies 
zum Ausdruck gebracht, daß jeder eingebrachte 
Wahlvorschlag eine Einheit bildet und s6. viele 
Personen . zu enthalten hat, wie in dem be­
treffenden Wahlvol'gang zu wähLen slin.d, wobei 
über die zu einer Wahl eingebrachten Vorschläge 
in einem Vorgang abzustimmen ist. 

Abs. 4 gi~t di~ Bestimmungen des Art. 122 
Abs. 4 B-VG über die Wahl qes Präsidenten und 
des Vizepräsidenten des Rechnungshofes wieder. 

Abs. 5 entspricht den Bestimmungen des gel­
tenden § 68 über die VOI'gamgswei'se für dem Fall, 
daß bei einem ersten Wahlgang keine unbedingte 
Mehrheit der gültigen Stimmen erzielt wird. 

Durch die neugeschaffene Regelung des Abs. 6 
soll die Möglichkeit gegeben sein, Wahlvorschläge 
zugunsten eines gemeinsamen Vorschlages zu-
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Tückzuziehen~ um a,Llenf,aJ!1:s vor dem Losentscheid 
'noch ,eine Kompromißlösung herbeiführen zu 
'können. 

Abs. 7 regelt die Voraussetzungen, unter denen 
von der Wahl mittels Stimmzettel abgegangen 
werden kann. . 

Zu § 88: 
Die gegenständliche' Bestimmung regelt 'die 

Durchführung der Wahl mittels Stimmzettel, 
die nach bestehenIder Üibung anaJ,o~ den geltenden 
Bestimmungen über die namentliche Abstimmung 
durchgeführt w1N1i. Diese parIamenotarische Praxi5 
~o~l ,nunmehr ausdrückJlich im Qes,chäftsordnungs­
-ges'etz verankert werden. 

, Abs. 3 geht auf den geltenden § 67 Abs. 2 
zurück, sieht jedoch darüber hinaus vor, daß der 
Präsildent analog den neuen Bestimmungen über die 
namentliche Abstimmung (§ 66 Abs. 2 des Ent­
wurfes) die Vornahme der Wahl durch Hinter­
legung ,der Stimmzettel in eine Urne anordnen 
kann. 

Durch Abs. 4 werden die Bestimmungen über 
ungültige Stimmzettel präziser gefaßt. 

Zu § 89: 
Abs. 1 entspricht wörtlich der Fassung des 

geltenden § 69 Abs. 1. 

Durch' die Neufassung des, Abs. 2 wird klar­
'gestelih, daß der Präsident und ,di,e Ausschußob­
männer zur' schriftlichen Beantwortung der an 
sie .gerichtet,en schriftilichen Anfra'gen v,erpflLchtet 
sind, wobei auch die ,Blegründlung, warum die 
Erteaung der gewünlschten Auskunft nimt mä.g­
lich ist, 3JlsBeantwortung gik 

Zu § 90: 

Die Neuformulierung entspricht dem geltenden 
§ 70, der die einschlägigen Bestimmungen des 
Art. 52 Abs. 1 B-VG, soweit sie den Nationalrat 
betreffen, 'wiedergibt. Diese grundlegende Be­
stimmung wird näher ausgeführt durch den neu 
angefügten Satz, der zum Ausdruck bringt, daß 
Gegenos,tand des Ftr3J~erechtes insbesonldere <lIie 
Geschäfte der obersten 'Bundesverwaltung sind, 
wie sie § 2 Abs. 3 des Bundesministeriengesetzes 
1973, BGBl. Nr. 389, umschreibt. 

Zu § 91: 
Durch die Neufassung des Abs.' 1 wird ab­

weichend vom geltenden § 71 festgelegt, daß 
schriftliche Anfragen innerhalb einer Tagung 
auch a:ußerhaTb ,einer Sitzung, des National­
rates an die Bundesregierung" oder eines' ihrer 
Mitglieder gerichtet werden können. Hiedurch 
soll nicht nut der politischen Aktualität besser 
entsprochen, sondern auch ',ei,ne ökonomismere 
Arheitsverteilun,g ermöglimt werden.. 

Durch einen neuen Abs. 2 wird die Frage ge­
regelt, inwieweit und in' welcher Form Frage­
steller schriftliche Anfragen zurückziehen können. 

Abs. 3 entspricht wörtlich dem § 71 Abs. 2 
der geltenden Geschäftrordnung. 

Im Abs. 4 ist die Verpflichtung des Befragten, 
die Anfrage zu beantworten, neu formuliert. 
Durch ,den letzten Satz des Abs. 4 wird die Vor­
gangsweise bei einer mündlichen, Beantwortung 
einer Anfrage n'aner ,geregelt. In diesem Faill 
finden die Bestimmungen über die Abgabe von 
Erklärungen durch Mitglieder der Bundes­
regierung zu Gegenstänaen, die nicht in Ver­
handlung stehen, Anwendung. 

Zu § 92: 

Die vorgeschlagenen Neuformulierungen er­
setzen den § 72 der geltenden Geschäftsordnung. 
Analog ,den Bestimmungen über die dringliche 
Behandlung einer schriftlichen Anfrage ist nun­
mehr vorgesehen, daß die Besprechung einer An­
fragebeantwortung auch über Verlangen einer 
qualifizierten Minderheit stattzufinden hat. 

Durch die Neu~assung des Abs. J wird klar­
gestellt, daß - vom Miriderheitsrecht abgesehen 
- der Nationalrat zu entscheiden hat, ob über 
eine Anfragebeantwortung eine Besprechup.g 
stattfinden soll. Gegenstand einer solchen Be­
'sprechung kann nunmehr auch die schriftliche 
Beantwortung einer an die Bundesregierung ge­
richteten Anfrage sein. Hinsichtlich des Zeit­
punktes einer solchen Besprechung wird analog 
den Bestimmungen über die dringliche Behand­
lung einer schriftlichen Anfrage festgelegt, daß 
diese entweder vor Eingang in die Tagesordnung 
der Sitzung, in welcher der Präsident das' Ein­
langen der Anfragebeantwortung bekanntgegeben 
hat, oder 'nach Erledigung dieser Tagesordnung 
stattzufinden hat. ' 

Abs. 2 und 3 regeln das erwähnte Minder­
heitsrecht und Abs. 4 die Redezeitheschränkung 
in Anlehnung an die' Bestimmungen über die 
dringliche Behandlung einer schriftlichen Anfrage. 

Abs. 5 entspricht dem geltenden § 72 Abs. 3. 

Zu § 93: 

Die Bestimmungen über "dringliche Anfragen" 
entsprechenim wesentlichen dem geltenden § 73. 

Gemäß Abs. 1 kann die dringliche Behandlung 
einer schriftlichen Ap.fr,age lediglich. aur Antrag 
von acht 1,\bgeordneten und' nicht wie bisher 
auch auf VorsChlag des Präsidenten beschlossen 
werden. 

Der neu eingefügte' Abs. 2 normiert die Ver­
pflichtung des befragten Mitgliedes der Bundes­
regierung, im Rahmen der dringlichen Behand­
lung einer schriftlichen Anfrage zumindest eine 
mündliche Stellungnahme zum Gegenstand abzu­
geben. 
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Durch die Neuformulierung der Abs. 3 und 4 
soll klargestellt werden, daß 

1. die dringliche Behandlung einer' Anfrage 
auch auf Grund eines Verlangens von 20 Ab­
geordneten zu erfolgen hat; 

Durch Abs. 2 wird nunmehr klargestellt, daß 
mündliche Fragen, die in formeller oder materi­
eller Hinsicht den Bestimmungen des Abs. 1 nicht 
entsprechen, vom Präsidenten zurückzustellen 
sind. 

2. in einem solchen Fall der Präsident das Recht Ab:. 3 bestimmt nun~ehr, ~aß dan~, wenn 
hat _ sofern verlangt wird, die dringliche der vierte Tag vor der Sltz~ng, m der die Frage 
Behandlung vor Eingang in die Tagesord- ,aufgerufen .werden. soll, . em :Samstag, ~.onntag 
nung durchzuführen -, diese an den Schluß oder gesetzhcher Feiertag 1st, d~e Frage spatestens 
der Sitzung, jedoch nicht über 16 Uhr hinaus am vorangehenden Werktag emgebracht werden 
zu verlegen. muß. 

Abs. 4 regelt die Reihung der eingelangten 
Abs. 5 und 6 entsprechen" den Bestimmungen mündlichen Anfragen in der Fragestunde. 

des geltenden § 73 Abs. 5 und 4. 
Abs. 5 entspricht den geltenden Vorschriften 

Zu § 94: des § 76 Abs. 4 sowie des § 75 Albs. 4 letzter 

Ahs. 1 und 3 entsprechen wörtlich dem gelten- Satz. 
den § 74 Abs. 1 und 3. 

Durch die· Neuformulierung des Ahs. 2 wird 
klarer zum Ausdruck gebracht, daß die Beant­
wortung von Fragen im Rahmen der Frage­
stunde - abgesehen von der Vertretung eines 
Bundesministers gemäß Art. 73 B-VG - nur 
durch . einen dem Bundesminister beigegebenen 
und von ihm entsendeten Staatssekretär erfolgen 
kann. . 

Abs. 4 enthält neu eingefügte Bestimmungen 
über di~' Zurückziehung von mündlichen An­
fragen. ". 

Ahs. 5 entspricht dem geltenden § 74 Abs. 4. 

Zu § 95: 

Ahs. 1 knüpft hinsichtlich des Gegenstandes 
mündlicher Anfragen an die Bestimmungen des 
§ 90 an. Ferner enthäit nunmehr Abs. 1 die 
Bestimmung, daß jede mündliche Frage kurz und 
konkret zu sein hat und nicht aus· mehreren 
Unterfragen bestehen darf. 

Nach der parlamentarischen Praxis sind Fragen 
dann "kurz und konkret", wenn sie lediglich 
eine bestimmte Einzelmaßnahme der Vollziehung 
zum Cegenst;and haben. Die Fragen können sich 
hiebei nicht nur auf die Durchführbarkeit, 
Zweckmäßigkeit und das Ergebnis einer solchen 
Maßnahme sowie auf die mit ihr verbundenen 
Kosten beziehen, sondern auch auf den Zeitpunkt 
der Durchführung und die sich aus dem Erfolg 
der Maßnahme ergebenden Schlußfolgerungen. 

Die im geltenden § 75 Abs. 1 enthaltene Be­
stimmung, daß allfällige nähere Hinweise nicht 
als Bestandteil der Anfrage gelten, erscheint nach 
bisheriger Erfahrung entbehrlich, da von ihr 
kaum jemals Gebrauch gemacht wurde. Sie ist 
daher im neuen Text nicht mehr enthalten, zu­
mal sie auch als Abschwächung des Grundsatzes, 
daß in der Fragestunde nur kurze, konkrete 
Fragen zulässig sind, mißverstanden werden 
könnte. 

Zu § 96: 

Abs. 1 entspricht den Bestimmungen des gel­
tenden § 76 Abs. 1 und 2. 

Durch einen neu eingefügten Abs. 2 wird nor­
miert, in welcher Weise die Beantwortung der 
'mündlichen Anfrage zu erfolgen hat. 

, Der neugefaßte Ahs. 3 regelt die Zulässigkeit 
von Zusatzfragen. Wie bisher kann jeder Frage­
steller zwei Zusatzfragen stellen. Darüber hinaus 
ist nunmehr vorgesehen, daß auch andere Ab­
geordnete, und zwar höchstens drei, je eine 
weitere Zusatzfrage an den Befragten richten 
können. 

Ahs. 4 regelt den Fall, daß sich gleichzeitig 
mehrere Abgeordnete zu einer weiteren Zusatz­
frage zu Wort melden. 

Durch den neugefaßten Abs. 5 werden schließ­
lich Bestimmungen über Inhalt und Form der 
Zusatzfrage getroffen, die dem geltenden § 76 
Abs. 4 inhaltlich entsprechen. 

Zu § 97: 

Die neugefaßten Bestimmungen regeln die 
schriftliche Beantwortung von nicht aufgerufenen 
mündlichen Anfragen. 

Abs. 1 legt die Voraussetzungen für die 
schriftliche Beantwortung einer innerhalb von 
vier Wochen nicht aufgerufenen mündlichen An­
frage fest. Eine solche Beantwortung hat nun­
mehr eine entsprechende Erklärung des Frage~ 
stellers innerhalb einer im Gesetz genannten Frist 
zur Voraussetzung. Erklärt der Fragesteller nicht, 
daß er eine schriftliche Beantwortung wünscht, 
bleibt die Anfrage für spätere Fragestunden auf­
recht;· wodurch die derzeit ebenso häufige wie 
die Parlamentsdirektion und die Kl'llbsekretariate 
belastende Zurückziehung und Neueinbringung 
mündlicher Anfragen entbehrlich wird. 
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Abs. 2 normiert die Verpflichtung des Befrag­
ten zur schriftlichen Beantwortung und Abs. 3 
bestimmt - im Sinne des Prinzips der öffent­
lichkeit des parlamentarischen Verfahrens -, daß 
der Präsident das Einlangen der schriftlichen Be­
antwortung einer mündlichen Anfrage im Natio­
nalrat bekanntzugeben, diese zu vervielfältigen 
und an alle Abgeordneten zu verteilen hat. 

Zu § 98: 

Nach den Bestimmungen des § 40 des Ent­
wurfes ist die Einholung schriftlicherAußerungen 
bzw. Anhörung von Sachverständigen und 
anderen Auskunftspersonen im Zuge der Vor­
beratung einer Vorlage durch den jeweiligen Aus­
schuß möglich. 

Die neu eingefügten Vorschriften des § 98 
sehen nun darüber hinaus die Einholung schrift­
licher Außerungen sowie die Anhörung von 
Sachverständigen :Und anderen Auskunftsper­
sonen auch für den Fall vor,. daß keine ent­
sprechende Vorlage im Nationalrat in Verhand­
lung steht. 

Die Abhaltung einer solchen parlamentarischen 
Enquete setzt einen Antrag zur Geschäftsbehand­
lung durch ein Mitglied des Hauptausschusses 
voraus, der dem Präsidenten des Nationalrates 
auch außerhalb einer Plenarsitzung schriftlich 
überreicht werden kann und über den der Haupt­
ausschuß zu entscheiden hat. Für die Zuständigkeit 
des Hauptausschusses spricht vor allem der Um­
stand, daß nach bestehender parlamentarischer 
Übung. die Mitglieder ~er Präsidialkonferenz 
diesem Ausschuß angehören, also jenes Gremiums, 
das den Präsidenten bei Erstellung und Durch­
führung der Arbeitspläne zu' beraten hat. Über­
dies erscheint eine Behandltrng derartiger Anträge 
im Plenum des Nationalrates zu umständlich. 

Durch Abs. 1 wird unter Bedachtnahmeauf 
die Verfassungsrechtslage normiert, daß Gegen­
stand solcher parlamentarischer Enqueten nur 
Angelegenheiten sein können, in denen die Ge­
setzgebung Bundes'Slache ist. In di,esem Zusammen­
hang ist festzuhalten, daß auch Angelegenheiten 
der Bundesverfassung in die Zuständigkeit .des 
BundJe~gesetZigeibers faLlen. Durch den I,etzten Satz 
des Abs. 1 wird klargestellt, daß das Ergebnis 
einer Enquete keinen Gegenstand der Ver hand­
lungdes Nationa}rates tim Sinne de's § 21 des 
Entwurfes bildet, sondern lediglich der Infor­
mation dient . 

. Abs. 2 regelt die Form und den Inhalt eines 
Antrages auf Abhaltung einer Enquete. 

Abs. 3 normiert das Recht einer qualifizierten 
Minderheit, die Verhandlung über einen solchen 
Antrag im Hauptausschuß zu verlzngen. 

Nach den Bestimmungen des Abs. 4 sind 
Enqueten nicht öffentlich. 

Abs. 6 sieht jedoch die Veröffentlichung von 
Stenographischen Protokollen über die Verhand­
lung der Enquete vor. Außerde~ kann der 
Präsident weitere Veröffentlichungen- also etwa 
nach dem Beispiel anderer Parlamente die Her­
ausgabe einer Broschüre - verfügen, um das 
Ergebnis einer Enquete einem weiteren Personen­
kreis zugänglich zu machen. 

Zu § 99: 

Abs. 1 bestimmt, daß ein Beschluß des Natio­
nalrates im Sinne des Art. 126 b Abs. 4 B-VG 
in der durch den Initiativantrag 155/ A vorge­
schlagenen Fassung (bzw. des § 1 Abs. 4 des 
Rechnungshofgesetzes 1948) einen Selbständigen 
Antrag von Abgeordneten oder eines Ausschusses 
zur Voraussetzung hat. 

N~.ch Abs. 2 soll eine qualifizierte Minderheit 
des Nationalrates das Recht haben, eine Ge­
barungsüberprüfung durch den Rechnungshof 
hinsichtlich bestimmter, genau abgegrenzter Vor­
gänge herbeizuführen. 

Durch Abs. 4 wird klargestellt, daß Berichte 
des Rechnungshofes über solche Gebarungsüber­
prüfungen in gleicher Weise wie der jährliche 
Tätigkeitsbericht gemäß Art. 126 d Abs. 1 B-VG 
zu erstellen sind. 

Abs. 5 sieht schließlich eine Begrenzung d~r 
Prüfungsaufträge auf Grund eines Verlangens 
einer Minderheit vor, um eine Überlastung des 
Rechnungshofes zu vermeiden .. Demnach kann 
ein weiteres Verlangen nicht gestellt ; werden, 
wenn beim Rechnungshof eine Gebarungsüberprü­
fung auf Grund der Bestimmungen . des 
Abs. 2 bereits anhängig ist. Ein Ber,i<:ht des 
Rechnungshofes gilt als in dem Zeitpunkt er­
stattet, zu dem der Präsident das Einlangen des­
selben im Plenum des Nationalrates bekanntgibt. 

Zu § 100: 

Die vorgeschlagenen Neuformulierungen ent­
sprechen zwar weitgehend dem geltenden § 77, 
doch soll nunmehr das Verfahren bei Eingaben 
an den Nationalrat detaillierter geregelt werden. 

. Abs. 1 bestimmt insbesondere (in Anlehnung 
an den geltenden § 77 Abs. 1), unter 
welchen Voraussetzungen Eingaben an den 
Nationalrat als Petitionen gelten und damit Ver­
handlungs gegenstand im Sinne des Entwurfes 
sind. 

Abs. 2 regelt die Behandlung von Eingaben 
an den Nationalrat, die nicht von einem Ab­
geordneten überreicht werden. 

Die Abs. 3 bis 5 enthalten Verfahrensbestim­
mungen. Abweichend von den allgemeinen Be­
stimmungen des § 23 Abs. 3 des Entwurfes sieht 
Abs. 3 vor, daß der Präsident aus triftigen 

.. 

'. 
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Gründen die Vervielfältigung und Verteilung 
einer Petition anordnen kann. 

Abs. 5 ordnet schließlich unter Bedachtnahme 
auf die bei der Behandlung von Petitionen ge­
machten Erfahrungen an, daß Petitionen, die 
nicht innerhalb einer bestimmten Frist im Aus­
. schuß erledigt werden, an das zuständige Mit­
glied der Bundesregierung weiterzuleiten sind. 

Zu § 101: 

Der Text stimmt mit dem Wortlaut des gelten­
den § 83 Abs. 1 und 2 überein. 

und seiner Ausschüsse (Unterausschüsse) durch 
die §§ 37 bzw. 47 des Entwurfes geregelt ist, 
entbehrlich. Anstelle der Bestimmung des gelten­
den § 88 wurde im § 13 Abs. 5 festgelegt, daß 
die Vertretung des Nationalrates und seiner Aus­
schüsse dem Präsidenten obliegt. 

Zu § 106: 

Der vorgeschlagene 'text 'entspricht im wesent­
lichen dem geltenden § 81. 

Es ist jedoch darüber hinaus vorgesehen, daß 
auch in allen anderen Fällen, in denen eine 
qualifizierte Minderheit des Nationalrates zur 

Zu § 102: Ergreifung einer Initiative außerhalb einer 
Abweichend von den geltenc:Jen Bestimmungen Sitzung auf Grund de.r B~stim~ungen der Bun­

des § 84 Abs. 1 ist im neugefaßten Abs. 1 vor- d~sverfassung bere~~1.gt1st, d1e entsl?rechende 
gesehen, daß ein Ordnungsruf nicht nur Ab-' Emg.abe a~ den Pras1denten des NatiOnalrates 
geordneten, sondern allen Personen, die zur Teil- zu nchten 1st. 
nahme an den Verhandlungen des Nationalrates 
berechtigt sind (§§ 18 Abs. 1 und 20 Abs. 1) Zu § 107: 
erteilt werden kann. Da in der geltenden Geschäftsordnung eine 

Zu § 103: 

Abs. 1 entspricht den geltenden Bestimmungen 
des § 85. 

Durch die Neufassung des Abs. 2 wird den 
vorgeschlagenen Bestimmungen des § 102 Abs. 1 
Rechnung getragen. 

Zu § 104: 

Der Wortlaut entspricht dem geltenden § 84 
Abs. 3. Durch die systematische Umstellung soll. 
klar zum Ausdruck gebracht werden, daß es sich 
bei der Bestimmung, wonach der Redner, wenn 
ihn der Präsident unterbricht, sofort innezu­
hal1len hat, um ei,ne allgemein zu beachtende un.d 
nicht nur um eine im ZUJS,ammenhanlg mit dem 
OrdIlJungsruf stehende Norm handeLt. 

Zu § 105: 

Außer einer sprachlichen Änderung entspricht 
§ 105 dem geltenden § 86; es wird lediglich 
vorgeschlagen, den Ausdruck "Geschäftssprache" 
als entbehrlich zu streichen. 

Die Bestimmungen des bisherigen Abschnit­
tes X "Vertretung nach außen" § 87 ("Abordnun­
gen werden weder in die Sitzungen des National­
rates noch in die seiner Ausschüsse zugelassen") 
und § 88 ("Die Vertr,etung des N~tionai}r3ites und 
seiner Ausschüsse obliegt dem Präsidenten des 
Nationalrates") wurden in den Entwurf nicht 
übernommen. Die Bestimmung des § 87 erscheint 
im Hinblick darauf, daß die Berechtigung zur 
Teilnahme an den Sitzungen des Nationalrates 

Dr. Hein:z Fischer 
Berichtersta tter 

allgemeine Vorschrift über die Fristenberechnung 
fehlt, soll durch den neu eingefügten § 107 ge­
regelt werden, in welchen Fällen die tagungsfreie 
Zeit bei der Berechnung von Fristen nach dem 
Geschäftsordnungsgesetz außer Betracht bleibt; 
daraus ergibt sich, ,daß in allen anderen Fällen 
die tagungsfreie Zeit den Fristenlauf nicht 
hemmt. 

An der Debatte im Ausschuß beteiligten sich 
außer dessen Obmann Dritter Präsident des 
Nationalrates Pro b s t die Abgeordneten Dok­
tor Heinz' Fis ehe r, Dr. B ro e si g k e, 
Dr. Kor eIlJ und Dr. F i e d t.e r sow~e Parla­
mentsdi,rektor Dr. C z e rIlJ y. 

Bei der: Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung zweier Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Dr. Hei,IlJZ F i'S ehe r, Dok­
tor Koren und Dr. Broesigkehzw. 
Dr. B r 0 'e s i ,g k e, Dr. Hein'z Fis ehe rund 
Dr. Kor e n in der ,diesem Bericht bei,gecl'ruckten 
Fassung mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Ein we~terer Abäniderungsantra:g dies Abgeord­
ne1len. Dr. B r 0 e s i g k e fand ni,eht ·die erforder­
liche Stimmenmehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ge­
schäftsordnungsauss,chuß :den A nt rag, der 
Nationalrat wolle dfem

di 
a n gf e s chi 0 sßs e n e n . / . 

G ·e se t zen t w u r"e ver assun'gsmä i'ge Zu­
stimm.ung erteilen. 

Wien, am 3. Juni i975 

Probst 
Obmann 
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-j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1975 
über die Geschäftsordnung des Nationalrates 

(Geschäftsordnungsgesetz 1975) 

Der Na,nional~a't hat heschlo~en: 

I. Eröffnung und Bildung des Nationalrates 
'. 
§ 1 

(1) Jedem Abgeordneten w,ird nach sciner 
W,ahl oder nach ,serner Berufung a15 Ersatzmann 
von der Hauptwahlbehärde ein Wahlschein 
ausgestidlt, deim' der Parlamentsdtrekcion zu 
hinterlegen iSit. 

(2) Di.e Pa:rlamentsd.i:rd~tion stelLt Jedem Ab­
geordneten, für den ,der Wahlsmem hintlerlegt 
,ist, e~ne amtliche Legi'\limaotion mit seinem Licht­
bild aus. 

§2 

(1) Ein Abgeordneter wird semes Mandates 
verlustig: 

1. w,enn er die Angdoblllng nicht in der im 
§ 4 vorgeschr,~ebel1Jen W,e~se oder überhaupt nicht 
lei:stet ooor 5Jie unter Beschränkungen oder Vor­
behaLten leisten wm; 

2. wenn er durch 30 Tage den Eintm~~ ,inden 
NationaLrOlt verzög,et't haJt oder 30 Tage ohne 
,einen vom NOltionalrat aJnerkannten ,triftigen 
Grund (§ 12 Abs. 2) von den S~tzung,en des Na~io­
nalra'tes ausgeblieben is.t und ,der nach Ablauf 
der 30 Tag,e an ihn öffentlich und nm Na:tional­
ra.t gerichteten AuHol"lderung des Präsidenten, 
binnen wciterer 30 Ta~e zu el"lschemen oder seine 
Abwesenheit zu ,rechtfertigen, nimt Folge geLei­
stet hat; 

3. wenn er nach ,erfolgter Wahl die Wählbar­
kert verliert; 

4. in den Fällen der §§ 7 und 8 des Unv,erein­
ba;rkeitsgesetZ!es, BGBl. Nr. 294/1925, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 100/1931. 

(2) Wird eitnerder im Abs. 1 Z. 1 bis 3 vor­
gesehenen Fälle dem Präsidenten zur Kenntnis 

gebracht, so hat er dies dem Nationalrat 
bekanntzugeben, der mit einfacher Mehrheit über 
den im Art. 141 Abs. 1 B-VG vorgesehenen 
Antrag beschließt. Dieser Beschluß ist durm den 
Hauptaussmuß vorzubereiten. 

(3) W~!'deiri Beschluß nam Abs. 2 vorn Natio­
nal!'a't gefaßt, so haJtdessen PräSlident den Antrag 
namens des V'ertretungskörpers beim Ver­
fassungsg,eruchtshof ei:nzub!'i'ngen. 

( 4) In den FälLen ,des Abs. 1 Z. 4 finden di,e 
Vorschl"lif,ten des § 8 des Unver,einbarroeitsgeset­
:z;es, BGBl. Nr. 294/1925,m der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 100/1931, Anwendung. 

(5) Nam Einlan,gen ,eines ErkenntniJSses des 
Verfassungsgerichtshofes beim Präsidenten des 
NationaJlraJtes, mitt dem der Verlust eines Man­
daJtJes ausg,esprochen wird, hOlt der Präsli<lent j,ene 
Pe11Son, d~e <lurch das Erkenntnis des VerfaiS!SUl1gs~ 
gel1ichtshof,es ihres MandaitJes für verlUJStig erklärt 
worden ist, hievon zu ve.rständigen. Der Ver­
lust des Mandates tritt ein mit dem auf die Zu­
stellung des diesen Ausspruch enthaltenden Er­
kenntnisses des Verfassungs gerichtshofes an den 
Präsidenten des Nationalrates folgenden Tag. Der 
Präsident hat in der nächsten Sitzung des Natio­
nalrates das Erkenntnis bekanntzugeben. 

(6) Abs. 5 gilt sinngemäß aum für den Fall, 
daß der Verfassungsgerichtshof einel:'Wahlanfech­
tung stattgegeben hat, weil eine nicht wählbare 
Person für gewählt erklärt oder einer wählbaren 
Person die Wählbarkeit zu Unrecht aberkannt 
worden ist. 

(7) Im Falle des Art. 141 Abs. 2 B-VG ver­
lieren die betroffenen Abgeordneten ihr Mandat 
erst mit dem Zeitpunkt der Hinterlegung der 
Wahlscheine der bei der Wiederholungswahl ge­
wählten Abgeordneten in der Parlamentsdirek­
tion. 

(8) Verzichtet ein Abgeordneter auf die wei­
tere Ausübung ~eines MandaJtes, so wir<l roeser 
VerlJich't mit dem Binlangen der MitJtJeilung der 
Hauptwahlbehörde h~erüber heim Prä~j,denten 
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des Nationalrates rechtswirksam, sofern in der 
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt 
angeführt ist. 

§ 3 

(1) Der neugewähIte Na'tJionalnt wllir,d vom 
Bundespräsidenten innerhalb dreißig Tagen nach 
der Wahl einberufen. 

(2) Der Präsident des früheren Nationalrates 
eröffnet die Sitzung und führt bis zur' Wahl 
des neuen PräsidentJen den Vorsitz. 

(3) Er beruft vj'er Abgeo,rdnete zur vocläufi~en 
Besorgung der Geschäfte der Schriftführ:er. 

§4 

(1) Ober Aufforderung des Vorsitzenden haben 
. die Abgeordneten bei Namensaufruf durch 
die Wor,üe "Ich gelo1:>eC< unverbrüchl;iche T'reue 
der Republik, stJetJe und volle Beobachtung der 
Verfassungsgesetze und aller anderen Gesetz,e und 
ge.wissenhafte Erfüllung ihr,er PHichüen zu gdo­
ben. 

(2) Später eintretende Abgeordnete leisten die 
Angelobung bei ,ihl1em Eintritt. 

§ 5 

(1) Nach der Am.gelobung wählt der NatJional­
rat aus sciner M.inte den Prä9idenlten, den Zwci1len 
und den Dri,tJten Präsiden.nen. 

r3:lües vel"ür.e1Jen war; dieser Abg·eol1dnete hat den 
NatJionalraot sofott ,einzuberuten und nach Eröff­
nung der s.~tzung d.ie Wahl von drei Vorsttzen­
den, welche die Funk,tlionen der v,erMnder.ren Prä­
sidenten übernehmen, oder im FalLe der Er.Ledi­
gung der Ämter die Wahl des Präs.ldenüen vor­
nehmen zu !a.!ils,en. 

(3) Wenn er dies,er Pflicht oonnen acht Tagen, 
vom Eintritt der V,ernmderung der Prä·Slidenten 
beZJiehumgsweise der ErLedigung der Ämter an 
gerechnet, nicht nachkommt, . gehen dille vorher 
g,enannten Rechte an den nächstJen j,eweils äLtesten 
Abgeordneten über, bei dem die vOl."iStehend an­
geführten Voraus,setzungen zunr.effen. 

(4) Di,e 50 gewählten Vors.itzenden bleiben .im 
Amt, bis minde&tlens,einer der an der Ausübung 
ihr·er FunktJionen verrunderten Prä&identensein 
Amt wieder ausüben k3lnn. 

§7 

Abgeordnet~ derselben" wahl werbenden Par­
,tei haben das Recht, 5Iich in ,einrem Klub Zusam­
.tp..enzusch11eßen. Für die Anerkennung ein'es sol­
chen Zusammenschlusses ist die Zahl von minde­
stens fünf Mitgliedern ,erforderlich. Abgeordnete, 
die nicht derselben wahlwerbenden Partei an­
gehönen, können sich in ,ei'Il'em Klub nur mit 
Zu~tianniung des Na.tionalra'tJes ZJUsammenschLie­
ßen. Die Ergebni'!ilse der KonsDrtui.erung ,eines 
Klubs s,in,ddem Präsidentenschrifotltich mitzu­
teilen. 

§ 8 

(2) Nach den P,räsidenten werden fünf Schrift- (1) Die Präsidenten und die Obmänner der 
führer und mindestens drei Ordner gewähLt. Klubs bilden die Präs.idi,alkonf,er.enz. D~e Obmän­

ner d·er Klubs können. sich v,erl1:1"e1Jen bssen. 
(3) AUe WahLen geLten für die g3lnZie Ge~etz­

gebung.speriode. 

§6 

(1) Die Präsidenten und der Haupta\lJSschuß, 
an Stelle des letz'tlenen im Falle der Auflösung 
des N a'tionalra.tes gemäß Allt. 29 AOs. 1 B-VG 
der Ständige UntJera\ll51schuß des Haupt3lUssmusses, 
hleiben im Amte, bis der neugewäh1te National­
rat die Präsidenten und den HauptauSischuß neu 
gewählt hat. 

(2) Wenn die gewähLten Prä·~identen 3Ill der 
Ausübung ih1"es Amtes v,e1"hinder.t oder ,ihr.e 
Ämter erJ.edJigt sind; fühnt der 3Ill Jahren äl1JestJe 
am Srtz des Na.tlionalrates anwes!ende Abgeord­
nete den Vorsitz, sofern er an der Ausübung 
seiner Funktionen nicht gehindert ist und einer 
Partei ang,ehött, die im ZeitpUnkt der Verhin­
derung der Gewählten beziiehung:sWieilSle der El'le­
digung der Ämller im Präosilidmm des N:tJtJional-

(2) Die Präsidialkonferenz G.sitein beratendes 
Organ. Sie erstattet insbesonder:e Vorsmläge zur 
Erstellung und Durchführung der Arbeitspläne, 
zur Fest1egung der Ta.gesordnung,en und der Sit­
zungszerten des N a!tionalrates, zur Zuweisung von 
Vorlagen an d1e Ausschüsse sowie zur Koordinie­
rung der Siotzungszei:ten der AusschüiS'SJe. 

(3) Die Erlassung der Hauscmln'llng (§ 14 
Abs. 1) sowiedJie Verfügungen .des Präsidenten 
hi'nsicht!l~ch der List~ der Albgeordnieten (§ 14 
Abs. 6) oder des Entfalls der Frag,eSltJUnde (§ 94 
Abs. 5) bedürfen jedenfalls der vorherigen Bera­
tung in der Präsidialkonferenz. 

11. Allgemeine Rechte und Pflichten der Abge­
ordneten 

§9 

Jeder Abg,eordnetJe, dessen Wahlsmein in der 
Parlamentsdirekotion hmterlegt i®t, h<l!t für dö.e 

, 
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Dauer der jew,eilig,en Gesetzgebung,sperJode so. 
lange Sitz und Stümme im NaJciünalraJt, aLs nimt 
seine Miltg1iedsmaft aus einem der im § 2 g,enann­
ten Gründe ,erlüschen '~st. 

§ 10 

(1) Die AbgeürdnetJen können weg,en der m 
Ausübung ihres Bel'ufes geschehenen AbstimmUi11-
gen niemals, wegen der in diesem Beruf gemam­
ten mündlimen Äußerungen nur vom Nationalrat 
verantwor,rlim gemacht werden. 

(2) Kein Abg,eordneter darf wegen 'einer straf­
baren Ha.ndlung - den Fall der Ergr,eifung auf 
fl'ismer Tat bei V,erübung ei'nes Verbl'eroens aus­
genommen - ohne ZustJimmung des NaJtJional­
ra'tes v'erhaftet oder SOUISt behördl,im v,erfolgt 
werden. Der Na'tiünaLrat hat über ein Ersuchen 
der zur Verfülgung berufenen Behör,de um Zu­
stimmung zur V,erhaftung üder ,sünsoig·en behörd­
lichen Verfolgung eines Abgeol'dneten binn'en 
sems Wümen zu besmließen. Besmließt der 
Nationalrat innerhalb dieser Frist, dem Ersumen 
nimt stattzugeben, so. ist die Verfolgung gemäß 
Art. 57 Abs. 2 B-VG auf die Dauer der Gesetz­
gebungsperiode aufzusmieben; andernfalls darf 
die Verhaftung oder sünstige behördlime Ver­
folgung stattfinden. Die tagungsfreie Zeit wird 
weder in diese Frist nüch in die Verjährungszeit 
eingeremnet. 

(3) Iin FaH der Ergreifung auf ~ni:scher Tat bei 
Verübung eines Verbremens hatdi,e Behörde dem 
Präs,identendes N altionalrates sogl.eim die ge­
smehene Vierhaftung bekanmzugeben. Wenn ,es 
der N ationak<lit oder an der tagungsfreien Zeit 
der mi:t dies,en Angdegenheilten DetrautJe Sltänd1gle 
Aussmuß (ImmuMtätsaUSlSmuß) v,erlangt, muß di,e 
Haft aufgehüben oderdte V,erfoLgung überhaupt 
auf die Dauer der Gesetzgebungspet:iode aufge­
smoben werden. 

(4) Die Immun~tät der Abgeordneten (Abs. 1 
bis 3) endigt mit dem Tag des Zusammentri1ltes 
des neugewähl,tJen N 3:ltJionalrates, bei Org<linen des 
NationaJ,ratJes, deren Funküün über diesen Zeit­
punkt hinausgeht, mit dem Erlöschen dieser 
FunktJion. 

§ 11 

(1)J.eder Abg,eordnete ist v,erpflichtJet, an den 
SiJtzul1,gen des Na.tionalra'tJes und der Aussmüsse, 
in die er gewählt ,ist, teilzunehmen. 

(2) Die AbweSienhcit eines Abg,eor,dneten von 
solchen Sitmmgen ka:nn nur ,durch Krankheit oder 
anderetJniftJige Gründe entschuldigt werden. 

§ 12 

(1) EiJn Abgeordneter, der ~'erhii1Jdert ist, an 
einer oder mehr,eren auf,einanderfolgenden Sit­
zungen des Nationalrates ItJdlzunehmen, halt d~es 
dem Prä~identen vor Be~i'ßn der Sitzung bezLe­
hungswe1s,e der el1S'ten von mehreren auf,emander­
folgen,den Srtzungen sch'l1iftlich unter Angabe des 
Grundes mitzuteilen. DieSle Mirtt;eilung kann auch 
durch den Klub erfülgen, dem der v,erhindente 
Ahgeordnete angehört. 

(2) Tei.ltem AbgeO'rdneter dem Präsidenten 
eine Verrunderung von mehr als 30 Tagen m~t 
und j~t diese nicht durch K;rankheit begründet, 
so. hat der Präsident di:es dem Na,t;ionaltrat be­
kanntzugeben. Wird g,egen ·d~e Tl1ifti,gke.üt des 
Grundes der Abwesenheit ,ein,e Einwendung er­
hoben, so ,en,oscheidet der NaJtJ.ionalratt ühn,e 
Debatoe, üb der Abg,eo1"dn,ete aufzufordern list, 
unverzüglich an den Sitzungen des Na<tirünaLrates 
wieder teilzunehmen. 

(3) Der P.rä~ident hat am Reginn Jeder Sit­
zungmi,tzuteilen, wdche Abgeül'idneten ·entschul­
digt sind. 

III. Aufgaben der Präsidenten, Schriftführer und 
Ordner 

§13 

(1) Der Präsiderut wacht darüber, daß d~e 
Würde undwe R,em'te des Na,tiünalrates· ge­
wahrt, d,ie dem Nationahat übliegenden Auf­
gaben erfüllt und d~e V:erhandlung,en mit Ver­
meidung jedes uUlnötJiglen Aufschubes durchge­
führt werden. 

(2) Er handhabt die Geschäftsordnung, achnet 
auf ihre Reoba'chtung und ,sorgt für die Auf:l'iecht­
erhaltung der Ruhe und Ordnung im Sitzungs­
saale. 

(3) Der Präsident eröffnet und schLDeßtdie 
Sitzungen, führt den Vor&itz, leitet diJe V,erhand­
lung, erteilLt das WO'1'It, s,telh die F<rag'en zur Ab­
stimmung und spl1icht deren Ergebnis aus. Er ~st 
j,eder~eiJt, insbesondel'ie im FaUe einer Störung, 
berechtigt, ooe Sijrt~uUlg ~uf bestimmte oder unbe­
stimmte Z.eit zu unterbrech'en. Er läßt RuhestöTer 
von den GaleriJen entfernen und diese im äußer­
sten Falle räumen. 

(4) Der Präsident führt die Zuweirurugen der 
im § 21 Abs. 1 aufgezähhen Verhandlungsg,egen­
stände an rue Ausschüsre durch. Femer br.ingt er 
die Beschlüsse des Unv,ereinb ark.e.ütsausschus ses 
und dire a'lif Grund dieser neschlüsse von ~hm 
getroffenen Maßnahmen dem Na<tJionalrat zur 
Kenntnis. 
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(5) Der Präsiident halt ,das Recht der Entgegen- Vorsitzführung (§ 13) durch den Zweiten be­
nahme wie auch <ler Zuteilung alLer an den Na- ziehungsweise den Dritten Präsidenten vertreten 
tionakat gelang,enden Schriiitstücke; ihm oblieg:t lassen. 
die Vertretung des Na'tiona:lntes und ,seiner Aus- \ 
schüssenach außen. § 16 

(6) Schriftliche Austel1tigungen, die vom Natio­
nalrat ausgehen, sind vom Präsidenten und einem 
Schriftführer zu unterzeichneJil. 

§ 14 

(1) Der P'räsident ü'bt das Hausrecht ,im PaT­
lamentsgebäude aus un,d ,erläßit nach Beutung ,in 
der Pr~si·dialkonf,erenzdi'e Hausordnung. 

(2) Er erstelk ,im Evnv,ernehmen mit dem Zwei­
ten und dem Dritten Präsideruuen den Vonn­
schlag für ·den N:licionalrat und übermii1Jtlelt ~hn 
samt Anlagen und Br.läuterungendem Bundes­
miuVSoter für F,inanzen. Der Präs,ident verfügt 
über die den Naltlionalrat betrefFenden finanz­
ges'etzlich,en Ansätze des Bundesvoranschlages. 

(3) Die Ernennung der Beiliengteten der Parla­
mentsdir,ekoion steht dem ,Präsidenten des Na­
tionalra!tes zu, Ihm kommen auch alle übrigen 
Bdugni:sSle .in Per:sonalangelegenlieinen ilieser Be­
diensteten zu; ,er ,ist in~oWoeil1: ober,stes V,erwal­
tungsorgan und übt diese BoefugooSle aUein aus. 

(4) Die Bedienstieten der Parlamentsdilrek1Jion 
werden hinsichdich ihrer Stellung, ihrer Pflich­
ten und Rech,teden übrLgen Bundesbedi'enstetJen 
gleichg,ehalten. 

(5) Dem P.räsidennen obIieg:t die Vorsorge für 
den StenographendienlSt und allfälliig;e andere Auf­
nahmen von den V,erhandlung.en {Ton- und Bild­
aufnahmen). 

(6) Am Beginn jeder Gegetzg,ebungsperiode und 
nach größeren VIeränderungen auch wähI'!endeiner 
solchen veranlaßt ,der P,rä.siden'td:Le HeraUiSgabe 
einer Liste der Abgeordnetlen durch di,e Parla­
ment~di'rektlion. Diese Liste h:lit neben dem 
N amen des jeweiLigen Abgeordneten folgende An­
gaben zu ,enthalren: in welchem Wahlkneis (Wahl­
k,reitsv:erband) ,er g,ewählt wurde, wdchem Klub 
er angehö:rt und sch1i,eßlich seine Wohn- bezie­
hungsweise Post anschrift. Die Aufnahme wei­
terer Angaben kann der Präsident nach Beratung 
in der Präsidialkonferenz verf~gen. 

(7) Andere V'eröff,eMlichungen sind dem Präsi­
den'lJen anheim~e91lelLt, wobei er einen Heschluß 
des Nat10nalraJtes etnho1en ka.nn. 

§ 15 

Im Falle der Verhinderung des Präsidenten 
vertni~tihn der Zweite bezidllUngsweise der Dr1tlte 
Präsident.W,ei,ters hnn sich der Präsident in der 

Di,e SchrifrtJührer haben den Präsidentien bei 
der Erfüllung sciner Obli'egenheinen; ~nshesondere 
bei Verlesungen ,im Nationalrat und bei der 
Ermittlung der Erg,ebnitss,e der Abstimmun~en 
(Stimmenzählungen), zu unterstützen. 

§ 17 

Die Ordner un'tentützen den PräSlidenten bei 
der Levtung der Verhandlungen und bei der Auf­
rech,terhaItung der Ruhe und Ordnung im Sit­
zun.gssaal. 

IV. Allgemeine Rechte und Pflichten der Mit­
glieder der Bundesregierung sowie des Präsiden­
ten und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 

§ 18 

(1) Die M~tgllieder der BundesI1egierung sowie 
die Staatssekretär,e sind berechtigt, an ,allen Ver­
handlungen des NacionaJl1a't'es, seiner Ausschüsse 
und d,eren Unl1:erausschüsse - alUS genommen jene 
des Ständigen UnteraUissch,usses des Haupl1:aus­
schusses und der Unt!el1suchungsausschüsse - teil., 
zunehmen. 

(2) Die ,im Abs. 1 ~en:linnten Personen ~ind be­
r.echnigt, zu aUen Sj,tzun,~en des Nationalra:tes, 
seiner Ausschüs,!>e und denen Un't!erausschüsse -
ausgenommen jene ,des Stäncligen UnterausschUlS­
ses des Hauptausschusses und der Untersuchungs­
ausschüsse - Bedienstete der Ressorts beizu­
ziehen, sofern nicht für einzelne Sitzungen oder 
Abschnitte einer Sitzung das Gegenteil beschlos­
sen wird. 

(3) Der Naltionalrat sowie· desi>en Ausschüs:.e 
und deren Unterausschüsse können dilie Anwesen­
heit von Mj,t,~liedern ·der Bundesregierung ver­
langen. 

§ 19 

(1) Dve Mitglieder der Bundesreg~,erung sow~e 
die von ihneri 'euts,endeten Staatssekretäre können 
in den Debatlten ,des Nationalr<lites, seiner Aus­
schüsse und denen UnteraUJsschüsse - imsgenom­
men jene des Ständigen UnlJerausschusses des 
H:l!up'taus~chusses und der UnlJersuchungsaus­
schüsse -,- zu einem ,in Verha1ndlung :SltJehenden 
Geg,enstand au~ wiederholte Male, jedoch ohne 
Unterbrechung ,ei'nes R,ednel1s,das Wort nehmen. 

(2) Di'e Mi,tgli'eder der Bundesl'egierungsind ' 
berechtigt, ün den Sitzung,en des Nationalutes 
auch zu Geg,enstäoriden, diie nicht in Verhand,lung 
stehen, mündLiche Erklärung,en abzugeben. In 
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einem solchen FaUe ha<t das Mitglied der BiUJ1,des­
r.egierung s<eillJe d,iesbez.ügJ.iche Absicht. dem P.rä­
sidenllen nach Möglichkeit vor Beginn der srtzung 
bekaimtzugeben. Der P,r:is~dent macht hievon 
dem Nationalrat Mitlleilung und bestimmt, in 
welchem Zei<tpunkt während der SitZiung d~e Er-. 
klärung ab@egeben willrd. W;el"den g,egen diooe 
EllJtscheidung :des PräSJidellJllen Einwendungen er­
hohen, .so ,enltlScheidet der N3Inionalrat über den 
Zeitpunkt ohn.e Debat1le. 

§ 20 

(1) Der P,rä~ident und der V:izepräsidellJt des 
R.echn.ungshQf·es Slind berechtligt, an .den Verhand­
lung,en des Na'tionaLutles sow1e ,sej.llJer Ausschüsse 
und deren Untleraus.schüsse über die Berichte des 
Rechnungshof.es, die BundesrechnJUngsahschIüs~e 
und, dj'e den Rechnungshof betl1effenden Kapiotel 
des Entwurfiesdes Bundesfinanzgesetzes <tJeilzu­
nehmen. 

(2) Der Präsident und der Vlizepräsidenlt des 
ReChnungshofes !Sind f,el'ner !her,echcigt, zu jenen 
Sitzungen des NationaJlra<\JessoWii·e seiner Aus­
schüsse und deren Unoeraus.schüsse, an .denen s1e 
teilnehmen, Bedienstete des Rechnungshofes bei­
. zuziehen, sofern nicht für. einzelne Sitzungen 
oder Abschnitte einer' Sitzung das Gegenteil be­
schlossen wird. 

(3) Der PräsideDit des Rechnungshofies - im 
Falle seiner V.erhinderung der Vizepr;iside.rut _ 
kann in den Deba·llten des Na·tion.akates rSOwie 
seiner Ausschüss,e und deJ:'lenUntera~sschüS&e zu 
einem der im Ahs. 1 an.gefühl"ten Gegenstände 
auch wiederholne Male, jedoch ohn.e Unterbre­
chungooes Redners, ,das W 01"t nehmen. 

(4) Der Na>tiona1r3!t sow,1e ·desoon AUlSScnüSlSe 
und deren Unteraiisschüsse können die Anwesen­
heit des PräsideDiten und des Vizep.räsiclenJten des 
Rechnungshofes v,erlangen. 

V~ Gegenstände der Verhandlung 

§ 21 

(1) Geg.elMtände der Verhandlung des Natio­
nalrates .sowi·eder Vo'rberatung ~iner Ausschüsse 
sind folgende schr:if<tlich,e Vorlagen: 

SelbSltändige Anträge von. Abgool"dneten; 
Vorlagen der Bundes:r:eg~erun.g; 
Gesetzesanträge des Bundesrates; 
Volkshegehl"en; 
Einsprüche des Bundesrates; 

Berichne der vom NaJni'Önalr~t oder von Nacio­
nakat .und Bundesmt ,in .int,ernational.e parlamen­
tarische Organisation1en entsendeten De1ega;tio­
nen; 

ß.ericht·e der Bundesreg.ierungund· ,ihr.er Mlt­
gl.i·eder; 

Berichte de~Rechnungshof'es und Bun·desrech­
nungsabschlüsse; 

Ersuchen um Zustim~ung zur hehördlichen 
Verfolgung von Abgeordll'even gemäß § 10 Abs. 2 
und Mittieilungen von Behörden gemäß § 10 
Acbs.3; . 

Anträge von ß.ehörden gemäß Art. 63 Abs. 2 
B-VG; 

Ersuchen um die Ermächtigung zur V,erfolg.ung 
von Pel'Sonen we;gen Bdeidigung des National­
rat~; 

P etitionlen. 

(2) Geg,eMtände der Verhandlung des Natio­
nalutes sind weiters folgende Vorlag:ender Aus-
schüsse: ' 

Selbsltändige Anbräge von Ausschüssen; 

Be!1icht,e von Un.tersuchungsaUsschlissen; 

Berichte des Hauptausschusses gemäß den be-
sonderen gesetzLichen B.es'lJimmun.gen. 

(3) F'erner s,i'nd Gegenstände der V.erhandlung 
des Natlionaka'lles: . 

Anfragen und Anfrageheant~(}rtungen; 
Erklärungen VOn Mi·tgI.iedern der Bundesregie­

runggemäß § 19 Atbs. 2; 

Mi10teilungen über di'e Ernen~un.g von Mitglie­
dern der Bundesregierung (Art. 70 B-VG) und 
von Staatssekretären (Art. 78 Abs. 2 B-VG); 

Wahten. 

§ 22 

Die ,im § 21 an.geführten Gegenstände der 
Verhandlung mit AUJSnahme der Peninionen gd­
ten als B·e9tandoeile der Verhandlungen in den 
öff·entlichen Sitzungen des Na<tionalr3lnes (Art. 33 
B-VG). Dasselbe @ilt für di·e -Hemmte der Aus­
schüsse beziehungswei~e Minderheitsberichote. 

§ i3 

. (1) Nach Binla11@en von Vorhg,en ,der Bundes­
regierung, Gesetz·es,anträgen des ß.undesra1Jes, 
Volksbegel1l"en, Einsprüchen des Bundesrates, 
Ber.ichten parlamenta!1~scher Ddegationen, Becich­
ten der Bimdesl"egierung und lihrer ~tglieder, 
B,erich,ten des Rechnungshofes beZiiehungsweiSJe 
Bundesrechnungsahschlüssen sow~e schriftIichen 
Anf.r.ag.en und 'schl'if~lichen Anfl'agebeanrtwortun­
gen verfügt der Pdsident denen VerVlielfälnigung 
sowi·e V,e!1t6ilun:g an dite Abg.eol"dn.eten. 

. (2) Der Präsident kann von der Vervielfälti­
gung von Verhandlungsgegenständen beziehungs­
weise von 'feilen von V.erhandlungsgegenständen 
.·nach Rücksprache mit den MitgHedern der Prä-
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sidiaIkonferenz ausnahmsw:eis~ absehen, wenn 
dies die gebo,tene Rück~icht auf eine sparsame 
und zweckmäßige Verwaltung notWiendiger­
scheinen läßt. Er hat jedoch iIn j,edern dieser Fälle 
zu verfügen, daß die gesamue Vorlage in der 
Parlamenillsdirektion zur Einsichtnahme auflie~. 

(3) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen 
Verfolgung von Abg,eordneten gemäß § 10 Aoo. 2 
und Mitteilung,en von B,ehörden gemäß § 10 
Abs. 3, Anträge von Behöl'den gemäß Art. 63 
Abs. 2 B-VG, Ersuchen um .d~e Ermäch,tigung 
zur, Ver~olgung von Personen w,egen Bdcidigung 
des NatIonalrates, Zuschr,iften über die Ernen­
nung von Mitgliedern der Bundes'regLerung un,d 
von Staa!tssekretären sOWiLe Peuirtionen werden 
nicht vervidfä'Itigt und v,erteilt. 

, (4) Di'e ~chrift!ich ,eingdangten Verhandlungs­
gegenstände - mit Ausnahme der Selbständigen 
Anträge von Ausschüssen sowie der Berichte 
von Untersuchungsausschüssen und des Haupt­
ausschusses - sind in den Sitzungen des Natio­
nalrates bekanntzugeben. Diese Mitteilungen 
(§ 49 Abs. 1 oder 2) haben bei den gemäß Abs. 1 
beziehungsweise § 26 Abs. 6 zu vervielfältigen­
den und zu verteilenden Verhandlungsgegenstän­
den in der auf die Verteilung nächstfolgenden 
Sitzung, bei den im Abs. 3 aufgezählten Ver­
handlungsgegenständen in der auf das Einlangen 
folgenden Sitzung zu erfolgen. 

§ 24 

(1) Bei Iiesu1egumg der Tagesordnung des Natio­
naLra.tes haben Volksbeg,ehr,enden Vorrang vor 
allen übrigen Gegenständen. 

(2) Di,e Vorberatung eines VolklSbegehrens hat 
innerhalb einles Monates nach Zuweisung an den 
Ausschuß zu beginnen; nach weitel1en .sechs Mona­
ten ist dem, Nationalr:a,t jedenfalls ein ß.ericht zu 
ersta:tten. 

§ 25 

Die BUindesregi,erung kann ,ihr,e Vorlagen bis 
zum Beginn der Absoimmung im A,usschuß ändern 
oder zurückziehen. Nach Einlangen der diesbe­
züglichen Note verfügt der P,räsideJ1Jt der,en Ver­
vielfältigung sow~e V,e11teilung an ,di,e Abgeord­
neten. überrues ist jede solche Änderung bezie~ 
hungsweise ZurückzLehung einer Re!?lierungsvor­
lage in der nächstfolgenden Sitzung des National­
rates mitzuteilen (§ 49 Abs. 1 oder 2). 

§ 26 

(1) Jeder Abgeordn,etei~t bel'\echtLgt,~n den 
Sitzung,en des N a'Üionalraoes Selbständige Anträge 
einzubringen. 

(2) Der Antrag muß mirt der Formel v,ersehen 
sein: "Der NationaLrat wolle beschließen" u,nd 

hat . den W o,rtlaUlt des nach dem Ant~age vom 
NationaLrat zu fassenden B,eschLusses zu ,enthalten. 
ErLst dem Präsidenuen sChl1ift1ich, mit dereigoo­
h~ndigen Unterschrift des Antragstellers verse­
hen, zu übergeben. Jedem Antrag sind minde-
stens ~ier Abschriften beizulegen. . 

(3) Der Antrag kann auch ,einen 'Vorschlag 
hin'Slichdich der Al1t ,SJe]ner Vorberatung enthall­
ten. 

(4) l'eder Antrag muß mrt Eim,echnung des 
Antngsteu,er.s von mindestens acht Abgeordne­
ten un'Üer:>l!Ützt :>lein. 

(5) Die Un'Üerstützung ,erfolgt, wenn der Antrag 
nicht von achit Ab&eO'~dnet'en unterf.ertigt ist, auf 
die Untersltütz·unglSfrag,e des P,räSlidenoen durch 
Erheben von den $iJtzen. 

(6) Alle Selbständigen Anträg,e von Abg,eord­
n·eten werden, wenn :sie g,ehönig untel"iStützt sind, 
unverzüglich verv~elfäl\ligt und an die Abgeord­
neten verteilt. 

(7) Hat ,ein Ausschuß d1e VorooralDung cines 
Selbstän,digen Antrages von Ahgeordneuen nicht 
binnen sechs Monaten nach Zuw,eisung ,der Vor­
lage begonnen, ISO kann vom Antrag&teller be­
ziehungsweise von den Antragstellern binnen wei­
terer sechs Mona'be V'erlangt Wlerden, daß die Vor­
hera,tung ,innerhalb von zehn Woch,en nach der 
übergahe des Verlangens ,aufg,enommen wird. 
Ein solches Verlangen ,i,st dem Prä9identen schrift­
Lich zu übergeben" der hi'evon dem Nationalrat 
Mitteilung macht (§ 49 Abs. 1 oder 2) und die 
Vers:tändigungdes Obmannes des AUlSiSchuS'ses 
durch die Padament9direktion Vleranlaßt. 

(8) Der Selbständige Antrag YOn Abgeordneten 
kann vom Antr:l:i!?lSlteller beziehungsweise von den 
Antragstellern bis zum Bleginn d,er Abstimmung 
im Ausschuß ZJuruckg,ezogen werden. Der Präsi­
dent v,erfügt die VervielfäItJigung des di'esbezüg­
lichen Schreibens sowie dessen Verteilung an düe . 
Abgeordneten. überdiles ist j,ede ,solche Zurück­
zilehung eines Antrages in der nächstfolgenden 
Sitzung des Nationalrates mitzuteilen (§ 49 Abs. 1 
odler 2). 

§ 27 

(1) Jeder Ausschuß hat das Rcecht, SelbSltändige 
Anträge auf Erlassung von GeSlfltZen zu st.ellen, 
die mit dem im AUisschuß hehandelten Geg,en­
stand in inhaltlichem Zusammenhang stehen, und 
h~erüber gemäß § 42 ,einen B'er,icht zu ,erSitatten. 

(2) Bei Vorber<lJtUJng ,eines Entwurf.es des Bun­
desfinanzgesetZies sowile ,eines . Einspruches des 
Bundesrates ~9t rue Stellung eiri,es Selbständig,en 
Anurages im Sinne des' Abs. 1 Jedoch nicht zu­
lässig. 

(3) F:erner hat der Ausschuß das Recht, Selb~ 
ständige Anträge auf FasSUIng von BeschlüsSJen 
zu s'tellen, die nicht die Erl<lJssung von Ge&etzen 
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gemäß Abs. 1 betreffen, aber mirt: dem ,im Aus- unterzeichnen. Für ,die Wahl ,ist zunächst die. 
schuß. behandelten Gegenstand in ~nha!ldichem R,eihenfolg,e des Wahlvorschlages .entscheidend. 
Zusammenhang stehen. Handelt ,es sich hiebei um (4) Die Zuteilung der auf j:ede L~Site entfallen­
EntschließungsaIllträge, so wel1den diese de~ Aus- den Anzahl von Mitgliedern erfolgt mittels der 
schußbel1icht über den Gegenstand unmItlJelbar Wahlzahl, ~e wie folgt zu berechnen mt: Die 
angeschlossen. _ Zahlen der Abgeordneten, die düeeinze1nen 

§ 28 

(1) ~elh:>tändige Anträge, nach welchen eine 
über den Bundesvoranschlag hinausg.ehende finan­
zielle Belastung des Bundes eintr.eten würde, müs­
sen zugl,eich Vorschläge darüber ,eIllthaken, wie 
d,er Mehraufwand zu deck.en ist. 

(2) Der Ausschuß, dem ,ein solcher AIlJtrag zur 
Vorberatung zug,ewi,esen worden ist, hat zu prü­
fen, ob der Becteckungsvo1'lschlag ausreichend ist. 

VI. Bildung der Aussmüsse und Geschäftsbehand­
lung in deren Sitzungen 

§ 29 

Listen unterzeichnet haben, werden, nam ihr,er 
Größe geordnet, nehenein:mder g,es,chl'\ieben; 
un!ter jede Summe wird die Hälftegesch1'lieben, 
da'runoer das Drüotel, da.s Viieroel und nam Be­
darf d:i,e wcioerfolg,enden "teilzahlen. Als Wahl­
zahl gi!lt bei '2Jehn zu vergebenden Ausschuß­
sitz·en di'e zehnt größte, bei elf .di'e elftgrößte, bei 
zwölf die zwölftgrößte usw. Zahl der so ~nge­
schriebenen Zahlten. Auf jede Lr:>te eIlJtfa,uen so 
V'ide Mitglieder, als düe WahlzaM in der Zahl 
.der Abgeordneten eIlltha1ten ist, d,i,e die betrd­
fende Liste .unterZJeichIlJet hahen. 

(5) Im FalLe der Verh1nderungeiIlJes Au:sschuß­
m~tgl,iedes tri,tt als Ersatzman,n derJeIlJige dn, 
welchendi,e Abgeor.dn.eten, diewe Lisw einge­
reicht haben, demP,räSliden'uen schriftLich bezeich-

(1) Der Nati.onalrat wähLt aus seiIlJer Mitte nen. 
nach . dem Grundsatz der Verhältruiswahl den § 31 
HauptallS'schuß. 

(i) Der Hauptausschuß hat insbesondere an der 
Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
des Rechnungshofes (Art. 122 B-VG), ferner nach 
Maßgabe des § 23 des übergangsgesetzes 1920, 
BGBl. Nr. 368/1925, an der Festsetzung von 
Eisenhahnta1'lif'en, Post- und Femmeldegebühren 
und Prei~en der Monopolgeg,oostände BOWle von 
Bezüg.en der in Betrueben des Bundes ~tltndig 
beschähigoen Pens·onen (Art. 54 B-VG) mirt:zu­
wirk·en; Auch bedürfen, soweit d~es durch Bundes­
gesetz festg,eset~t 1st, ,bestimmte Verordnung.en 
der Bundesregi,erung oder ,evnes Bundesmimsters 
des Eüuvernehmens mit dem Hauptausschuß 
(Art. 55 Abs. 1 B-VG). H~ebei sind die Besrim­
mung,en des § 3 .des. Geset~es vom 13. Apnil 
1920, StGBl. Nr. 180, Slinng,emäß anzuw,enden. 
Verhandlungsgegenstände ,des Hauptaus,sc!w&ses 
sind fer,ner d:ie auf Grund gesetzlicher Be&tlim­
mung,en erBtaOtetJen ß.er~cht,e. 

§ 30 

(1) Di,e Zahl der Mrtglieder ,des Haupta~chus­
ses wrrd durch ß.escMuß des NaJtllonaLrates fest­
gesetzt. 

(2) Due Wahl erfolgt auf G1"UInd von W,ahJJWsten 
(Wahlvorschlägen), die beim Präsidenten einzu­
reichen sind. 

(3) Von jeder Liste wel'den ,so v~ele Ahgeord­
nete Mitglieder des Hauptaussmusses, als dem 
VerhäLtnis der Zahlen der Abgeor,ooeuen ent­
spricht, die ,dieein~elnen Listen ul1!tlerzeichnet 
haben. }eder Ahg,eordnetedarf nur eine Li,ste 

(1) Der Hauptausschuß wählt aus seiner Mitte 
den Ständ:igen Un'terausschuß, dem die im Bun­
des-Verfa,ssungsgesetz in der Fa.ssung von 1929 
vorg,esehenen Befugnisse obliegen. D~e Wahl ,er­
folgt nach den tim § 30 f:es·cgeLegoen Grundsätz,en; 
dem Unteraussmuß muß jedom mindeSIOens dn 
Mi,tgtied jeder im Haupt3!usschuß v,er-tr,etenen 
Parte:iang,ehönen. 

(2) Für jedes Mitg1i!eddes S,tändigen· Unter- , 
ausschusses ,ist ein ErsatzmitgIied zu wähIen. Die 
M~tglieder und EfI'.atzmitgLlieder des Ständigen 
Unterausschusses behaIten mr,e MandaJte .so lange, 
bis der Hauptausschuß des NaJtllonaltrates andere 
Mitglieder und ErsaJtzmitgLlieder ,~n ,den Ständigen 
UnterauMchuß gewählt hat. 

§ 32 

(1) Zur Vorberatung der Verhandlungsgegen­
stände weI'den Ausschüsse g,ewählt. Der National­
rat setzt dve Zahl der Mitglieder und Ersatzmit­
gIilleder j,edes zu wählenden Ausschusses f.est. Dilie 
Miltglieder und Ers3ltzmi,tglieder werden auf dDe 
Klubs im V:erhäItn,isder Zahl der ,ihnen ange­
hörenden Abgeordneten n·ach den im § 30 fest­
ge!.el!)oen Grundsätzen ,"erteilt. Die Klub.s machen 
di'e auf s,i.e entfaLlenden Ausschuß- und Er.satz­
mitglieder dem Präsiden'ten namhaft;mese geLten 
damit als l!)ewäh1t. Sobald beim P,räsiden1len ange­
meldete Ver1Vnderungeniun Stärke,"erhäkiliits der 
Klubs es er.foI1der.n, hat der N ationalra.t eine 
Neuwahl der b.estehenden Au~s,chüsse durchzu­
füh1'len. Di'e VerhMldlungen der Ausschüss,e erfah­
I'en durch eune solche Neuwahl keine Unterthre­
chung. 

3 
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(2) Ist eJlIl Ausschußmi.tg1ied V'erhindert, so 
wird ,es durch ein gewäh~tes ErsaJtzmitg1i,ed des­
selben K:lubs vertreten. 

(3) Ein verhindel1tes Ausschußmüt!~lied kann 
staUt durch ein Ersatzmitglied auch durch einen 
ander;en Abgeordneten dessdben Klubs nach 
sch,rifdicher Meldung beim Obmann des Aus­
schus!>es vIertreten werden. 

§ 33 

(1) Der NaüonalraJt kaJnn auf Grund eiIlJes 
An~rages zur Geschäfnsbehandlung den Beschluß 
auf EinlS,etzung ,e~nes Untersuchungsau~chusses 
fa-ssen. Ein solcher Antrag .ist diCm Präs.identen 
sch'rifitLich zu überr,eich,en und hat den Geg,enstand 
der Untersuchung &owre d~e Zusammensetzung 
des Unter&Uchung,sauSlschusses zu en'thaloen. Jedem 
Urrtersuchungsausschuß muß j'edoch mindestens 
ein MitgI,ied jleder lim Hauptausschuß vertr,etenen 
Partei an~ehör;en. 

(2) Die DebaltlJe - falls der AntragslJeller eine 
solch,e verla.ngt oder der Nauionalr;vt sie be­
schl,iJeßt - und Ab!ltimmung üher den AD'tlra,g 
erfolgen nach Erledigung der Tagesordnung der 
Sitzun.g. Wenn jedoch ein Fünfitelder anw,esenden 
Abg,eordneten ,dies ,schriftlich V1Crlangt, ist: me 
Abstimmun.g an den Bel;'inn ,der nächsten Sitzung 
zu verlegen. 

(3) Die Gel'\ichte und alle anderen BiChörden 
sind v,erpfhlch,tet, dem Brsuchen diesler AUSlSchüsse 
um Beweiserhebungen Folge zu leiJ9~en; aUe 
öffentlichen Ämter haben auf Verlangen ihre 
Akten vorzulegen. 

(4) Bei BeWleils,erhehungen durch den Unter­
suchungsaus.schuß sind die ß,es>timmungen der 
Strafprozeßordnung über d3JS Beweisverfahren 
in der Hauptverhandlung vor den Gecichtshöf,en 
er,ster Instanz s~nng,emäß mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß die Beeidigung von Sachverständigen 
und Zeu~en sowie die Vedesung von Protokollen, 
Gutachten und anderen Schriftstücken aJuf Grund 
eines Besd1lluss,es des Untersuchungsausschusses ,er­
folg,en. 

§ 34 

(1) Zur Konstituierung wird der Ausschuß 
vom Präsidenten des Nationalrates einberufen. 

(2) Jeder Ausschuß wähLt ,einen Obmann und 
so vwele Obma.nnslteIlV1ertreter und Sch:ciftführer, 
wie für notwendig erachllet werden. 

(3) B:is zwr Wahl des Obmannes führt der 
BräsU:dent des Nauionakatesden Vomtz. 

(4) Der Obmmn beruft den Ausschuß zu seinen 
Sitzung'eneim; er ,eröffnet und sch1ieß,t rue Sit­
zungen, handhabt c!iiC Geschäftsol1dn:ung und 
achtet auf deren B,eobachtung; ,er sorgJt für die 
Aufrech,terhaltung der Ruhe und Ordll1ung wäh­
rend der Si,tzung und ist auch bel1ech:uiJgt, die 
Sitzung zu unterbrechen. 

§ 35 

(1) Ein Ausschuß kann zur Varbehallldiung 
eines ,rhm zUl;'ewiesenen Gegensta,ndes und zur 
B-er:ichuer~taJttung hierüber all1 ihn -einen Unuer­
ausschuß lern~etZien. Dem Unrterausschuß kommt 
benuender Charakter zu; Mehrheiu~beschlüsre 
sind Lediglich über Anbräge zur Geschäftsbehand­
lung zuläs~ig. 

(2) Unbersuchungsausschüss,e können Unteraus­
schüslse lediglich zur Abfassung des Berich,useDlt­
wurfes einsetzen. 

(3) Zur KOnS'üiuuierung wi'nd der Unterausschuß 
vom Obmann des Ausschusses einberufen. Jeder 
Uiliterausschuß wähk ,einen Obmann und -einen 
Schr:ifltfühl1er. Wenn ,er es für notw,encLig er_aehüet, 
kann er überdies Steu,v,ertreter sowohl für den 
Obma.nn al5 auch für den Schl1iftführer wählen. 
Der Obma-nn beruft den Unterausschuß zu ,s,crnen 
S~tzungen lein und leitet die Verhandlun,g.en. H~e­
bei ,sind die Bestimmungen des § 41 über die Ver­
handlungen der Ausschüsse sinngemäß anzu­
wenden. 

(4) Der Untenusschuß hat dem Aus'schuß über 
das Ergebnis ,sleiIlJer Verhandlungen entweder 
durch s,einen Obmann oder durch einen gewähl­
,ten Bel1ichtJersta'tter mündlich oder ,schrifltlich zu 
berichten. Abänderungsanträge zur Vorlage, über 
dre im Unterausschuß Einvernehmen ,er:z:ieIt 
wurde, sind dem Ausschuß ,schr~ftLich vorzulegen. 
Dem Unterausschuß kann vom Ausschuß jeder­
zeit, auch wähnend der Verha.ndlung über den 
Gegenstand ~m Unterausschuß, -eine Fr:ist zur Be­
richtenstaJttung gesetzt werden. 

(5) ~e Verha.ndlungen der UIlJrteraus'schüsse 
sind, 'sowei,t ISLe nicht aJnderes beschIrueßen, ver­
traulich. 

§ 36 

(1) Die Ausschuß(Urrterausschuß}mtitgIrueder sind 
verpflichtet, an ,den SiJtzuIlJgen und Arbeiten des 
AuslSchuss,es (Unterausschusses) teilzunehmen. 

(2) Das Ausschuß(Unoerausschuß)ma.naat er­
lischt, wenn das Mitglied es zurücklegt, wenn es 
dem Klub, der es namhaft gemacht hat, nicht 
mehr angehört, wenn der Klub ein anderes Mit­
glied an seiner Stelle namhaft gemacht hat, end­
lich wenn im Sinne des § 32 Abs. 1 eine allge­
meine Neuwahl des Ausschusses durchgeführt 
worden ist. . 

(3) Das Erlöschen des Ausschuß(Unteraus­
schuß)manda1!les wärd außer im FaHe des § 32 
Abs. 1 mit dem Einlangen der di,esbezügLichiCn 
MiJotbilung beim Präsidenten ,des Nationalrates 
wirksam. D~eSler hat hrevon dem Obmann des 
Ausschusses Mitteilung zu machen und erforder­
lichenfalls die Nominierung eines neuen Mit­
gliedes zu veranlassen. 
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§ 37 

(1) Der Präsident des Nationaka:tes ist berech­
t~gt, den Verhandlwng,en auch jener AUiSschüSlSe, 
denen er ntichtals MutgLied angehö'rt, mtit beraJten­
der Stimme beizuwohnen. AlDderoe Abgeordnete 
dürfen als Zuhörer anwIesend s,ein. 

(2) Es steht d,en Ausschüs~en f,rei, auch ander.e 
Abg'eor.drrete zur Tej,lnahme an Sitzungen mit 
beratender Stimme beizuziehen. 

(3) P'erson,en, die weder Abgeo,rdnfite noch nach 
§§ 18 Abs. 1 bezi.ehungsweise 20 Albs. 1 zur 'teil­
nahme an einer Slitzung des Ausschuss,es beroech­
tigt sind, dürf,en nur auf Grundei:n·er Genehmi­
gung (W,eisung) des Prässidenten des NaJtJionalntes 
beziehungsweis'e des' weiswngsberechtigten Mit­
gliedes der Bundeslieg.ierung oder Pääsidenlten des 
Rechnungshofres anwesend ,SIein. 

(4) }eder Au~schuß kann SitzuIlig,en oder Ab­
schnitte einer Sitzung mit Ausschluß aller Per­
sonen abhalten, die weder dem Nationalrat an~e­
hören noch gemäß §§ 18 Abs. 1 beziehungsweise 
20 Abs. 1 Zur Teilnahme an den Verhandlungen 
bel"ech,tigt 's.ind. 

(5) Die Ausschüsse können beschl.ießen, daß 
und inwieweit ihre Yerhandlungen rowie die von 
ihnen gdaßten Beschlü~se vertraultich ,sind. Von 
vertrauLich geführten Verhandlungen. kann der 
Ausschuß wertens auch die Abgeordneten, rue 
in der betreffenden SiJtzung nicht stmnmberech­
tigt stin,d, ausschIließen; zu einem solchen Beschluß 
ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgege­
benen ,Stimmen lerforderlich. 

(6) Die Präsidenten des Nationakates können 
niemals von der Sitzung eines AUISschusses au~e­
schlossen werden. 

(7) Auf Sitzungen der Unterausschüsse finden 
die B·~cimmungen der Abs. 3 und 4 sinng.emäß 
Anwendung. 

§38 

(1) über jede Si,tzung ,eines AU9Schusses oder 
Unterausschus:ses ,ist ·ein AmtLiches Protokoll zm 
führen, das, vom Obmann und ,einem Schrif.t­
führer unterfertigt, in der Parlamentsdirektion zu 
hinterlegen ~st. Die Protokollführung wird durch 
Bedienstete der Pariamenltsdirek1Jion besorgt; dre 
Ausschüsse (Unoerausschüsse) können beschließen, 
einen SchnifttfühI1er mit der Führung des Proto­
kolls zu betrauen. 

(2) Da's Protokoll hat zu verzeichnen: die in 
Verhandlung genommenen Geg.en:stände, alle im 
Yerlauf,e der Sitzung g.estellten Anträge, die Art 
ihrer Brledigung, das Erg.ebnis der Abstmnmun­
gen und d~e gefaßten ß.eschlüsse. 

(3) Dem Protokoll sind die AnwesenheiJtsllste 
sow~e allfällige schriftlich'e Meldungen über di'e 
Vertretung eines verhinderten Aus:schußmlitgli,e-

des durch elinen ander,en Abg'eordneten a:1s ein 
Ensa,tzmitgli:ed anzuschLiJeßen. Ferner 5tind Schrift­
stücke, die der Obmann in der Sitzung des Aus­
schusses (Unterausschusses) den Mitgliedern zur 
Kenntnis gebracht hat, entweder im Original 
oder in Abschrift dem Protokoll beizulegen. 

, (4) Ein Protokoll gilt aLs g.en,ehmig't, wenn 
geg·en seine Fassung bis zur nächsten Sitzung des 
Aus'schus~es (Unteraus,schUlS~es) keine Eilllwendun­
g·en erhoben wurden. über allfällige Biruwendun­
gen entscheidet der Obmann. 

§ 39 

(1) Der PTäsidentdes Na.tionalraJtJes veraniaßt 
die ~erlautba'rung,en über die Tätigkeit der Aus­
schüsse und Unt:eraJUsschüsse. Die AuslschüS5,e 
(Unter ausschüsse) können der Pa'rlameI1Jtsdirek­
tion jedoch auch vom Obmann und einem 
Schriftführer gefertigte Texte (Kommuniques) 
zur Veröffentlichung übergeben. 

(2) Der Obmann eines AuslschuSISes (Utn'teraus­
schusses) kan;n bei VorL~egen besonderer Um­
stände den P.räsidenten ,ersuchen, dUTch den Steno­
graphendiensteine auszugsw.eise Da-nstellung der 
VerhaJDdlungen abfas·&en zu laslS.en,die iWnmittel­
bar nach ihrer übert:ragung ~n Masminsmrift 
dem Amtlichen Protokoll der Sitzung beizufü­
gen ist. In eine solche Verhandlungsschrift sind 
insbesondere auch von Sitzungsteilnehmern 
schriftlich ühergebene Brklärungen aufzunehmen. 

(3) Auf B.eschluß .des Ausschus~es (Unteraus­
schusses) veranlaßt der Präsident J.i.e Veröffent­
lichung einer solchen Y'erhandlungssHtrjft. 

§ 40 

(1) Die Ausschüsse (U.nterauss~üSlSe~ h.aben 
das Recht; durch .den Pdsldentendie Ml'tgl1'eder 
der Bundesregierung um ·die EinleiJrung von Er­
hebungen zu ersuchen oder Sachv,erständige oder 
andere Auskunftspersonen zur mündltichen oder 
schrifitlichen Äußerung einzuladen 

(2) Leistet ein Sachv,erSltändiger oder eine 
andere Auskunftsperson der Ladung nicht Folge, 
so kann die Vorführung durch die politische 
Behör·de veranlaßt werden. 

(3) Sachv,erständigen oder AuskunftJspersonen, 
die zur mündlichen Äußerung VOr einen Aus­
schuß (Umerausschuß) geladen wurden und zu 
diesem Zweck von ihrem Wohn- beziehungs­
w,ei&e Dienstort an den Sitz des N ationalraJtes 
reisen müsisen, gebühnt ein Brsatz der notwen­
digen Kosten. Die Parlamenltsdinektlion hat bei 
Nachweis solcher Kos'tJen diese zu ersetzen. Hiebei 
sind di'e für Bundesbediienstete gdtenden Reise­
g,ebühr,en vorschriftenSlinngemäß anzuwenden. 

(4) Im Zusammenhang mi,t der Yorberatung 
eines Y'c.rhand!.ungsgegenstandes kann der Aus­
schußobmann mit Zustimmung des Präsidenten 
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die Mitg1iceder des AuslschUSlSes zu B,es.ichtigun~en 
an Om und SteH'e innerhalb des Bun~'es'gebiletes 
einladen. 

§ 41 

(1) Jeder Ausschuß v~t beschlußfähilig, wenn 
mehr aLs di'e Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Die Anweslenheit der zur Beschlußfähigkeit ·erfor­
derlichen Anzahl der MitgLieder ist nur bei Ab­
stimmun~en und Wahlen notwend~g. Kannerne 
Abstimmung oder eine Wahl weg,en Beschluß­
unfähigkei~ nicht vorgenommen werden, so 
unterbliicht der Obmann ,die Srtzung auf be­
S'pimmte oder unlbestimmte Zeit. 

(2) Am Beg~nn ·der Sitzung kann der Obmann 
eine Umstellung der Gegenstände der Tagesord­
nung vO!'IlIehmen und die Vierhandlung über meh­
re!'e Gegenstände zusammenfassen. Werden Ein­
wendung,~n ,erhoben, SlO 'entsche~det der A~chuß 
ohne Deba'tte. Auf Vorschlag des Obmannes oder 
auf Antragemies Abgeordneten kann der Aus­
schuß ferruer roilt Zweidcittelmehrneit der anwe­
senden Mitf;'l~eder am Beginn der S~tzung he­
schl~eßen, daß ein VerhandlungsgegenSitand von 
der Tagesordnung abgesetzt oder daß !ein IlIrcht 
.auf der Tagesordnung stehender Gegensltand in 
V,erhandlung genommflIl werde. 

(3) Der Ausschuß wählt am Beginn j'eder Ver­
handlung über eine Vodage einlen Ber:ichtenta1Jter 
für den Ausschuß, auf dessen Vorschlag die Vor­
lage unter einem öder Teile der Vorlage für sich 
bera'ten oder ·eine g,etrennlte General- und Spezial­
deba'tte abgeführt wel'den kÖlnnen. Werden Em­
wendungen erhohen, entscheidet der Ausschuß 
·ohne Deb:litte. 

(4) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, be­
schließt der Ausschuß, welchier defSlelben der 
Deba'nte und Abstimmung zugliunde zu lIegen ,ist. 

(5) Der Obmann des Ausschuss:es ,er:teiltden 
zum W o'tt gemeldeten Si,tzungllteiLnehmern in 
der Reihenfolge ihl'er Anmeldung das WOl't. 

(6) Auf Vorschlag des Obmanilies kann ein 
Ausschuß für ·einzelne ~eiIller Verhandlungen mtt 
Zwei·dl'i'!Jüelmehrhe~t der :linwesenden Muügliceder 
'beschl~eßen, daß die Redezeitej,IlIes }eden zum 
Wort gemeldeten Abgeordneten ,ein bestimm1Jes 
Ausmaß nidt~ übe~schl"'e.iuen .Jarf. In keinem Falle 
darf j,edoch die Redezeit auf weiliiger als eine 
Vi'ertelstunde herab&esetz't w:e~den. 

(7) Der Antrag auf Schluß der DehatJte kann, 
nachdem wenigstens d~ei zum WOllt gemeLdete 
Abgeordnete gesprochen haben, jlederz.eitt, jedoch 
ohne Untel'h~echung emes Redners, ~estelk wer­
den und list vom Obmann ohilie DebatitJe sofo~t 

'zur Abst:immung zu bring.en. Nach Annahme 
.eines solchen Antrages kommen jedoch die ein­
.,geschriebenen R,edilier noch zum Wort.· Sind zu 
diesem Zertpunkt keine Redner beim Obmann 
.:angemeldet, ,so kann jeder im Ausschuß V'el'tre-

tene Klub (§ 32) noch einen R.edneraus seiner 
Mitte bestimmen. Nimmt nach Schluß der 
Debatte oder nach Annahme ,eines Antrages auf 
Schluß der Debatte ,ein Mitglied der Bundeslregie­
rung oder ein von ihm entsendeter Staatss.ekre­
tär oder derPräSlidem bezilehungsweise der Vize­
präsident ·des Rechnungshofes das WOl"'t, so gilt 
dLe Debatue auEs n:eue für .eröffnet. 

(8) Abänderungs- und Zus<lltzantlräge können 
von jedem in der Sitzung sitimmberechnigten Ab­
geordneten gestt!lLt werden; si,e sind dem Obmann 
sch:r:ift1ich zu übergeben. Den AIlIträgen kann 
eine Begründung beigefügt we~den. Abgeordnete, 
die einen Abänderungs- oder Zusatzanitrag slteHen 
woUen, können, falls Schluß der Debatte be­
schlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach aus­
gesproch,wem Schlusse dem Obmann übergeben, 
der lihndem Ausschuß mitJteik. 

(9) }eder Beschluß des Ausschusses w1rd - so­
wleit nicht ausdrücklich andel"!es bestimmt ist -
mit Stimmenmehrhert der a.nwerenden Am.sschuß­
mitgLreder gefaßt. Der Obm:lJnn übit sron Stimm­
l'echt gleich denandel'en M]tgliedern aus. Auf 
die Ausübung des StJimmrechtles findet § 64 sinn­
gemäß Anwendung. Blei S>timmeng},eichheit gilt 
der Antrag ah :lbge1ehnlt. 

(10) Auf dj'e in den Ausschüssen vorzunehmen­
den WahLen '~und due B-esltimmungen ,des Abs. 9 
slinngemäß anzuwenden. B-ei StimmengLeichheit 
ist zunächst eine zweite Wahr. vorzunehmen. Er­
gibt ~ich auch nach einem zwei~en WahLgang keiIlle 
Mehrheilt,so ,e.rucsche:idet das Los. 

(11) EiIlle namentliche Absnimmung wil'd auf 
Anordnung des Obmannes oder auf Verlartg.en 
von einem Fünfte!. der vom Na'uionalr:lt festge­
setzten Anzahl der Ausschußmitg~ieder vorge­
nommen . .vor Begin:n der Absllimmung hat der 
Obmann die Namen der Stimmber.echlligten f,e~t­
zustellen und bekaruntzugeben. Das· Ergebnis 
eicner namentÜichen AbSitimmung list sowohl im 
Amdich'en Pwtokoll über die Ausschußslitzung 
als auch :im sdlriftlich'en B-ericht des Ausschus,sles 
an ·den Nauionalrat f.estzuhalnen. 

(12) Auf die Vettagung der Verhandlung, tat­
sächliche BerichniguIllgen,die beb~lle und Ab­
stimmung über Anträge zur Gescliäf,tsbehandlung, 
die Reihenfolge der Ab!>tlimmunglen sowi'e den 
Ruf zur Sache und zur Ordnung finden diie' für 
dite Sitzungen des Na!tionalra~es gdtenden Be­
s·oimmungen ~inngemäß Anwendung. 

VII. Berichterstattung der Ausschüsse 

§ 42 

(1) Der Ausschuß wählt am Schluß der Ver­
handlungen ,einen B·erichterstatitler für den Natio­
naLrat, ·der das Ergebnis der:sdben, insbesondere 
hinsichtLich der Beschlüsse des AuS!schuss'es, in 
einem schl'ifdichen Bericht zusammenf.aßt. Der 
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Berichtwi:rd, VoOm -Obmann und vom Ber,icht­
erstaUter unt,erferuigt, dem Präsidenten des Natio­
naIraltes übergeben, der die Vervielfältigung und 
die Verteih.mg an dre Abgeor,dneten V'erfügt. 

(2) Der Aus-schuß kann, soOlang,e d,er Bericht 
an den Naltionalnt nicht -er~t;)!ttet ,ist, seine B,e­
schlüsse jed-erzeit abändern. Die Sbimmenzahl, mit 
der ,ei,n Beschluß geä,n9,ert WlerdensoOU, darf nicht 
geringer sein als jene, mit welcher -der abzuän­
dernde Besch,luß gefaßtt wurde. lsrt di'e Suimmen­
zahl, mrt wdch,er der frühel"e B,eschluß gefaßt 
war, n~cht mehr festzustellen, so ist zur Abiinde­
rung des BeschlusSles Zweidl"ilbtelmehrhcit der an­
wes'enden Mi,tgJ,ieder nö~ig. 

(2) Nur auf Grund e~nes Vorschlages des Prä­
sident,en und des darüber mit ZWleidr,vttelmehr­
heit gefaßten Beschlusses des Na:tionalrates kann 
von der V,ervielfällbigumg des Ausschußberichtes 
oder von der 24sltÜJnd~gen FrLst abgesehen wer-
den. . 

(3) Nach Ablaufevner dem AUSIschusse zur 
ß,er-ichterstattung ges,etzten Fn~t hat dve VIerhand­
lung ,in der dem F,nistaiblauf nachfoLgenden Srt­
z'ung seLbst dann zu beg_innen, wenn ,ein schrift­
licher Ausschußbericht nicht vorLiegt. 

(4) SoHue der Ausschuß kernen Berichl\)erstaltter 
für den NatioOnalrat gewählt haben, ist voOm 
Obmann oder im FaUe ~einer V,erhinderung von 
einem Obmann~tdlveri!reter ein mi1ndlicher Be-

(3) SoObald der BeI1icht an den NatioOnalrat ,er- nicht zu erstatt'en. 
stat'uet -iSlt, kann ,er nur mit dessen Zus'oimmung 
zurückg,enommen wer-den. § 45 

-(4) Wenn ,eine Minderheit .des AUJSscl1Us~es von 
wenigstens drei Mitgl~edern ein ahgesondertes 
Gutachten abgeben will, hat sie das Recht, 
einen besonder-en schl"ifltlichen Bel1icht zu erstat­
ten. Ein solcher MinderheitsberichIt muß jedoOch 
dem Pds,id,efliten so ,rechtz.eitig übergeben w,erden, 
daß er gleichzei,tig mit dem Hauptberichte des 
Ausschusses in Verhandlung genommen werden 
kann. Der .prä,s~dent verfügt die Vlervidfällitligung 
und Vel"teilungdes Minderhei,tsbenichtes an d~e 
Abgeordneten, wobei der Minderhe~tsbericht dem 
Hauptbel"icht des Ausschus'ses aJflzuschließen ist, 
wenn die Frist nach § 44 Abs. 1 eingehalten wer­
den kann. 

(5) Di'e mündIich'e Bel1ichters:tautung über einen 
Minderhei1;sbericht ,im Nationalrat ,ist unzuläs­
S'lg. 

§ 43 

(1) Der NationalraJt kann auf Vo,rschlag des 
Präs,identen oder auf AJfltrag eines Abgeor,dneten 
jed'erz-ert - auch während der Verhandlung über 
einen Gegenstand ,im Aus,schuß -dem Awsschuß 
eine Fr,ist zur Berichterstattung setzen. Die B.e­
kanntgabe einesdiesbezüglich,en VoOrschlages 
durch den Präsidenten oder dj,e Stellung eines 
solchen Antrages halt vor Eingang ,in die Tages­
ordnung einer Sitzung zu erfol&en. Dile AbSltim­
mung hi'erüber Q~t vom Prä:>identen nach Beendi­
gung ,der Verhandlungen in dieser S~tzung vorzu­
nehmen. 

(2) Die einem Awsschuß ge~etzte Frist kann 
vom Nabiüna<lrat vor Abhuf der Frist ,erstr,eckt 
werden. 

§ 44 

(1) Die Verhandlung eines von ,einem Aus­
schuß vorzubera;uen.den Gegens,tandes ,im Natio­
nalrat darf in der fuegd nicht vor Ablauf von 
24 Stunden nach -erfolgter Verte,iJ.ung des Aus­
sdmßberichtes stattfinden, 

Kann ein Untersuchungsausschuß inn,erhalb 
einer ihm gemäß § 43 gesetzten Frist nicht 
schriftlich Bericht erstatten, so hat in der dem 
-Fristablauf foOlgende'n Sitzung der Obmann des 
Untersuchungsausschusses oOder dessen Stellvertre­
ter einen mündlichen Bericht über die bisherige 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses zu erstat­
ten. Setzt der NatioOnalrat für die VoOrlage eines 
schriftlichen Ausschußberichtes keine neuerliche 
Frist, so ist damit die Tätigkeit des Unter­
suchungsausschusses beendet. 

VIII. Tagungen und Sitzungen des NationalrateS' 

§ 46 

(1) Der Bundespräsident beruft den National­
rat in jedem Jahr zu -einer oOrdentlichen Tagung 
ein, die ruicht vor dem 15. September begiJnn,en 
und nicht länger -als bis zum 15. Juli des folgenden 
Jahres währen 'soll. 

(2) Der Bundesprä~idenlt kann den Natiionalrat 
auch zu außel"orderudich·en Tagungen einberuf.en. 
W'erunes -di'e BUJIldeslregJi.erung oder mincLeSitens 
ein Dl1i,ttel der Abgeordneten oOder der Bundes;rat 
v,erlangt, i]St der Bundespräsident verpflichtet, den 
Nationalrailt zu einer außerordentilichen Tagung 
einzuberufen, und zwar 500, ,daß der NatioOnalmt 
spät-estens hinnen zwei Wiochen nach mntreffen 
des Verlangens beim Bundespräsildente:n zusam­
merutr,rtt. Zur Einberufung einer 'a!ußero.rdent­
lichen Tagung auf All'urag von Abgeordneten 
oder auf Antrag des Bundesrates ist ein Vor­
schlag der Bundesreg;ierung nicht erforderlich. 

(3) Der Bundespräsident erkJäl't diJe Tagungen 
des NationakatJes auf Grund ,eimes B.eschluss-es des 
NatioOnaInlltes für beendet. 

(4) B.ei Eröffnung cinerneuen Tagung des 
Nationalrates innerhalb der,selben Gesetzgebungs­
perioOde wer-den die Arbei,tJen nach ,dem Stand 
fortgesetzt, ~n dem s~e sich bei der Beendigung 
der letztlen Tagung befunden halben. Blei Beendi-
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.gung ei,noer Ta.gung können ·einzeln,e Ausschüsse 
vom N3Jcionalrat bea.uEtragt wel'lden, ,ihr·e Arbei­
ten während der tagungsfr.eien Zeiot fortzrusetzen. 

(5) Innerhalb einer Tagung beruEt der Präsi­
<lent des Na'oionall1atesdie ,einzelnen Sitzungen 
,ein. W.enn nnnerhalb ,einer Tagung wenoig5tens 
ein Vi'el'ltel der Abgeordneten oder die Bundes­
reg.ierung es verlangt, ,i:st der Präsident verpflich­
tet, eine Siltzung .einzuberuf.en, und zwar so, daß 
der' Natlionalrat spätestens binnen fünf Tagen 
nach Eintl'leff·en ,des Verlan~ens Ibeim Präs,ideruten 
zwsammentJ11i~. 

§ 47 

(1) Die Sitzung.en des NaltJionalrates sind öffent­
lich. 

(2) Die öffentLichkeit wrrd arusgeschlossen, 
wenn es vom PräsidentJen oder von einem Fünftd 
der anwes'enden A>bgeordneuen verlangt und vom 
Na1lionaI.rat nach En'tf,emung der Zuhörer be­
schlos~en wi,rd. 

(3) über eine untJer Ausschluß der öffentlich­
keilt: durchgefüh!'lte Verhmdlwng wird ,ein Amt­
liches Brotokoll (§ 51) verfaßt und ~n derselben 
Sitzung vorgelesen. Wird keine Einwendung erho­
ben, so ~iLt ,es alls ~enehmigt. über anfälLige Ein­
wendungen hat der P,räsident noch ännerhalbdoie­
ser Sitzung zu ,erutscheiden. üb dieses Pmtokoll 
v·eröff.ellltI.icht w~rd, hängt von ,dem noch während 
des Aws,sch1us~es der öff:enttichkeit zu fa~enden 
BeschlusSiedes N ationaLraties ab. 

(4) Desgleichen kann der NatJionalrat beschlie­
ßen, daß auch über ,die ullItJer Ausschluß .der 
öffent1ichk'eilt dwr~eführoe V,erha.ndlung ein 
Stenographisch,es BroookoH verfaßt wird, über 
dessen Veröffentlichung der Nationalrat eben­
falls Beschluß zu fassen halt. 

§ 48 

(1) DiJe AniWiesenhei:t der zu einem Beschlusse 
des Na'tllonalra:tes notwendig,en Anzahl von Ab­
geordneten ,i~t nur bei AbstJimmun~en und Wah­
len ,edorderIich. 

(2) Kann eine AbstJimmung oder eine Wahl 
wegen Beschlußunfähigkeit ·nicht vor~enommen 
werden, unterbricht der Präsident die Sitzung. 

§49 

(1) Der PräSlident 'eröffnet ,die Sitzung zur an­
beraumten Stunde ohne Rücksicht a.ufdie Anzahl 
der anwesenden Abgeo'l'dneoen und macht rue ihm 
notwendig ers,cheinenden Mitteilungen. Insbeson­
dere gibt er die entschuldigten AbgeordnetJen so­
wie Vertr,etungen z'eitweilig verhindemer Mit­
g1i'eder der Bundesr,e~ierung (Al"t. 73 B-VG) be­
kannt. 

(2) MitteiUungendes Präsidenten können auch 
im Laufe oder am Schlusse der Sützun.g vorge­
bracht wel"den. 

(3) Der Präsidel1!t verkündet den übergang 
zur Tagesordnung. 

(4) Vor Eingang ~n die Tagesordnung kann der 
P,räsident eine Umstellung der Gegenstände der 
Tagesordnung vorn'ehmen sowre die Debatte über 
mehl"el1e Gegenstände der Tagesordnung zusam­
menhssen. Werden Eünwendungenerhoboen, ent­
scheidet der N ationruraJt ohne Deba:tte. 

(5) Auf Vor;schlag des Pr~denten oder auf 
Antrag eines A:bgeol'ldnenen kann der Naltional­
rat mit Zweidrüttelmehrhe~t der anw,esenden Ab­
geordneoen am Be~inn der Sützun'g beschIießen, 
daß cin V'erhandlung5g,eg,ensta.nd von der Tages­
ordnung abgesetzt oder ·daß ,ein ruimrt auf der 
Tagesordnung suehender Ge~enstand in Verhand­
lung genommen werde. 

§ 50 

(1) Der Präsident verkündet ein der R!egel a.m 
Schluss,e jeder Sitzung Tag, Stunde und nach Mög­
lichkeit Tagesordnung der nächSiten ,in Aussicht 
genommenen Sitzung. Di.es kann auch durch Hin­
weis auf ,eine ,im Sitzungssaal v.erteil.te schriflt­
I,iche Mi'lltJeilung ledo·lgen. Wird ·eine Bünwendung 
'erhoben, ·so entscheidet, wenn der PräSl~dent der 
Einwendung nicht beoitJr]tt, der Nationa:lrat. über 
alle in einem lSolch'en Falle ,erhobenen Eünwlen­
dung.en findet nurenne Deb3!tte st3!tt, ,m ·der die 
Redezeit des einzdifiien Abgeordnetlen vom Prä­
sidenten bis auf fünf Minuten beschränkt wer­
den kann. Falndet keine Einwendung ,eine Mehr­
heit, so bleibt es beim Vorschlag des Präs1deniten. 

(2) Wahlen auf die Tagesordnung z.u stellen, ~st 
der PräSlrdent aus eigenem bel1ech1ligt. . 

(3) Soweilt: Tag, Stunde od'er Tag,esordnungder 
nächsten SliJtzung noicht gemäß Abs. 1 ~erkündet 
wurden, hat dies durch schriftliche B,enadtrichti­
gung jedes Abgeo,rdneten und jedes Klubs zu 
erfolgen. Außerdem kann der P,räsident Verlaut­
barnng,en hierü'ber durch Anschlag ,im Parla­
mentsgebäude sOMe Press'e, Rundfunk und an­
dere N achnichvenmiJttel veral1!lassen. 

(4) Gegen eine gemäß Ahs. 3 vom Präsidenten 
bekanntg,egebeIlJe Tagesordnung können nur 150-

gleim nach Eröffnung der Sitzung Einwendungen 
erhoben werden. Ist ooes der Fall, so sind me 
Bestimmungen des Abs. 1 si:nng,emäß mzuw,en­
den. 

§ 51 

(1) über jede Sitzung ist von den hüezu be­
stimmten Bedüensteten der Parlamentsrur.ektion 
'ein Amtlich'es Protokoll zu führen und an dem 
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der Sitzung folgenden ArbeitJS:tag wähl"en,d der Beila,g,en zu den Stenographischen Protokollen 
Di.enststunden ~n der P3!rlamentsrurekcion zur herausgegeben. Dasselbe gilt für die schrift­
Einsicht für alle AbgJeor,dn,eüen aufzu,Ieg,en. l,ichen Ankag'en und AnfragJebeantwor,tungen 

sowie die nerichte der Ausschüsse bezi.ehungs­
we~se Minderhe~tsbet'lichte. 

(2) Eilnwendungengegen die Fassung oder den 
Inhalt des P.rotokolls sind außerhalb der S]tzung 
während der Zeit, Irn der :es zur EiIliSiicht aufIi,egt, 
dem PräSiidenten rnlltzuterI.en, wdcher, w,enn er sie 
begründet findet, dle Berichtigungveranlaßt. 

(3) Wenn ,gegen das Pmtokoll keine Einwen­
dung,en erhoben WiUrden bez,iehungswej,se der 
Präsident über solche entschieden hat, gilt 
dies,es nach Ablauf der ,im Abs. 1 genannten FciISt 
beziehungsweise mit der Entscheidung des Präsi­
denten als genehmigt. 

(4) Da's P,rotokoll ha;t au~schlleßIich zu ver­
zeichnen: die in Verhandlung genommenen 
Gegen~tände, dJie zur Absuimmung gebrachtJen 
Fragen, das Ergebnis der Absltimmungen und die 
gefaßten Beschlüsse. 

(5) Das ProtokoLl Wlird vom P,räJsideruten und 
einem SchI1iftfühI1er un'terfeI1tigt. Ein,e Ver­
v~elfältigung findet nncht sta1lt, doch hat der 
P,räsident in der auf di,e Genehmigung des 
PmtokoUs folgenden Svtzung darüber MiJtJteilung 
zu machen, ob geg,en das ProtJokoll Einwendun­
gen erhoben wurden beziehungsW'en~e Wiie ,er über 
di'ese ,entschieden hat. . 

§ 52 

(1) Über die öff,en1)lichen S]tzungen des 
Nationalnoes werden StenographVsche Prottokol1e 
Vlerfaßt un,d gedruckt herausgegeben; diese haben 
die Verhandlungen vollständig W'~ederzugeben. 

(2) Jeder Redner erhält vor der Drucklegung 
senner Ausführung,en für ,eiJnen Zei,traum von 
läng~tens' 24 Stunden ,eine NiedersmrJft der 
stenogra,phischen AufzeichnungJeI1 zwecks Vor­
nahme stilistischer Korrekturen. Im Zweifelsfall 
entsch'eidet ,der P,räsident über del"en Zulässigkei,t. 
Werden k,eine Einw,endung,en -erhoben oder er­
folgt keine Rückgabe innerhalb der 'erwähnten 
Kor'l"ekturfI1ist, wird die Niedersch'IDt ~n Druck 
gelegt. 

(3) J.edes StJenogra:phische ,ProookoH ha:t die m 
der Slitzung beZJiehungJsweise sevt der ,letz,ten Si.t­
zung eingel3!ngten VerhaondlungSigegenstände zu 
verzeichnen. 

(4) Di,e im § 21 Abs. 1 und 2 angeführten 
Verhandlungsgegen~tände mit Ausnahme der Er­
suchen um Zustimmung zur behördLichen v'er­
folgung von Abgeordneten ,gemäß § 10 Ahs. 2 
und der Mitteilungen von Hehöl'den gemäß § 10 
Abs. 3, der Anträge von Behörden g'emäß Art. 63 
Abs. 2 B-VG, der Ersuchen ;um die Ermäch~igung 
zur Verfolgung von Personen wegen B,eleidigung 
des Na'tionalrates und der PelliJtionen werden als 

(5) Die Roegierungsvoda.gen betreff:end das Bun­
desfina:nzgesetz, ,die Bundesllechnung,sa,bschlüSlSie 
und die B,erimlle des Roechnung,shofes dürfen vor 
B.eginn der Beratung im NationaLrat nlicht ver­
öffentlicht w,erden. Als ß.egionn der B,eraJtung giLt 
die nach Vel'teilung dieser Vorla,g,en erfolgre Mit­
reiJlung ihres Binlang,ens gemäß § 49 Abs. 1 
oder 2. 

(6) Wurode von der Vervidfältigung und Ver­
teilung von V'erhandlungsgegen-ständen oder 
Teilen von solchen AJbSltand genommen (§ 23 
Abs. 2), so ist auch von deren Herausgabe als 
Beilagen zu den Stenogoraphismen P.rotokoUen 
abzusehen. 

IX. Allgemeine Bestimmungen über die Ge­
schäftsbehandlung in den Sitzungen des National­

rates 

§ 53 

(1) Die Deba'tte über ,einen V,erhandlungs­
gegenstand, der in einem Ausschuß vorberaten 
worden 1st, w,ird durch den Bet1ichtJer,sta<tter er­
öffnet. Im FaUe der V,erhinderung des gewählrten 
ß.erich,terstatJtershait der Obmann oder - wenn 
auch dieser V1erhindel'lt ist - lein Obma.nnstell­
venreter des AussmusS'es den Bellicht zu ,erstatten. 

(2) Der Präsident kann bellllimmen, daß Teile 
der Vorlage für sich zur Verh3Jndhmg kommen. 
Hi,ebei hat ,er den Grundsatz zu beobach'tJen, daß 
eine solch,e Teilung der Deb3JtJte und AbstJimmung 
nur in ein'er ,die übersichtJliichkeit der Verhand­
lung fördemden Weise erfolge. W~rd eine Ein­
wendung erhoben, ,en-tsmeiidet der N;t!tionalrat 
'Ohne Deb<lJt'te. 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge kön,nen 
von jedem Abgeordneten zu jedem einzelnen Teil 
der Vorlage, -sobald dj'e DebarttJe über ~hn ,eröffnet . 
ist, bezi'ehungsweVse Zu j.edem vom N atliQnab"a:t 
zu fassenden Beschluß gestelLt w.erden und sind, 
wenn Slie von mindeSitens acht Abgeordneten 
einschließIich des AntragSltel1ers unterstüt~t wer­
den, in die V,erha.ndlung leinzubeziehen. Die 
Untenstützung erfolgt, wenn die Anträge nicht 
von acht Albgeordne1Jen unterf,eI1tJigt sind, auf die 
Untenstützungsfrage des Präsidenten durch Er­
heben von den Sitzen. 

(4) Diese Anträge sind dem PräSliderutJen sch:l"ift­
lich zu überr,eichen und von eiJnem der unter­
fertigten Abgeordneten zu verlesen. Auf Anord­
nung des Präsiden,ten kann die Verlesung auch 
durch einen Schriftführer erfoLgen. 
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(5) Dem Nationalut steht das Itecht zu, jeden 
solchen Antrag an den AUSiSchuß, zu v,erwe~en 
und bis zur Erstattung ,eines neuel1lichen Aus­
schußberichtes über die Vodage die Verhandlung 
zu vertagen. 

(6) Der N:lJtionalrat kann nach Schluß der 
Debatte beschli'eßen, ,die V,erhandlung zu v,er­
tagen oder den Gegenstand nochmals an den 
Ausschuß zu verweisen oder zur Tagesardnung 
überzugehen. BeschLießt der Nationalrat, zur 
Tagesordnung überzugehen, ist die Vorlage 
ver";'arf,en. 

(7) Für den Fall, daß bei einer mehrere Tage 
dauernden Verhandlun.g ühereine Vorlage eine 
Tei'lung ,der DebatJte und Abs'oimmung ,erfolgt, 
kann der N a:uionalraJt nach V,erhan.dtlung Jedes 
Teiles beschLießen, die Verhandlung über diese 
Vorlage zu vertagen, 'um ,eine Sitzung zur Ver­
ha,ndlung anderer Vorlagen einzuschi'eben. 

§ 54 

Wird eine RückverweDsung an den Ausschuß 
beschlo~sen, sO' kann der Natianalrat auf Vor­
schlag des Prä~i,deMen oder auf Anur,ag eines 
Abgeardneten dem Ausschusse zur nleuerlichen 
Bel1ichters·tattungeine Fr,ist ~etzen, nach der,en 
Ablauf' d,i'e Verhandlung im Naljionalrat faI"lt­
geSletz,t wird, auch wenn ein schniftlicher Aus­
schußbeliicht nicht vorli.egen oder der .Auslschuß 
keinen Berichtlersta'oter für den Nationakat ge­
wählt haben sollte. 

§ 55 

(1) Entschl,i'eßun~en, in: wdch'en der National­
rat seinen Wünschen über die Ausübung der 
Vollz,iehung Ausdruck gibt (Am. 52 Abs. 1 
B-VG) oder durch welche ,der N acionalrat der 
Bundesregverung oder ,einzelnen ihrer Mi,tglieder 
das V,el'trauen vensagt (A'rt. 74 Abs. 1 B-VG), 
können auch ,im Zug,e der Deb:lJtte über ,einen 
Verhandlungs~egen~tand im Nationalrat bean­
tragt werden, sof.ern sie mitooes·em ,in inhalt­
lichem Zusammenhang ,s'oehen. W'erden g·egen den 
inhakLichen Zusammenhang Einw,enduIl@en er­
hoben, ,so ,en,tschcidet ·der Präsident. 

(2) Solche EntschließungsanilJräge Siind, wenn si,e 
von mindestens acht .AJbgeo,rdnelJen runsch.tießlich 
des Antrag~tellers unterstützt werden, ,in die 
Verhandlung ,einzubez,i,ehen. Die Unterstützung 
erfolgt, w,enn die Anträge IlIicht von acht 
Abgeordneuen unterfertigt s'Lnd, auf die Un<Uer­
stützungsfrage des Präsidenten durch Erheben 
von . den Si,tzen. Zu solchen EmschI,ießtings­
anträgen . können weder Abänderungs- noch 
Zusatzanträg,e gesteHt werden. 

(3) Drese Entsch,Eeßungsanträge ,siJnd dem Prä­
sidenten smr,ifdich zu übernruchen und vonrunem 
der unterf,ertiguen Abgeordneten zu VIerlesen. 
Auf Anordnung des Präsidenten kann ,die Ver­
lesung auch durch einen Schri~tführer erfolgen. 

(4) Die Abstammung über Entsch1ießungsan­
träge gemäß Abs. 1 bez.i,ehungsweise § 27 Abs. 3 
erfolgt bei Gesetz'esvoI1schlä~e,n unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 5 sow~e des § 67 Abs. 1 
und 3 nach der dritten Lesung, bei aUen übrllig,en 
Vodagen nach ,der letz,ten Abs,timmung über di,e 
Vorlage seLbst, bei Verhandlungsgegenständeh,. 
über dil,e keine Abs,timmung ,~ta,tJtfindet, nach dem 
Schluß der Debatte. 

(5) Wird bfli der zweiten Lesung eines Gesetzes­
vorschlages di,e Spez,ialdebattJe in Teilen abgeführt, 
so kann di,e Abs,tJimmung über Entschli~eßungs­
anträge berei,ts nach Absuimmung über den 
jewei,ls ,in Verhandlung ~tehenden Teil der Vor­
lage erfolgen. Werden Einwendung,enerhoben, 
so ,entscheidet der Natvorialmt ohne Debaitte. 

§ S6 

(1) Der Antrag auf Schluß der Debatlte kann, 
nachdem wenigstens zwei zum Wor,t g.emeldeoe 
Abgeor.dnete g.esprochen haben, j.ederz'eit, jedach 
ohne UntJerhrechungeines R'edneI"ls, gestellt wer­
den ,und ist vam Präsidenten ohne DebatJtJe ,s.ofort 
zur AbstJimmung zu bl1mgen. . 

(2) W~r.d der Antlrag auf Schluß der Debatte 
angenommen, SO' kommen die eingesch'riebenen 
Redner nicht mehr zum Wort, j,edach kann j.eder 
K,lub nach einen Redner melden. 

(3) Abgeordnete, di1e ei:nen Abänderungs- oder 
Zusatzantrag stellen wonen, könn'en, falls Schluß 
der Deba'ute beschlossen wurde, ihren Antrag 
sogleich dem PräSli.denten übergehen, der ihn 
mi,tteih und ,in ,di'es,em Fall, wenn der Antrag 
nicht von achit Abgeordneten unter~el1tigt ist, di,e 
U ntel1stützungsfra.g,e stellt. 

(4) Nach Annahme des Antrages auf Schluß 
der Debatte dürfen auß'er den van den 
Klubs gemäß Abs. 2 gemeldeten Rednern nur 
der Berichter9tatter und bei ,einem Selbstän­
digen Antrag von Abgwrdn.enen der Antrag­
steUer beziJehungsweisle einer der Antragsteller 
das Wort nehmen. 

§ 57 

Der Na'tjionalrat kann bei ,einzelnen V:erhand­
lungen für die Debatte und - wenn .diese in 
'Deilen abgeführt wlirrd - auch für jeden Teil 
einer Debatte beschLießen, daß die Redezent eines 
j.eden zum W O'Dt :gemeldeten Abgeo1rdneten ein 
besitimmues Ausmaß nicht überschre]ten .darf. Auf 
weniger aLs 20 Minuten kann jedoch ,die Redezeit 
nich,t herabg'es,etzt w,el1d.en. Der Beschluß wi'rd 
ahne Deba·tte g.efaßt. 

§ 58 

(1) Wenn sich >im Laufe einer Debatte dn 
Abgeordneuer ~u einer taJtsächE.chen Beliichcigun.g 
zum Warte meMet, hat ihm der Präsident in 

I 
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der Regd sofort, jedoch oh11le U11IterbI1echung 
eines Redners, spätei>nens aber unmi:1Joelbar nach 
SchLuß der Debatte über den Verha,ndlungsgegen­
stand das WOlit zu enoeiLen. 

(2) Eine tatsächliche Berichtigung darf die 
Dauer von fünf Minuten nicht überschreiten. 

(3) Eine ErWl~derung auf leine tatsächLiche B,e­
I'tichtigung ist nur dann zuläs~g, wenn es sich 
um eine persön,Liche Angele,&enhellit des sich mel­
denden Abgeordneten handelt; sie ,darf fünf 
Minuten nicht übersteig,en. 

(4) Ausnahmsweis,e kann .der P.rrus,ident nach 
eigenem Ermessen ,ein,em R'edner auf de9slen Br­
suchen ,die für ernetatsäch1iche B'er,ich~gung oder 
di'e Erwiderung damuf ,eingeräumte Redez.eit 
ers·tJ1ecken. 

§ 59 

(1) AnHäge zur Geschäf.tsbehandlung brauchen 
nicht schJ1iftloich ühel1reicht .zu werden. Sie be­
dürf,eu kei,ner U:n1:'er,sltützung und werden; so­
fern der Nationalrait nicht gemäß Ahs. 3 die 
Durchführung ,einer Debart;te heschLießt, vom 
P,räSlidenten ,sogleich ZUT Absnimmung~eb:racht. 

(2) Meldet s~ch lein Abgeordne1:'er, ohne einen 
An:trag zu steHen, zur Geschäftshehandlunig zum 
Wort, so .iSt ,der Präsident beI1echtigt, ihm das 
WOllt ,erSlt amSchIusSle der Sitzung zu erteillen. 

(3) Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 
Antr;i:g ,eines Abgeordneten kann der Nationalrart; 
beschließen, daß eine Deba.t1Je staJufindet. In cin~r 
solch,en DebatJtJe kann der Präsident d~e Redezcit 
der Abgeordneten bis auf fünf Minuten be­
schränken, 

§ 60 

(1) Jen,e Abgeordneten, die zu einem i:n der 
Sitzung i.~r Verhandlung kommenden Gegen­
. stand zu spl1ech,en wümmen, haben s.ich Ibei einem 
v.om Präs,idenlten zu _diesem Zweck, hestimm­
ten B'edren~teten der Parlamentsdirektion mit der 
Angabe, ob .s~e "für" oder "g,egen" spr,echen wer­
den, zu melden. D~es'e Mddung kanin auch ,durch 
einen vom Klub hiJezu be91Jimmten Abgeordneten 
erfolgen. Wo'rtmeLd'llng,en Wlerden ab Heg;~nn der 
SiJtzung entgeg,engenomm:en. 

(2) Die gemeldeten Abgeordneten gelangen 
in der Reihenfolge der Anmeldung zum Worte, 
wobei der erste "Gegen"-Redner beginnt und 
sodann zwischen "Für"- und "Gegen"-Rednern 
abgewechselt wird. . 

(3) ß.ei gleichz,ei1Jiger AnmeLdung zwei,er oder 
mehrerer "Für".lRedner oder zwe~eroder meh­
rerer "Geg,en"-Redner, bes,t;immt der P.räsident 
die Reihenfolg.e, ,in der 'sie zum Wor:te kommen, 
,in' der Weise, daß die V'ersch~edenen Standpunkte 
zu 'einem V,erhandlungsgeg,enstan,de gebühroen,d 

zur GeltuIlig kommen &()W~e auf Klubstärke und 
Abwechslung zwischen den Rednern ver­
sch~edener Klubs Bedacht genommen wrr.d. 

(4) In der erosten Lesung ,eines Gesetzesvor­
schLiges Isowie in der Debaue über den Gegen­
standein'er dringlichen Anfrage wlird, abweichend 
von den B,estimmungen der Abs. 1 bis 3, zwi­
,schen "Für"- und "Gegen"-R1ednern nicht unter­
schieden. 

(5) Jedem Redner s1Jeht es fr,ei, seine Wort­
meldung zurückzuzi,ehen oder diese an einen 
anderen Abg,eordneten abzutreten; doch darf das 
\'{Tort -einem Roedner, welcher über ,den Gegen­
suand ,schon zweimal gesprochlen hat, 11Iicht abge­
treoen werden. 

(6) Wer, zur Rede aufgefordem, nicht anwesend 
ist, verliert da,s Wort. ' 

(7) W,er vom Aus,schußa1s &l"ichterstaoter für 
den Nanionalra t über einen Verhandlungsgegen­
~tand gewählt wur:de (§ 42 A.bs. 1) oder ,ein,en 
mündlichen Bericht gemäß § 44 Abs. 4 bezie­
hungsweise § 45 zu erstatten hat, kann in der 
Debatte über diesen Gegenstand nicht als "Für"­
oder "Gegen"~Redner das Wort nehmen. 

§ 61 

Läßt s,ich eÜJner der Präsidenten in die Redner­
,liste ,e1l1itI'3Jgen, S'Ü übernimmt er :in der Regel 
er,st nach Bdemgung des Gegenstandes w~eder 
den Vors,itz. 

§ 62 

(1) Die Berichterstatter, Schriftführer und 
zum Wort gemeldeten Abgeordneten spre­
chen von ,den für ~e bf9nimmtenRednerpul'ten 
aus. Nur in AngeIegenheiten der Geschäfts­
behandlung !sowie in besondeflen FäHen, in denen 
der Präs,idfnttdie Brlaubnis hiJezu el1oeilt, sprechen 
die AbgeordnetJen von ihren Plätzen aus. 

(2) Die MiltgHeder der Bundf9reg1erungsowie 
der Präsident beZiiehungsweLse der Vizepräsidient 
des R'echnul1'g'Slhofes sprech,en, wenn s:i'e sich ge­
mäß § 19 ibeziehungsweis,e § 20 zum Wort mel­
den, von der Reg;iJerun~bank aus. 

§ 63 

(1) Kein Abg,eo'rdneter darfirinerhalb 'finer 
DebaJtte öfter aLs zWietimal sprechen. 

(2) Auf Wortmeldung'en v,on Mi,tgl]edern der 
Bundesregierung und der von ihnen entsendeten 
Staatssekr,etäre sow~e des Präs!idenltlen heziehungs­
wei!se des V,izepräs,identen des, Rechnun~hof,es 
finden d~e ß.e~\)immung,en der. §§ 19 und 20 An­
w~ndung. 

. (3) Liegen keilne Wortmeldungen mehr vor, 
schltießt der Prä!Sidentooe Deb3Jtte und erteilt 
dem HeI1ich<tef91JM:ter auf d,es~ifn V,erlangendas 
Schlußwolit. Nimmt nach· Schluß der Debatte 

1640 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 41 von 104

www.parlament.gv.at



42 1640 der Beilagen 

oder nach Annahme ,eines Antrag,es auf Schlouß 
der DebattJe (§ 56) ein MIiltgLi!ed der Bundes­
r,egierung oder ,ein von ühm ,enJtsendetJer StaaFtS­
sekretär oder der Präsident beZJiehungsw,eise der 
V.izepräsident des Rcechnun~hones d3JS Wort, so 
gilt die Debatte aufs neue für eröffnet. 

§ 64 

(1) AUe Abgeordn'etJen haben ihr Stimmrechrt 
persönlich auszuüben. 

(2) Di,e Albgabe der Stimme darf nur durch 
Bejahung oder Vern'eiJnung der F,rag,e ohne Be­
gründun,g ,erfolgen. 

(3) Bei Stimmenglilichheut w;rrd die Frage als 
vern,eint angesehen. 

§ 65 

(1) Die Ab~timmungen übe, versch,iedene An­
träge Slind derart zu '!leihen, ·daß d~e wahl'e Mei­
nung der Mehrheit des Na'tional:utes zum Aus­
druck gelangt. 

(2) Es wenden daher in der Rcegddäe ab­
än,dernden Anrträge vor dem Hauptanitrag, und 
zwar die weiJterg.ehenden vor den übr~gen, ZU1" 

A'becimmung gebl'acht. 

(3) Nach Abschluß der Beratung v,crkündet 
der Präsident den Eingang ,iJn das Abstimmungs­
verfahr:en. Er hat ,den Geg,enstand, über den 
jeweils ahg,es,timmt wird, g,enau zu bezeichnen. 

(4) Jeder Abgeordne1le kann auf B:el'ichcigung 
der vom P,räs1denuen ausgesprochenen Fassung 
und Ordnung der F,ragen An!1lrag steLlen, welcher, 
wenn der Piäs<itdenrt dem Antrage nicht beirtrirtJrt, 
nach der hierüber zu eröffnenden DebaJtte zur 
Abstimmung gebracht werden muß. 

(5) Der Prä,s,ident kann, wenn er diJe Gründe 
als :lJUsl'eichend dargel,egt ,erachtet, die Deb:l:'tte 
für .erledigt erklären. Er kann ~n der Debatte die 
Redezei,t his a,uf fünf Minuten beschränken. 

(6) Jeder Abg,eordn1ete kann v'erlangen, daß 
über bes'oimmte Tei'le einer Frage get:r,ennt abge-
stimmt Wii,rd. . 

(7) Es sueht dem Prä~'identen auch f.I1ei, sof,ern 
er es zur V.ereinfachung oder Klarstellung der 
.Nb~immung oder zur Be!jeit~ung unnötiger Ab­
stimmungen für zweckmäßüg ,eracht,et, vorerSlt 
einle grundsätzLiche Fr:lJge zur Beschlußfa.s,sung zu 
bring,en. 

§ 66 

(1) Die AbSltimmung findet inder Reg,el durch 
AufS1tehen und S~tzenbleiben statlt. 

(2) Jedem Abgeordneten stlehtes frei, vor jeder 
Abstammung zu vel'langen, daß der Prä:sl~dent 
die Zahl der "für" oder "g,egen" die F'rage Stim­
menden beka.n1l!tgäbt. Der Präsi,den't kann jedoch 
nach eigenem Ermessen von vornher,ein oder 

wenn ihm das Ergebnis der Abstimmung zwei­
felhaft erschein't, leme na.ment1ich'e AbS!1limmung 
anordnen. 

(3) Wenn weni~tens 25 Abgeordnete vor 
Bingang ,in das Abstlimmungsv,erfahren sch1"ifitLich 
die Durchführung einer narnenitlichen Abstim­
mung v,erla,ngen, ist die~em V.erlang,en ohne wei­
teres stauzugeben. 

(4) D~e nament1ich,e Abstimmung findet durch 
Abgabe von Stimmzetueln statt, die den Namen 
des Abg,eordneten und die Bezeichnung "J a" oder 
"Nein" tragen. niese 5tJimmzetJtel s..Lnd in zwei 
verschiedenen Far4ben hergestellt, je nach,dem s.ie 
auf "J a" od'er "Neln" lauten. Die Abg,eorooeren 
werd,en namentlich aufgeruf,en, und }eder legt 
seinen Stimmzettel 'ln eine gemeinsame Urne. 
Hi'ebei werden di,e Stlimmenden gezähk. Der Prä­
srident ,erklänt ,die Absnimmung für beendert, 
worauf di'e darnilt bea,uftraogten Bedienlsteoen der 
Parlamentsdirektion UI1Iter Aufsicht der Schrift­
fühI1er die Scimmenzählung vorzunehmen und 
dem Präsidenten das zahlenmäßige Ergebnis mit­
zUJtleilen haben. Stimmt die Zahl der Snimmzerttel 
mit j,ener dertaJosächLich Stimmenden müht über­
ein, so ist di'e Ab~timmung zu w]edenholen. Der 
Präsidemt verkündet das Erg,ebnis der Abstim­
mung. DiJe Namen der Abg,eordneten &ind, j,e 
nachdem si,e miJt "Ja" oder "Nein" gesrnimmt 
haben, ,in das Stellog'l"aphische Protokoll der Sit­
zung aufzunehmen. 

(5) Sof,ern micht ein'e namerurliche Abstimmung 
ver1a,ngt i~t, kaJnn auf Vorschla.g des Präsidenten 
oder auf Antrag von 25 Abgeoroneoen der 
N a'tionalra:t ,eine geheime Ahsuimmung beschl,ie­
ßen. Dioese findet durch Abgabe von Stianmzetreln 
st:l:'tt, die milt "Ja" oder "Nein" vorgedruckt sind. 
Die Ahg,eol'dneten werden namentLich 'aufgerufen. 
Die Stimmenden werden gezählt, und jeder 
legt seinen Stimmzet:td in eine g,emei'nsame Urn,e. 
Der Präsidem erkläm di,e AbS'timmung für be­
endet, worauf die damit beauFtragven Bedien­
steten der PadamentsmI1eroni'Ün unner Aufsichrt 
der Schl'iftfühl'er diJe St:immenzählung vorzu­
nehmen und dem Präsidenten das zahlenmäßige 
Ergebnis mitzuteiLen haben. Stimmt dilie Zahl der 
StimmzetJnel miI1: j'ener ,der tatsächlich Snimmenden 
nicht übereitn, SOitSit cLiJe Ab~oimmung zu wieder­
hole~. Der Präsident v,erkündet das Er,gebnis der 
AbstImmung. ' 

(6) Wer bei einer Abstimmung nicht anwesend 
ist, oorf nachträglich seirue Stimme nicht abgeben. 

§ 67 , 
(1) Wenn ein Fünftel der anwesenden Abge­

ordneten es schriftlich verlangt, ist die Abstim­
mung über eine Entschließung, durch die der 
Bundesregierung oder einzelnen ihrer Mitglieder 
das Vertrauen versagt werden soll (Art. 74 Abs. 1 
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B-VG), auf den zweitnächsten Werktag zu ver­
tagen. Eine neuerliche Vertagung der Abstim­
mung kann nur durch Beschluß des National­
rates erfolgen. 

(2) Wenn mindestens 40 Abgeordnete es 
schriftlich verlangen, ist Idie Abstimmung über 
einen Gesetzesvorschlag betreffend die Auflösung 
des Nationalrates (Art. 29 Abs. 2 B-VG) auf 
den zweitnächsten Werktag zu vertagen. Eine 
neuerliche Vertagung der Abstimmung kann nur 
durch Beschluß des Natinalrates erfolgen. 

(3) Für die Abstimmung über Anträge auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ·sowie 

·über Entschließungsanträge in der Debatte über 
den Gegenstand einer dringlichen Anfrage gelten 
die Bestimmungen der § 33 Abs. 2 beziehungs­
weise 93 A'bs. 6. 

§ 68 

(1) Der den Vorsitz führende Präsident stimmt 
in der Regel nicht mit. Er kann sich jedoch, bevor 
er das Ergebnis einer Abstimmung ausgesprochen 
hat, an derselben durch mündliche Bejahung 
oder Verneinung der gestellten Frage beteiligen. 
An namentlichen und geheimen Abstimmungen 
(§ 66 Abs. 4 und 5) sowie an Wahlen nimmt der 
den Vorsitz führende Präsident immer teil. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 
ist es keinem in der Sitzung anwesenden Abge­
ordneten gestattet, sich der Stimme zu enthalten. 
Dies gilt auch für Abgeordnete, die Mitglieder 
der Bundesregierung oder Staatssekretäre sind. 

X. Besondere Bestimmungen über die Behand­
lung von Gesetzesvorschlägen 

§ 69 

(1) Gesetzesvorschläge gelangen an den 
Nationalrat entweder als Anträge von Abge­
ordneten oder als Vorlagen der Bundesregierung. 
Der Bundesrat kann durch Vermittlung der 
Bundesregierung Gesetzesanträge im Nationalrat 
stellen. 

(2) Jeder von 200.000 Stimmber.echtigten oder 
von je der Hälfte der Stimmberechtigten dreier 
Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) ist von 
der Bundesregierung dem Nationalrat zur ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 
Das Volksbegehren muß in Form eines Gesetz­
entwurfes gestellt werden. 

(3) Gesetzesvorschläge gemäß Abs. 1 und 2 mit 
Ausnahme der Anträge von Abgeordneten wer­
den nur auf Beschluß des Nationalrates in erste 
Lesung genommen. Ein darauf abzielender An­
trag kann entweder vor Eingang in die Tages­
ordnung der auf die Verteilung der Vorlage 
folgenden Sitzung oder nach Beendigung der 
Verhandlungen dieser Sitzung gestellt werden. 

(4) Gesetzesvorschläge von Abgeordneten 
(Initiativanträge) sind, wenn der Antrag ein 
diesbezügliches Verlangen enthält, in erste Lesung 
zu nehmen. Bei der ersten Lesung eines solchen 
Antrages erhält zunächst der Antragsteller, bei 
mehreren Antragstellern nur der von ihnen Be­
zeichnete, das Wort. 

(5) Die erste Lesung hat sich auf die Bespre­
chung der allgemeinen Grundsätze der Vorlage 
zu beschr;inken. 

(6) In der ersten Lesung dürfen nur Anträge 
auf Wahl eines besonderen Ausschusses zur Vor­
beratung der Vorlage gestellt werden. Nach der 
ersten Lesung verfügt der Präsident die Zu­
weisung. 

(7) Ist keine erste Lesung durdlzuführen, 
weist der Präsident Volksbegehren, Regierungs­
vorlagen und Gesetzesanträge des Bundesrates in 
der auf die Verteilung der Vorlage zweitfolgen­
den Sitzung, Anträge von Abgeordneten in der 
auf die Einbringung nächstfolgenden Sitzung zu. 

§ 70 

(1) Der Vorberatung durch den Ausschuß folgt 
die zweite Lesung des Gesetzesvorschlages. Selb­
ständige Anträge von Ausschüssen auf Erlassimg 
von Gesetzen werden vom Nationalrat unmittel­
bar in zweite Lesung genommen. 

(2) Die zweite Lesung besteht aus der allge­
meinen Debatte über die Vorlage als Ganzes 
(Generaldebatte) und den Beratungen über ein­
zelne Teile der Vorlage (Spezialdebatte) sowie 
den Abstimmungen. Generaldebatte und Spezial­
debatte werden unter einem abgeführt, wenn 
der Nationalrat auf Antrag des Berichterstatters 
nicht anderes beschließt. 

§71 

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte 
Igletrenntahgeführt, kann während der Gene­
raldebatte der Antrag auf Vertagung, auf Rück­
verweisung an den Ausschuß oder auf Zuweisung 
an einen anderen Ausschuß ges.tellt werden. Die 
Beschlußfassung über solche Anträge erfolgt am 
Schluß der Generaldebatte. 

(2) Am Schluß der Generaldebatte ist ferner 
darüber abzustimmen, ob der Nationalrat in die 
Spezialdebatte eingeht. 

(3) Beschließt der Nationalrat, in die Spezial­
debatte einzugehen, so folgt diese unmittelbar 
der Generaldebatte. Wird das Eingehen in die 
Spezialdeb<litJte abgdehnt, ist d,ie Vorlage ver­
worfen. 
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§72 

(1) Am Beginn der Spezialdebatte bestimmt 
der Präsident, welche Teile der Vürlage für sich 

, 'Oder vereint zur Beratung und Beschlußfassung 
kümmen. Hiebei hat er den Grundsatz zu beach­
ten, daß die Teilung der Spezialdebatte in einer 
die über5ichtlichkeit der Beratung fördernden 
Weise erfülgt. Wird eine Einwendung erhüben, 
entscheidet wer Nationa:l'rat ohne Debatte. 

(2) Liegen mehrere Gesamtanträge vür, sü be­
schließt der Natiünalrat, welcher derselben der 
Spezialdebatte zugrunde zu legen ist. 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
vün jedem Abgeürdneten zu jedem einzelnen 
Teil, sübald die Spezialdebatte über ihn eröffnet 
ist, gestellt werden und sind, wenn sie vün 
mindestens acht Abgeürdneten einschließlich des 
Antragstellers unterstützt werden, in die Ver­
handlung einzubeziehen. Die Unterstützung er­
fülgt, wenn die Anträge nicht vün acht Abge­
'Ordneten unterfertigt sind, auf die Unter­
stützungsfrage des Präsidenten durch Erheben 
vün den Sitzen. 

(4) Diese Anträge sind dem Präsidenten schrift­
lich zu überreichen und von einem der unter­
fertigten Abgeordneten zu verlesen. Auf Anürd­
nung des Vürsitzenden kann die Verlesung auch 
durch einen Schriftführer erfülgen. 

(5) Dem Nationalrat steht das Recht zU, jeden 
sülchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen 
und bis zur Erstattung eines neuerlichen Aus­
schußberichtes über den Gesetzesvorschlag die 
Ve·rhamlilung zu vertagen. 

. (6) Nach Beratung jedes Teiles der Vürlage 
hat die Abstimmung über denselben zu erfolgen. 
Der Nationalrat kann vür der Abstimmung be­
schließen, die Verhandlung zu vertagen 'Oder den 
Gegenstand nüchmals an den Ausschuß zu ver­
weisen 'Oder zur Tagesürdnung überzugehen. Be­
schließt der Nationalrat, über den Gegenstand 

. zur Tageso!1dnung überzugehen, ,ist die Vür­
lage verworfen. 

§ 73 

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte 
unmer einem aJbgefüht'\t, 's1Il!d die Bestimmun­
gen des § 72 Abs. 2 bis 5 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Auch wenn Generaldebatte und Spezial­
debatte unter einem abgeführt werden, kann der 
Präsident bestimmen, daß Teile der Vürlage für 
sich zur Debatte und Abstimmung kümmen. 
Wird cine Einwendung erhoben, ,entscheidet 
der Natiünalrat 'Ohne Debatte. 

(3). Der Natiünalrat kann vür jeder Abstim­
mung über den Gesetzesvürschlag beschließen, 'die 
Verhandlung zu vertagen, die Vürlage an den 
Ausschuß rückzuverweisen 'Oder einem anderen 
Ausschuß zuzuweisen 'Oder zur Tagesürdnung 

überzugehen. Beschließt der Natiünalrat, zur 
TagesÜil"dnung überzugehen, ist di.e Vürlage 
verwürfen. 

§ 74 

(1) Nachdem das' Gesetz in zweiter Lesung 
beschlüssen ist, wird die dritte Lesl,lng, das ist 
die Abstimmung im ganzen, vorgenümmen. Auf 
Vürschlag des Präsidenten 'Oder Antrag eines Ab­
geürdneten kann der Natiünalrat beschließen, 
daß die dritte Lesung nicht unmittelbar nach 
der zweiten Lesung durchgeführt, sündern auf 
einen späteren Zeitpunkt vertagt wird. 

(2) In der dritten Lesung können nur Anträge 
auf Behebung vün Widersprüchen, die sich bei 
der Beschlußfassung in zweiter Lesung ergeben 
haben, gestellt werden; ferner können Schreib-, 
Sprach- und Druckfehler richtig gestellt werden. 
Entschließungsanträge können in der dritten 
Lesung nicht mehr eingebracht werden. 

(3) Eine Debatte über Anträge in der dritten 
Lesung ist nur zulässig, wenn es der Natiünalrat 
im einzelnen Fall beschließt. Die Redezeit ist 
bei einer sülchen Debatte auf fünf Minuten be­
schränkt. 

XI. Besondere Bestimmungen über die Behand­
lung anderer Verhandlungsgegenstände 

§ 75 

(1) Selbständige Anträge vün Ab~eürdneten, die 
keine Gesetzesvürschläge enthalten, werden vüm 
Präsidenten in der auf die Verteilung nächst­
folgenden Sitzung einem Ausschuß zur Vürbe­
ratung zugewiesen. 

(2) Selbständige Anträge vün Ausschüssen auf 
Fassung vün Beschlüssen, die nicht die Erlassung 
vün Gesetzen betreffen, sind 'Ohne jede weitere 
Vürberatung vüm Nationalrat in Verhandlung 
zu nehmen. Dies gilt auch für Berichte vün 
Untersuchungsausschüssen und Berichte des 
Hauptausschusses (§ 21 Abs. 2). 

(3) Die Debatte und Abstimmung über die im 
Abs. 1 und 2 genannten Vürlagen erfülgen gemäß 
den Allgemeinen Bestimmungen über die Ge­
schäftsbehandlung in dcn Sitzungen des Natiü­
nalrates. 

(4) Nimmt der Natiünalrat den Bericht eines 
UntersuchungsausschuS\Ses zur Kenntnis, sü ist 
damit die Tätigkeit dieses Untersuchungsaus­
schusses beendet. 

§ 76 

(1) Vürlagen der Bundesregierung, die keine 
Gesetzesvürschläge enthalten, werden vüm Präsi­
dentcIJ. in der auf die Verteilung nächstfülgenden 
Si:zung einem Ausschuß zur Vürberatung zuge­
WIesen. 
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(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß fol­
gen die Debatte und Abstimmung gemäß den 
Allgemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 

(3) Anläßlich der Genehmigung des Ab­
schlusses eines Staatsvertrages kann der National­
rat beschließen, daß dieser Staa1lSvertrag durch 
Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist (Art. 50 
Abs. 2 B-VG). Weiters kann der Nationalrat be­
schließen, daß der Staatsvertrag oder einzelne 
genau bezeichnete Teile desselben nicht im Bun­
desgesetzblatt, sondern in anderer zweckent­
sprechender Weise kundzumachen sind (Art. 49 
Abs. 2 B-VG). 

§77 

(1) Einsprüche des Bundesrates gegen Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates werden dem Natio­
nalrat durch Vermittlung des Bundeskanzlers 
schriftlich mitgeteilt (Art. 42 Abs. 3 B-VG) und 

. vom Präsidenten in der auf die Verteilung nächst­
folgenden Sitzung einem Ausschuß zugewiesen. 
Der Ausschußantrag hat entweder die Wieder­
holung des ursprünglichen Gesetzesbeschlusses 
oder einen neuenGesetzesvorschlag zum Gegen­
stand. 

(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß fol­
gen die Debatte und Abstimmung im National­
rat. Schlägt der Ausschuß die Wiederholung des 
ursprünglichen Gesetzesbeschlusses durch den 
Nationalrat vor, so finden die Allgemeinen Be­
stimmungen über die Geschäftsbehandlung in 
den Sitzungen. des Nationalrates Anwe'ndung. 
Richtet sich der Antrag des Ausschusses jedoch 
auf die Beschlußfassung eines neuen Gesetzes, so 
tritt der Nationalrat in die zweite Lesung gemäß 
den Besonderen Bestimmungen über die Behand­
lung ~on Gesetzesvorschlägen ein. 

§ 78 

(1) Berichte der Bundesregierung und ihrer 
Mitglieder sowie Berichte parlamentarischer Dele­
gationen werden vom Präsidenten in der auf die 
Verteilung nächstfolgenden Sitzung einem Aus­
schuß zur Vorberatung zugewiesen. 

(2) Der Vorberatung' durch den Ausschuß fol­
gen die Debatte und Abstimmung gemäß den 
Allgemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 

§ 79 

(1) Der Rechnungshof legt den Bundesrech­
nungsabschluß vor. Er erstattet dem Nationalrat 
über seine Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr 
spätestens bis 15. Oktober jeden Jahres sowie 
über besondere Akte der Gebarungsüber­
prüfung gemäß § 99 Bericht. überdies kann der 
Rechnungshof über einzelne Wahrnehmungen 

jederzeit unter allfälliger AntragsteIlung an den 
Nationalrat berichten. 

(2) Berichte des Rechnungshofes und Bundes­
rechnungsabschlüsse werden vom Präsidenten in 
der auf die Verteilung nächstfolgenden Sitzung 
dem für die Verhandlung dieser Vorlagen einge­
setzten ständigen Ausschuß (Rechnungshofaus. 
schuß) zur Vorberatung zugewiesen. 

(3) über die Berichte des Rechnungshofes hat 
der Ausschuß die Vorberatung binnen sechs 
Wochen zu beginnen. Der Vorberatung durch 
den Ausschuß folgen die Debatte und Abstim­
mung gemäß den Allgemeinen Bestimmungen 
über die Geschäftsbehandlung in den Sitzungen 
des Nationalrates. 

(4) Beim Bundesrechnungsabschluß hat der 
Ausschußantrag im Falle der Genehmigung einen 
diesbezüglichen Gesetzesvorschlag zum Gegen­
stand. Der Nationalrat tritt in diesem Fall in 
die zweite Lesung gemäß den Besonderen Be­
stimmungen über die Behandlung von Gesetzes­
vorschlägen ein. 

§ 80 

(1) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen 
Verfolgung eines Abgeordneten gemäß' § 10 
Abs. 2, Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs. 3, Anträge von Behörden gemäß Art. 63 
Abs. 2 B-VG sowie Ersuchen um die Ermächti­
gung zur Verfolgung von Personen wegen Belei­
digung des Nationalrates weist der Präsident dem 
mit diesen Angelegenheiten betrauten ständigen 
Ausschuß (Immunitätsausschuß) sofort nach dem 
Einlangen zu. 

(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß fol­
gen die Debatte und Abstimmung gemäß den All­
gemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 
Bei Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs. 3 obliegt die Beschlußfassung in der tagungs­
freien Zeit an Stelle des Nationalrates dem Im­
munitätsausschuß. 

(3) über Auslieferungsbegehren hat der Aus­
schuß dem Nationalrat so rechtzeitig Bericht zu 
erstatten, daß dieser spätestens am vorletzten 
Tag der gemäß § 10 Abs. 2 vorgesehenen sechs­
wöchigen Frist hierüber abstimmen kann. . 

(4) Für den Fall, daß der Ausschuß nicht recht­
zeitig Bericht erstattet, hat der Präsident das 
Auslief.erungsbegehren spätestens am vorletzten 
Tag der sechswöchigen Frist zur Abstimmung zu 
. stellen. 

§ 81 

über Erklärungen von Mitgliedern der Bun­
desregierung gemäß § 19 Abs. 2 sowie Mit­
teilungen über die Ernennung von Mitgliedern 
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der Bundesregierung und Staatssekretären (§ 21 
Abs. 3) findet sogleich eine Debatte statt, wenn 
dies von mindestens fünf Abgeordneten schrift­
lich verlangt wird. Werden Einwendungen gegen 
den Zeitpunkt erhoben, so entscheidet der 
Nationalrat. Eine solche Debatte darf jedoch 
nicht länger als bis an das Ende der nächsten 
Sitzung aufgeschoben werden. 

XII. Beschlüsse und Wahlen 

§ 82 

(1) Zu einem Beschluß des Nationalrates ist, 
soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, 
die Anwesenheit von einem Drittel der Abgeord­
neten und die unbedingte Mehrheit der abge­
gebenen Stimmen erforderlich. 

(2) Abweichende Beschlußerfordernisse gelten 
in folgenden Fällen: 

1. Verfassungsgesetze oder in einfachen Geset­
zen enthaltene Verfassungsbestimmungen können 
nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Abgeordneten und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlos­
sen werden; dies gilt auch bei Genehmigung des 
Abschlusses von Staatsverträgen, wenn durch 
diese. Verfassungs re mt geändert oder ergänzt 
wird. 

2. Dieses Bundesgesetz kann nur in Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Abgeordne­
ten und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen abgeändert werden. 

3. Zur Wiederholung eines Gesetzesbeschlusses, 
gegen den der Bundesrat Einspruch erhoben hat, 
ist die Anwesenheit der Hälfte der Abgeordneten 
notwendig. 

4. Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem der Bundesregierung oder einzelnen ihrer 
Mitglieder das Vertrauen versagt wird, ist die 
Anwesenheit der Hälfte der Abgeordneten erfor­
derlich. 

5. Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem eine Anklage gegen Mitglieder der Bundes­
regierung oder ihnen hinsichtlich der Verant­
wortlichkeit gleichgestellte Organe wegen Ge­
setzesverletzung erhoben wird, bedarf es der 
Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Abge­
ordneten. 

6. Zu einem Beschluß des Nationalrates auf 
Einberufung der Bundesversammlung durch den 
Bundeskanzler gemäß Art. 60 Abs. 6 B-VG ist 
die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Abgeordneten und eine Mehrheit von zwei Drit­
teln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

7. Zu einem Gesetzesbeschluß des National­
rates betreffend eine der im Art. 14 Abs. 10 
und Lm Art. 14 a Abs. 8 B-VG 3iufgezählten 

. Angelegenheiten ist die Anwesenheit von min-

destens der HälftJe der Abgeordneten und eine 
Mehrheit von zwei Dri1;1;eIn der abgegebenen 
Stimmen notwendig. Das gleiche gilt fürrue Ge­
nehmigung des Abschlusses der die im Art. 14 
Abs. 10 B-VG aufgezählten Angelegenheiten 
betreffenden Staa'tSver.träge. . 

8. Ferner bedarf es einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Abgeordneten in den 
Fällen des § 44 Abs. 2 und des § 49 Abs. 5 dieses 
Bundesgesetzes. 

(3) Bei Wahlen sind die Bestimmungen des 
Abs. 1 sowie des § 87 anzuwenden. 

(4) Verfassungsgesetze oder in einfachen Geset­
zen enthaltene Verfassungsbestimmungen sind 
ausdrücklich als solche zu bezeichnen. 

(5) Ebenso sind Staatsverträge oder in Staats­
verträgen enthaltene Bestimmungen, durch die 
Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird, bei 
der Genehmigung des Abschlusses ausdrücklich 
als ;,verfassungsändernd" zu bezeichnen. 

§ 83 

Der Präsident des Nationalrates verfügt auf 
Grund der genehmigten Amtlichen Protokolle 
(§ 51) die Ausfertigung und Zustellung der vom 
Nationalrat ausgehenden Beschlüsse. 

§ 84 

(1) Jeder Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ist nach Beendigung des Verfahrens gemäß 
Art. 42 B-VG, jedoch vor seiner Beurkundung 
durch den Bundespräsidenten, einer Volksabstim­
mung zu unterziehen, wenn der Nationalrat es 
beschließt oder die Mehrheit der Abgeordneten 
es verlangt. 

(2) Ein Antrag auf Fassung eines diesbezüg­
lichen Beschlusses des Nationalrates ist dem Prä­
sidenten ,schriftlich zu überreichen und ist, wenn 
er von mindestens acht Abgeordneten einschließ­
lich des Antragstellers unterstützt ist, unmittelbar 
in Verhandlung zu ziehen.,Die Unterstützung er­
folgt, wenn der Antpg nicht von acht Abge­
ordneten unterfertigt ist, auf die Unterstützungs­
frage des Präsidenten durch Erheben von den 
Sitzen. Ein solcher Antrag kann bereits in der 
zweiten Lesung gestellt werden und gelangt nach 
der dritten Lesung zur Abstimmung. 

§ 85 

Eine Teiländerung der Bundesverfassung ist 
nach Beendigung des Verfahrens gemäß Art. 42 
B-VG, jedoch vor der Beurkundung durch den 
Bundespräsidenten, einer Abstimmung des gesam­
ten Bundesvolkes zu unterziehen, wenn dies von 
einem Drittel der Abgeord~eten verlangt wird . 
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§ 86 

(1) Ein Drittel der Abgeo.rdneten kann gemäß 
Art. 140 Abs. 1 B-VG begehren, daß ent­
weder ein Bundesgesetz seinem ganzen lnhake 
nach oder daß bestimmte Stellen eines solchen 
Gesetzes vüm Verfassungsgerichtshüf als verfas~ 
sungswidrig aufgehüben werden. Das Begehren 
hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des Bun­
desgesetzes sprechenden Bedenken im einzelnen 
darzulegen. 

(2) Die Abgeürdneten, die ein Begehren im 
Sinne des Abs. 1 gestellt haben, haben außerdem 
einen üder mehrere Bevüllmächtigte für ihre 
Vertretung im Verfahren vür dem Verfassungs­
gerichtshüf zu bezeichnen. 

§ 87 

'(I) Wahlen im Natiünalrat bilden einen eigenen 
Gegenstand der Tagesürdnung (§ 50 Abs. 2). 
Abweichend hievün kann die Wahl eines beson­
deren Ausschusses zur Vürberatung einer Vürlage 
vor deren Zuweisung durch den Präsidenten oder 
in der ,ersten Lesung eines Gesetzesv,orschh-ges be­
antragt werden. 

(2) Wahlen werden in der Regel mittels Stimm­
zettel durchgeführt und durch unbedingte Mehr­
heit der gültigen Stimmen entschieden. Für die 
Wahl der Ausschüsse gelten die Bestimmungen 
der §§ 30, 32 und 33. 

(3) Wahlvorschläge, die dem Präsidenten vor 
Beginn des Wahlvorganges schriftlich überreicht 
wurden, sind vün diesem dem Natiünalrat zur 
Kenntnis zu bringen, düch sind auch Stimmzettel 
gültig, die auf einen anderen wählbaren Kandida­
ten lauten. 

(4) Der Präsident und der Vizeprä,sident des 
Rechnungshüfes werden auf Vürschlag des 

, Hauptausschusses gewählt. 

(5) Wird bei der ersten Wahl keine unbedingte 
Mehrhe~t der güLtigen Stimmen lerzieLt,so wird 
eine zweite Wanl vorgenümmen. Ergibt sich auch 
bei dies,er keineunhedingve Stimmenmehrheit, 
so findet ,die engere WaJiJl stau. In diese kommen 
diejenigen, welch<e bei der zwe~ten Wahl die mei­
sten Stimmen :e,rhie'1ten, in der doppelten Anzahl 
der zu WähLenden. Haben bei der zwerten Wahl 
mehrere gleich viele Stimmen, so eIlJtScheird6t das 
Lüs, wer vün ihnen in die ,engere Wahl kümmt. 
Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stimmen­
gleichheit, so. entJscheidet ebenfaLls das Los. 

(6) Erzielt keiner der eingebrachten Wahlvor­
schläge bei der ersten oder zweiten Wahl die 
erforderliche Mehrheit, so können diese zugun­
sten eines einzigen Wahlvürschlages zurückgezo­
gen werden. 

(7) Liegt nur ein Wahlvürschlag vor,so kann 
auf Vorschlag des Präsidenten über diesen durch 
Aufstehen und Sitzenbleiben abgestimmt werden. 

Erhebt sich jedüch eine Einwendung, so. hat es 
bei der Wahl mittels Stimmzettel zu bleiben. 
Die Wahl des Präsidenten, des Zweiten und des 
Dritten Präsidenten ist stets mittels Stimmzettel 
durchzuführen. 

§ 88 

(1) Bei Wahlen mittels Stimmzettel gibt der 
Präsident an, in welcher Form der Wahlvorschlag, 
für den die Stimmenabgabe erfolgt, kenntlich zu 
machen ist. 

(2) Sobald der Präsident die Durchführung 
der Wahl anordnet, haben die Abgeordneten 
ihre Plätze einzunehmen. Vom Präsidenten be­
stimmte Bedienstete der Parlamentsdirektiün be­
geben sich zu den ihnen zugewiesenen Bankreihen 
und nehmen von jedem Abgeordneten dessen 
Stimmzettel in Empfang. Die mit Abnahme der 
Stimmzettel beauftragten Bediensteten haben, so­
bald der Präsident den Wahlvürgang für be-' 
endet erklärt, unter Aufsicht der Schriftführer 
die Stimmenzählung vorzunehmen und deren Er­
gebnis dem Präsidenten mitzuteilen, der das 
Wahlergebnis verkündet. 

(3) Auf Anürdnung des Präsidenten kann vün 
vornherein üder wenn ihm das Ergebnis der 
Wahl zweifelhaft erscheint, diese durch Hinter­
legung der Stimmzettel in eine Urne erfülgen. 
Hiezu werden die Abgeordneten namentlich auf­
gerufen und gezählt. Wer beim Aufruf seines 
Namens nicht anwesend ist, darf nachträglich 
keinen Stimmzettel abgeben. Stimmt die Zahl 
der Stimmzettel mit jener der tatsächlich Stim­
menden nicht überein, so ist die Wahl zu wieder­
holen, falls die Differenz das Ergebnis der Wahl 
beeinflussen könnte. 

(4) Stimmzettel, aus denen der Wahlwille nicht 
eindeutig erkennbar ist, sind ungültig. 

XIII. Anfragen 

§ 89 

(1) Jedem Abgeordneten steht das Recht zu, 
an den Präsidenten des Nationalrates und an die 
Obmänner der Ausschüsse schriftliche Anfragen 
zu richten. 

(2) 'Der Befragte hat schriftlich zu antwürten. 
Ist dem Befragten eine Erteilung der gewünschten 
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der 
Beantwortung zu begründen. 

§ 90 

Der Nationalrat ist befugt, die Geschäftsfüh­
rung der Bundesregierung zu überprüfen, deren 
Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung 
zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu 
verlangen. Diesem Fragerecht unterliegen insbe­
sündere Regierungsakte süwie Angelegenheiten 
der behördlichen Verwaltung oder der Verwal­
tung des Bundes als Träger von Privatrechten. 
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§ 91 

(1) Anfragen, die ein Abgeordneter innerhalb 
einer Tagung an die Bundesregierung oder eines 
ihrer Mitglieder richten will, sind dem Präsiden­
ten schriftlich mit mindestens vier Abschriften 
zu übergeben. Sie müssen mit den eigenhändig 

~ beigesetzten Unterschriften von wenigstens fünf 
Abgeordneten, den Fragesteller eingeschlossen, 
versehen sein und sind dem Befragten durch die 
Parlamentsdirektion mitzuteilen. 

(2) Fragesteller können ihre Anfragen schrift­
lich bis ZUql Einlangen der Beantwortung beim 
Präsidenten zurückziehen. Der Präsident, teilt 
dies in der nächstfolgenden Sitzung dem Natio­
nalrat mit und veranlaßt die Verständigung des 
befragten Regierungsmitgliedes. 

(3) Die Verlesung einer Anfrage findet nur 
auf ,Anordnung des Präsidenten statt. 

(4) Der Befragte hat innerhalb von zwei Mona­
ten mündlich oder schriftlich zu antworten. Ist 
dem Befragten eine Erteilung der gewünschten 
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der 
Beantwortung zu begründen. Jeder schriftlichen 
Beantwortung sind mindestens vier Abschriften 
beizulegen. Auf mündliche B!!antwortungen fin­
den die Bestimmungen der §§ 19 Abs. 2 und 81 
sinngemäß Anwendung. 

§ 92 

(1) Auf Antrag von acht Abgeordneten kann 
ohne Debatte beschlossen werden, daß über die 
schriftliche Beantwortung einer an die Bundes­
regierung oder eines ihrer Mitglieder gerichteten 
Anfrage in der Sitzung, in welcher der Präsident 
das Einlangen der Anfragebeantwortung be­
kanntgegeben hat, vor Eingang in die Tages­
ordnung oder nach deren Erledigung eine Be­
sprechung stattfindet. 

(2) Die Besprechung hat ohne weiteres statt­
zufinden, wenn sie von mi'ndestens 20 Abge­
ordneten schriftlich verlangt wird. Kein Abgec 

ordneter darf jedoch mehr als zwei in derselben 
Sitzung gestellte Verlangen auf Besprechung von 
Anfragebeantwortungen unterzeichnen~ 

(3) Richtet sich das Verlangen auf Durchfüh­
rung der Besprechung vor Eingang in die Tages­
ordnung, so hat der Präsident das Recht, diese 
Besprechung an den Schluß der Sitzung, aber 
nich,t über 16 Uhr hina,us,zu 'Vedegen. 

(4) Bei der Besprechung einer Anfragebeant­
wortung darf kein Redner länger als 20 Minuten 
sprechen. 

(5) Bei einer solchen Besprechung kann nur 
der Antrag gestellt werden, der Nationalrat 
nehme die Beantwortung zur Kenntnis oder nicht 
zur Kenntnis. Dem Antrag kann eine kurze Be­
gründung. beigegeben sein. 

§ 93 

(1) Auf Antrag von acht Abgeordneten kann 
ohne Debatte beschlossen werden, daß eine in 
derselben Sitzung eingebrachte schriftliche An­
frage an ein Mitglied· der Bundesregierung vom 
Fragesteller vor Eingang in die Tagesordnung 
oder nach deren Erledigung mündlich begrü'ndet 
werde und hierauf eine Debatte über den Gegen-
stand stattfinde. . 

(2) Das befragte Mitglied der Bundesregierung 
oder der von ihm entsendete Staatssekretär ist 
verpflichtet, nach der Begründung der Anfrage 
und vor Eingang in die Debatte eine Stellung­
nahme zum Gegenstand abzugeben. Es kann 
jedoch auch gemäß § 91 Abs. 4 mündlich ant­
worten. 

(3) Die dringliche Behandlung hat ohne weite­
res stattzufinden, wenn dies von mindestens 
20 Abgeordneten schri:fitLich verlan@! wird. 
Kein Abgeordneter darf jedoch mehr als zwei 
in derselben Sitzung eingebrachte dringliche An­
fragen un.terzeichrien. 

( 4 ) Rieb tet sich das Verlangen darauf, die 
dringliche Behandlung einer Anfrage noch vor 
Eingang in die Tagesordnung durchzuführen, so 
hat der Präsident das Recht, diese an den Schluß 
der Si'tZung, aber nicht über 16 Uhr hinaus, zu 
verlegen. 

(5) In der Debatte über dringliche Anfragen 
darf kein Redner länger als 20 Minuten sprechen. 

(6) In dieser Debatte dürfen: nur Entschlie­
ßungsanträge gestellt werden. Der Präsident kann 
die Abstimmung über sie an den Beginn der 
nächsten Sitzung verlegen. 

§ 94 

(1) Jeder Abgeordnete kann in den Sitzungen 
des Nationalrates kurze mündliche Anfragen an 
die Mitglieder der Bundesregierung richteI1. 

(2) Das befragte Mitglied der Bundesregiehmg 
oder der von ihm emsendete Staatssekretär ist 
verpflichtet, die Anfragen mündlich in derselben 
Sitzung, in der sie aufgerufen werden, zu beant­
worten. Ist dem Befragten die Erteilung . der 
gewünschten Auskunft nicht möglich, so hat er 
dies in der Beantwortung zu begründen. 

(3) Ein Abgeordneter darf zu den Fragestunden 
eines Monats nicht mehr als vier Anfragen ein­
bringen. 

(4) Fragesteller können ihre Anfragen bis zum 
Aufruf in der Fragestunde oder, im Fall der 
schriftlichen Beantwortung, his zu deren Ein­
langen beim Präsidenten zurückziehen. 

(5) Jede Sitzung des Nationalrates beginnt mit 
einer Fragestunde; Ausnahmen bestimmt der Prä­
sident nach Beratung in der Präsidialkonferenz. 
Die Fragestunde darf 60 Minuten nicht über­
schreiten. Häufen sich die Anfragen, so kanri 
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zu deren Behandlung eine eigene Sitzung des (5) Jede Zusatzfrage muß in unmittelbarem 
Nationalrates in der gleichen Dauer angesetzt Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen und 
werden. den Bestimmungen des § 95 Abs. 1 entsprechen. 

§ 95 

(1) Zulässig sind kurze Fragen im Sinne des 
§ 90. Jede Anfrage darf nur eine konkrete Frage 
enthalten und nicht in mehrere Unterfragen 
geteilt sein. 

(2) Anfragen, die diese Bedingungen nicht er­
füllen, werden vom Präsidenten an den anfragen­
den Abgeordneten zurückgestellt. 

(3) Die ~fragen sind im Wege. der Parla­
mentsdirektion in fünffacher Ausfertigung, späte­
stens am vierten Tage vor der Sitzung des 
Nationalrates, in der die Frage aufgerufen wer­
den soll, einzubringen. Fällt das Ende dieser Frist 
auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag, so ist der vorangehende Werktag als 
letzter Tag der Frist anzusehen. Die Parlaments­
direktion hat die eingebrachten Anfragen dem 
Befragten unverzüglich mitzuteilen. 

(4) Der Präsident reiht nach Rücksprache mit 
den Mit~liedern ,der Präsidialkonferenz, insbe­
sondere unter Bedachtnahme auf den Zeitpunkt 
des Einlangens und die ressortmäßige Zugehörig­
keilt, die in der Fragestunde zum Aurl1uf gelan­
genden Anfragen. 

(5) Die zum Aufruf vorgesehenen Anfragen 
werden vor der Sitzung vervielfältigt und an 
alle Abgeordneten sowie an die im Saale als 
Zuhörer anwesenden Personen verteilt. Beim 

. Aufruf wird die Frage nicht mündlich wiederholt, 
jedoch ist ihr Wortlaut jeweils vor dem Text der 
mündlichen Beantwortung im Stenographischen 
Protokoll der Sitzung abzudrucken. 

§ 96 

(1) Entsprechend ihrer Reihung ruft der Präsi­
dent die Anfragen auf. Der Aufruf unterbleibt, 
wenn der anfragende. Abgeordnete nicht an­
wesend ist. 

(2) Die Beantwortung hat so kurz und konkret 
zu erfolgen, wie es die Anfrage zuläßt. 

(3) Nach Beantwortung der Anfrage ist der 
Fragesteller berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen 
zu stellen. Danach können auch andere Abge­
ordnete, jedoch höchstens drei, je eine weitere 
Zusatzfrage stellen. 

(4) Melden sich mehrere Abgeordnete gleich­
zeitig zu einer weiteren Zusatzfrage zum Wort, 
so bestimmt der Präsident die Reihenfolge, in 
der die weiteren Zusatzfragen zu stellen sind, 
wobei er auf eine Abwechslung zwischen den 
Fragestellern verschiedener Klubs Bedacht zu neh­
men hat. 

§ 97 

(1) Sofern die Anfrage nicht in den Frage­
stunden innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Einlangen beim Präsidenten aufgerufen wurde, 
kann der Fragesteller binnen weiterer acht Tage 
erklären, daß er eine schriftliche Beantwortung 
wünscht. 

(2) Die schriftliche Beantwortung hat binnen 
eines Monates nach der Erklärung des Frage­
stellers gemäß Abs. 1 zu erfolgen. Ist die Ertei­
lung der gewünschten Auskunft nicht möglich, 
so ist dies in der schriftlichen Beantwortung zu 
begründen. Jeder schriftlichen Beantwortung sind 
mindestens vier Abschriften beizulegen. 

(3) Der Präsident gibt das Einlangen der 
schriftlichen Beantwortung in der nächstfolgen­
den Sitzung dem Nationalrat bekannt~ Er verfügt 
deren Vervielfältigung und Verteilung an die 
Abgeordneten unter Bedachtnahme darauf, daß 
ihnen auch der Text der betreffenden mündlichen 
Anfrage zur Kenntnis gebracht wird. 

XIV. Enqueten 

§ 98 

(1) Der Hauptausschuß des Nationalrates kann 
auf Antrag eines seiner Mitglieder die Abhaltung 
einer parlamentarischen Enq.uete (Einholung 
schriftlicher Kußerungen sowie Anhörung von 
Sachverständigen und anderen Auskunfts­
personen) über Angelegenheiten, in denen die 
Gesetzgebung Bundessache ist, beschließen. Die 
parlamentarische Enquete dient zur Information 
der Abgeordneten; es werden keine Beschlüsse 
gefaßt. 

(2)· Der Antrag auf Abhaltung einer Enquete 
gemäß Abs. 1 ist dem Präsidenten schriftlich zu 
überreichen und hat jedenfalls Gegenstand, Teil­
nehmerkreis und Tag der parlamentarischen En­
quete zu enthalten. Als Verhandlungstermine 
können, wenn es der Umfang des Gegenstandes 
erfordert, auch mehrere Tage vorgeschlagen wer­
den. 

(3) Verlangt mindestens ein Drittel der Mit­
glieder des Hauptausschusses in einer Sitzung, 
daß ein solcher Antrag auf Abhaltung einer En­
quete in Verhandlung genommen wird, so hat 
der Präsident den Antrag auf die Tagesordnung 
der nächstfolgenden Sitzung des Hauptausschusses 
zu stellen. 

4 
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(4) Die 'Enquete steht, wenn der Hauptausschuß 
nicht auf Vorschlag des Präsidenten anderes be­
schließt, unter dessen Vorsitz. Alle Personen, die 
berechtigt sind, den Sitzungen der Ausschüsse des 
Nationalrates beizuwohnen, dürfen als Zuhörer 
anwesend sein, 

(5) Im übrigen finden für Worterteilungen, 
tatsächliche Berichtigungen' sowie den Ruf zur 
Sache und zur Ordnung die. Bestimmungen der 
§§ 41 Abs. 5, 58, 101 und .102 sinngemäß An­
wendung. 

(6) über die Verhandlungen werden Steno­
graphische Protokolle verfaßt und gedruckt her­
ausgegeben. Weitere die Enquete betreffende Ver­
öffentlichungen obliegen dem Präsidenten. 

XV. Prüfungsaufträge an den Rechnungshof 

§ 99 . 

(1) Der Natio.nalrat kann auf Grund eines 
Selbständigen Antrages(§§ 26 und 27) beschlie­
ßen, den Rechnungshof mit der Durchführung 
besonderer Akte der Gebarungsüberprüfurigzu 
beauftragen. 

(2) Wenn der gemäß § 26 eingebrachte An­
trag von mi'ß1d1estens einem Dritte<! der Ab­
geordneten schrif,vlich unter&tützt ist und sich auf 
einen begtJj,mmten Vorgang in einer der KoO'troJile 
des Rechnurugsho~es unterJ.i~den Angelegen­
heilt ',der Buoo'esg.eball"uillg (.AJr,t. 122 Albs. 1 B-VG) 
be2)ieht,~t .eine Geb arunglsübarplriifu:ng auch ohn·e 
BeschJußdes NatJiona1Tates .durchzuführen. In 
diesem FalL! wird das Verlangen vom Präsidenten 
am Ende der Swzung Idem Na<tionalra.t bekannt-
ge~eben.· . 

(3) Der Präsident hat einen Beschluß im Sinne 
des Abs. 1 beziehungsweise ein Verlangen im 
Sinne des Abs. 2 unverzüglich dem Rechnungs­
hof mitzuteilen. 

(4) Der Rechnungshof hat dem Nationalrat 
über die Durchführung der Gebarungsüberprü­
fung gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 zu berichten. 

(5) Solange der Rechnungshof über die Durch~ 
führung einer überprüfung gemäß Abs. 2 dem 
Nationalrat keinen Bericht erstattet hat, kann 
kein weiteres solches Verlangen gestellt werden. 

XVI. Eingaben an den Nationalrat 

§ 100 

(i) Eingaben an den Nationalrat bilden nur 
darin einen Gegenstand der Verhandlung (§ 21), 
wenn sie ·von emem Abgeordneten überreicht 
werden (Petitionen). Der Präsident weist Peti­
tionenmit Rücksicht auf ihren Inhalt den­
jenigen Ausschüssen zu, die zur Vorberatung ver­
wandter Gegenstände eingesetzt sind. 

(2) Eingaben, 'die nicht von einem Abgeord­
neten über:reicht wurden, Slinid vom P,räSlidetllWn 
als zur Verhandlung durch den Nationalrat un­
geeignet zurückzus'tellen. 

(3) Abweichend von der Bes~immung des § 23 
Abs. 3 kann der P-räsident ibei Vorli'egen <tr.if~iß1er 
Gründe verfüg·en, daß eine P,ertlitlion verv~clfäl'tigt 
und an d~e AbgeO'rdneuen vel'tlei.It wl!rd. 

(4) Der Vorberatung durch den Ausschußfol­
gen eLLe Debatte und Abstimmung g,emäß den 
All~emeinen ß.estimmunSJen über die 'Geschäf1lS­
behandlung in den Sitzun,gel,l ,des Nationatra:ues. 

(5) Petli'tlionen, über welch·e ~IIJllIerhalb von sechs 
MonatJen nach der Zuweisung vom ·Ausschuß kein 
Bel'icht erstattet wurde, sind vom Prä&iden'llen 
an da's j eweils zuständ~ge MiJtglied der Bundes­
r.egierung zur g,eeignetlen V,e!Jügung Wleiterzulei­
·llen. 

XVII. Ordnungsbestimmungen 

§ 101 ". 

(1) Ab~chw.eifung.en von der Sache :z.iehen -den 
Ruf des Prä9identen "z~·r Sache" nach Slich. 

(2) Nach dem dnÜttien Rufe "zur Sache" kann 
der Präs~dent dem Redner das Wont ,entziehen. 

§ 102 

(1) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den 
V.erhandlungen des Na'tlion3!II'3!tles berechti~t ist, 
den Anstand oder dre Sitte verletzt oder beleidi­
gende Äußerungen gebraucht, spricht der. Prä­
sidellit die. MißbiHigungdarüber durch den Ruf 
"zur Ordnung" aus .. 

(2) Der Präsident kann lind~esem Fal1e die 
Red,e un:terbrechen und ,dem Reclnler das Wo'r:t 
auch vömg entzLehen. 

§ 103 . 

(1) Wer zur Teilnahme an den Verhandlungen 
her-ech~ig<t ist, kam vom Präsidenten -den Ruf 
"zur Sache" oder "zur Ordnung" verlangen. Der 
P,räsid.en,t entsch·eidet h~erüber ohne Berufung an 
den N a·oonalr:llt. 

(2) Wenn jemand, der zur Teiln3!hme an den 
Verhandll\llllglen des Naltioß3!l:ra1les ber.echuigt ist, 
Anlaß zum OI'dnungsruf gegeben h3!t,- kmn die­
ser 'vom Prä~dentendes Nationalrates auch am 
SchLuß del's.elhen· S~tzu:ng oder am B1eg1nn der 
nächsten Si,tzung nachträgLichausgespr.ochen und 
auch von jedem zur Teilnahme an den Verhand­
lungen Berechtigten gefordert werden. 

§ 104 

Wenn .der PräSlident einien Redner unterbricht, 
hat dieser sofort innezuhalten, .widrigenfalls ihm 
das Wort entzogen werden kann. 
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§ 105 XVIII. Schlußbestimmungen 

Die deutsche Sprache .Lstdile ausschließliche Ver­
handlungs.sprache des N allioo-alrates und seiner 
Ausschüsse. 

§ 106 

Verlangen auf Einberufung ein-er außer­
ordenu1ich'en Tagung gemäß § 46 Abs. 2, Verlan­
gen auf Durchführung einer Volksabs1cimmung 
gemäß §§ 84 Abs. 1 oder 85 sowie Begehren auf 
Aufhebung eines Bundesgesetzes durch den Ver­
fassungsgerichtshof gemäß § 86 sind schriftlich 
mit den eigenhändigen Unterschriften der Abge­
ordneten an den Präsidenten zur weiteren ver­
fassungsmäßigen Behandlung zu richten. 

§ 107 

Bei Berechnung der Fristen nach diesem Bun­
desgesetz bleibt außer im Falle des § 10 Abs. 2 
auch in den Fällen der §§ 2 Abs. 1 Z. 2, 24 Abs. 2, 
26 Abs. 7, 79 Abs. 3 und 100 Abs. 5 die tagungs­
freie Zeit außer Betracht. 

§ 108 

Dieses Bundesgesetz kann nur auf Grund von 
Selbständigen Anträgen von Abgeordneten (§ 26) 
geändert werden. Solche Anträge sind nach Durch­
führung der ersten Lesung einer Ausschußberatung 
zu unterziehen. Der Ausschuß hat schriftlich Be­
richt zu erstatten, worauf die zweite Lesung -im 
Nationalrat und frühestens 24 Stunden nach Ab­
schluß der zweiten Lesung die dritte Lesung 
stattfindet. Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 82 Abs. 2 Z. 2. 

§ 109 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt - mit Ausnahme 
des § 86 - mit 1. Oktobet 1975 in Kraft; § 86 
tritt mit 1. Juli 1976 in Kraft. 

(2) Mit Inkraf.ttJreten d~eses Bundesges1etzes ver--
1i1ert das Bundesgesetz vom 6. Juli 1961, BGBl. 
Nr. 178, bCltl'effend die Geschäf,t5ondnung des. 
Nationalrates, seine Wi,rksamkeit. 
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Gegenüberstellung 

des Textes der geltend~n Geschäftsordnung mit dem vorgeschlagenen Gesetzestext 

Geltender Text 

Bundesgesetz vom 6. Juli 1961, be­
treffend die Geschäftsordnung des National:­

rates 

Der Nationalrat hat besmlossen: 

I. Eröffnung und Bildung des Nationalrates 

§ 1 

(2) Jeder Abgeordnete hat seinen Wahlschein 
'Vor Eintritt in den Nationalrat der Kanzlei des 
Nationalrates zu übergeben. 

(3) Die Kanzlei stellt ihm eine amtliche 
Legitimation mit seinem Lichtbild aus. 

§ 4 

(1) Ein Abgeordneter wird semes Mandates 
verlustig: 

1. wenn er die Angelobung nicht in der im 
§ 3 'Vorgeschriebenen Weise oder überhaupt nicht 
leistet oder sie unter Beschränkungen oder Vor­
behalten leisten will; 

2. wenn er durch dreißig Tage den Eintritt 
in den Nationalrat 'Verzögert hat oder dreißig 
Tage ohne Urlaub oder über die Zeit des 
Urlaubes 'Von den Sitzungen des Nationalrates 
ausgeblieben ist und der nach Ablauf der dreißig 
Tage an ihn öffentlich und im Nationalrat ge­
richteten Aufforderung des Präsidenten, binnen 
weiteren dreißig Tagen zu erscheinen oder seine 
Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge geleistet 
hat; 

3. wenn er nam erfolgter Wahl die Wählbar­
keit verliert; 

4. in den Fällen der §§ 7 und 8 des Unverein­
barkeitsgesetzes, BGBI. Nr. 294/1925, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 100/1931. 

(2) Wird einer der im Abs. 1 Z. 1 bis 3 'Vor­
gesehenen Fälle zur Kenntnis des Präsidenten des 
Nationalrates gebracht, so hat er dies dem Natio­
nalrat bekanntzugeben, der mit einfacher Mehr­
heit ·über den im Art. 141 B-VG 'Vorgesehenen 
Antrag beschließt. Dieser Beschluß ist durch den 
Hauptausschuß 'Vorzubereiten. 

Neuer Text 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1975 
über die Geschäftsordnung des National­

rates (Geschäftsordnungsgesetz 1975) 

Der Nationalrat hat besmlossen: 

I. Eröffnung und Bildung des Nationalrates 

§ 1 

(1) Jedem Abgeordneten· wird nach seiner 
Wahl oder nam seiner Berufung als Ersatzmann 
von der Hauptwahlbehörde ein Wahlschein 
ausgestellt, der in der Parlamentsdirektion zu 
hinterlegen ist. 

(2) Die Parlamentsdirektion stellt jedem Ab­
geordneten, für den der Wahlschein hinterlegt 
ist, eine amtliche Legitimation mit seinem Limt­
bild aus. 

§ 2 

(1) unverändert 

1. wenn er die Angelobung nimt in der im 
§ 4 vorgesmriebenen Weise oder überhaupt 
nimt leistet oder sie unter Beschränkungen oder 
Vorbehalten leisten will; 

2. wenn er durch 30 Tage den Eintritt in 
den Nationalrat verzögert hat oder 30 Tage 
ohne einen vom Nationalrat anerkannten triftigen 
Grund (§ 12 Abs. 2) von den Sitzungen des Natio­
nalrates ausgeblieben ist und der nam Ablauf der 
30 Tage an ihn öffentlich und im National­
rat gerichteten Aufforderung des Präsidenten~ 
binnen weiterer 30 Tage zu ersmeinen oder 
seine Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge 
geleistet hat; 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) Wird einer der im: Abs. 1 Z. 1 bis 3 vor,.. 
gesehenen Fälle dem Präsidenten zur Kenntnis 
gebracht, so hat er dies dem Nationalrat bekannt­
zugeben, der mit einfamer Mehrheit über den 
im Art. 141 Abs. 1 B-VG vorgesehenen Antrag 
beschließt. Dieser Beschluß ist durch den Haupt­
aussmuß vorzubereiten. 
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Geltender Text 

(3) Wird ein Beschluß nach Abs. 2 vom 
Nationalrat gefaßt, so hat dessen Präsident den 
Antrag namens des Vertretungskörpers beim 
Verfassungsgerichtshof einzubringen. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 Z. 4 finden die 
Vorschriften des § 8 des Unvereinbarkeits­
:gesetzes, BGBl. Nr. 294/1925, in der Fassung des 
"Bundesgesetzes BGBl. Nr. 100/1931, Anwendung. 

(5) Nach Einlangen eines Erkenntnisses des Ver­
jassungsgerichtshofes beim Präsidenten des 
Nationalrates (§ 71 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 70 Abs. 5 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 
1953, EGBI. Nr. 85~ in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr.18/1958), mit dem der Verlust 
eines oder mehrerer Mandate zum Nationalrat 
ausgesprochen 'wi~d, hat der Präsident jene Per­
sonen, die durch das Erkenntnis des Verfassungs­
gerichtshofes ihres Mandates für verlustig erklärt 
·worden sind, hievon zu verständigen. Zugleich 
,hat er sie aufzufordern, von nun an ihre Tätigkeit 
,als Mitglied des Nationalrates einzustellen. Der 
'Präsident' hat auch in der 'nächsten Sitzung des 
Naionalrates das Erkenntnis bekarmtzugeben. 

(6) Der Verlust des Mandates tritt ein mit dem 
,auf die Zustellung des diesen Ausspruch ent­
haltenden Erkenntnisses des Verfassungs gerichts­
hofes an den Präsidenten des Nationalrates fol­
genden Tag. 

(7) Die Abs. 5 und 6 gelten sinngemäß im Falle 
der Aufhebung oder Erklärung der Nichtigkeit 
einer Wahl durch den Verfassungsgerichtshof 
gemäß § 70 Abs. 2 und 3 des Verfassungs­
,gerichtshofgesetzes 1953 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 18/1958. 

(8) Verzichtet ein Abgeordneter auf die wei­
tere Ausübung seines Mandates, so wird dieser 
Verzicht mit dem Einlangen der Mitteilung der 
Hauptwahlbehörde hierüber beim Präsidenten 
des Nationalrates rechtswirksam. 

§ 2 
(1) Der neugewählte Nationalrat. wird vom 

Bundespräsidenten längstens inne,rhalb dreißig 
Tagen nach der Wahl einberufen (Art. 27 B-VG). 

(2) Der Präsident des früheren Nationalrates 
eröffnet die Sitzung und führt bis zur Wahl 
des neuen Präsidenten den Vorsitz. 

(3) Er beruft vier Abgeordnete zur vor­
läufigen Besorgung der Geschäfte der Schrift­
führer. ' 

Neuer Text 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Nach Einlangen eines Erkenntnisses -des 
Verfassungsgerichtshofes beim Präsidenten' des 
Nationalrates, mit dem der Verlust eines Man­
dates ausgesprochen wird, hat der Präsident jene 
Person, die durch das Erkenntnis des Verfas­
sungsgerichtshofes ihres Mandates für verlustig 
erklärt worden i$t, hievolIl rliU verständigen. Der 
VetJusltdes Mandates ~rilbt ,ein mit dem auf die 
Zustellung ,des diesen Ausspruch, enthalotenlden 
Erkenmnisses ,des Verf.assungJsgerichltshofes >an den 
Präsidenten ,des Na,tiona,Lra'tes folgJenden Tag. Der 
Pr~sidenlt halt in der lnächsten 'Sitzung des Na,tio­
ofialI.ntes das ErkenntM bekannttzugeben. 

(6) Abs. 5 gilt sinngemäß auch für den Fall, 
daß der Verf.asSillllJgsgerichtshof einer Wahlanfech­
tung sra'Otgeg,eben halt, weil eine ,nicht, wählbare 
Penson für gewählt erklä,rtt oder 'einer wählbaren 
PersOlIl die Wäh:lbarkeit zu Unrecht aberkannt 
worden ist. 

(7) Im FaMe des Art. 141 Abs. 2 B-VG ver­
lieren die betroffenen Abgeordneten ihr Man­
dat erst mit dem Zeitpunkt der Hinterlegung 
der Wahlscheine der heider Wi'ooerholungswahl 
gewähLten Abgeordnet-en in der Parlamenrtsdirek­
tion. 

(8) Verzichtet ein Abgeordneter .auf ,die weitere 
A U'sübung lseines Ma-nda!tes, so wir:d ,dieser Ver­
zicht mit dem Ei.nla,ngender Mi1lteilung der 
Hauptwahlbehöl"de hierüber beim präsidenten des 
Nationalraotes ,rechtsW1~rks:llIll, 'Isofern in der Ver­
zichtserMärung nicht ein späiterer Zeitpunkt an­
gdührt list. 

. §3 
(1) Der neugewählte Nationa:lrat wird vom 

Bundespräsidenten innerha1b dreißig Tagen nach 
der Wahl einberufen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 3 § 4 
(1) Auf die Aufforderung des Vorsitzenden (1) Über Aufforderung des Vorsitzenden 

haben die Abgeordneten bei Namensaufruf durch haben die Abgeordneten bei Namensaufruf durch 

, 

1640 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)54 von 104

www.parlament.gv.at



, 1640 der Beilagen 55 

Geltender Text 

die Worte "Ich gelobe" unverbrüchliche Treue 
der Republik, stete. und volle Beobachtung der 
Verfassungs gesetze und aller anderen Gesetze und 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten anzu­
geloben. 

(2) Später eintretende Abgeordnete leisten die 
Angelobung bei ihrem Eintritt. 

§5 

(1) Nach der Angelobung wählt der National­
rat aus seiner Mitte den Präsidenten, den zweiten 
und den dritten Präsidenten (Art. 30 Abs. 1 
B-VG). Im Falle der Verhinderung des Präsiden­
ten vertritt ihn der zweite beziehungsweise der 
dritte Präsident. ' 

(2) Nach den Präsidenten werden fünf Schrift­
führer und drei Ordner gewählt. 

(3) Alle Wahlen gelten für die ganze Gesetz­
gebungsperiode. 

§6 

(1) . Die Präsidenten und der Hauptausschuß, 
an Stelle des Ietzteren im Falle der Auflösung 
des Nationalrates gemäß Art. 29 Abs. 1 B-VG 
der Ständige Unterausschuß des Hauptausschusses, 
bleiben im' Amte, bis der neugewählte National­
rat die Präsidenten und den Hauptausschuß neu 
gewählt hat. 

(2) Wenn die gewählten Präsidenten an der 
Ausübung ihres Amtes verhindert sind, führt das 
an Jahren älteste am Sitz des Nationalrates 
anwesende Mitglied den Vorsitz, soweit es an 
der Ausübung seiner Funktionen nicht behindert 
ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt 
der Verhinderung der Gewählten im Präsidium 
des Nationalrates vertreten war; dieses Mitglied 
hat den 'Nationalrat sofort einzuberufen und 
nach Eröffnung der Sitzung die Wahl der drei 
V orsitzenden, welche die Funktionen der ver­
hinderten Präsidenten übernehmen, vornehmen 
zu lassen. 

(3) Wenn es dieser PfliCht binnen acht Tagen, 
vom Eintritt der Verhinderung der gewählten 
Präsidenten an gerechnet, nicht nachkommt, 
gehen die vorher genannten Rechte an das 
nächste jeweils älteste Mitglied über, bei dem die 
vorstehend angeführten Voraussetzungen zu­
treffen. 

(4) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im 
Amt, bis die an der Ausübung ihrer Funktionen 
verhinderten gewählten Präsidenten ihr Amt 
wieder ausleben können. 

Neuer Text 

die Worte "Ich gelobe" unverbrüchliche Treue 
der Republik, stete und volle Beobachtung der 
Verfassungsgesetze und aller anderen Gesetze und 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten zu ge­
loben. 

(2) unverändert 

§5 

(1) Nach der Angelobung wählt der National­
rat aus seiner Mitte den Präsidenten, den Zweiten 
und den Dritten Präsidenten. 

(2) Nach den Präsidenten werden fünf Schrift­
führer und mindestens drei Ordner gewählt. 

(3) unverändert 

§6 

(I) unverändert 

(2) Wenn die gewählten Präsidenten an der 
Ausübung ihres Amtes verhindert oder ihre Amter 
erledigt sind, führt der an Jahren älteste am Sitz 
des Nationalrates anwesende Abgeordnete den 
Vorsiltz,sofern er an ,der Ausühung seiner Funk­
tionen n~chtgehindert ist und einer Partei ange­
hört, die im Zeitpunkt der Verhinderung der Ge­
wählten tbeziehungsweise ,der Erledigung der Am­
ter im Präsidi<Wl1des Nationalrates vertreten war; 
dieser Abgeordnete hat .den Nationalrat sofort 
einzUIberufen und nach Eröffnung der Sitzung die 
Wahl von ,drei Vorsitzenden, welche die Funktio­
nen der verhinderten Präsidenten übernehmen, 
oder im FaUe der Erledigung der Amter die 
Wahl des Präsidenten vornehmen zu lassen. 

(3') Wenn er dieser Pflicht binnen acht Tagen, 
vom Eintritt der Verhinderung der Präsidenten 
beziehungsweise der Erledigung der Amter an ge­
rechnet, nicht nachkommt, gehen die vorher ge­
nannten Rechte an den nächsten jeweils ältesten 
Abgeordneten über, bei .dem die vorstehend ange­
führten Voraussetzungen Ziutreffen. 

(4) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im 
Amt, bis mindestens einer der an der Ausübung 
ihrer Funktionen verhinderten Präsidenten sein 
Amt wieder ausüben kann. 
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§13 

Abgeordnete derselben wahlwerbenden Par­
tei haben das Recht, sich in einem Klub 
zusammenzuschließen. Für die Anerkennung eines 
solchen Zusammenschlusses ist die Zahl von min­
destens fünf Mitgliedern erforderlich. Abgeord­
nete, die nicht derselben wahlwerbenden Partei 
angehören, können sich in einem Klub nur mit 
Zustimmung des Nationalrates zusammen­
schließen. Die Ergebnisse der Konstituierung eines 
Klubs sind dem Präsidenten schriftlich mitzu­
teilen. 

§ 14 

(1) Die Präsidenten und die Obmänner der 
Klubs bilden die Präsidialkonjerenz. Diese ist ein 
beratendes Organ. 

(2) Die Obmänner der Klubs können sich fall­
weise vertreten lassen. 

'. 
(3) Die Präsidialkonferenz unterstützt den 

Präsidenten bei der Durchführung des Arbeitl­
planes. Sie erstattet insbesondere Vorschläge be­
züglich der Festlegung der Tagesordnung und der 
Sitzungszeiten, des Nationalrates sowie hinsichtlich 
der Zuweisung von Vorlagen an die Ausschüsse. 

\ 

Neuer Text 

§7 

unverändert 

§ 8 

(1) Die Präsidenten und die Obmänner der 
Klubs bilden die Präsidialkonferenz. Die Obmän­
ner der Klubs können sich vertreten lassen. 

(2) Die Präsidialkoll!ferenz ist ein beratendes 
Organ. Sie erstattet insbesondere Vorschläge zur 
Erstellung und Durchführung der Arbeitspläne, 
zur Festlegung der Tagesordnungen und der Sit­
zungszeiten des Nationalrates, zur Zuweis9'ng von 
Vorlagen an die Ausschüsse sowie zur Koordinie­
rung der Sitzungsz.eiten der Ausschüsse. 

(3) Die Erlassung der Hausordnung (§ 14 Abs. 1) 
sowie die V erfü gungen des Präsidenten hinsich dich 
der Liste der Abgeordneten (§ 14 Aibs. 6) ooer des 
Entfalls der Fragestunde (§ 94 Acbs. 5) bedürfen 
jedenfalls der vorherigen Beratung in der Präsi­
dialkonferenz. 

11. Allgemeine Rechte und Pflichten der Abge- 11. Allgemeine Rechte und Pflichten der Abge-
ordneten ordneten 

§1 

(1) Im Nationalrat hat jeder Abgeordnete, 
der von der Hauptwahlbehörde den Wahlschein 
erhalten hat, so lange Sitz und Stimme, als nicht 
seine Wahl für ungültig erklärt oder seine Mit­
gliedschaft aus einem anderen Grunde erloschen 
ist. 

§9 

Jeder Abgeordnete, dessen Wahlschein in der 
Parlamentsdirektion hinterlegt ist, hat für die 
Dauer der jeweiligen Gesetzgebungspeiiode so 
lange Sitz und Stimme im Nationalrat, als nicht 
seine Mitgliedschaft aus einem der im § 2 genann­
ten Gründe erloschen ist. 

§ 10 

(1) Die Abgeordneten können wegen der in Aus­
übung ihres Berufes geschehenen Abstimmungen 
niemals, wegen der in diesem Beruf gemachten 
mündlichen Äußerungen nur vom Nationalrat ver­
antwortlich gemacht werden. 

(2) Kein Abgeordneter darf wegen einer' straf­
baren Handlung - den Fall der Ergreifung auf 
frischer Tat bei Verübung eines Verbrechens aus­
genommen - ohne Zustimmung des National­
rates verhaftet oder sonst behördlich verfolgt wer-

, den. Der Nationalrat hat über ein Ersuchen der 

1640 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)56 von 104

www.parlament.gv.at



1640 der Beilagen 57 

GeltenderText 

§11 
Jeder Abgeordnete ist verpflichtet, an den 

Sitzungen des Nationalrates und der Ausschüsse, 
in die er gewählt ist, teilzunehmen. 

§ 12 
(2) Außer dem Falle der Erteilung eines 

Urlaubes kann die Abwesenheit vom Nationalrat 
nur durch Krankheit entschuldigt werden. , 

(1) Urlaub bis zu einem Monat erteilt der 
Präsident, für längere Zeit ohne Debatte der 
Nationalrat. 

Neuer Text 

zur Verfolgung berufenen Behörde um Zustim­
mung . zur Verhaftung oder sonstigen behörd­
lichen Vertfolgung eines Abgeordneten binnen 
sechs Wochen zu beschließen. Beschließt der Na­
tionalrat innerhalb dieser Frist, dem Ersuchen 
nicht stattzugeben, so ist die Verfolgung gemäß 
Art. 57 Abs. 2 B-VG auf die Dauer der Gesetz­
gebungsperiode aufzuschieben; andernfalls darf 
die Verhaftung oder sonstige behördliche Ver­
folgung stattfinden. Die tagungsfreie Zeit wird 
weder in diese Frist noch in die Verjährungszeit 
eingerechnet. 

(3) Im Fall der Ergreifung auf frischer Tat bei 
Verübung eines Verbrechens hat die Behörde dem 
Präsidenten des Nationalrates sogleich die ge­
schehene Verhaftung bekanntzugeben. Wenn es 
der Natiop.alrat oder in der tagungsfreien Zeit 
der mit. diesen ,Angelegenheiten betraute ständige 
Ausschuß (Immunitätsausschuß) . verlangt, muß 
die Haft aufgehoben oder die Verfolgung über­
haupt auf die Dauer der Gesetzgebungsperiode 
aufgeschoben werden. 

(4) Die Immunität der Abgeordneten (Abs. 1 
bis 3) endigt mit dem Tag des Zusammentrittes 
des neu gewählten Nationalrates, bei Organen des. 
Nationalrates, deren Funktion über diesen Zeit­
punkt hinausgeht, mit dem Erlöschen dieser 
Funktion. 

§11 

(1) unverändert 

(2) Die Abwesenheit eines Abgeordneten von 
solchen Sitzungen kann nur durch Krankheit 
oder andere triftige Gründe entschuldigt werden. 

§ 12 

(1) Ein Abgeordneter, der verhindert ist, an 
einer oder mehreren aufeinanderfolgenden Sit­
zungen des Nationalrates teilzunehmen, hat dies 
dem Präsidenten vor Beginn der Sitzungbezie­
hungsweise der ersten von mehreren aufeinander­
folgenden Sitzungen schriftlich unter Angabe des 
Grundes mitzuteilen. Diese Mitteilung kann auch 
durch den Klub erfolgen, dem der verhinderte 
Abgeordnete arigehört. 

(2) Teilt ~in Abgeordneter dem Präsidenten 
eine Verhinderung von mehr als 30 Tagen mit 
und ist diese nicht durch Krankheit begründet, 
so hat der Präsident dies dem Nationalrat be­
kanntzugeben. Wird gegen die Triftigkeit des 
Grundes der Abwesenheit eine Einwendung er­
hoben, so entscheidet der Nationalrat ohne 
Debatte, ob der Abgeordnete aufzufordern ist, 
unverzüglich an den Sitzungen des National­
rates wieder teilzunehmen. 
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§'7 

.(1) Der Präsident' waCht darübel", daß die 
Würde und die Rechte des Nationalrates ge­
wahrt, die dem Nationalrat obliegenden Auf­
gaben erfüllt und die Verhandlungen mit Ver­
meidung jedes unnötigen Aufschubes durch­
geführt werden. 

(2) Er handhabt die Geschäftsordn~ng, acht~t 
auf' ihre Beobachtung und sorgt für die' Auf­
rechterhaltung der Ruhe und' Ordnung im 
Sitzungssaale und in den anderen Räumen des 
Hauses. 

(3) Der Präsident eröffnet und schließt die 
Sitzungen, führt den Vorsitz, leitet die Ver­
handlung, erteilt das Wort, stellt die Fragen 
zur Abstimmung und spricht deren Ergebnis 
aus. Er ist jederzeit, insbesondere im Falle einer 
Störung, berechtigt, die Sitzung zu unterbrechen 
und auch aufzuheben. Er läßt ,Ruhestörer von 
den Galerien entfernen und diese im äußersten 
Falle räumen. 

(4) Der Präsident legt dem Nationalrat die 
Berich~e des Rechnungshofes sowie die Ersuchen 
von Behörden um Aufhebung der Immunität von 
Abgeordneten vor und führt die Zuweisungen 
an die zuständigen Ausschüsse durch. Ferner bringt 
er die Beschlüsse des Unvereinbarkeitsausschusses 
und die auf Grund dieser Beschlüsse von ihm 
getroffenen Maßnahmen dem Nationalrat Zlotr 
Kenntnis. 

(6) Er hat das Recht der Eröffnung und Zu­
teilung aller a~ den Nationalrat gelangenden Ein­
gaben und ist der Vorstand und Leiter des Büros 
und der Vertreter des Nationalrates in allen 
Beziehungen nach außen. 

(7) Schriftliche Ausfertigungen, die vom 
Nationalrat ausgehen, sind vom Präsidenten und 
einem ·Schriftführer zu unterzeichnen. 

J8 

(1) Der Präsident genehmigt im Einvernehmen 
mit dem zweiten und dem dritten Präsidenten 
innerhalb des festgestellten Bundeshaushaltes die 
Ausgaben für den Nationalrat .. 

N cu e.t: Tex t 

(3) Der Präsident hat am Beginn jeder Sit­
zung mitzuteilen, welche Abgeordneten entschul­
digt sind. 

III. Aufgaben der Präsidenten, Schriftführer und 
Ordner 

§ 13 

(1) unverändert 

(2) Er handhabt die Geschäftsordnung, acht~t 
auf ihre Beobachtung und sorgt für die Auf­
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung im 
Sitzungssaale. 

(3) Der Präsident eröffnet und schließt die Sit­
zungen, führt den Vorsitz, leitet die Verhand­
lung, erteilt das Wort, stellt die Fragen zur Ab­
stimmung und spricht deren Ergebnis aus. Er ist 
jederzeit, insbesondere im Falle einer Störung, 
berechtigt, die Sitzung auf bestimmte oder unbe­
stimmte Zeit zu unterbrechen. Er läßt Ruhestörer 
von den Galerien entfernen und diese im äußer­
sten Falle räumen. 

(4) Der Präsident führt die Zuweisungen der 
im § 21 Abs. 1 aufgezählten Verhandlungsgegen­
stände an die Ausschüsse durch. Ferner bringt er 
die Beschlüsse des, Unvereinbarkeitsausschusses 
und die auf Grund dieser Beschlüsse von ihm 
getroffenen Maßnahmen dem Nationalrat zur 
Kenntnis. 

(5) Der Pr~sjdent h<lit das Recht der Entgegen­
nahme wie aJuch der ZU'tehlung a:liler an den 
Nationallut gelangenden Schrif~tück,e; ihm ob­
l~egt die Vertlr,etung des N a,t~ona(lrates und seiner 
Ausschüsse nach außen. 
. (6) unverändert 

§ 14 

(1) Der PräsiJdent übt das Hausrecht im Par­
lamentsgebäude aus und erläßt nach Beratung in 
der Präsidialkonferenzdie Hausordnung, 

(2) Er erstellt im Einvernehmen mit dem Zwei­
ten und dem Dritten Präsidenten den Voranschlag 
für den Nationalrat und übermittelt ihn samt 
Anlagen und Erläuterungen dem Bundesminister 
für Finanzen. Der Präsident verfügt über die den 
Nationalrat betreffenden finanzgesetzlichen An­
sätze des Bundesvoranschlages. 
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, (2) Er ernennt die Angestellten seiner Kanzlei. 

(3) Die Angestellten der Kanzlei des Präsidenten 
werden hinsichtlich ihrer Stellung, ihrer Pflichten 
und Rechte den Bundesangestellten gleichgehalten. 

§7 

(5) Dem Präsidenten obliegt die Vorsorge für 
den SteJlographendienst und allfällige andere 
Aufnahmen von den Verhandlungen (100:- und 
Bildaufnahmen). ' 

§55 

Mindestens einmal im Jahr veröffentlicht der 
Präsident eine dem neuen Stand entsprechende 
Liste der Abgeordneten mit der Angabe, in w,e/­
chem Wahlkreis (Wahlkreisverband) der Abgeord­
nete gewählt ist, wann er angelobt wurde und seit 
wann er dem Nationalrat angehört. Andere Ver­
öffentlichungen sind dem Präsidenten anheimge­
stellt, wObei er einen Beschluß des Nationalrates 
einholen kann. ' -

§5 

(1) ... Im FaUeder Verhinderung des Präsi­
denten vertritt ihn de.r zweite beziehungsweise der 
dritte Präsident. 

§9 

( 1) Die S chri/t/ührer haben den Präsidenten 
bei der Erfüllung seiner Obliegenheiten, ins­
besondere bei Verlesungen im Nationalrat und 
bei der Ermittlung der Ergebnisse der Abstim­
mungen, zu unterstützen. Sie leiten ,auch die 
Stimmenzählung bei Wahlen im Nationalrat. 

§1O 

Die Ordner handhaben die Hausordnung unter 
der Leitung des Präsidenten. 

NeuerText 

(3) Die Ernennung der Bediensteten der Parla­
mentsdirektion steht dem Präsidenten des Na­
tionalrates zu. Ihm kommen auch alle übrigen 
Befugnisse in Personalangelegenheiten dieser Be­
diensteten zu; er ist insoweit oberstes Verwal­
tungsorgan -und' übt diese Befugn:isse 'allein aus. 

(4) Di'e Bediensteten der Parlamentsdirektion 
werden hinsichtlich ihrer Stellung, ihrer Pflichten 
und Rechte den übrigen' Bundesbediensteten 
gleichgehalten. 

(5) unverändert 

(6) Am Beginn jeder Gesetzgebungsperiode und 
nach größeren Veränderungen~uch während einer 
solchen veranlaßt der Präsident die Herausgabe 
einer Liste der Abgeordneten durch die Parla­
mentsdirektion. Diese Liste hat neben; dem Namen 
des jeweiligen Abg!!ordneten folgende Angaben zu 
enthalten: in welchem Wahlkreis (Wahlkreis ver­
band) er gewählt wurde, welchern Klub er ange­
hört und schließlich seine Wohn- beziehungs­
weisePöstlanschfift. Die Aufnahmeweiuerer An~ 
gahen: ,ka.nnder Präsid~nrt nach Beratung 'in der 
Präsidia1ko,nferenz verfügen. 

(7) Andere Veröffentlichungen sind dem Präsi­
denten anheimgestellt, wobei er einen Beschluß 
des Nationalrates einholen kann. 

§ 15 

Im Falle der Verhinderung des Präsidenten 
vertritt ihn der Zweite beziehungsweise der Dritte 
Präsident. Weiters kann sich der Präsident in der 
Vorsitzführung (§ 13) durch den Zweiten be­
ziehungsweise den Dritten Präsidenten vertreten 
lassen. 

§ 16 

Di'e Schriftführer haben den Präsidenten bei 
der Erfüllung seiner Obliegenheiten, insbesondere 
bei Verlesungen im Nationalrat und bei der 
Ermittlung der Ergebnisse der Abstimmungen 
(Stimmenzählungen), zu unterstützen. 

§ 17 

Die Ordner unterstützen den Präsidenten bei 
der Leitung der Verhandlungen und bei der Auf­
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Sit­
zungssaal. 
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$ 31 
Die Mitglieder der Bundesregierung sowie die 

von ihnen entser.zdeten Vertreter sind berechtigt, 
an aUen Beratungen des Nationalrates sowie der 
Ausschüsse teilzunehmen, jedoch an solchen Bera­
tungen des Hauptausschusses des Nationalrates, 
die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
grundsätzlich nicht öffentlich sind, nur auf beson-

. dere Einladung. Sie müssen auf ihr Verlangen 
jedesmal gehört werden. Der Nationalrat sowie 
die Ausschüsse können die Anwesenheit der Mit­
glieder der Bundesregierung verlangen (Art. 75 
B-VG). 

§ 59 
(3) Die Mitglieder der Bundesregierung können 

in den Sitzungen des Nationalrates und der Aus­
schüue auch zu wiederholten Malen, jedoch ohne 
Unterbrechung eines Redners, das Wort nehmen. 
Es ist ihnen gestattet, schriftlich abgefaßt~. Vor­
träge vorzulesen. 

Neuer Text: 

IV~ Allgemeine Rechte und Pflichten der Mit­
glieder der Bundesregierung sowie des Präsiden­
ten und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 

§ 18 
(1) Die Mitglieder der Bundesregierung sowie 

die Staa:tssek'retäresind herechtig;t, an ailen Ver­
hanJd.1u:ngen des Naltiona,Jraroes,' 'seiner Ausschüsse 
und deren U nterausschü~se - ausgenommen jene 
des Ständigen Unter,ausschusse;; dies Hauptaus­
schusses und der Un~erS'11chu.ngsausschüsse - te11-
zunehmen. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen sind be­
rechtigt, zu allen Sitzungen des Nationalrates, 
seiner Ausschüsse Und deren Unterausschüsse -
ausgenommen jene des Ständigen Unterausschus­
ses des Hauptausschusses und der Untersuchungs­
ausschüsse - Bedienstete der Ressorts beizu­
hen, sofern nicht für einzelne Sitzungen oder Ab­
schnitte einer Sitzung das Gegenteil beschlossen 
wird. 

(3) Der Nationalrat sowie dessen' AussChüsse 
und deren Unterausschüsse können die Anwesen­
heit von Mitgliedern der BU11Jdes~egi:erung ver­
Langen. 

. § 19 
(1) Die Mitglieder der B~ndesregierung sowie 

die von ihnen entsendeten Staatssekretäre 
können in den Debatten des Nationailrates, 
seiner Ausschüsse und deren Unter ausschüsse -
ausgenommen jene des Ständigen Unteraus­
schusses des Hauptausschusses und der Unter­
suchungsausschüsse - zu einem in Verhandlung 
stehenden Gegenstand auch wiederho'lte Male, 
jedoch ohne Unterbrechung emes Redners, 
das Wort nehmen. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung sind 
berechtigt, in den Sitzungen des Nationalrates 
auch zu Gegenständen; die nicht in Verhandlung 
stehen, mündliche Erklärungen abzugeben. In 
einem solchen Falle hat das Mitglied der Bun­
desregierung seine diesbezügliche kbsicht dem 
Präsidenten nach Möglichkeit vor Beginn der 
Sitzung bekanntzugeben. Der Präsident macht 
hievon dem Nationalrat Mitteilung und be-. 
stimmt, in welchem Zeitpunkt während der 
Sitzung die Erklärung abgegeben wilid. Werden 
gegen diese Entscheidung des Präsidenten Ein­
wendungen erhoben, so entscheidet der Natio­
nalratüber den Zeitpunkt ohne Debatte. 

§20 

(1) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes sind berechtigt, an den Verhand­
lungen des Nationalrates sowie seiner Ausschüsse 
und deren Unterausschüsse über die Berichte des 
Rechnungshofes, die Bundesrechnungsabschlüsse 
und die den Rechnungshof betreffenden Kapitel 
des Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes teilzu­
nehmen. 
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III. Gegenstände der Verhandlung 

§ 15 

Gegenstände der Verhandlung des N ational­
rates sind folgende Vorlagen: 

Anträge von Mitgliedern des Nationalrates; 
Vorlagen der Bundesregierung; 
Gesetzesanträge des Bundesrates; 
Volksbegehren; 
Anträge von Ausschüssen; 
Einsprüche des Bundesrates; 

Berichte der vom Nationalrat oder von 
Nationalrat und Bundesrat in internationale par­
lamentarische Organisationen entsendeten Dele­
gationen; 

Berichte der Bundesregierung und ihrer Mit­
glieder; 
. Berichte des Rechnungshofes· und Bundes-

re'chnun?sabschlüsse; . 

Berichte von Untersuchungsausschüssen; 
Ersuchen von Behörden um Aufhebung der 

Immunität von Mitgliedern des Nationalrates; 
Anfragen und 

Bittschriften-. 

Neuer Text· 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes sind ferner berechtigt, zu jenen 
Sitzungen des Nationalrates sowie seiner Aus­
schüsse und deren Unterausschüsse, an denen sie 
teilnehmen~ Bedienstete des Rechnungshofes beizu­
ziehen, sofern nicht für einzelne Sitzungen oder 
Abschnitte einer Sitzung das Gegenteil beschlos­
sen wird. 

(3) Der Präsident des Rechnungshofes - im 
Falle seiner Verhinderung der Vizepräsident -
kann in den Debatten des Nationalrates sowie 
seiner Ausschüsse und deren Unterausschüsse zu 
einem der im Abs. 1 angeführten Gegenstände 
auch wiederholte Male, jedoch ,ohne Unterbre­
chung eines Redners, das Wort nehmen. 

(4) Der Nationalrat sowie dessen Ausschüsse 
und deren Unterausschüsse können die Anwesen­
heit des Präsidenten und des Vizepräsidenten des 
Rechnungshofes verlangen. 

V. Gegenstände der Verhandlung 

'§ 21 

(1) Gegenstände derVethandlung des Natio­
nalrates sowie der Vorberatung seiner Ausschüsse 
sind folgende schriftliche V~rl:igen: 

Selbständige Anträge von Abgeordneten; 
Vorlagen der Bundesregierung; 
Gesetzesant~äge des Bundesrates; 
Volksbegehren; . 

Einsprüche des Bundesrates; 

Berichte der vom Nationalrat oder von Natio­
nalrat und Bundesrat in internationale parlamen­
tarische Organisationen entsendeten Delegatio­
nen; 

Berichte der Bundesregierung und ihrer Mit­
glieder; 

Berichte des Rechnungshofes und Bundesrech­
nungsabschlüsse ; 

Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen' 
Verfolgung von Abgeordneten gemäß § 10 Abs. 2 
und Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs.3; 

Anträge von Behörden gemäß Art. 63 Abs. 2 
B-VG; 

Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung 
von Personen wegen Beleidigung des National­
rates; 

P~titionen. 

(2) Gegenstände der Verhandlung des Natio­
nalrates sind weiters folgende Vorlagen der Aus­
schüsse: 

Selbständige Anträge von Ausschüssen; 
Berichte von Untersuchungsausschüssen; 
Berichte des Hauptausschusses gemäß den be-

sonderen gesetzlichen Bestimmungen. 
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§ 20 

(2) Alle selbständigen Anträge von Abgeord­
neten .. , gelten als Bestandteile der Verhandlun­
gen i~ den öffentlichen Sitzungen des National­
rates (Art. 33 B-VG).... . 

§71 

(4) Die Anfragen und die schriftlich erteilten 
Antworun oder schriftlichen Begründungen der 
Nichtbeantwortung ... gelten als Bestandteile der 
Verhandlungen in d~n öffentlichen Sitzungen des 
Nationalrates (Art. 3JB-VG). 

§77 

(5) Diese S chriftstücke (Petitio~en) gehören 
nicht zu den Verhandlungen in den öffentlichen 
Sitzungen des Nationalrates im Sinne des Art. 33 
B-VG. 

§71 

(4) Die Anfragen und die schriftlich erteilten 
Antworten oder schriftlichen Begründungen der 
Nichtbeantwortung werden sofort nach ihrer 
Oberreichung in Abschrift an die Mitglieder· des 
Nationalrates verteilt . ... 

Ne u e r Tex t 

(3)· Ferner sind Gegenstände der Verhandlung 
des Nationalrates: 

Anfragen und Anfragebeantwortungen; 

Erklärungen von Mitgliedern der Bundesregie­
rung gemäß § 19 Abs. 2; 

Mitteilungen über die Ernennung von Mitglie­
dern der Bundesregierung (Art. 70 B-VG) und 
von Staatssekretären (Art. 78 Abs. 2 B-VG); 

Wahlen. 

§ 22 

Die im § 21 angeführten Gegenstände der 
Verhandlung mit Ausnahme der Petitionen 
gelten als Bestandteile der Verhandlungen in den 
öffentlichen Sitzungen des Nationalrates (Art; 33 
B-VG). Dasselbe gilt für die Berichte der Aus­
schüsse beziehungsweise Minderheitsberichte. 

§ 23 

(1) Nach Einlangen von Vorlagen der Bundes­
regierung, Gesetzesanträgen des Bundesrates, 
Volksbegehren, Einsprüchen des Bundesrates, 
Berichten parlamentarischer Delegationen, Berich­
ten der Bundesregierung und ihrer Mitglieder, 
Berichten des Rechnungshofes beziehungsweise 
Bundesrechnungsabschlüssensowie schriftlichen 
Anfragen und schriftlichen Anfragebeantwortun­
gen verfügt der Präsident deren Vervielfältigung 
sowie Verteilung an die Abgeordneten. 

(2) Der Präsident kann von der Vervielfälti­
gung von Verhandlungsgegenständen beziehungs­
weise von Teilen von Verhandlungsgegenständen 
nach Rücksprache mit den Mitgliedern der Prä­
sidialkonferenz ausnahmsweise absehen, wenn 
dies die gebotene Rücksicht auf eine sparsame 
und zweckmäßige Verwaltung notwendig er­
scheinen !läßt. Er hat jedoch in jedem dieser Fälle 
zu verfügen, daß die gesamte Vorlage in der 
Parlamentsdirektion zur Einsichtnahme aufliegt. 

(3). Ersuchen um Zustimmung zur behörd­
, lichen Verfolgung von Abgeordneten gemäß § 10 

Abs. 2· und Mitteilungen von Behörden gemäß 
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§ 17 

(1) Bei Feststellung der Tagesordnung des 
Nationalrates haben erstens Volksbegehren, und 
zweitens Vorlagen der Bundesregierung den Vor­
rang vor allen übrigen Gegenständen, soweit deren 
Verhandlung noch nicht im Zuge ist. 

(2) Volksbegehren und Vorlagen der Bundes­
regierung bedürfen keiner ' Unterstützung und 
können ohne Vorberatung nicht abgelehnt werden. 
Die Vorberatung eines Volksbegehrens hat inner­
halb eines Monates nach Zuweisung an den Aus­
schuß zu beginnen. 

(4) Die, Bundesregierung kann ihre Vorlagen 
jederzeit abändern oder zurückziehen. 

§ 18 

(1) Jeder Abgeordnete ist berechtigt, selbstän­
dige Anträge zu stellen. 

(2) Der Antrag muß mit der Formel versehen 
sein: "Der Nationalrat w611e beschließen" und 
hat den' Wortlaut des nach dem Antrage vom 
Nationalrat zu fassenden Beschlusses zu ent­
halten. Er ist dem Präsidenten scEriftlich, mit der 
eigenhändigen Unterschrift des4ntragstellers 
versehen, zu übergeben. 

§ 20 

(2) ... Jedem Antrag sin4 mindestens vier 
Abschriften beizuJegen. 

Neuer Text 

§ 10 Abs. 3, Anträge von Behörden gemäß 
Art. 63 Abs. 2B-VG, Ersuchen um die Ermäch­
tigung Zur Verfolgung von Personen wegen Be" 
leidigung des Nationalrates, Zuschriften über die 
Ernennung von Mitgliedern der Bundesregierung 
und von Staatssekretären sowie Petitionen werden 
nicht vervielfältigt und verteilt. 

(4) Die schriftlich, eingelangten Verhandlungs­
gegenstände - mit Ausnahme der Selbständigen 
Anträge von Ausschüssen sowie der Berichte von 

,Untersuchungsausschüssen und des, H<).uptatts­
schusses - sind.in den Sitzungen des National­
rates bekanntzugeben. Diese Mitteilungen (§ 49 
Abs. 1 oder 2) haben bei den gemäß Abs. 1 be­
ziehungsweise § 26 Abs. 6 zu vervielfältigenden 
und zu verteilenden Verhandlungsgegenständen 
in der auf die Verteilung nächstfolgenden Sit­
zung, 'bei denim Abs. 3 aufgezählten Verhand- -
lungsgegenständen in der auf das Einlangen fol-
genden Sitzung zu erfolgen. ' ' 

§ 24 

(1) Bei Festlegung der Tagesordnung des 
Nationalrates haben Volksbegehren den Vorrang 
vor allen übrigen Gegenständen. 

(2) Die Vorberatung eines Volksbegehrens hat 
innerhalb eines Monates nach Zuweisung an den 
Ausschuß zu beginnen; nach weiteren sechs Mo­
na'ten ist eiern Nation'3:lrat jedenfalls ein Bericht 
zueJ:1sta<tten. 

§ 25 

Die Bundesregierung kann ihre Vorlagen bis 
zum Begihh der Abstimmung im Ausschuß än­
dern oder zurückziehen. Nam Einlangen der 
diesbezüglimen Note verfügt der Präsident deren 
Vervielfältigung sowie Verteilung an die Abge­
ordneten. überdies ist jede solche Änderung be­
ziehungsweise Zurückziehung einer Regierungs­
vorlage in der nächstfolgenden Sitzung des Na­
tionalrates mitzuteilen (§ 49 Abs. 1 oder 2). 

§ 26 

(1) Jeder Abgeordnete ist berechtigt, in den 
Sitzungen des Nationalrates Selbständige Anträge 
einzubringen. 

(2) Der Antrag muß mit der Formel versehen 
seiri: "Der Nationalrat wolle beschließen" und 
hat den Wortlaut des nach dem Antrage vom 
Nationalrat zu fassenden Beschlusses zu enthal­
ten. Er ist dem Präsidenten schriftlich, mit der 
eigenhändigen Unterschrift des Antragstellers 
versehen, zu übergeben. Jedem Antrag sind min­
destens vier Abschriften beizulegen. 
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§ 18 

P) Außerdem ist jedem selbständigen Antrage (3) Der Antrag kann auch einen Vorschlag 
der förmliche Antrag wegen der Art der Vor- hinsichtlich der Art seiner Vorberatung enthalten. 
beratung beizufügen. 

(4) Jeder Antrag muß mit Einrechnung des 
Antragstellers von mindestens acht Abgeordne­
ten unterstützt sein. 

(5) Die Unterstützung erfolgt durch das Bei­
setzen der eigenhändigen Unterschrift oder auf 
die 'Vom Präsidenten im Nationalrat gestellte 
Frage durch Erheben 'Von den Sitzen. 

§ 20 

(2) Alle selbständigen Anträge von Abgeord­
neten werden, wenn sie gehörig unterstützt sind, 
sofort nach ihrer Einbringung in Abschrift an die 
Mitglieder des Nationalrates 'Verteilt . ... 

(3) Be'Vor der .Antrag eines Abgeordneten oder 
eines Ausschusses zur zweitim Lesung gelangt ist, 
kann er 'Vom Antragsteller zurückgezogen werden. 

§ 19 

(1) Jeder Ausschuß hat das Recht, selbständige 
Anträge auf Erlassung 'Von Gesetzen oder Fassung 
flon Beschlüssen zu stellen, die mit dem dem Aus­
schusse zur Vorberatung zugewiesenen Gegen­
stande in inhaltlichem Zusammenhang stehen. 

(4) unverändert 

(5) Die Unterstützung erfolgt, wenn der Antrag 
nicht von acht Abgeordneten unterfertigt ist, auf 
die Unterstützungsfrage des Präsidenten durch 
Erheben von den Sitzen. 

(6) Alle Selbständigen Anträge von Abgeord­
neten werden, wenn sie gehörig unterstützt sind, 
unverzüglich vervielfältigt und an die Abgeord­
neten verteilt. 

(7) Hat ein Ausschuß die Vorberatung eInes 
Selbständige~ Antrages von Abgeordneten nicht 
binnen sechs Monaten nach Zuweisung der Vor­
lage begonnen, so kann vom Antragsteller be­
ziehungsweise von den Antragstellern binnen wei­
terer sechs Monate verlangt werden, daß' die 
Vorberatung . innerhalb von zehn Wochen 
nach der übergabe des Verlangens aufgenommen 
wird; Ein solches Verlangen ist dem Präsidenten 
schriftlich zu übergeben, der hievon dem Natio­
nalrat Mitteilung macht (§ 49 Abs. 1 oder 2) 
und die Verständigung des Obmannes des Aus­
schusses durch die Parlamentsdirektion veranlaßt. 

(8) Der Selbständige Antrag von Abgeordne­
ten kann vom Antragsteller beziehungsweise von 
den Antragstelilern bis zum Beginn der Abstim­
mung im Ausschuß zurückgezogen werden. Der 
Präsident verfügt die Vervielfältigung des dies­
bezüglichen Schreibens sowie dessen Verteilung 
an die A:bgeordneten. überdies ist jede solche 
Zurückziehung eines Antrages in der nächstfol­
genden Sitzung des Nationalrates mitzuteilen 
(§ 49 Abs. 1 oder 2). 

§ 27 

(1) Jeder Ausschuß hat das Recht, Selbständige 
Anträge auf Erlassung von Gesetzen zu stellen, 
die mit dem im Ausschuß behandelten Gegen­
stand in inh~ltlichem Zusammenhang stehen, 
und hierüber gemäß § 42 einen Bericht zu er­
statten. 

(2) Bei Vorberatung eines Entwurfes des Bun­
desfinanzgesetzes sowie eines Einspruches des Bun­
desrates ist die Stellung eines Selbständigen An­
trages im Sinne des Abs. 1 jedoch nicht zulässig. 
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§ 21 
(1) Selbständige Anträge, nach welchen eine 

über den Bundesvoranschlag hinausgehende finan­
zielle Belastung des Bundes eintreten würde, 
müssen zugleich Vorschläge darüber enthalten, wie 
der Mehraufwand zu decken ist. 

(2) Der Ausschuß, dem ein solcher Antrag zur 
Vorber~tung zugewiesen worden ist, hat zu 
prülen, ob der Bedeckungsvorschlag als zulänglich 
anzusehen ist. Trägt der Ausschuß in dieser Hin­
sicht Bedenken, so hat er eine gutächtliche 
Äußerung des Finanz- und Budgetausschusses ein­
zuholen. Lautet diese verneinend und beharrt der 
Ausschuß, dem die Vorlage zur Vorberatung zu­
gewiesen ist, dennoch auf ihrer weiteren Behand­
lung, so ist dem Nationalrat gleichzeitig mit dem 
vom Ausschuß erstatteten Bericht die gutächtliche 
Äußerung des Finanz- und Budgetausschusses vor­
zulegen; schließt sich der Ausschuß dem Gutachten 
des Finanz- und Budgetausschusses an, so stellt 
.der Präsident des Nationalrates den Antrag als 
zur weiteren parlamentarischen Verhandlung un­
geeignet dem Antragsteller zurück. 

Neuer Text 

(3) Ferner hat der Ausschuß das Recht, Selb­
ständige Anträge auf Fassung von Beschlüssen 
zu stellen, die nicht die Erlassung von Gesetzen 
gemäß Abs. 1 betreffen, aber mit dem im Aus­
schuß behandelten Gegenstand in inhaltlichem 
Zusammenhang stehen. Handelt es sich hiebei um 
Entschließungsanträge, so werden diese dem Aus­
schußbericht über den Gegenstand unmittelbar 
angeschlossen. 

§ 28 
(1) unverändert 

(2) Der Ausschuß, dem ein solcher Antrag zur 
Vorberatung zugewiesen worden ist, hat zu prü­
fen, ob der Bedeckungsvorschllag aU9reichend ist. 

IV. Vorberatung der Verhandlungsgegenstände VI. Bildung der Ausschüsse und Geschäftsbehand­
Jung in deren Sitzungen 

§ 22 § 29 
(1) Der Nationalrat wählt aus semer Mitte (1) Der Nationalrat wählt aus seiner Mitte 

nach dem Grundsatz der Verhältniswahl den' nach dem Grundsatz der Verhältniswahl den 
Hauptausschuß (Art. 55 B-VG). Hauptausschuß. 

(2) Er ist, abgesehen von den ihm in diesem (2) Der Hauptausschuß hat insbesondere an der 
Bundesgesetz zugewiesenen Befugnissen, das Or- Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
gan des Nationalrates, durch welches dieser an des Rechnungshofes (Art. 122 B-VG), ferner nach 
der Vollziehung des Bundes mitwirkt. In dieser Maßgabe des § 23 des übergangsgesetzes 1920, 
Funktion hat er insbesondere an der Bestellung BGBL Nr. 368/1925, an der Festsetzung von 
des Präsidenten und des Vizepräsidenten des Rech- Eisenbahntarifen, Post- und Fernmeldegebühren 
nungshofes (Art. 122 B-VG), ferner gemäß Art. 54 und Preisen der Monopolgegenstände sowie 
B-VG an der Festsetzung der Eisenbahntarife, von Bezügen der in: Betrieben des Bundes 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechgebühren und ständig beschäftigten Personen (Art. 54 B-VG) 
Preise der Monopolgegenstände sowie der Bezüge mitzuwirken. Auch bedürfen, soweit dies durch 
der in Betrieben des Bundes ständig beschäftigten Bundesgesetz festgesetzt ist, 'bestimmte Verord­
Personen nach Maßgabe des diese Angelegenheit nungen der Bundesregierung oder eines Bundes­
regelnden Bundesverfassungsgesetzes mitzuwirken . . ministers des Einvernehmens mit dem Hauptaus­
Auch_ bedürfen, soweit dies durch Bundesgesetz schuß (Art. 55 Abs. 1 B-VG). Hiebei sind die Be­
festgesetzt ist, bestimmte Verordnungen der Bun- stimmungen des § 3 des Gesetzes vom 13. April 
desregierung des Einvernehmens mit dem Haupt- 1920, StGBl. Nr. 180, sinngemäß anzuwenden. 
ausschuß (Art. 55 Abs. 1 B-VG). Verhandlungsgegenstände des Hauptausschusses 

sind ferner die auf Grund gesetzlicher Bestim­
. mungen erstatteten Berichte. 

5 
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§ 23 

(1) Die Zahl der Mitglieder des Hauptaus­
schusses wird durch Beschluß des Nationalrates 
festgesetzt. 

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahl­
listen (Wahlvorschlägen), die beim Präsidenten 
einzureichen sind. 

(3) Von jeder Liste werden so viele Abgeord­
nete Mitglieder des Hauptausschusses, als dem 
Verhältnis der Zahlen der Abgeordneten ent­
spricht, die die einzelnen Listen unterzeichnet 
haben. Jeder Abgeordnete darf nur eine Liste 
unterzeichnen. Für die Wahl ist zunächst die 
Reihenfolge des Wahlvorschlages entscheidend. 

(4) Die Berechnung der auf die Listen ent­
fallenden' Anzahl von Mitgliedern erfolgt nach 
den Bestimmungen des § 97 der N ationalrats­
Wahlordnung 1959, BGBI. Nr. 71. 

(5) Die anderen in der Liste vorgeschlagenen 
Abgeordneten gelten als Ersatzmänner für die 
Ausschußmitglieder dieser Liste. Im Falle der 
Verhinderung eines Ausschußmitgliedes tritt der 
Ersatzmann ein, den die Abgeordneten, welche 
die Liste eingereicht haben, dem Präsidenten 
schriftlich bezeichnen. 

§ 24 

(1) Der Hauptausschuß wählt aus seiner Mitte 
einen ständigen Unterausschuß, dem die im Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
vorgesehenen Befugnisse obliegen. Die Wahl er­
folgt nach dem Grundsatz der Verhältniswahl; bei 
Bedachtnahme auf diesen Grundsatz muß jedoch 
dem Unterausschuß mindestens ein Mitglied jeder 
im Hauptausschuß vertretenen Partei angehören 
(Art. 55 Abs. 2 B-VG). . 

(2) Für jedes Mitglied des Ständigen Unter­
ausschusses ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Die 
Mitglieder und Ersatzmitgliederdes Ständigen 
Unterausschusses behalten ihre Mandate so lange, 
bis der Hauptausschuß des Nationalrates andere 
Mitglieder und Ersatzmitglieder in den Ständigen 
Unterausschuß gewählt nat. ' 

Neuer Text 

§ 30 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die Zuteilung der auf jede Liste entfallen­
den Anzahl von Mitgliedern erfolgt mittels der 
Wahlzahl, die wie folgt zu berechnen ist: Die 
Zahlen der Abgeordneten,· die die einzelnen 
Listen unterzeichnet haben, werden, nach ihrer 
Größe geordnet, nebeneinander geschrieben; 
unter jede Summe wird die Hälfte geschrieben, 
darunter das Drittel, das Viertel und nach Be­
darf die weiterfolgenden Teilzahlen. Als Wahl­
zahl gilt bei zehn zu v·ergebenden A'llsschußsitzen 
di'e zehnt'größt'e, bei elf IdlieeLftgrößte, bei zwöH 
die zwöHtgrößte usw. Zahl .der soangeschrie­
benen ZaMen. Auf jede Listieentfa1len so viele 
Mi,tg,1ieder, aIs die Wahlzahl in der Zahl der Ab­
geordneten enthaJltJen i'St, die die betrefflende Liste 
ull'l:erzeichnJet haben. 

(5) Im Falle der Verhinderung eines Ausschuß­
mitgliedes tritt als Ersatzmann derjenige ein, 
welchen die Abgeordneten, die die Liste ,einge­
reicht haben, dem Präsident·en schriftlich bezeich­
nen. 

§ 31 

(1) Der Hauptausschuß wählt aus seiner Mitte 
den Ständigen Unterausschuß, dem die im Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
vorgesehenen Befugnisse obliegen. Die Wahl er­
folgt nach den im § 30 festgelegten Grundsätzen; 
dem Unterausschuß muß jedoch mindestens ein 
Mitglied jeder im Hauptausschuß vertretenen Par­
tei angehören. 

(2) unverändert 
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§ 25 

(1) Zur Vorberatung der Verhandlungsgegen­
stände werden Ausschüsse gewählt. Der National­
rat setzt die Zahl der Mitglieder und Ersatz­
mitglieder jedes zu wählenden Ausschusses fest. 
Die Mitglieder und Ersatzmitglieder werden auf 
die parlamentarischen Klubs oder Verbände von 
Klubs im Verhältnis der Zahl der ihnen ange­
hörigen Abgeordneten verteilt; der Nationalrat 
stellt zugleich mit der Zahl der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder eines zu wählenden Ausschusses 
fest, auf wie viele Abgeordnete eines Klubs (eines 
Verbandes) ein Mitglied und ein Ersatzmitglied 
entfällt (Verhältniszahl). Die Klubs (Verbände) 
machen die auf sie entfallenden Ausschuß- und 
Ersatzmitglieder dem Präsidenten namhaft; diese 
gelten damit als gewählt. Sobald beim Präsidenten 
angemeldete Veränderungen im Stärkeverhältnis 
von Klubs (Verbänden) es erheischen, hat der 
Nationalrat die Anzahl der Mitglieder und die 
Verhältniszahl neu festzusetzen und eine Neu­
wahl der bestehenden Ausschüsse durchzuführen. 
Die Verhandlungen der Ausschüsse erfahren 
durch eine solche Neuwahl keine Unterbrechung. 

(2) Ist ein Ausschußmitglied verhindert, so 
wird es durch ein gewähltes Ersatzmitglied des­
selben Klubs (desselben Verbandes) vertreten. 

(3) Für die Dauer einer Sitzung kann ein 
verhindertes Ausschußmitglied statt durch ein 
Ersatzmitglied auch durch einen anderen Abge­
ordneten desselben Klubs nach schriftlicher Mel­
dung beim Obmann des Ausschusses vertreten 
werden. 

§ 33 
(1) Der Nationalrat kann durch Beschluß Unter­

suchungsausschüsse einsetzen. 

(2) Die Gerichte und alle anderen Behörden 
sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse 
um Beweiserhebungen Folge zu leisten; alle 
öffentlichen Amter haben auf Verlangen ihre 
Akten vorzulegen (Art. 53 B-VG). 

Neuer Text 

§ 32 

(1) Zur Vorberatung der Verhandlirngsgegen­
stände werden Ausschüsse gewählt. Der National­
rat setzt die Zahl der Mitglieder und Ersatzmit­
glieder jedes zu wählenden Ausschusses fest. Die 
Mitglieder und Ersatzmitglieder werden auf die 
Klubs im Verhältnis der Zahl der ihnen ange­
hörenden Abgeordneten nach den im § 30 
festgelegten Grundsätzen verteilt. Die Klubs 
machen die auf sie entfallenden Ausschuß­
und Ersatzmitglieder dem Präsidenten namhaft; 
diese gelten damit als gewählt. Sobald beim Prä­
sidenten angemeldete Veränderungen im Stärke­
verhältnis der KJlrubs es erfordern, hat der Na­
tionalrat eine Neuwahl der bestehenden Aus­
schüsse durchzuführen. Die Verhandlungen der 
Ausschüsse erfahren durch eine solche Neuwahl 
keine Unterbrechung. 

(2) Ist ein Ausschußmitglied v~rhindert, so wird 
es durch ein gewähltes Ersatzmitglied desselben 
Klubs vertreten. 

(3) Ein verhindertes Ausschußmitglied . kann 
statt durch ein Ersatzmitglied auch durch einen 
anderen Abgeordneten desselben Klubs nach. 
schriftlicher Meldung beim Obmann des Aus­
s'chusses vertreten werden. 

§ 33 

(1) Der Nationalrat kann auf Grund eines 
Antrages zur Geschäftsbehandlung den Beschluß 
auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
fassen. Ein solcher Antrag ist dem Präsidenten 
schriftlich zu überreichen und hat den Gegen­
stand der Untersuchung sowie die Zusammen­
setzung des Untersuchungsausschusses zu ent­
halten. Jedem Untersuchungsausschuß muß je­
doch mindestens ein Mitglied jeder im Haupt­
ausschuß vertretenen Partei angehören. 

(2) Die Debatte - falls der Antragsteller eine 
solche verlangt oder der Nationalrat sie be­
schließt - und Abstimmung über den Antrag 
erfolgen nach Erledigung der Tagesordnung der 
Sitzung. Wenn jedoch ein Fünftel der anwesen­
den Abgeordneten dies schriftlich verlangt, ist 
die Abstimmung an den Beginn der nächsten 
Sitzung zu verlegen. 

(3) Die Gerichte und alle anderen Behörden 
sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse 
um Beweiserhebungen Folge zu leisten; alle 
öffentlichen Kmter haben aUif Verlangen ihre 
Akten, vorzulegen. 
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(3) Im Verfahren der Untersuchungsausschüsse 
werden die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
sinngemäß angewendet. Im übrigen gelten die 
sonst für die 'Ausschüsse bestehenden Bestim­
mungen. 

§ 27 

(1) Zur Konstituierung wird der Ausschuß vom 
Präsidenten des Nationalrates einberufen. 

(2) Jeder Ausschuß wählt einen Obmann und 
so viele Obmannstellvertreter und Schriftführer, 
wie für notwendig erachtet werden. 

(3) Bis zur Wahl des Obmannes führt der 
Präsident des Nationalrates den Vorsitz. Im Falle 
Jer Verhinderung des Präsidenten vertritt ihn der 
zweite, beziehungsweise der dritte Präsident. 

(4) Der Obmann beruft den Ausschuß zu seinen 
Sitzungen ein; er eröffnet und schließt die 
Sitzungen, handhabt die Geschäftsordnung und 
,achtet auf deren Beobachtung; er sorgt für die 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung wäh­
rend der Sitzung und ist auch berechtigt, die 
:Sitzung zu unterbrechen. 

§ 26 

(1) Ein Ausschuß kann zur Vorbehandlung eines 
ihm zugewiesenen bestimmten Gegenstandes und 
zur Berichterstattung hierüber an ihn einen Unter­
.ausschuß einsetzen. Dem Unterausschuß kommt 
.nur beratender Charakter zu . ... 

Neuer Text 

(4) Bei Beweiserhebungen durch den Unter­
suchungsausschuß sind die Bestimmungen der 
Strafprozeßordnung über das Beweisverfahren 
in der Hauptverhandlung vor den Gerichtshöfen 
erster Instanz sinngemäß mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß die Beeidigung von Sachverständigen 
und Zeugen sowie die Verlesung von Protokollen, 
Gutachten und anderen Schriftstücken auf Grund 
eines Beschlusses des Untersuchungsausschusses er­
folgen. 

§ 34 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Bis zur Wahl des Obmannes führt der 
Präsident des Nationalrates den Vorsitz. 

(4) unverändert 

§ 35 

(1) Ein Ausschuß kann zur Vorbehandlung 
eines ihm zugewiesenen Gegenstandes und zur 
Berichterstattung hierüber an ihn einen Unter­
ausschuß einsetzen. Dem Unterausschuß kommt 
beratender Charakter zu; Mehrheitsbeschlüsse sind 
lediglich über Anträge zur Geschäftsbehandlung 
zulässig. 

(2) Untersuchungsausschüsse können Unter­
ausschüsse lediglich zur Abfassung des Berichts­
entwurfes einsetzen. 

(3) Zur Konstituierung wird, der Unteraus­
schuß vom Obmann des Ausschusses einberufen. 
Jeder Unterausschuß wählt einen Obmann und 
einen Schriftführer. Wenn er es für notwendig 
erachtet, kann er überdies Stellvertreter sowohl 
für den Obmann als auch für den Schriftführer 
wählen. Der Obmann beruft den Unterausschuß 
zu seinen Sitzung~n ein und leitet die Verhand­
lungen. Hiebei sind die Bestimmungen des § 41 
über die' Verhandlungen der Ausschüsse sinn­
gemäß anzuwenden. 

(4) Der Unterausschuß hat dem Ausschuß über 
das Ergebnis seiner Verhandlungen entweder 
durch seinen Obmann oder durch einen gewähl­
ten Berichterstatter mündlich oder schriftlich zu 

, berichten. Abänderungsanträge zur Vorlage, über 
die im Unterausschuß Einvernehmen erzielt 
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(2) Dem Unterausschuß kann zur Beratung und 
Berichterstattung vom Ausschuß eine Frist gesetzt 
werden. 

(1) ... Die Beratungen derUnterausschüsse sind, 
soweit sie nicht anderes beschließen, vertraulich. 

§ 30 

Neuer Text 

wurde, sind dem Ausschuß schriftlich vorzulegen. 
Dem Unterausschuß kann vom Ausschuß jeder­
zeit, auch während der Verhandlung über den 
Gegenstand im Unterausschuß, eine Frist zur Be-
richterstattung gesetzt werden. . 

(5) Die Verhandlungen der Unterausschüsse 
sind, soweit sie nicht anderes beschließen, ver­
traulich. 

§ 36 

(1) Jedes Ausschußmitglied ist verpflichtet, an (1) Die Ausschuß(Unterausschuß)mitglieder sind' 
den Sitzungen und Arbeiten des Ausschusses teil- verpflichtet, an den Sitzungen und Arbeiten des 
zunehmen. Ausschusses (Unterausschusses) teilzunehmen. 

(2) Das Ausschußmandat erlischt, wenn ein 
Ausschuß- oder ein Ersatzmitglied es zurücklegt, 
wenn das Mitglied dem Klub (Verband), der es 
namhaft gemacht hat, nicht mehr angehört, wenn 
der Klub (Verband) ein anderes Mitglied an 
seiner Stelle namhaft gemacht hat, endlich wenn 
im Sinne des § 25 dieses Bundesgesetzes eine 
allgemeine Neuwahl des Ausschusses durchgeführt 
worden ist. 

(3) Der Obmann des Ausschusses hat von dem 
Erlöschen eines Mandates dem Präsidenten des 
Nationalrates Mitteilung zu 'machen. Der Prä­
sident veranlaßt die Wahl eines neuen Ausschuß­
oder Ersatzmitgliedes. 

§ 27 

(6) Bei den Verhandlungen der Ausschüsse mit 
Ausnahme des Hauptausschusses dürfen alle Mit­
glieder des Nationalrates als Zuhörer anwesend 
sein. per Präsident des Nationalrates ist berech­
tigt, sofern er nicht Mitglied des Ausschusses 
ist, den Verhandlungen mit beratender Stimme 
beizuwohnen. 

(2) Das Ausschuß(Unterausschuß)mandat er­
lischt, wenn das Mitglied es zurücklegt, wenn 
es dem Klub, der es namhaft gemacht hat, nicht. 
mehr angehört; wenn der Klub ein anderes Mit­
glied an seiner Stelle namhaft gemacht hat, end­
lich wenn im Sinne des § 32 Abs. 1 eine allge­
meine Neuwahl des Ausschusses durchgeführt. 
worden ist. 

(3) Das Erlöschen des Ausschuß(Unterausschuß)­
mandates wird außer im Falle des § 32 Abs. 1 
mit dem Einlangen der diesbezüglichen Mittei­
lung beim Präsidenten des Nationalrates wirksam. 
Dieser hat hievon dem Obmann des Ausschusses 
Mitteilung zu machen und erforderlichenfalls die 
Nominierung emes neuen Mitgliedes zu veran­
lassen. 

§ 37 

(1) Der Präsident des Nationalrates ist berech­
tigt, den Verhandlungen auch jener Ausschüsse, 
denen er nicht als Mitglied angehört, mit beraten­
der Stimme beizuwohnen. Andere ..e.bgeordnete 
dürfen als Zuhörer anwesend sein. 

(5) Es steht den Ausschüssen frei, andere Abge- (2) Es steht den Ausschüssen frei, auch andere 
ordnete zur Teilnahme an den Sitzungen mit Abgeordnete zur Teilnahme an Sitzungen mit be-
beratender Stimme beizuziehen. ratender Stimme beizuziehen. 

(3) Personen, die weder Abgeordnete noch nach 
§§ 18 Abs. 1 beziehungsweise 20 Abs. 1 zur Teil­
nahme an einer Sitzung des Ausschusses berechtigt 
sind, dürfen nur auf Grund einer Genehmigung 
(Weisung) des Präsidenten des Nationalrates be­
ziehungsweise des weisungsberechtigten Mitglie­
des der Bundesregierung oder Präsidenten des 
Rechnungshofes anwesend sein. 
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. (7) Ein Ausschuß kann jedoch Sitzungen mit 
Ausschluß der Abgeordneten, die nicht Mitglieder 
sind, abhalten, wenn dies mit einfacher Mehrheit 
beschlossen wird. 

§ 29 

(2) Sie können jedoch auch beschließen, daß 
und inwieweit ihre Verhandlungen und die von 
ihnen gefaßten Beschlüsse vertraulich sind. 

§ 28 

(1) Ober die Sitzungen der Ausschüsse werden 
Verhandlungsschriften geführt, die, vom Obmann 
und einem Schriftführer gefertigt, der Kanzlei 
des Präsidenten übergeben werden. Der Ausschuß 
kann beschließen, daß die Protokollführung durch 
einen Angestellten der Kanzlei des Präsidenten 
aes Nationalrates besorgt wird. 

(3) Die Verhandlungsschriften enthalten alle im 
Verlaufe der Sitzung gestellten Anträge, die Art 
ihrer Erledigung, die gefaßten Beschlüsse und, 
wenn dies der Ausschuß beschließt, auch eine aus­
zugsweise Darstellung der Verhandlungen. 

(2) In diesen Verhandlungsschriften sind die 
N~men aller a~wesenden Mitglieder zu verzeich­
nen und die' allfälligen Entschuldigungsgründe 
abwesender Mitglieder anzuführen. 

Neuer Text 

(4) Jeder Ausschuß kann Sitzungen oder Ab­
schnitte einer Sitzung mit Ausschluß aller Per­
sonen abhalten, die weder dem Nationalrat ange­
hören noch gemäß §§ 18 Abs. 1 beziehungsweis,e 
20 Abs. 1 zur Teilnahme an den Verhandlungen 
berechtigt sind. 

(5) Die Ausschüsse können beschließen, daß 
und inwieweit ihr'e Verh3lItdlu:ng,en Isowie die von 
ihnen gefaßten Beschlüsse vertraulich sind. 
Von vertraulich geführten Verhandlungen kann 
der Ausschuß weiters auch die Abgeordneten, die 
in der betreffenden Sitzung nicht stimmberechtigt 
sind, ausschließen; zu einem solchen Beschluß ist 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 

(6) Die Präsidenten des Nationalrates können 
niemals von der Sitzung eines Ausschusses ausge­
schlossen werden. 

(7) Auf Sitzungen der Unterausschüsse finden 
die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 sinngemäß 
Anwendung. 

§ 38 

(1) über jede Sitzung eines Ausschusses oder 
Unterausschusses ist ein Amtliches Protokoll zu 
führen, das, vom Obmann und einem Schrift­
führer unterfertigt, in der Parlamentsdirektion zu 
hinterlegen ist. Die Protokollführung wird durch 
Bedienstete der Parlamentsdirektion besorgt; die 
Ausschüsse (Unterausschüsse) können beschließen, 
einen Schriftführer mit der Führung des Proto­
kolls zu betrauen. 

(2) Das Protokoll hat zu verzeichnen: die in 
Verhandlung genommenen Gegenstände, alle im 
Verlaufe der Sitzung gestellten Anträge, die Art 
ihrer Erledigung, das Ergebnis der Abstimmun­
gen und die gefaßten Beschlüsse. 

(3) Dem Protokoll sind die Anwesenheitsliste 
sowie allfällige schriftliche Meldungen über die 
Vertretung eines verhinderten Ausschußmitglie­
des durch einen anderen Abgeordneten als ein 
Ersatzmitglied anzuschließen. Ferner sind Schrift­
stücke, die der Obmann in der Sitzung des Aus­
schusses (Unterausschusses) den Mitgliedern zur 
Kenntnis gebracht hat, entweder im Original 
oder in Abschrift dem Protokoll beizulegen. 
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(4) Eine Verhandlungsschrift gilt als genehmigt, 
wenn gegen ihre Fassung bis zur nächsten Sitzung 
des Ausschusses keine Einwendung erhoben wurde. 

§ 29 

(1) Die Ausschüsse können die V erö ffentlichung 
ihrer Verhandlungsschriften beschließen. Die Ver­
öffentlichung wird in diesem Falle durch den 
Präsidenten des Nationalrates veranlaßt. 

§ 28 

(3) Die Verhandlungsschriften enthalten, ... 
wenn dies der Ausschuß beschließt, auch eine 
auszugsweise Darstellung der Verhandlungen. 

§ 32 

(1) Die Ausschüsse haben das Recht, durch den 
Präsidenten des Nationalrates die Mitglieder der 
Regierung um die Einleitung von Erhebungen zu 
ersuchen. Ebenso steht ihnen das Recht zu, durch 
den Präsidenten Sachverständige oder Zeugen zur 
mündlichen Vernehmung 'Vorladen oder zur Ab­
gabe eines schriftlichen Gutachtens oder Zeugnisses 
auffordern zu lassen. 

(2) Leistet ein Sachverständiger oder Zeuge der 
Ladung nicht Folge, so ist seine Vorführung durch 
die politische Behörde im Auftrag des Präsidenten 
zu veranlassen. 

Neuer Text. 

(4) Ein Protokoll gilt als genehmigt, wenn 
gegen seine Fassung bis zur nächsten Sitzung des 
Ausschusses (Unterausschusses) keine Einwendun­
gen erhoben wurden. Ober allfällige Einwendun­
gen entscheidet der Obmann. 

§ 39 

(1) Der Präsident des Nationalrates ver,anlaßt 
die Verlautbarungen über die Tätigkeit der Aus­
schüsse und Unterausschüsse. Die Ausschüsse 
(Unterausschüsse) können der Parlamentsdirek­
tion jedoch auch vom Obmann und einem Schrift­
führer gefertigte Texte (Kommuniques) zur Ver­
öffentlichung übergeben. 

(2) Der Obmann eines Ausschusses (Unter­
ausschusses) kann bei Vorliegen besonderer Um­
stände den Präsidenten ersuchen, durch den 
Stenographendienst eine auszugsweise Darstellung 
der Verhandlungen abfassen zu lassen, die unmit­
telbar nach ihrer übertragung in Maschinschrift 
dem Amtlichen Protokoll der Sitzung beizu­
fügen ist. In eine solche Verhandlungsschrift 
sind insbesondere auch von Sitzungsteilnehmern 
schriftlich übergebene Erklärungen aufzunehmen. 

(3) Auf Beschluß des Ausschusses (Unteraus­
schusses) veranlaßt der Präsident die Veröffent­
lichung einer solchen Verhandlungsschrift. 

§ 40 

(1) Die Ausschüsse (Unterausschüsse) haben 
das Recht, durch den Präsidenten die Mitglieder 
der Bundesregierung um die Einleitung von Er­
hebungen zu ersuchen oder Sachverständige oder 
andere Auskunftspersonen zur mündlichen oder 
schriftlichen Äußerung einzuladen. 

(2) Leistet ein Sachverständiger oder eine andere 
Auskunftsperson der Ladung nicht Folge, so kann 
die Vorführung durch die politische Behörde ver­
anlaßt werden. 

(3) Sachverständigen oder Auskunftspersonen, 
dile zur mündlichen Äußerung vor ebnen Aus­
schuß (Unterausschuß) geladen wurden und zu 
diesem Zweck von ihrem Wohn- beziehungs­
weise Dienstort an den Sitz des Nationalrates 
reisen müssen, gebührt ein Ersatz der notwen­
digen Kosten. Die Parlamentsdirektion hat bei 
Nachweis solcher Kosten diese zu ersetzen. Hiebei 
sind die für Bundesbedienstete geltenden Reise­
gebühren vorschriften sinngemäß anzuwenden. 
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§ 34 

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Anwesenheit der zur Beschlußfähigkeit 
erforderlichen Anzahl der Mitglieder ist nur bei 
Abstimmungen und Wahlen notwendig. 

(9) Der Ausschuß wählt am Beginn der Ver­
handlungen einen Berichterstatter für den Aus­
schuß· .. 

(3) Auf Vorschlag des Obmannes kann ein Au.l­
schuß für einzelne seiner Verhandlungen sowohl 
für die Generaldebatte als auch für jeden Ab­
schnitt der Spezialdebatte mit Zweidrittelmehr­
heit der anwesenden Mitglieder beschließen, daß 
die Redezeit eines jeden Redners mit Ausnahme 
des Berichterstatters, der Mitglieder der Bundes­
regierung und ihrer Vertreter ein bestimmtes Aus­
maß nicht überschreiten dürfe. In keinem Falle 
darf jedoch die Redezeit auf weniger als eine 
Viertelstunde herabgesetzt werden. 

Ne uer Tex t 

(4) Im Zusammenhang mit der" Vorberatung 
eines Verhandlungsgegenstandes kann der Aus­
schußobmann mit Zustimmung des Präsidenten 
die Mitglieder des Ausschusses zu Besichtigungen 
an Ort und Stelle innerhalb des Bundesgebietes 
einladen. 

§ 41 

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Die Anwesenheit der zur Beschlußfähigkeit erfor­
derlichen Anzahl der Mitglieder ist nur bei Ab­
stimmungen und Wahlen notwendig. Kann eine 
Abstimmung oder eine Wahl wegen Beschluß­
unfähigkeit nicht vorgenommen werden, so 
unterbricht der Obmann die Sitzung auf be­
stimmte oder unbestimmte Zeit. 

(2) Am Beginn der Sitzung kann der Obmann 
eine Umstellung der Gegenstände der Tagesord­
nung vornehmen und die Verhandlung über meh­
rere Gegenstände zusammenfassen. Werden Ein­
wendungen erhoben, so entscheidet der Ausschuß 
ohne Debatte. Auf VorschIag des Obmannes oder 
auf Antrag eines Abgeordneten kann der Aus­
schuß ferner mit Zweidrittelmehrheit der an­
wesenden Mitglieder am Beginn der Sitzung be­
schließen, daß ein Verhandlungsgegenstand von 
der Tagesordnung abgesetzt oder daß ein nicht 
auf der Tagesordnung stehender Gegenstand in 
Verhandlung genommen werde. 

(3) Der Ausschuß wählt am Beginn jeder Ver-· 
handlung über eine Vorlage einen Berichterstatter 
für. den Ausschuß, auf dessen Vorschlag die Vor­
lage unter einem oder Teile der Vorlage für sich 
beraten oder eine getrennte General- und Spezial­
debatte abgeführt werden können. Werden Ein­
wendungen erhoben, entscheidet der Ausschuß 
ohne Debatte. 

(4) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, be­
schließt der Ausschuß, welcher derselben der 
Debatte und Abstimmung zugrunde zu legen ist. 

(5) Der Obmann des Ausschusses erteilt den 
zum Wort gemeldeten Sitzungsteilnehmern in der 
Reihenfolge ihrer Anmeldung das Wort. 

(6) Auf Vorschlag des Obmannes kann ein 
Ausschuß für einzelne seiner Verhandlungen 
mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglie­
der beschließen, daß die Redezeit eines jeden 
zum Wort gemeldeten Abgeordneten ein bestimm­
tes Ausmaß nicht überschreiten darf. In keinem 
Falle darf jedoch die Redezeit auf weniger als 
eine Viertelstunde herabgesetzt werden. 
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(4) Für den Schluß der Debatte, '" finden 
die Bestimmungen der §§ 48 erster und letzter 
Absatz, ... sinngemäße Anwendung. Nach Schluß 
der Debatte kommen jedoch die eingezeichneten 
Redner noch zum Wort. 

(6) Jeder Beschluß wird mit Stimmenmehrheit 
der anwesenden Ausschußmitglieder gefaßt. Der 
Vorsitzende übt sein Stimmrecht glefch den 
anderen Mitgliedern aus. Bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als abgelehnt. 

Diese Bes.timmungen sind auch für die tn den 
Ausschüssen vorzunehmenden Wahlen anzu­
wenden. 

(5) Eine namentliche Abstimmung wird auf 
Anordnung des Obmannes oder auf das Ver­
langen von einem Fünftel der vom Nationalrat 
festgesetzten Anzahl der Ausschußmitglieder vor­
genommen. 

Neuer Text 

(7) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, 
nachdem wenigstens drei zum Wort gemeldete 
Abgeordnete gesprochen haben, jederzeit, je­
doch ohne Unterbrechung eines Redners, ge­
stellt werden und ist vom Obmann ohne 
Debatte sofort zur Abstimmung zu brin­
gen. Nach Annahme eines solchen Antrages 
kommen jedoch die eingeschriebenen Redner 
noch zum Wort. Sind zu diesem Zeitpunkt keine 
Redner beim Obmann angemeldet, so kann jeder 
im Ausschuß vertretene Klub (§ 32) noch. 
einen Redner aus seiner Mitte bestimmen. Nimmt 
nach Schluß der Debatte oder nach Annahme 
eines Antrages auf Schluß der Debatte ein Mit­
glied der Bundesregierung oder ein von ihm ent­
sendeter Staatssekretär oder der Präsident be~ 
ziehungsweise der Vizepräsident des Rechnungs­
hofes ·das Wort, so gilt die Debatte aufs neue für 
eröffnet. 

(8) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
von jedem in der Sitzung stimmberechtigten Ab­
geor·dneten .gesteHt werden; sie.'Sind dem Obmann 
schriftlich zu übergeben. Den Anträgen kann eine 
Begründung beigefügt werden. Abgeordnete, die 
einen Abänclerungs- oder Zusat:oantt:l!g stieBen 
wollen, können,. falls Schluß der Debatte be­
schlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach aus­
gesprochenem Schlusse dem Obmann übergeben, 
der ihn dem Ausschuß mitteilt. . 

(9) Jeder Beschluß des Ausschusses wird - so­
weit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist -
mit Stimmenmehrheit der anwesenden Ausschuß­
mitglieder gefaßt. Der Obmann übt sein 
Stimmrecht gleich den anderen Mitgliedern aus. 
Auf die Ausübung des Stimmrechtes findet § 64 
sinngemäß Anwendung. Bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als abgelehnt. 

(10) Auf die in den Ausscp.üssen vorzunehmen­
den Wahlen sind die Bestimmungen des Abs. 9 
sinngemäß anzuwenden. Bei Stimmengleichheit 
ist zunächst eine zweite Wahl vorzunehmen. Er­
gibt sich auch nach einem zweiten Wahlgang keine 
Mehrheit, so entscheidet das Los. . 

(11) Eine namentliche Abstimmung wird auf 
Anordnung des Obmannes oder' auf Ver-. 
langen von einem Fünftel der vom Nationalrat 
festgesetzten Anzahl der Ausschußmitglieder vor­
genommen. Vor Beginn der Abstimmung hat 
der Obmann die Namen der Stimmberechtigten 
festzustellen und bekanntzugeben. Das Ergebnis 
einer namentlichen Abstimmung ist sowohl im 
Amtlichen Protokoll über die Ausschußsitzung als 
auch im schriftlichen Bericht des Ausschusses an 
den Nationalrat festzuhalten. 
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(4) Für ... die tatsächlichen Berichtigungen, 
die Debatte und Abstimmung über förmliche An­
träge, die Reihenfolge der Abstimmungen und 
den Ruf zur Sache und zur Ordnung finden die 
Bestimmungen der §§ ... 49, 52, 63, 83 bis 85 
sinngemäße Anwendung . .. . 

(9) Der Ausschuß wählt ... am Schluß der 
Verhandlungen einen Berichterstatter für den 
Nationalrat, welch letzterer das Ergebnis der Be­
ratung in einem Berichte zusammenfaßt und die 
Beschlüsse der Mehrheit des Ausschusses im 
Nationalrat zu vertreten hat. Auch wenn die 
Mehrheit einen dem Ausschuß zur Vorberatung 
zugewiesenen Antrag ablehnt, ist ein Bericht an 
den Nationalrat zu erstatten. Nimmt der 
Nationalrat diesen Bericht nicht zur Kenntnis, gilt 
der Antrag als an den Ausschuß rückverwiesen. 

§ 43 

(1) S,obald der Bericht vom Ausschusse festge­
stellt und, vom Obmann und dem Berichterstatter 
unterfertigt, dem Präsidenten des Nationalrates 
übergeben ist, verfügt dieser die Drucklegung und 
die Verteilung an die Mitglieder des Nationalrates. 

§ 34 

(7) Der Ausschuß kann, solange der Bericht 
an den Nationalrat nicht erstattet ist, seine Be­
schlüsse jederzeit abändern. Die Stimmenzahl, 
mit der ein Beschluß geändert werden soll, darf 
nicht geringer sein, als jene, mit welcher der abzu­
ändernde Beschluß gefaßt wurde. Ist die Stim­
menzahl, mit welcher der frühere Beschluß ge­
faßt war, nicht mehr festzustellen, so ist zur 
Abänderung des Beschlusses Zweidrittelmehrheit 
der anwesenden Mitglieder nötig. 

(8) Sobald der Bericht an den Nationalrat 
erstattet ist, kann er nur mit dessen Zustimmung 
zurückgenommen werden. 

(10) Wenn eine Minderheit des Ausschusses von 
wenigstens drei Mitgliedern ein abgesondertes 
Gutachten abgeben will, so hat sie das Recht, 
einen besonderen schriftlichen Bericht zu erstatten. 

(11) Ein solcher Minderh~itsbericht muß j'edoch 
dem Präsidenten rechtzeitig übergeben werden, so 
daß er gleichzeitig mit dem Hauptberichte des 
Ausschusses in Druck gelegt werden kann. 

NeuerText 

(12) Auf die Vertagung der Verhandlung, tat­
sächliche Berichtigungen, die Debatte und Ab­
stimmung über Anträge zur Geschäftsbehandlung, 
die Reihenfolge der' Abstimmungen sowie den 
Ruf zur Sach,e und zur Ordnung finden die für 
,die Sitzungen des Nationalrates geltenden Bestim­
mungen sinngemäß Anwendung. 

VII. Berichterstattung der Ausschüsse 

§ 42 

(1) Der Ausschuß wählt am Schluß der Ver­
handlungen einen Berichterstatter für den Natio­
nalrat, der das Ergebnis derselben, insbesondere 
hinsichtlich der Beschlüsse des Ausschusses, in 
einem schriftlichen Bericht zusammenfaßt. Der 
Bericht wird, vom Obmann und vom Bericht­
erstatter unterfertigt, dem Präsidenten des Natio­
nalrates übergeben, der die Vervielfältigung und 
die Verteilung an die Abgeordneten verfügt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Wenn eine Minderheit des Ausschusses von 
wenigstens drei Mitgliedern ein abgesondertes 
Gutachten abgeben will, hat sie das Recht, 
einen besonderen schriftlichen Bericht zu erstat­
ten. Ein solcher Minderheitsbericht muß jedoch 
dem Präsidenten so rechtzeitig übergeben werden, 
daß er gleichzeitig mit dem Hauptberichte des 
Ausschusses in Verhandlung genommen werden 
kann. Der Präsident verfügt die Vervielfältigung 
und Verteilung des Minderheitsberichtes an 
die Abgeordneten, wobei 'der Minderheitsbericht 
dem Hauptbericht des A1,1sschusses anzuschließen 
ist, wenn die Frist nach § 44 Abs. 1 eingehalten 
werden kann. 
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(12) Die mündliche Berichterstattung eines (5) Die mündliche Berichterstattung über einen 
Minderheitsberichterstatters Jm Nationalrat ist Minderheitsbericht im Nationalrat ist unzulässig. 
unzulässig. . 

§42 

Jederzeit, auch während der Verhandlung über 
einen Gegenstand im Ausschuß, kann der 
Nationalrat auf Vorschlag des Präsidenten oder 
auf Antrag eines Abgeordneten dem Ausschusse 
eine Frist zur Berichterstattung stellen. Der Vor­
schlag oder Antrag wird vom Präsidenten dem 
Hause vor Eingang in die Tagesordnung der 
Sitzung bekanntgegeben. Der Präsident bestimmt, 
in welchem Zeitpunkt während der Sitzung des 
Nationalrates über einen solchen Vorschlag oder 
Antrag abzustimmen ist. 

§ 43 

(2) Die, zweite Lesung darf in der Regel nicht 
vor Ablauf von 24 Stunden nach erfolgter Ver­
teilung des Berichtes stattfinden. I 

(5) Nur auf Grund eines Vorschlages des Präsi­
denten und des darüber mit Zweidrittelmehrheit 
gefaßten Beschlusses des Nationalrates kann von 
der Drucklegung des Ausschußberichtes oder von 
der 24stündigen Frist abgesehen werden. 

(3) Nach Ablauf einer dem Ausschusse zur 
Berichterstattung gestellten Frist hat die zweite 
Lesung in der dem Fristablauf nachfolgenden 
Sitzung selbst dann zu beginnen, wenn ein schrift­
licher Ausschußbericht nicht vorliegt. 

(4) Sollte der Ausschuß auch nicht in der Lage 
sein, mündlich Bericht zu erstatten, so bestimmt 
der Präsident den Berichterstatter. 

§ 43 

(1) Der Nationalrat kann auf Vorschlag des Prä­
sidenten oder auf Antrag eines Abgeordneten 
jederzeit - auch während der Verhandlung über 
einen Gegenstand im Ausschuß - dem Ausschuß 
eine Frist zur Berichterstattung setzen. Die Be~ 
kanntgabe eines diesbezüglichen Vorschlages durch 
den Präsidenten oder die Stellung eines solchen 
Antrages hat vor Eingang in die Tagesordnung 
einer Sitzung zu erfolgen. Die Abstimmung hier­
über ist vom Präsidenten nach Beendigung der 
Verhandlungen in dieser Sitzung vorzunehmen. 

(2) Die einem Ausschuß gesetzte Frist kann 
vom Nationalrat vor Ablaut der Frist erstreckt 
werden. 

§ 44 

(1) Die Verhandlung eines von einem Aus­
schuß vorzuberatenden Gegenstandes im Natio­
nalrat darf in der Regel nicht vor Ablauf von 
24 Stunden nach erfolgter Verteilung des Aus­
schußberichtes stattfinden. 

(2) Nur auf Grund eines Vorschlages des Präsi­
denten und des darüber mit Zweidrittelmehrheit 
gefaßten Beschlusses des Nationalrates kann von 
der Vervielfältigung des Ausschußberichtes oder 
von der 24stündigen Frist abgesehen werden. 

(3) Nach Ablauf einer dem Ausschusse zur 
Berichterstattung gesetzten Frist hat die Ver­
handlung in der dem Fristablauf nachfolgenden 
Sitzung selbst dann zu beginnen, wenn ein schrift­
licher Ausschußbericht nicht vorliegt. 

(4) Sollte der Ausschuß keinen Berichterstatter 
für den Nationalrat gewählt haben, ist vom 
·Obmann oder im Falle seiner Verhinderung 
von einem Obmannstellvertreter ein münc;l­
licher Bericht zu erstatten. 

§ 45 

Kann ein Untersuchungsausschuß innerhalb 
einer ihm gemäß § 43 gesetzten Frist nicht 
schriftlich Bericht erstatten, so hat in der dem 
Fristablauf folgenden Sitzung der Obmann des 
Untersuchungsausschusses oder dessen Stellver­
treter einen mündlichen Bericht über die bis­
herige Tätigkeit des Untersuchungsausschusses zu 
erstatten. Setzt der Nationalrat für die Vorlage 
emes schriftlichen Ausschußberichtes keine 
neuerliche Frist, so ist damit die Tätigkeit des 
Untersuchungsausschusses beendet. 
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V. Sitzungen des Nationalrates VIII. Tagungen und Sitzungen des Nationalrates 

§ 40 § 46 

(1) Der Bundespräsident beruft den Nationalrat 
in jedem Jahr zu zwei ordentlichen Tagungen 
ein, und zwar zu einer Frühjahrstagung und zu 
einer Herbsttagung. Die Frühjahrstagung, deren 
Dauer mindestens zwei Monate beträgt, soll nicht 
länger als bis zum 15. Juni währen, die Herbst­
tagung, deren Dauer mindestens vier Monate be­
trägt, nicht vor dem 15. Oktober beginnen. 

(2) Der Bundespräsident kann den Nationalrat 
auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen. 
Wenn es die Bundesregierung oder mindestens 
ein Drittel der Mitglieder des Nationalrates oder 
der Bundesrat verlangt, ist der Bundespräsident 
verpflichtet, den Nationalrat binnen zwei Wochen 
zu einer außerordentlichen Tagung einzuberufen. 
Zur Einberufung einer außerordentlichen Tagung 
auf Antrag von Mitgliedern des Nationalrates oder 
auf Antrag des Bundesrates ist ein Vorschlag der 
Bundesregierung nicht erforderlich. 

(3) Der Bundespräsident erklärt die Tagungen 
des Nationalrates auf Grund Beschlusses des 
Nationalrates für beendet. 

(4) Bei Eröffnung einer neuen Tagung des 
Nationalrates innerhalb der gleichen Gesetz­
gebungsperiode werden die Arbeiten nach dem 
Stand fortgesetzt, in dem sie sich bei der Beendi­
gung der letzten Tagung befunden haben. Bei 
Beendigung einer Tagung können einzelne Aus­
schüsse vom Nationalrat beauftragt werden, ihre 
Arbeiten fortzusetzen. . 

(5) Innerhalb einer Tagung beruft und schließt 
die einzelnen Sitzungen des Nationalrates sein 
Präsident. Dieser ist. verpflichtet, innerhalb einer 
Tagung eine Sitzung spätestens binnen fünf Tagen 
einzuberufen, wenn dies wenigstens ein Viertel 
der Mitglieder des Nationalrates oder die Bundes­
regierung verlangt (Art. 28.B-VG). 

§ 36 

(1) Die Sitzungen des Nationalrates sind öffent-
lich. . 

(1)- Der Bundespräsident beruft den National­
rat in jedem Jahr zu einer ordentlichen Tagung 
ein, die nicht vor dem 15. September beginnen 
und nicht länger als bis zum 15. Juli des folgenden 
] ahres währen soll. 

(2) Der Bundespräsident kann den Nationalrat 
auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen. 
Wenn es die Bundesregierung oder mindestens 
ein Drittel der Abgeordneten oder der Bundesrat 
verlangt, ist der Bundespräsident verpflichtet, 
den NationaJlraot zu. einer außerordentlichen 
Tagung .eiruzuberufen, und zwar ISO, daß der 
Nationalrat spätestens binnen zwei Wochen nach 
Eintreffen des Verlangens beim Bunde~präsiden­
'ten zusammentritt. Zur ßinJherufung einer 
außerordentlich'en Tagung auf .A:ntl1ag von Abge­
ordneten oder auf Antl1ag des Bundesrates ist 
ein Vorschlag der Bundesregierung nicht erfor­
dedich. 

(3) Der Bundespräsident erklärt die Tagungen 
des Nationalrates auf Grund eines Beschlusses des 
Nationalrates für be endet. 

(4) Bei Eröffnung einer neuen Tagung des 
Nationalrates innerhalb derselben Gesetzgebungs­
periode werden die Arbeiten nach dem Stand 
fortgesetzt, in dem sie sich bei der Beendi­
gung der letzten Tagung befunden haben. Bei 
Beendigung einer Tagung können einzelne Aus­
schüsse vom Nationalrat beauftragt werden, ihre 
Arbeiten während der tagungsfreien Zeit fort­
zusetzen. 

(5) Innerhalb einer Tagung beruft der Präsi­
dent des Nationalrates die einzelnen Sitzungen 
ein. Wenn innerhalb einer Tagung wenigstens 
ein Viertel der Abgeordneten oder die Bundes­
regierung es verlangt, ist der Präsident verpflich­
tet, eine Sitzung einzuberufen, und zwar so, daß 
der Nationalrat spätestens binnen fünf Tagen 
nach Eintreffen des Verlangens beim Präsidenten 
zusammentritt. 

§ 47 

(1) unverändert 

(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn (2) Die öffentlichkeit wird ausgeschlossen, 
es vom Vorsitzenden qder einem Fünftel der wenn es vom Präsidenten oder von einem Fünftel 
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anwesenden Mitglieder verlangt und vom der anw~senden Abgeordneten verlangt und vom 
Nationalrat nach Entfernung der Zuhörer be- Nationalrat nach Entfernung der Zuhörer be-
schlossen wird (Art. 32 B-VG). schlossen wird. 

(3) Ober eine mit Ausschluß der ÖffentliChkeit (3) Ober eine unter Ausschluß der öffentlichkeit 
abgehaltene Sitzung wird ein Protokoll verfaßt durchgeführte Verhandlung wird ein Amtliches 
und in dieser Sitzung vorgelesen und genehmigt. Protokoll (§ 51) verfaßt und in derselben Sitzung 
Ob es veröffentlicht wird, hängt von dem noch vorgelesen. Wird keine Einwendung erhoben, 
während des Ausschlusses der Öffentlichkeit zu. so gilt es als genehmigt. über allfällige Einwen­
fassenden Beschlusse des Nationalrates ab. dungen hat der Präsident noch innerhalb dieser 

§ 53 

(7) Das Protokoll einer nach Art. 32 Abs. 2 
B-VG abgehaltenen nichtöffentlichen Sitzung muß 
noch in derselben Sitzung verfaßt und vorgelesen 
werden und )st gleich falls in das Protokollsbuch 
des Nationalrates einzulegen. 

§ 37 

(1) Die Anwesenheit der zu einem Beschlusse 
des Nationalrates notwendigen Anzahl von Mit­
gliedern ist nur bei Abstimmungen und Wahlen 
erforderlich. 

(2) Kann eine Abstimmung oder eine Wahl 
wegen Beschlußunfähigkeit nicht vorgenommen 
werden, so schließt dfr Präsident die Sitzung 
oder unterbricht sie auf bestimmte Zeit. 

§ 38 

(1) Der Präsident eröffnet die Sitzung zur 
anberaumten Stunde ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Anwesenden. Sodann macht er aus dem 
Einlauf die ihm notwendig erscheinenden Mit­
teilungen . ... 

(2) Mitteilungen des Präsidenten können auch 
im Laufe oder am Schlusse der Sitzung vor­
gebracht werden. 

(3) Der Präsident verkündet den übergang 
zur Tagesordnung. 

(4) Am Beginn der Sitzung kann der Präsident 
eine Umstellung der Gegenstände der T agesord­
nung vornehmen. Wird Einspruch erhoben, so 
entscheidet der Nationalrat ohne Debatte. 

Sitzung zu entscheiden. Ob dieses Protokoll ver­
öffentlicht wird, hängt von dem noch während 
des Ausschlusses der öffentlichkeit zu fassenden 
Beschlusse des Nationalrates ab. 

(4) Desgleichen k;nn der Nationalrat beschlie­
ßen, daß auch über die unter Aussmluß der öffent­
lichkeit durchgeführte Verhandlung ein Steno­
graphisches Protokoll verfaßt wird, über dessen 
Veröffentlichung der Nationalrat ebenfalls Be­
smluß zu fassen hat. 

§ 48 

(1) Die Anwesenheit der zu einem Beschlusse 
des Nationalrates notwendigen Anzahl von Abge­
ordneten ist nur bei Abstimmungen und Wahlen 
erforderlich. 

(2) Kann eine Abstimmung oder eine Wahl 
wegen Beschlußunfähigkeit nicht vorgenommen 
werden, unterbricht der Präsident die Sitzung. 

§ 49 

(1) Der Präsident eröffnet die Sitzung zur an­
beraumten Stunde ohne Rücksidllt: auf die Aruzahl 
der anwesenden Abgeordneten und macht die ihm 
notwendig erscheinenden Mitteilungen. Insbeson­
dere gibt er die entschuldigten Abgeordneten so­
wie Vertretungen zeitweilig verhinderter Mit­
glieder der Bundesregierung (Art. 73 B-VG) be­
kannt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Vor Eingang in die Tagesordnung kann der 
Präsident eine Umstellung der Gegenstände der 
Tagesordnung vornehmen sowie die Debatte über 
mehrere Gegenstände der Tagesordnung zusam­
menfass·en. Werden EinIWendungen erhoben, ent­
smeid,et der Naciona'ka.t ohne Debatte. 
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(5) Auf Vorschlag des Präsidenten ode~ auf den 
Antrag eines Abgeordneten kann der Nationalrat 
mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder 
am Beginn der Sitzung beschließen, daß ein Ver­
handlungsgegenstand von der Tagesordnung ab­
gesetzt oder daß ein nicht auf der Tagesordnung 
stehender Gegenstand in Verhandlung genommen 
werde. 

§ 39 

(1) Der Präsident verkündet am Schlusse jeder 
Sitzung Tag, Stunde und Tagesordnung dernäch­
sten Sitzung. Wird eine Einwendung erhoben oder 
ein Gegenantrag gestellt, so entscheidet der 
Nationalrat. Ober alle in einem solchen Falle 
erhobenen Einwendungen und Gegenanträge findet 
nur eine Debatte statt, in der der Präsident die 
Redezeit bis auf fünf Minuten beschränken kann. 
Werden die Gegenanträge abgelehnt, so bleibt es 
bei dem Vorschlag des Präsidenten. 

(2) Wahlen aus dem Nationalrat auf die Tages­
ordnung zu stellen, ist der Präsident aus eigenem 
berechtigt. 

(3) Nach der wegen Beschlußunfähigkeit erfolg­
ten Schließung einer Sitzung, ferner nach einer 
Vertagung des Nationalrates (§ 40) oder nach 
einer längeren Unterbrechung der Sitzungen des 
Nationalrates bestimmt der Präsident Tag, Stunde 
und Tagesordnung der nächsten Sitzung. Die Ver­
lautbarung darüber geschieht durch Anschlag im 
Gebäude des Nationalrates, nach -einer Vertagung 
oder einer Unterbrechung der Sitzungen außerdem 
im schriftlichen Wege an die einzelnen Abgeord­
neten. 

(4) Gegen diese Tagesordnung können nur 
sogleich nach Eröffnung der Sitzung Einwendun­
gen erhoben oder Gegenanträge gestellt werden. 
I st dies der Falt, so sind die Bestimmungen des 
ersten Absatzes anzuwenden. 

§53 

(1) Uber jede Sitzung ist von den hiezu bestell­
ten Beamten ein amtliches Protokoll zu führen 
und am Tage nach der Sitzung in der Kanzlei 
des Nationalrates zur Einsicht aller Mitglieder 
durch 24 Stunden aufzulegen. 

(2) Bedenken gegen die Fassung oder den Inhalt 
des Protokolles sind außerhalb der Sitzung dem 
Präsidenten mitzuteilen, welcher, wenn er Sle 
begründet findet, die Berichtigung vornimmt. 

Neuer Text 

(5) Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 
Antrag eines Abgeordneten kann der National­
rat mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Ab­
geordneten am Beginn der Sitzung beschließen, 
daß ein Verhandlungsgegenstand von der Tages­
ordnung' abgesetzt oder daß ein nicht auf der 
Tagesordnung stehender Gegenstand in Verhand­
lung genommen werde. 

§ SO 

(1) Der Präsident verkündet in der Regel am 
Schlusse jeder Sitzung Tag, Stunde und nach Mög­
lichkeit Tagesordnung der nächsten in Aussicht 
genommenen Sitzung. Dies kann auch durch Hin­
wets auf eine im Sitzungssaal verteilte schrift­
liche Mitteilung erfolgen. Wird eine Einwendung 
erhoben, so entscheidet, wenn der Präsident der 
Einwendung nicht beitritt, der Nationalrat. über 
alle in einern solchen Falle erhobenen Einwen­
dungen findet nur eine Debatte statt,' in der die 
Redezeit des einzelnen Abgeordneten vorn Prä­
sidenten bis auf fünf Minuten beschränkt wer­
den kann. Findet keine Einwendung eine Mehr­
heit, so bleibt es beim Vorschlag des Präsidenten. 

(2) Wahlen auf die Tagesordnung zu stellen, ist 
der Präsident aus eigenem berechtigt. 

(3) Soweit Tag, Stunde oder Tagesordnung der 
nädlsten Sitzung nicht gemäß Abs. 1 verkündet 
wurden, hat dies dunh schriftliche Bt;nachrich­
tigung jedes Abgeordneten und jedes Klubs zu 
erfolgen. Außerdem kann der Präsident Verlaut­
barungen hierüber durch Anschlag im Parla­
mentsgebäude sowie Presse, Rundfunk und an­
dere Nachrichtenmittel veranlassen. 

(4) Gegen eine gemäß Abs. 3 vorn Präsidenten 
bekanntgegebene Tagesordnung können nur so­
gleich nach Eröffnung der Sitzung Einwendungen 
erhoben werden. Ist dies der Fall, so sind die 
Bestimmungen des Abs. 1 sinngemäß anzuwen­
den. 

§ 51 

(1) über jede Sitzung ist von den hiezu be­
stimmten Bediensteten der Parlamentsdirektion 
ein Amtliches Protokoll zu führen und an dem 
der Sitzung folgenden Arbeitstag während der 
Dienststunden in der Parlamentsdirektion zur 
Einsicht für alle Abgeordneten aufzulegen. 

(2) Einwendungen gegen die Fassung oder den 
Inhalt des Protokolls sind außerhalb der Sitzung 
während der Zeit, in der es zur Einsicht aufliegt, 
dem Präsidenten mitzuteilen, welcher, wenn er sie 
begründet findet, die Berichtigung veranlaßt. 
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(3) Das Protokoll hat ausschließlich zu ver­
zeichnen: die in Verhandlung genommenen Gegen­
.tände, die wörtliche Fassung der zur Abstimmung 
gebrachten Fragen, das Ergebnis der Abstimmun­
gen und die gefaßten Beschlüsse. 

(4) Die Verzeichnisse der eingebrachten selb­
ständigen Anträge von Mitgliedern, der an die 
Mitglieder der Regierung gerichteten Anfragen 
und der eingelangten Bittschriften werden dem 
Protokoll nicht beigegeben. 

(5) Der Nationalrat kann außerdem auf Vor­
schlag des Präsidenten die Erwähnung bestimmter 
Vorkommnisse beschließen~ . 

(6) Die Protokolle werden vom Präsidenten 
und einem Schriftführer unterfertigt und in das 
Protokollsbuch des Nationalrates eingetragen. Eine 
Drucklegung findet nicht statt. 

§ 54 

(1). Ober die Sitzungen des Nationalrates 
werden steno graphische Berichte durch das· dazu 
bestellte stenographische Büro verfaßt und durch 
den Druck veröffentlicht. Sie haben die vollstän­
dige Darstellung der Verhandlungen zu geben. 

(3) Die stenographischen Berichte liegen, in 
gewöhnliche Schrift übertragen, nach d~r Sitzung 
in der Kanzlei des Nationalrates zur Durchsicht 
der Redner auf, denen nur die Vornahme 
stilistischer Anderungen gestattet ist. 

§ 38 

(1) ... Ein Verzeichnis der in der Sitzung 
eingebrachten Anträge und Anfragen sowie der 
eingelangten Anfragebeantwortungen gelangt zn 
den stenographischen Berichten zum Abdruck. 

§ 54 

(2) Alle Verhandlungsgegenstlinde im Sinne des 
§ 15, mit Ausnahme der Bittschriften, werden als 
Beilagen zu den steno graphischen Berichten ver­
öffentlicht. Sie sind mit in jeder Gesetzgebungs­
periode fortlaufenden Nummern zu bezeichnen. 

Neuer Text 

(3) Wenn gegen das Protokoll keine Einwen­
dungen erhoben wurden beziehungsweise der 
Präsident über solche entschieden hat, gilt dieses 
nach Ablauf der im Abs. 1 genannten Frist be­
ziehungsweise mit der Entscheidung des Präsi­
denten als genehmigt. 

(4) Das Protokoll hat ausschließlich zu ver­
zeichnen: die in Verhandlung genommenen 
Gegenstände, die zur Abstimmung gebrachten 
Fragen, das Ergebnis der Abstimmungen und die 
gefaßten Beschlüsse. 

(5) Das Protokoll wird vom Präsidenten und 
einem Schriftführer unterfertigt. Eine Ver­
vielfältigung findet nicht statt, doch hat der 
Präsident in der auf die Genehmigung des 
Protokolls folgenden Sitzung darüber Mitteilung 
zu machen, ob gegen das Protokoll Einwendun­
gen erhoben wurden beziehungsweise wie er über 
diese entschieden hat. 

§ 52 

(1) über die öffentlichen Sitzungen des 
Nationalrates werden Stenographische Protokolle 
verfaßt und gedruckt herausgegeben; diese haben 
die Verhandlungen vollständig wiederzugeben. 

(2) Jeder Redner erhält vor der Drucklegung 
seiner Ausführungen für einen Zeitraum von 
längstens 24 Stunden eine Niederschrift der 
stenographisc..1,en Aufzeichnungen zwecks Vor­
nahme stilistischer Korrekturen. Im Zweifelsfall 
entscheidet der Präsident über deren Zulässigkeit. 
Werden keine Einwendungen erhoben oder er­
folgt keine Rückgabe innerhalb der erwähnten 
Korrekturfrist, wird die Niederschrift in Druck 
gelegt. 

(3) Jedes Stenographische Protokoll hat die in 
der Sitzung beziehungsweise seit der letzten Sit­
zung eingelangten Verhandlungsgegenstände Zu 
verzeichnen. 

(4) Die im § 21 Abs. 1 und 2 angeführten 
Verhandlungsgegenstände mit Ausnahme der Er­
suchen um Zustimmung zur behördlichen Ver­
folgung von Abgeordneten: gemäß § 10 Abs. 2 
und der Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs. 3, der Anträge von Behörden gemäß Art. 63 
Abs. 2 B-VG, der Ersuchen um die Ermächtigung 
zur Verfolgung von Personen wegen Beleidigung 
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des Nationalrates und der Petitionen werden als 
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
herausgegeben. Dassdbe gilt für die schriftlicll'en 
Anfragen und Anfragebeantwortungen sowie die 
Berichte der Ausschüsse beziehungsweise Minder­
heitsberichte. 

(5) Die Regierungsvorlagen betreffend das Bun­
desfinanzgesetz, die Bundesrechnungsabschlüsse 
und die Berichte des Rechnungshofes dürfen vor 
Beginn der Beratung im Nationalrat nicht ver­
öffentlicht werden. Als Beginn der Beratung gilt 
die nach Verteilung dieser Vorlagen erfolgte Mit­
teilung ihres Einlangens gemäß § 49 Abs. 1 
oder 2. 

(6) Wurde von der Vervielfältigung und Ver­
teilung von Verhandlungsgegenständen oder 
Teilen von solchen Abstand genommen (§ 23 
Abs. 2), so ist auch von deren Herausgabe als 
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
abzusehen. 

VI. Geschäftsbehandlung in den Sitzungen des IX. Allgemeine Bestimmungen über die Ge-
Nationalrates . schäftsbehandlung in den Sitzungen des National-

l' 45 
(1) Die Generaldebatte wird vom Bericht­

erstatter eröffnet. 

§ 46 

(2) Der Präsident bestimmt, welche Teile der 
Vorlage bei der Spezialdebatte für sich oder 'Ver­
eint zur Beratung und Beschlußfassung kommen. 
Hiebei hat er den Grundsatz zu beobachten, daß 
die Vereinigung 'Von Teilen nur in einer die 0 ber­
sichtlichkeit der Beratung fördernden Weise 
erfolge. Wird eine Einwendung erhoben, so ent­
scheidet der Nationalrat ohne Debatte. 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
'Von jedem Mitgliede des Nationalrates zu jedem 
einzelnen Teile, sobald die Debatte über ihn 
eröffnet ist, gestellt werden und sind, wenn sie 
von mindestens acht Mitgliedern einschließlich des 
Antragstellers unterstützt werden, in die Ver­
handlung einzubeziehen. 

rates 

§ 53 

(1) Die Debatte über einen Verhandlungs­
gegenstand, der in einem Ausschuß vorberaten 
worden ist, wird durch den Berichterstatter er­
öffnet. Im Falle der Verhinderung des gewählten. 
Berichterstatters hat der Obmann oder - wenn 
auch dieser verhindert ist - ein Obmannstell­
vertreter des Ausschusses den Bericht zu erstatten. 

(2) Der Präsident kann bestimmen, daß Teile 
der Vorlage für sich zur Verhandlung kommen. 
H~ebei hat er den Grundsatz zu beobachten, daß 
eine solche Teilung der Debatte und Abstimmung 
nur in einer die übersichtlichkeit der Verhand­
lung fördernden Weise erfolge. Wird eine Ein­
wendung erhoben, entscheidet ,der NationaJrat 
ohne DebaJtte. 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
von jedem Abgeordneten zu jedem einzelnen Teil 
der Vorlage, sobald die Debatte über ihn eröffnet 
ist, beziehungsweise zu jedem vom Nationalrat 
zu fassenden Beschluß gestellt werden und sind, 
wenn sie .von mindestens acht Abgeordneten 
einschließlich des Antragstellers unterstützt wer­
den, in die Verhandlung einzubeziehen. Die 
Unterstützung erfolgt, wenn die Anträge nicht 
von acht Abgeordlleten unterfertigt sind, auf die 
Unterstützungsfrage des Präsidenten durch Er­
heben von den Sitzen. 

(4) Diese Anträge müssen dem Präsidenten (4) Diese Anträge sind dem Prä~identen schrift-
schriftlich überreicht werden. Die Unterstützung lich zu 'überreichen und von einem der unter-
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erfolgt, wenn die Anträge nicht von acht Mit­
gliedern unterfertigt sind, auf die Unterstützungs­
frage des Präsidenten durch Erheben von den 
Sitzen. 

(5) Dem Nationalrat steht das Recht zu, jeden 
solchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen 
und bis auf weiteren Bericht die Verhandlung 
abzubrechen. 

(6) Ablehnende Anträge sind unzulässig. Der 
Nationalrat kann jedoch nach Schluß jedes Teiles 
der Spezialdebatte beschließen, die Verhandlung 
zu vertagen oder den Gegenstand nochmals an den 
Ausschuß zu verweisen oder über ihn mit oder 
ohne Begründung zur Tagesordnung überzugehen. 

§ 47 
Wird am Schlusse der General- oder in der 

Spezialdebatte Rückverweisung an den Ausschuß 
beschlossen, so kann der Nationalrat auf den Vor­
schlag des Präsidenten oder den Antrag eines 
Mitgliedes dem Ausschusse zur neuerlichen Bericht­
erstattung eine Frist stellen, nach deren Ablauf 
die Verhandlung im Nationalrat fori:gesetzt wird, 
auch wenn ein Ausschußbericht nicht vorliegen 
sollte oder nicht erstattet werden kann. 

Neuer Text 

fertigten Abgeordneten zu verlesen. Auf Anord­
nung des Präsidenten kann die Verlesung auch 
durch einen Schriftführer erfolgen. 

(5) Dem Nationalrat steht das Recht zu, jeden 
solchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen 
und bis zur Erstattung eines neuerlichen Aussmuß­
berichte·s üher die Vo1'l1ag,e ·die Verhandlung zu 
vertagen. 

(6) Der Nationalrat kann nach Smluß 
der Debatte beschließen, die Verhandlung zu 
vertagen oder den Gegenstand nochmals an den 
Ausschuß zu verweisen oder zur Tagesordnung 
überzugehen. Besmließt der Nationalrat, zur 
Tage'soI'dnung üherzugehen, ist .die Vodage 
verworfen. 

(7) Für den Fall, daß bei einer mehrere Tage 
dauernden Verhandlung über eine Vorlage eine 
Teilung der Debatte und Abstimmung erfolgt, 
kann der Nationalrat nach Verhandlung jedes Tei­
les heschließen, die Verhandlung über diese Vor­
lage zu vertagen, um eine Sitzung zur Verhand­
lung anderer Vorlagen einzuschieben. 

§ 54 
Wird eine Rückverweisung an den Ausschuß 

beschlossen, so kann der Nationalrat auf Vor­
schlag des Präsidenten .oder auf Antrag eines 
Abgeordneten dem Ausschusse zur neuerlichen Be­
richterstattung ,ein·e Frist setzen, nach deren Ab~ 
lauf die Verhandlung im Nationalrat fortgesetzt 
wird, auch wenn ein schriftlicher Aussmußberimt 
nicht vorliegen oder der Ausschuß keinen 
Berichterstatter für den Nationalrat gewählt 
haben sollte. 

§ 55 
(1) Entsmließungen, in welmen der National­

rat seinen Wünsmen über die Ausübung der 
Vollziehung Ausdruck gibt (Art. 52 Abs. 1 
B-VG) oder durch welch'e der Nationalrat der 
Bundesregierung oder einzelnen ihrer Mitglieder 
das Vertrauen versagt (Art. 74 Abs. 1 B-VG), 
können auch im Zuge der Debatte über einen 
Verhandlungsgegenstand im .Nationalrat bean­
tragt werden, sofern sie mit diesem in inhalt­
lichem Zusammenhang stehen. Werden gegen den 
inhaltlimen Zusammenhang Einwendungen er­
hoben,' so entscheidet der Präsident. 

(2) Solche Entschließungsanträge sind, wenn sie 
von mindestens acht Abgeordneten einsmließlim 
des Antragstellers unterstützt werden, in die 
Verhandlung einzubeziehen. Die Unterstützung 
erfolgt, wenn die Anträge nimt von acht 
Abgeordneten unterfertigt sind, auf die Unter­
stützungsfrage des Präsidenten durch Erheben 
von den Sitzen. Zu solmen Entschließungs­
anträgen können weder Abänderungs- nom 
Zusatzanträge gestellt werden. 

(3) Diese Entschließungsanträge sind dem Prä­
sidenten smriftlich zu überreimen und von einem 

6 
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$51 

Entschließungsanträge zu einer Vorlage werden 
nach der dritten Lesung zur Abstimmung gebracht. 

§ 48 

(1) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, 
nachdem . wenigstens zwei Redner gesprochen 
haben; jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines 
Redners, gestellt werden und ist vom Präsidenten 
ohne Unterstützungsfrage zur Abstimmung zu 
bringen. 

(2) Spricht sich die Mehrheit für den Schluß 
der Debatte aus, $0 können die für und die 
.gegen die Vorlage eingeschriebenen Redner je 
einen Redner aus ihrer Mitte wählen. 

(3) Mitglieder, die einen Abänderungsantrag 
stellen wollen, können, falls Schluß der Debatte 
beschlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach 
ausgesprochenem . Schlusse dem Präsidenten über­
geben, der ihn mitteilt und, wenn der Antrag nicht 
durch Unterfertigung gehörig unterstützt ist, die 
Unterstützungsfrage stellt. 

(4) Nach Schluß der Debatte dürfen nur die 
gewählten Redner, der Berichterstatter und bei 
einem selbständigen Antrag von Abgeordneten der 
Antragsteller das Wort nehmen. 

§ 60 

(1) Auf Vorschlag des Präsidenten kann der 
Nationalrat bei einzelnen Verhandlungen sowohl 
für die Generaldebatte als auch für einzelne oder 
sämtliche Abschnitte der . Spezialdebatte be­
schließen, ,daß die R,edezeit eines jeden Redners 
aus dem Nationalrat mit Ausnahme des Bericht­
erstatters ein bestimmtes Ausmaß nicht über­
schreiten darf. Auf weniger als eine halbe Stunde 
kann jedoch die Redezeit nicht herabgesetzt 
werden. Der Beschluß wird ohne Debatte gefaßt. 

Neuer Text 

der unterfertigten Abgeordneten zu verlesen. 
Auf Anordnung des Präsidenten kann die Ver­
lesung auch durch einen Schriftführer erfolgen. 

(4) Die Abstimmung über Entschließungsan­
träge gemäß Abs. 1 beziehungsweise § 27 Abs. 3 
erfolgt bei Gesetzesvorschlägen u!J.beschadet der 
Bestimmungen des Abs. 5 sowie des § 67 Abs. 1 
und 3 nach der dritten Lesung, bei allen. übrigen 
Vorlagen nach der letzten Abstimmung über' die 
Vorlage selbst, bei Verhandlungsgegenständen, 
über die keine Abstimmung stattfindet, nach dem 
Schluß der Debatte. 

(5) Wird' bei der zweiten Lesung eines Gesetzes­
vorschlages die Spezialdebatte in Teilen abgeführt, 
so kann die Abstimmung über Entschließungs­
anträge bereits nach Abstimmung über den jeweils 
in Verhandlung stehenden Teil der Vorlage erfol­
gen. Werden Einwendungen erhoben, so entschei­
det der Nationalrat ohne Debatte. 

§ 56 

(1) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, 
nachdem wenigstens zwei zum Wort gemeldete 
Abgeordnete gesprochen haben, jederzeit, jedoch 
ohne Unterbrechung eines Redners, gestellt wer­
den und ist vom Präsidenten ohne Debatte sofort 
zur Abstimmung zu bringen. 

(2) Wird der Antrag auf Schluß der Debatte 
angenommen, so kommen die eingeschriebenen 
Redner nicht mehr zum Wort; jedoch kann jeder 
Klub noch einen Redner melden. 

(3) Abgeordnete, die einen Abänderungs- oder 
Zusatzantrag stellen wollen, können, falls Schluß 
der Debatte beschlossen wurde, ihren Antrag 
sogleich dem Präsidenten übergeben, der ihn 
mitteilt und in diesem Fall, wenn der Antrag 
nicht von acht Abgeordneten: unterfertigt ist, die 
Unterstützungsfrage stellt. 

(4) Nach Annahme des Antrages auf Schluß 
der Debatte dürfen außer den von den 
Klubs gemäß Abs. 2 gemeldeten Rednern 
nur der Berichterstatter und bei einem Selbstän­
digen Antrag von Abgeordneten der Antragsteller 
beziehungsweise einer der Antragsteller das Wort 
nehmen. 

§ 57 

Der Nationalrat kann bei einzelnen Verhand­
lungen für die Debatte und - wenn diese in 
Teilen abgeführt wird - auch für jeden Teil 
einer Debatte beschließen, daß die Redezeit eines 
jeden zum Wort gemeldeten Abgeordneten ein 
bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten darf. Auf 
weniger als 20 Minuten kann jedoch die Redezeit 
nicht herabgesetzt werden. Der Beschluß wird 
ohne Debatte gefaßt. 
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§ 49 

(1) Wenn sich im Laufe einer Verhandlung 
ein Abgeordneter zur tatsächlichen Berichtigung 
zum Worte meldet, ,hat ihm der Präsident am 
selben Tage, spätestens unmittelbar nach Schluß 
der Debatte über den Verhandlungsgegenstand, 
das Wort zu erteilen. 

(2) Eine tatsächliche Berichtigung darf die 
Dauer von fünf Minuten nicht überschreiten. 

(3) Eine Erwiderung auf eine tatsächliche Be­
richtigung ist nur dann zulässig, wenn es sich 
um eine persönliche Angelegenheit des sich mel­
denden Abgeordneten handelt; sie darf fünf Mi­
i1l.iten nicht übersteigen. 

(4) Ausnahmsweise kann der Präsident nach 
eigenem Ermessen einem Redner auf dessen Er­
suchen die für eine tatsächliche Berichtigung oder 
die Erwiderung darauf eingeräumte Redezeit 
erstrecken. 

§ 52 

(1) Anträge zur Geschäftsbehandlung brauchen 
nicht schriftlich überreicht zu werden. Sie be­
dürfen keiner Unterstützung und werden vom 
Präsidenten ohne Debatte sogleich zur Abstim­
mung gebracht. Auf Vorschlag des Präsidenten 
öder auf Antrag eines Abgeordneten kann der 
Nationalrat beschließen, daß eine Debatte statt­
finde. 

(2) Meldet sich ein Abgeordneter, ohne einen 
Antrag zu stellen, zur Geschäftsbehandlung zum 
Wort, so ist per Präsident berechtigt, ihm das 
Wort erst am Schlusse der Sitzung zu erteilen. 

(3) In allen diesen Fällen kann der Präsident 
die Redezeit des einzelnen Abgeordneten bis auf 
fünf Minuten beschränken. 

§ 56 

(1) Jene Mitglieder des Nationalrates, die zu 
einem auf der Tagesordnung stehenden Gegen­
stande zu sprechen wünschen, haben sich vor Be­
ginn der Debatte oder während dieser bei einem 
vom Präsidenten ZU 'diesem Zwecke bestimmten 
Beamten der Kanzlei mit der Angabe, ob sie 
"für" oder "gegen" sprechen werden, zu melden. 

Neuer Text 

§ 58 

(1) Wenn sich im Laufe einer, Debatte ein 
Abgeordneter zu einer tatsächlichen Berichtigung 
zum Worte meMet, hat ihm der Präsident in 
der Regel sofort, jedoch ohne Unterbrechung eines 
Redners, spätestens aber unmittelbar nach Schluß 
der Debatte über den Verhandlungsgegenstand 
das Wort zu erteilen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 59 

(1) Anträge zur Geschäftsbehandlung brauchen 
nicht schriftlich überreicht zu werden. Sie be­
dürfen keiner Unterstützung und werden" so­
fern der Nationalrat nicht gemäß Abs. 3 die 
Durchführung einer Debatte beschließt, vom 
Präsidenten sogleich zur Abstimmung gebracht. 

(2) unverändert 

(3) Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 
Antrag eines Abgeordneten kann der Nationalrat 
beschließen, daß eine Debatte stattfindet. In einer 
solchen Debatte kann der Präsident die Redezeit 
der Abgeordneten bis auf fünf Minuten 
beschränken. 

§ 60 

(1) Jene Abgeordneten, die zu einem in der 
Sitzung zur Verhandlung kommenden Gegenstand 
zu sprechen wünschen, haben sich bei einem 
vom Präsidenten zu diesem Zwe<::k bestimm:­
ten Bediensteten der Parlamentsdirektion mit der 
Angabe, ob sie "fUr" oder "gegen" sprechen wer­
den, zu melden. Diese Meldung kann auch durch 
einen vom Klub hiezu bestimmten Abgeordneten 
erfolgen. Wortmeldungen werden ab Beginn der 
Sitzung entgegengenommen. 
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(2) Sie gelangen in der Reihenfolge der Anmel­
dung zum Worte, wobei der erste "Gegen"-Redner 
beginnt und sodann zwischen "Für"- und 
,?Gegen"-Rednern abgewechselt wird. 

(3) Bei gleichzeitiger Anmeldung zweier oder 
mehrerer "Für"-Redner oder zweier oder meh­
rerer "Gegen"-Redner bestimmt der Präsident 
die Reihenfolge, in der sie zum Worte kommen, 
in der Weise, daß die verschiedenen Standpunkte 
zu einem Verhandlungsgegenstande gebührend 
zur Geltung kommen sowie auf Klubstärke und 
Abwechslung zwischen den Rednern ver­
schiedener Klubs Bedacht genommen wird. 

(4) fedem Redner steht es frei, sobald er zum 
Worte gelangt, einem anderen Abgeordneten sein 
Recht abzutreten; doch darf das Wort einem 
Redner, welcher über den Gegenstand schon zwei­
mal grsprochen hat, nicht abgetreten werden. 

(5) Wer, zur Rede aufgefordert, nicht an­
wesend ist, verliert das Wort. 

§ 57 
Will der Präsident als Redner das Wort 

nehmen, so verläßt er den Präsidentensitz und 
nimmt ihn in der Regel erst nach Erledigung 
des Gegenstandes wieder ein. 

§ 58 
Die Berichterstatter der Ausschüsse und die 

übrigen Redner aus dem Nationalrat sprechen 
von den für sie bestimmten Rednerpulten aus. 
Nur in Angelegenheiten der Geschäftsbehandlung 
sowie in besonderen Fällen, in denen der Präsi­
dent die Erlaubnis hiezu erteilt, sprechen die 
Abgeordneten von ihren Plätzen aus. Die Mit­
glieder der Bundesregierung, wenn sie in dieser 
Eigenschaft das Wort ergreifen, sprechen von der 
Regierungsbank aus. 

§ 59 
(2) Kein Redner darf aber denselben Gegen­

stand öfter als zweimal sprechen. 

Neuer Text 

(2) Die gemeldeten Abgeordneten gelangen in 
der Reihenfolge der Anmeldung zum Worte, 
wobei der erste "Gegen"-Redner beginnt und 
so dann zwischen "Für"- und "Gegen"-Rednern 
abgewechselt wird. 

(3) unverändert 

(4) In der ersten Lesung eines Gesetzesvor­
schlages sowie in der Debatte über den Gegen­
stand einer dringlichen Anfrage wird, a:bweichend 
von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3, zwi­
schen "Für"- und "Gegen"-Rednern nicht unter­
schieden. 

(5) Jedem Redner steht es frei, seine Wort­
meldung zurückzuziehen oder diese an einen 
anderen Abgeordneten abzutreten; doch darf das 
Wort einem Redner, welcher über den Gegen­
stand schon zweimal gesprochen hat, nicht abge­
treten werden. 

(6) unverändert 

(7) Wer vom Ausschuß als Berichterstatter für 
den Nationalrat über einen Verhandlungsgegen­
stand gewählt wul'de (§ 42 Abs. 1) oder einen 
mündlichen Bericht gemäß §44 Abs. 4 bezie­
hungsweise § 45 zu erstatten hat, kann in der 
Debatte über diesen Gegenstand nicht als "Für"­
oder "Gegen"-Redner das Wort nehmen. 

§ 61 
Läßt sich einer der Präsidenten in die Redner­

liste eintragen, so übernimmt er in der Regel 
erst nach Erledigung des Gegenstandes wieder 
den Vorsitz. 

§ 62 
(1) Die Berichterstatter, Schriftführer und 

zum Wort gemeldeten Abgeordneten spre­
chen von den für sie bestimmten Rednerpulten 
aus. Nur in Angelegenheiten der Geschäfts­
behandlung sowie in' besonderen Fällen, in denen 
der Präsid.ent ·die Erlaubnis hiezu erteilt, sprechen 
die Abgeordneten von ihren Plätzen aus. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung sowie 
der Präsident "beziehungsweise der Vizepräsident 
des Rechnungshofes sprechen, wenn sie sich ge­
mäß § 19 beziehungsweise § 20 zum Wort mel­
den, von der Regierungsbank aus. 

§ 63 
(1) Kein Abgeol'dneter .darf innerhalb emer 

Debatte öfter als zweimal sprechen. 
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(3) Die Mitglieder der Bundesregierung können 
in den Sitzungen des Nationalrates und der Aus­
schüsse auch zu wiederholten Malen, jedoch ohne 
Unterbrechung eines Redners, das Wort nehmen. 
Es ist ihnen gestattet, schriftlich abgefaßte Vor­
träge vorzulesen. 

(1) Die Berichterstatter haben das Recht, auch 
nach Schluß der Debatte zu sprechen, derart, daß 
ihnen jederzeit, auch wenn die Mitglieder der 
Regierung noch wiederholt das Wort ergreifen 
sollten, das Schlußwort gebührt. 

§ 48 

(5) Nimmt ein Vertreter der Regierung nach 
Schluß der Debatte das Wort, so gilt diese aufs 
neue für eröffnet. 

§ 62 
(1) Alle Mitglieder haben ihr Stimmrecht per­

sönlich auszüben. 

(2) Die Abgabe der Stimme darf nur durch 
Bejahung oder Verneinung der Frage ohne Be­
gründung stattfinden. 

§65 
Bei Stimmengleichheit wird die Frage als ver­

neint angesehen. 

f 63 
(1) Die Abstimmungen über verschiedene An­

träge sind derart zu reihen, daß die wahre Mei­
nung der Mehrheit des Nationalrates zum Aus­
druck gelangt. 

(2) Es werden daher in der Regel die 
abändernden Anträge vor dem Hauptantrag, und 
zwar die weitergehenden vor den übrigen, zur 
Abstimmung gebracht. 

(3) Nach Abschluß der Beratung verkündet der 
Präsident, in welcher Reihenfolge er die Fragen 
zur Abstimmung bringen wird. Hiebei hat er 
den Gegenstand, über den. abgestimmt wird, 
genau zu bezeichnen. 

(4) Jeder Abgeordnete kann auf Brerichtigung 
der VQffi Präsidenten ausgesprochenen Fassung 
und Ordnung Ider Fra~en Antrag ste'llen, welcher, 
wenn rder Bräsideflit dem Antrag,e nicht beitritt, 
nach der hierÜJber zu eröffnenden Debatte zur 
Abstimmung gebracht werden muß. 

(5) Der Präsident kann, wenn er die Gründe 
als ausreichend dargelegt erachtet, die Debatte 
für erledigt erklären. Er kann in der Debatte die 
Redezeit für jeden Redner bis auf fünf Minuten 
beschränken. . 

(6) Jeder Abgeordnete kann verlangen, daß 
über bestimmte Teile einer Frage getrennt abge­
stimmt werde. 

'(7) Es steht dem Präsidenten auch frei, sofern 
er es zur Vereinfachung oder Klarstellung der 

Neuer Text 

(2) Auf Wortmeldungen von Mitgliedern der 
Bundesregierung und der von ihnen entsendeten 
Staatssekretäre sowie des Präsidenten beziehungs­
weise des Vizepräsidenten des Rechnungshofes fin­
den die Bestimmungen der §§ 19 und 20 Anwen­
dung. 

(3) Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, 
schließt der Präsident die Debatte und erteilt 
dem Berichterstatter auf dessen Verlangen das 
Schlußwort. Nimmt nach Schluß der Debatte oder 
nach Annahme eines Antrages auf Schluß der De­
batte (§ 56) ein Mitglied der Bundesregierung 
oder ein von ihm entsendeter Staatssekretär oder 
der Präsident beziehungsweise der Vizepräsident 
des Rechnungshofes das Wort, so gilt die Debatte 
aufs neue für eröffnet. 

§ 64 
(1) Alle AbgeoI'dneten haben ihr Stimmrecht 

persönlich auszuüben. 
(2) Die Abgabe der Stimme darf nur durch 

Bejahung oder Verneinung der Frage ohne Be­
gründung erfolgen. 

(3) unverändert 

§ 65 
(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Nach Abschluß der Beratung verkündet 
der Präsident den Eingang in das Abstimmungs­
verfahren. Er hat den Gegenstand, über den 
jeweils abgestimmt wird, gen au zu bezeichnen. 

(4) unv,erändel't 

(5) Der Präsident kann, wenn er die Gründe 
als' ausreichend dargelegt erachtet, die Debatte 
für erledigt erklären. Er kann in der Debatte die 
Redezeit bis auf fünf Minuten beschränken. 

(6) Jeder Abgeordnete kann v-erlangen, daß 
über bestimmte Teile einer Frage getrennt abge­
stimmt wird. 

(7) unverändert 
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Abstimmung oder zur Beseitigung unnötiger Ab­
stimmungen für zweckmäßig erachtet, vorerst 
eine grundsätzliche Frage zur Beschlußfassung zu 
bringen. 

J 64 

(1) Die Abstimmung findet gewöhnlich durch 
Aufstehen und Sitzenbleiben statt. 

(3 ) jedem Mitgliede steht es frei, vor jeder 
Abstimmung zu verlangen, daß der Präsident die 
Zahl der für oder gegen die Frage Stimmenden 
bekanntgebe. 

(2) Der Präsident kann jedoch nach eigenem 
Ermessen von vornherein oder wenn ihm das 
Ergebnis der Abstimmung zweifelhaft erscheint, 
die namentliche Abstimmung anordnen. Er muß 
dies tun, wenn es von wenigstens fünfundzwanzig 
Mitgliedern des Nationalrates begehrt wird. 

(4) Bei einer namentlichen Abstimmung ist fol­
gender Vorgang einzuhalten: Sobald die Abstim­
mung vom Präsidenten angeordnet ist, haben die 
Abgeordneten ihre Plätze einzunehmen.' Vom 
Präsidenten bestimmte Beamte der Kanzlei be­
geben sich zu den ihnen zugewiesenen Bankreihen 
und nehmen von jedem Abgeordneten dessen 
Stil'l1-fnzettel in Empfang. bie Stimmzettel tragen 
den Namen des Abgeordneten und die Bezeich­
nung "ja" oder "Nein". Die Stimmzettel sind in 
zwei verschiedenen Farben herzustellen, je nach­
dem sie auf "ja" oder "Nein" lauten. Die Kanzlei 
ist gehalten, jedem Abgeordneten eine ent­
sprechende Anzahl vorgedruckter Stimmzettel zur 
Verfügung zu stellen. Die mit der Abnahme der 
Stimmzettel beauftragten Beamten haben, sobald 
der Präsident die Abstimmung für beendigt 
erklärt, jeder für sich die Stimmzählung vor­
zunehmen und deren Ergebnis dem Präsidenten 
sofort mitzuteilen, der das Gesamtergebnis ver­
kündet. Die Namen der Abgeordneten sind, je 
nachdem sie mit "ja" oder "Nein" gestimmt 
haben, in die stenographischen Berichte der Sitzung 
aufzunehmen. 

(5) Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf den 
Antrag von fünfundzwanzig Mitgliedern kann 
der Nationalrat eine geheime Abstimmung be­
schließen. Diese findet durch Abgabe von Sti;nm­
zetteln statt, die mit "ja" oder "Nein" vorge­
druckt sind. Die Abgeordneten werden namentlich 
aufgerufen. Die Abstimmenden werden gezählt, 
und jeder legt seinen Stimmzettel in eine gemein­
same Urne. 

Neuer Text 

§ 66 

(1) Die Abstimmung findet in der Regel durch 
Aufstehen und Sit2)enbleiben statt. 

(2) Jedem Abgeordne~en steht es frei, vor jeder 
Abstimmung zu verlangen, daß der Präsident 
die Zahl der "für" oder "gegen" die Frage Stim­
menden bekanntgibt. Der Präsident kann jedoch 
nach eigenem Ermessen von vornherein. oder 
wenn ihm das Ergebnis der Abstimmung zwei­
felhaft erscheint, eine namentliche Abstimmung 
anordnen. 

,(3) Wenn wenigstens 25 Abgeordnete vor 
Eingang in das Abstimmungsverfahren schriftlich 
die Durchführung einer namentlichen Abstim­
mung verlangen, ist diesem Verlangen ohne wei­
ter,es stattzugeben. 

(4) Die namentliche Abstimmung findet durch 
Abgabe von Stimmzetteln statt, die den Namen 
des Abgeordneten und die Bezeichnung "Ja" oder 
"Nein" tragen. Diese Stimmzettel sind in zwei 
verschiedenen Farben hergestellt, je nachdem sie 
auf "Ja" oder "Nein" lauten. Die Abgeordneten 
werden namentlich aufgerufen, und jeder legt 
seinen Stimmzettel in eine gemeinsame Urne. 
Hiebei weliden die Stimmenden gezählt. Der Prä­
sident erklärt die Abstlimmung für beendet, 
worauf die damit beauftragten Bediensteten der 
Parlaments direktion unter Aufsicht der Schrift­
führer die Stimmenzählung vorzunehmen und 
dem Präsidenten das zahlenmäßige Ergebnis mit­
zuteilen haben. Stimmt die Zahl der Stimmzettel 
mit jener der tatsächlich Stimmenden nicht über­
ein, so ist die Abstimmung zu wiederholen. Der 
Präsident verkündet das Ergebnis der Abstim­
mung. Die Namen der Abgeordneten sind, je 
nachdem sie mit "Ja" oder "Nein" gestimmt 
haben, in das Stenographische Protokoll der Sit­
zung aufzunehmen. 

(5) Sofern nicht eine namentliche Abstimmung 
verlangt ist, kann auf Vorschlag des Präsidenten 
oder auf Antrag von 25 Abgeordneten der 
Nationalrat -eine geheime Abstimmung beschlie­
ßen. Diese findet Idmch Abgabe von Stimmzetteln 
statt, die mit "Ja" oder "Nein" vorgedruckt sind. 
Die Abgeordneten werden namentlich aufgerufen. 
Die Stimmenden werden gezählt, und jeder 
legt seinen Stimmzettel in eine gemeinsame Urne. 
Der Präsident erklärt die Abstimmung für be­
endet, worauf die damit beauftragten Bedien­
steten der Parlamentsdirektion unter Aufsicht 
der Schriftführer die Stimmenzählung vorzu­
nehmen und dem Präsidenten das zahlenmäßige 
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(6) Wer bei irgendeiner Abstimmung nicht 
anwesend ist, darf nachträglich seine Stimme nicht 
abgeben. 

§ 61 
(5) ... Doch ,ist, wenn es ein Fünftel der anwe­

senden Mitglieder verlangt, die Abstimmung auf 
den zweit nächsten Werktag zu vertagen. Eine 
neuerliche Vertagung der Abstimmung kann nur 
durch Beschluß des Nationalrates erfolgen. 
(Art. 74 Abs. 2 B-VG) 

(7) ... , doch ist die Abstimmung, wenn min­
destens 40 Mitglieder es verlangen, auf den zweit­
nächsten Werktag zu vertagen; eine neuerliche 
Vertagung der Abstimmung kann nur durch Be­
schluß des Nationalrates erfolgen. 

§ 66 
(1) Der Vorsitzende stimmt mit Ausnahme von 

Wahlen niemals mit. 

§ 62 
(3) Keinem in der Sitzung anwesenden Mitgliede 

ist gestattet, sich der Abstimmung zu enthalten. 

§ 66 

(2) Mitglieder der Bundesregierung und Staats­
sekretäre, die Abgeordnete sind, haben das Recht, 
an den Abstimmungen teilzunehmen. 

§ 16 
(1) Gesetzesvorschläge gelangen an den Natio­

nalrat entweder als Anträge seiner Mitglieder 
oder als\ Vorlagen der Bundesregierung. Der Bun­
desrat kann durch Vermittlung der Bundesregie­
rung Gesetzesanträge im Nationalrat stellen. 

Neuer Text 

Ergebnis, mitzuteilen haben. Stimmt die Zahl der 
Stimmzettel mit jener der tatsächlich Stimmenden 
nicht überein, so ist die Abstimmung zu wieder­
holen. Der Präsident verkündet das Ergebnis der 
Abstimmung. ' 

(6) Wer bei einer Abstimmung nicht anwesend 
ist, darf 'rulchtträgl!ich seine Stimme nicht ab­
geben. 

§ 67 

(1) Wenn ein Fünhel der anwesenden Abge­
ordneten es schriftlich verlangt, ist die Abstim­
mung über eine Entschließung, durch die der Bun­
desregierung oder einzelnen ihrer Mitglieder das 
Vertrauen versagt werden soll (Art. 74 Abs. 1 
B-VG), auf den zweitnächsten Werktag zu ver­
tagen. Eine neuerliche Vertagung der Abstim­
mung kann nur durch Beschluß des National­
rates erfolgen. 

(2) Wenn mindestens 40 Abgeordnete es schrift­
lich verlarigen, ist die Abstimmung über einen 
Gesetzesvorschlag betreffend die Auflösung des 
Nationalrates (Art. 29 Abs. 2 B-VG) auf den 
zweitnächsten Werktag zu vertagen. Eine neuer­
liche Vertagung der Abstimmung kann nur durch 
Beschluß des Nationalrates erfolgen. 

(3) Für die Abstimmung über Anträge auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses sowie 
über Entschließungsanträge in der Debatte über 
aen Gegenstand einer dringlichen Anfrage gel­
ten die Bestimmungen der §§ 33 Abs. 2 bezie­
hungsweise 93 Abs. 6. 

§ 68 
(1) Der den Vorsitz führende Präsident stimmt 

in der Regel nicht mit. Er kann sich jedoch, bevor 
er das Ergebnis einer Abstimmung ausgesprochen 
hat, an derselben durch mündliche Bejahung 
oder Verneinung der gestellten Frage beteiligen. 
An namentlichen und geheimen Abstimmungen 
(§ 66 Abs. 4 und 5) sowie an Wahlen nimmt 
der den' Vorsitz führende Präsident immer teil. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 
ist es keinem in der Sitzung anwesenden Abge­
ordneten gestattet, sich der Stimme zu enthalten. 
Dies gilt auch für Abgeordnete, die Mitglieder der 
Bundesregierung oder Staatssekretäre sind. 

X. Besondere Bestimmungen über die Behand­
lung von Gesetzesvorschlägen 

§ 69 

(1) Gesetzesvorschläge gelangen an den Natio­
nalrat entweder als Anträge von Abgeordneten 
oder als Vorlagen der Bundesregierung. Der 
Bundesrat kann durch Vermittlung der Bundes­
regierung Gesetzesanträge im Nationalrat stellen. 
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(2) Jeder von 200.000 Stimmberechtigten, oder 
von je der Hälfte der Stimmberechtigten dreier 
Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) ist von 
der Bundesregierung dem Nationalrat zur ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 
Das Volksbegehren muß in Form ,eines Gesetz­
entwurfes gestellt werden (Art. 41 B-VG). 

§ 41 

(1) Eine Regierungsvorlage wird nur dann in 
erste Lesung genommen" wenn dies vom N ational­
rate beschlossen wird. Ein darauf abzielender An­
trag muß spätestens am Beginn der nächsten Sit­
zung, nachdem die Vorlage verteilt worden ist, 
gestellt werden, und zwar vor Eingang in die 
Tagesordnung dieser Sitzung. 

(2) Der selbständige Antrag eines Mitgliedes 
wird auf dessen Verlangen in erste Lesung genom­
men. Bei der ersten Lesung eines solchen Antrages 
erhält der Antragsteller, bei mehreren Antrag­
.steilem nur der von ihnen bezeichnete das Wort 
zur Begründung. 

(3) Die Debatte bei der ersten Lesung hat sich 
,auf die Besprechung der allgemeinen Grundsätze 
der Vorlage oder des Antrages zu beschränken. 

(4) Anträge dürfen bei dieser Debatte nur dar­
.über gestellt werden, ob die Vorlage oder der 
Antrag einem schon bestehenden oder einem erst 
zu wählenden Ausschusse zugewiesen werden soll. 
Wird kein derartiger Antrag gestellt oder hat eine 
~rste Lesung nicht stattgefunden, so hat der Präsi­
.dent in der nächsten Sitzung die Zuweisung zu 
verfügen. 

§ 44 

(1) Die zweite Lesung besteht aus der General­
"debatte (der allgemeinen Beratung über die Vor­
..lage als Ganzes) und der S pezialdebatie (den 
Einzelberatungen und den Abstimmungen über 
die Teile der Vorlage). 

(2) Auf Antrag des Berichterstatters können 
'Generaldebatte und Spezialdebatte unter einem 
. "abgeführt werden. Wird ein Widerspruch erhoben, 
.entscheidet der Nationalrat. 

Neuer Text 

(2) Jeder von 200.000 Stimmberechtigten oder 
von je der Hälfte der Stimmberechtigten dreier 
Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) ist von 
der Bundesregierung dem Nationalrat zur ge­
schäftsordn ungsmäßigen Behan dlung vorzulegen. 
Das Volksbegehren muß in Form eines Gesetz­
entwurfes gestellt werden. 

(3) Gesetzesvorschläge gemäß Abs. 1 und 2 mit 
Ausnahme der Anträge von Abgeordneten wer­
den nur auf Beschluß des Nationalrates in erste 
Lesung genommen. Ein darauf abzielender Antrag 
kann entweder vor Eingang in die Tagesordnung 
der auf die Verteilung der Vorlage folgenden 
Sitzung oder nach Beendigung der Verhand­
lungen dieser Sitzung gestellt werden. 

(4) Gesetzesvorschläge von _ Abgeordneten 
(Initiativanträge) sind, wenn der Antrag ein 
diesbezügliches Verlangen enthält, in erste Lesung 
zu nehmen. Bei der ersten Lesung eines solchen 
Antrages erhält zunächst der Antragsteller, bei 
mehreren Antragstellern nur der von ihnen Be­
zeichnete, das Wort. 

(5) Die erste Lesung hat sich auf die Bespre­
chung der allgemeinen Grundsätze der Vorlage 
zu beschränken: 

(6) In der ersten Lesung dürfen nur Anträge 
auf Wahl eines besöndereri Ausschusses zur Vor­
beratung der Vorlage gestellt werden. Nach der 
ersten Lesung verfügt der Präsident die Zu­
weIsung. 

(7) bt keine erste Lesung durchzuführen, 
weist der Präsident Volksbegehren, Regierungs­
vorlagen und Gesetzesanträge des Bundesrates in 
der auf die Verteilung der Vorlage zweitfolgen­
den Sitzung, Anträge von Abgeordneten in der 
auf die Einbringung nächstfolgenden Sitzung zu. 

§ 70 

(1) Der. Vorberatung durch den Ausschuß 
folgt die zweite Lesung des Gesetzesvorschlages. 
Selbständige Anträge von Ausschüssen auf Er­
lassung von Gesetzen werden vom Nationalrat 
unmittelbar in zweite Lesung genommen. 

(2) Die zweite Lesung besteht aus der allge­
meinen Debatte über die Vorlage als Ganzes 
(Generaldebatte) und den Beratungen über ein­
zelne Teile der Vorlage (Spezialdebatte) sowie 
den Abstimmungen. General'debatte und Spezial­
debatte werden unter einem abgeführt, wenn 
der Nationalrat auf Antrag des Berichterstatters 
nicht anderes beschließt . 
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§ 45 

(6) Während der Generaldebatte kann der An­
trag auf Vertagung, auf Rückverweisung an den 
Ausschuß oder auf Zuweisimg an einen anderen 
Ausschuß gt:stellt werden. Die Beschlußfassung 
über solche Anträge erfolgt, sobald der' Antrag 
von acht Mitgliedern einschließlich des Antrag­
stellers unterstützt ist, am Schlusse der General­
debatte. 

(2) Am Schlusse der Generaldebatte wird dar­
über abgestimmt, ob der Nationalrat in die Spe­
zialdebatte eingehe. 

§ 46 

(1) Der Generaldebatte folgt unmittelbar die 
Spezialdebatte. 

§ 45 
(5) Wird das Eingehen in die Spezialdebatte 

abgelehnt, so ist die Vorlage verworfen. 

§ 46 

(2) Der Präsident bestimmt, welche Teile der 
Vorlage bei der Spezialdebatte für sich oder ver­
eint zur Beratung und Beschlußfassung kommen. 
Hiebei hat er den Grundsatz zu beobachten, daß 
die Vereinigung von Teilen nur in einer die Ober­
sichtlichkeit der Beratung fördernden Weise er­
folge. Wird eine Einwendung erhoben, so ent­
scheidet der Nationalrat ohne Debatte. 

§ 45 
(4) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, so be­

schließt der Nationalrat: welcher derselben der 
Spezialdebatte zugrunde zu legen sei. 

§ 46 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
von jedem Mitgliede des Nationalrates zu jedem 
einzelnen Teile, sobald die Debatte über ihn 
eröffnet ist, gestellt werden und sind, wenn sie 
von mindestens acht Mitgliedern einschließlich des 
Antragstellers unterstützt werden, in die Verhand­
lung einzubeziehen. 

(4) Diese Anträge müssen dem Präsidenten 
schriftlich überreicht werden. Die Unterstützung 
erfolgt, wenn die Anträge nicht von acht Mitglie­
dern unterfertigt sind, auf die Unterstützungs­
frage des Präsidenten durch Erheben von den 
Sitzen .. 

(5) Dem Nationalrat steht das Recht zu, jeden 
solchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen 
und bis auf weiteren Bericht die Verhandlung 
abzubrechen. 

(6) Ablehnende Anträge sind unzulässig. Der 
Nationalrat kann jedoch nach Schluß jedes Teilt;s 
der Spezialdebatte beschließen, die Verhandlung 

Neuer Text 

§71 
(1) Wenden Generaldebatte und Spezialdebatte 

getrennt ahg.efühl"t, kann während der Gene­
raLdebatte der Antrag auf Vertagung, auf Rü<k­
verweisung an den Ausschuß oder auf Zu­
weisung an einen anderen Ausschuß gestellt 
werden. Die Beschlußfassung über solche Anträge 
erfolgt am Schluß der Generaldebatte. 

(2) Am Schluß der Generaldebatte ist ferner 
darüber abzustimmen, ob der Nationalrat in die' 
Spezialdebatte eingeht. 

(3) Beschließt der Nationalrat, in die Spezial­
debatte e~nzug,ehen, so foLgt diese unmittelbar 
der Generaldebatte. Wird das Eingehen in die 
Spezialde.b'at'De ahgdehnt, ist ,die Vorlage ver­
worfen. 

§72 
(1) Am Beginn der Spezia:Ldebatte bestimmt 

der Präsident, welche Teile ,der Vorlage für sich 
oder vereint zur Beratung und Beschlußfassung 
kommen. Hiebei hat er den Grundsatz zu beach­
ten, daß die Teilung der SpeziaIdebatte in einer 
die übersichtlichkeit der Beratung för;dernden 
Weise erfolgt. Wird eine Einwendung erhoben~ 
entscheidet der Na:tionailrat ohne Debatte. 

(2) Liegen mehrere Gesamtantdge vor, so be­
schLießt der Nationalrat, welcher derselben der 
Spezialdebatte zugrunde zu legen ist. 

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können 
von jedem Abgeordneten zu jedem einzelnen 
Teil, sobald die Spezialdebatte über ihn eröffnet 
ist, gestellt we1'lden und sind, wenn sie von 
mindestens acht Abgeordneten einschließlich des 
Antragstellers unterstützt we1'lden, ,in die Ver­
handlung einz~bez:iehen. D~e Unterstützung er­
folgt, wenn die Anträge nicht von acht Abge­
ordneten unterfertigt sind, auf die Unterstüt­
zungsfrag,e des Präsidenten ,durch Erheben von 
den Sitzen. 

(4) Diese Anträge sind dem Präsidenten schrift­
lich zu überreichen und von einem der unter­
fertigten Abgeordneten zu verlesen. Auf Anord­
nung des Vorsitzenden kann die Verlesung auch 
durch einen Schriftführer erfolgen. 

(5) Dem Nationalrat steht das Recht zu, jeden 
solchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen 
und bis zur Erstattung eines neuerlichen Aus­
schußberichtes über den Gesetzesvol'lSchlag die 
Verhan:d,lung zu vertagen. 

(6) Nach Beratung jedes Teiles ,der Vorlage 
hat die Abstimmung über denselben zu erfolgen. 
Der Nationalrat kann vor der Abstimmung be-

1640 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 89 von 104

www.parlament.gv.at



'90 1640 der Beilagen 

Geltender Text 

zu vertagen oder den Gegenstand nochmals an 
den Ausschuß zu verweisen oder über ihn mit 
oder ohne Begründung zur Tagesordnung überzu­
gehen. 

§ 50 

(1 ) Nachdem das Gesetz in zweiter Lesung 
in den einzelnen Teilen beschlossen ist, wird die 
dritte Lesung, das ist die Abstimmung im ganzen, 
vorgenommen. Wenn nicht der Berichterstatter 
die sofortige Vornahme der dritten Lesung bean­
tragt, wird sie in der Regel auf die T agesord­
nung der nächstfolgenden Sitzung gesetzt. 

(2) In der dritten Lesung können nur Anträge 
auf Behebung von Widersprüchen, die sich bei 
der Beschlußfassung in zweiter Lesung ergeben 
haben, gestellt werden; ferner können Schreib-, 
Sprach- und Druckfehler richtiggestellt werden. 
Entschließungsanträge können in der dritten 
Lesung nicht mehr eingebracht werden. 

(3) Eine Debatte über Anträge in der dritten 
Lesung ist nur zulässig, wenn es der Nationalrat 
im einzelnen Fall beschließt. Die Redezeit ist 
bei einer solchen Debatte auf fünf Minuten be­
schränkt. 

Neuer Text 

schließen, die Verhandlung zu vertagen oder den 
Gegenstand nochmals an den Ausschuß zu ver­
weisen oder zur Tagesordnung überzugehen. Be­
schließt der Nationalrat, über den Gegenstand 
zur Tagesor,dnung ÜlberzuFiehen, i91; die Vor­
lage verworfen. 

§ 73 

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte 
unlCer einemah~führt, sind die Be&ci!mmun­
gen des § 72 Abs. 2 bis 5 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Auch wenn Generaldebatte und Spezial­
debatte unter einem abgeführt wel1den, kann der 
Präsident bestimmen, daß Teile der Vorlage für 
sich zur Debatte und Abstimmung kommen. 
Wird eine mnwendung erhoben, entscheidet 
der Nationalrat ohne Debatne. 

(3) Der Nationalrat kann vor jeder Absnim­
mung über den GesetzesvorschJag beschließen, die 
Verhandlung zu vertagen, die Vorlage an den 
Ausschuß rückzuverweisen oder einem anderen 
Ausschuß zuzuweisen oder zur Tagesordnung 
überzugehen. Beschließt der Nationalrat, zur 
Tagesordnungüherzug.ehen, iS<t die Vorlage 
verworfen. 

§ 74 

(1 ) Nachdem das Gesetz in zweiter Lesung 
beschlossen ist, wird die dritte Lesung, das ist 
die Abstimmung im ganzen, vorgenommen. Auf 
Vorschlag des Präsidenten oder Antrag eines Ab­
geordneten kann der Nationalrat beschließen, 
daß die dritte Lesung nicht unmittelbar nach 
der zweiten Lesung durchgeführt, 'sondern auf 
einen späteren Zeitpunkt vertagt wird. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

XI. Besondere Bestimmungen über die Behand­
lung anderer Verhandlungsgegettstände 

§ 75 

(1) Selbständige Anträge von Abgeordneten, 
die keine Gesetzesvorschläge enthalten, w,erden 
vom Präsidenten in der auf die Verteilung nächst­
folgenden Sitzung einem Ausschuß zur Vorbera­
tung zugewiesen. 

(2) Selbständige Anträge von Ausschüssen auf 
Fassung von Beschlüssen, die nicht die Erlassung 
von Gesetzen betreffen, sind ohne jede weitere 
Vorberatung vom Nationalrat in Verhandlung 

.-
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zu nehmen. Dies gilt auch für Berichte von 
Untersuchungsausschüssen und Berichte des 
Hauptausschusses (§ 21 Abs. 2). 

(3) Die Debatte und Abstimmung über die im 
Abs. 1 und 2 genannten Vorlagen lerfolgen gemäß 
den Allgemeinen Bestimmungen über die Ge­
schäftsbehandlung in den Sitzungen des Natio­
nalrates. 

(4) Nimmt der Nationalrat den Bericht eines 
Untersuchungsausschusses zur Kenntnis, so ist 
damit die Tätigkeit dieses Untersuchungsaus­
schusses beendet. 

§ 76 

(1) Vorlagen der Bundesregierung, die keine 
Gesetzesvorschläge enthalten, werden vom Präsi­
denten in der auf die Verteilung nächstfolgenden 
Sitzung einem Ausschuß zur Vorberatung zuge­
WIesen. 

(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß folgen 
die Debatte und Abstimmung gemäß den All­
gemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 

(3) Anläßlich der Genehmigung des Ab­
schlusses eines Staatsvertrages kann der National­
rat beschließen, daß ,dieser Staatsvertrag durch 
Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist (Art. 50 
Abs. 2 B-VG). Weiters kann der Nationalrat be­
schließen, daß der Staatsvertrag oder einzelne 
genau bezeichnete Teile' desselben nicht im 
Bundesgesetzblatt, sondern in anderer zweck­
entsprechender Weise kundzumachen sind 
(Art. 49 Abs. 2 B-VG). 

§77 

(1) Einsprüche des Bundesrates gegen Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates werden dem Natio­
nalrat durch Vermittlung des Bundeskanzlers 
schriftlich mitgeteilt (Art. 42 Abs. 3 B-VG) und 
vom Präsidenten in der auf die Verteilung riächst­
folgenden Sitzung einem Ausschuß zugewiesen. 
Der Ausschußantrag hat entweder die Wieder­
holung des ursprünglichen Gesetzesbeschlusses 
oder einen neuen Gesetzesvorschlag zum Gegen­
stand. 

(2) Der Vorberaturig durch den Ausschuß folgen 
die Debatte und Abstimmung im Nationalrat. 
Schlägt der Ausschuß die Wiederholung des ur­
sprünglichen Gesetzesbeschlusses durch den 
Nationalrat vor, so finden die Allgemeinen Be­
stimmungen über die Geschäftsbehandlung in 
den Sitzungen des Nationalrates Anwendung. 
Richtet sich der Antrag des Ausschusses jedoch 
auf die Beschlußfassung eines neuen Gesetzes, so 
tritt der Nationalrat in die zweite Lesung gemäß 
den Besonderen Bestimmungen über die Behand­
lung von Gesetzesvorschlägen ein. 
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§ 16 

(3) Der Rechnungshof legt den Bundesrech­
nungsabschluß dem Nationalrat vor (Art. 121 
Abs. 2 B-VG). Er erstattet ferner dem National­
rat über seine Tätigkeit jährlich spätestens bis 
zur ersten Sitzung der Herbsttagung Bericht. 
Oberdies kann der Rechnungshof über einzelne 
Wahrnehmungen jederzeit unter allfälliger An­
tragstellung an den Nationalrat berichten 
(Art. 126 d Abs. 1 B-VG). 

Neuer Text 

§ 78 

(1) Berichte der Bundesregierung und ihrer 
Mitglieder sowie Berichte parlamentarischer Dele­
gationen werden vom Präsidenten in der auf die 
Verteilung nächstfolgenden Sitzung einem Aus­
schuß zur Vorberatung zugewiesen. 

(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß folgen 
die Debatte und Abstimmung gemäß den All­
gemeinen Bestimmungen über die Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 

§ 79 

(1) Der Rechnungshof legt den Bundesrech­
nungsabschluß vor. Er erstattet dem National­
rat über seine Tätigkeit im vorausgegangenen 
Jahr spätestens bis 15. Oktober jeden Jahres 
sowie über besondere Akte der Gebarungsüber­
prüfung gemäß § 99 Bericht. Überdies kann der 
Rechnungshof über einzelne Wahrnehmungen je­
derzeit unter allfälliger AntragsteIlung an den 
Nationalrat berichten. 

(2) Berichte des Rechnungshofes und Bundes­
rechnungsabschlüsse werden vom Präsidenten in 
der auf die Verteilung nächstfolgenden Sitzung 
dem für die Verhandlung dieser Vorlagen einge­
setzten ständigen Ausschuß (Rechnungshofaus­
schuß) zur Vorberatung zugewiesen. 

(3) Über die Berichte des Rechnungshofes hat. 
der Ausschuß die Vorberatung binnen sechs 
Wochen zu beginnen. Der Vorberatung durch 
den Ausschuß folgen die Debatte und Abstim­
mung gemäß Iden Allgemeinen Bestimmungen 
über die Geschäftsbehandlung in den Sitzungen 
des Nationalrates. 

(4) Beim Bundesrechnungsabschluß hat der 
Ausschußantrag im Falle der Genehmigung einen 
diesbezüglichen Gesetzesvorschlag zum Gegen­
stand. Der Nationalrat tritt in diesem Fall in 
die zweite Lesung gemäß den Besonderen Bestim­
mungen über die Behandlung von Gesetzesvor­
schlägen ein. 

§ 80 

(1) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen 
VerfoIgung ·eines Abgeordneten gemäß § 10 
Abs. 2, Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs. 3, Anträge von Behörden gemäß Art. 63 
Abs. 2 B-VG sowie Ersuchen um die Ermächtigung 
zur Verfolgung von Personen wegen Beleidi­
gung des Nationalrates weist der Präsident dem 
mit diesen Angelegenheiten betrauten ständigen 
Ausschuß (Immunitätsausschuß) sofort nach dem 
Einlangen zu. 
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, § 61 

(1) Zu einem Beschluß. des Nationalrates ist, 
soweit im Bundes-Verfassungsgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, die Anwesenheit von einem Drittel 
der Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erforderlich (Art. 31 B-VG). 

(2) Verfassungsgesetze oder in einfachen Geset­
zen enthaltene Verfassungsbestimmungen können 
nur in Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen beschlossen werden; sie 
sind als solche (" Verfassungsgesetz" , "Verfas­
sungsbestimmung") ausdrücklich zu bezeichnen. 
(Art. 44 Abs. 1 B-VG) 

(3) Auf Beschlüsse des Nationalrates über die 
Genehmigung von Staatsverträgen werden, wenn 
durch den Staatsvertrag ein Verfassungsgesetz ge­
ändert wird, die Bestimmungen des Abs. 2 sinn­
gemäß angewendet (Art. 50 Abs. 2 B-VG). 

(8) Das Gesetz über die Geschäftsordnung kann 
nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte 

Neuer Text 

(2) Der Vorberatung durch den Ausschuß folgen 
die Debatte und Abstimmung gemäß den All­
gemeinen Bestimmungen über die· Geschäfts­
behandlung in den Sitzungen des Nationalrates. 
Bei Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 
Abs .. 3 obliegt die Beschlußfassung in der tagungs­
freien Zeit an Stelle des Nationalrates dem Im­
munitätsausschuß. 

(3) Über Auslieferungsbegehren hat der Aus­
schuß dem Nationalrat so rechtzeitig Bericht zu 
erstatten, daß dieser spätestens am vorletzten 
TaJg der gemäß § 10 Abs. 2 vorgesehenen sechs­
wöchigen Frist hierüber abstimmen kann. 

(4) Für den Fall, daß der Ausschuß nicht recht­
zeitig Bericht erstattet, hat der Präsident das 
Auslieferungsbegehren spätestens am vorletzten 
Tag der sechswöchigen Frist zur Abstimmung zu 
stellen. 

§ 81 

Ober Erklärungen von Mitgliedern der 
Bundesregierung gemäß § 19 Abs. i sowie Mit­
teilungen über die Ernennung von Mitgliedern 
der Bundesregierung und Staatssekretären (§ 21 
Abs. 3) findet sogleich eine Debatte statt, wenn 
dies von mindestens fünf Abgeordneten schrift­
lich verlangt wird. Werden Einwendungen ge­
gen den Zeitpunkt erhoben, so entscheidet der 
Nationalrat. Eine solche Debatte darf jedoch 
nicht länger als bis an das Ende der nächsten 
Sitzung aufgeschoben werden. 

XII. Beschlüsse und Wahlen 

§ 82 

(1) Zu einem Beschluß des Nationalrates ist, 
soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, 
die Anwesenheit von einem Drittel der Abgeord­
neten und die unbedingte Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen erforderlich. 

(2) Abweichende Beschlußerfordernisse gelten 
in folgenden Fällen: 

1. Verfassungsgesetze oder in einfachen Geset­
zen enthaltene Verfassungsbestimmungen können 
nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Abgeordneten und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlos­
sen werden; dies gilt auch bei Genehmigung des 
Abschlusses von Staatsverträgen, wenn durch diese 
Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird. 

2. Dieses Bundesgesetz kann nur in Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Abgeord-
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der Mitglieder und mit einer Mehrheit von zwei neten und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
Dritteln der abgegebenen Stimmen abg~ändert der abgegebenen Stimmen abgeändert werden. 
werden (Art. 30 Abs. 2 B-VG). 

(4) Zur Wiederholung eines Gesetzesbeschlusses, 
gegen den der Bundesrat Einspruch erhoben hat, 
ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
notwendig (Art. 42 Abs. 4 B-VG). 

(5) Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem der Bundesregierung oder einzelnen ihrer Mit­
glieder das Vertrauen versagt wird, ist die An­
wesenheit der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 
Doch ist, wenn es ein Fünftel der anwesenden 
Mitglieder verlangt, die Abstimmung auf den 
zU'eitnächsten . Werktag zu vertagen. Eine neuer­
liche Vertagung der Abstimmung kann nur durch 
Beschluß des Nationalrates erfolgen (Art. 74 Abs. 2 
B-VG). 

(6) Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem eine Anklage gegen Mitglieder der Bundes­
regierung oder ihnen hinsichtlich der Verantwort­
lichkeit gleichgestellte Organe wegen Gesetzes­
verletzung erhoben wird (Art. 142 Abs. 2 lit. b 
B-VG), bedarf es der Anwesenheit von mehr als 
der Hälfte der Mitglieder (Art. 76 Abs. 2 B-VG). 

§ 61 

3. Zur Wiederholung eines Gesetzesbeschlusses, 
gegen den der Bundesrat Einspruch erhoben hat, 
ist die Anwesenheit der Hälfte der Abgeord­
neten notwendig. 

4. Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem der Bundesregierung oder .,einzelnen ihrer 
Mitglieder das Vertrauen versagt wird, ist die 
Anwesenheit der Hälfte der Abgeordneten erfor­
derlich. 

5. Zu einem Beschluß des Nationalrates, mit 
dem eine Anklage gegen Mitglieder der Bundes­
regierung oder ihnen hinsichtlich der Verantwort­
lichkeit gleichgestellte Organe wegen Gesetzes­
verletzung erhoben wird, bedarf es der Anwesen­
heit von mehr als der Hälfte der Abgeordneten. 

6. Zu einem Beschluß des Nationalrates auf 
Einberufung der Bundesversammlung durch den 
Bundeskanzler gemäß Art. 60 Abs. 6 B-VG ist 
die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Abgeordneten und eine Mehrheit von zwei Drit­
teln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

7. Zu einem Gesetzesbeschluß des National­
rates betl"eff,end .eine der im Art. 14 Abs. 10 'Und 
im Art. 14 a Abs. 8 B-VG auf.gezähllten Angele­
genheiten I~st ;d~e Anwesenheit von nundesnens 
der Hä1iit·e der Abgeordneten >UIlid ,eine Mehrheit 
von zwei Dritteln ·der abgegebenen Stimmen 
notwendig. Das gtleiche gi'1t für die Genehmi­
gung des Albschlusses der me im Al't. 14 Abs. 10 
B-VGaufgezähhen Angelegenheiten betreffenden 
St<t<litsverträge. 

8. Ferner bedarf es einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Abgeordneten in den 
Fällen des § 44 Abs. 2 und des § 49 Abs. 5 dieses 
Bundesgesetzes. 

(3) Bei Wahlen sind die Bestimmungen des 
Abs. 1 sowie des § 87 anzuwenden. 

(2) ... ; sie sind als solche ("Verfassungsgesetz", (4) Verfassungsgesetze oder in einfachen Ge-
"Verfassungsbestimmung") ausdrücklich zu be- setzen enthaltene Verfassungsbestimmungen sind 
zeidmen (Art. 44 Abs. 1 B-VG). ausdrücklich als solche zu bezeichnen. 

(5) Ebenso sind Staatsverträge oder in Staats­
verträgen enthaltene Bestimmungen, durch die 
Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird, bei 
der Genehmigung des Abschlusses ausdrücklich 
als " verfassungs ändernd" zu bezeichnen. 
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§ 79 

Einer Volksabstimmung ist jeder Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates nach Beendigung des Ver­
fahrens gemäß Art. 42 B-VG, jedoch vor seiner 
Beurkundung durch den Bundespräsidenten zu 
unterziehen, wenn der Nationalrat es beschließt 
oder die Mehrheit der Mitglieder des Nationalrates 
es verlangt (Art. 43 B-VG). 

§ 80 

Jede Gesamtänderung der Bundesverfassung, 
eine Teiländerung aber nur, wenn dies von einem 
Drittel der Mitglieder des Nationalrates oder des 
Bundesrates verlangt wird, ist nach Beendigung 
des Verfahrens gemäß Art.' 42 B-VG, jedoch vor 
der Beurkundung durch den Bundespräsidenten, 
einer Abstimmung des gesamten Bundesvolkes zu 
unterziehen (Art. 44 Abs. 2 B-VG). 

Neuer Text 

§ 83 
Der Präsident des Nationalrates verfügt auf 

Grund der genehmigten Amtlichen' Protokolle 
(§ 51) die Ausfertigung und Zustellung der vom 
Nationalrat ausgehenden Beschlüsse. 

§84 

(1) Jeder Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ist nach Beendigung des Verfahrens gemäß Art. 42 
B-VG, jedoch vor seiner Beurkundung durch den 
Bundespräsidenten, einer Volksabstimmung zu 
unterziehen, wenn der Nationalrat es beschließt 
oder die Mehrheit der Abgeordneten es verlangt. 

(2) Ein Antrag auf Fassung eines diesbezüg­
lichen Beschlusses des Nationalrates ist dem Präsi­
denten schriftlich zu überreichen und ist, wenn 
er von mindestens acht Abgeordneten einschließ­
lich des Antragstellers unterstützt ist, unmittelbar 
in Verhandlung zu ziehen. Die Unterstützung er­
folgt, wenn der Antrag nicht von acht Abge­
ordneten unterfertigt ist, auf die Unterstützungs­
frage des Präsidenten durch Erheben von den 

. Sitzen. Ein solcher Antrag kann bereits in der 
zweiten Lesung gestellt werden und gelangt nach 
der dritten Lesung zur Abstimmung. 

§ 85 

Eine Teiländerung der Bundesverfassung ist 
nach Beendigung des Verfahrens gemäß Art. 42 
B-VG, jedoch vor der Beurkundung durch den 
Bundespräsidenten, einer Abstimmung des gesam­
ten Bundesvolkes zu unterziehen, wenn dies von 
einem Drittel der Abgeordneten verlangt wird. 

§ 86 

(1) Ein Drilttd Jer Abgeordneten kann ge­
mäß Al1t. 140 Abs. 1 B-VG begehren, daß 
entweder ein Bundesgesetz seinem ganzen In­
halte nach oder daß bestimmte Stellen eines 
solchen Gesetzes vom Verfassungsgerichtshof als 
verfassungswidrig aufgehoben werden. Das Be­
gehren hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit 
des Bundesgesetzes sprechenden Bedenken im 
einzelnen darzulegen. 

(2) Die Abgeordneten, die ein Begehren im 
Sinne des Ahs. 1 gestellt haben, haben außerdem 
einen oder mehrere Bevollmächtigte für ihre 
Vertretung im Verfahren vor dem Verfassungs­
gerichtshof zu bezeichnen. 

§ 87 

(1) Wahlen im Nationalrat bilden einen eigenen 
Gegenstand der Tagesordnung (§ 50 Abs. 2). 
Abweichend hievon kann die Wahl eines beson­
deren Ausschusses zur Vorberatung einer Vorlage 
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§ 67 

(1) Die Wahl der Präsidenten, der Schriftführer 
und der Ordner des Nationalrates, des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes sowie 
der in die Dreiervorschläge des Nationalrates für 
die Ernennung von Mitgliedern und Ersatzmit­
gliedern des Verfassungsgerichtshofes aufzuneh­
menden Personen wird mittels Stimmzettel vor­
genommen und durch unbedingte Mehrheit der 
Stimmen entschieden. 

§ 68 

(1) Wird bei der ersten Wahl keine unbedingte 
Stimmenmehrheit erzielt, so wird in gleicher Weise 
eine zweite Wahl vorgenommen. 

(2) Ergibt sich auch bei dieser keine unbedingte 
Stimmenmehrheit, so findet die engere Wahl statt. 
In diese kommen diejenigen, ~velche bei der zwei­
ten Wahl die meisten Stimmen erhielten, in der 
doppelten Anzahl der zu Wählenden. 

(3) Haben bei der zweiten Wahl mehrere gleich 
viele Stimmen, so entscheidet das Los, wer von 
ihnen in die engere Wahl kommt. 

(4) Ergibt sich auch bei der engeren Wahl 
Stimmengleichheit, so entscheidet ebenfalls das Los; 

Neuer Text 

vor deren Zuweisung durch den Präsidenten oder 
in der ersten Lesung eines Gesetzesvorschlages 
beantragt werden. 

(2) Wahlen werden in der Regel mittels 
Stimmzettel durchgeführt und durch unbedingte 
Mehrheit der gültigen Stimmen entschieden. Für 
die Wahl der Ausschüsse gelten die Bestimmungen 
der §§ 30, 32 und 33. 

(3) Wahlvorschläge, die dem Präsidenten vor 
Beginn des Wahlvorganges schriftlich überreicht 
wurden, sind von diesem dem Nationalrat zur 
Kenntnis zu bringen, doch sind auch Stimmzettel 
gültig, die auf einen anderen wählbaren Kandida­
tenlauten. 

(4) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes werden auf Vorschlag des Haupt­
ausschusses gewählt. 

(5) Wird bei der ersten Wahl keine unbedingte 
Mehrheit der gültigen Stimmen 'erzielt, so wird 
eine zweite Wahl vorgenommen. Ergibt sich auch 
bei d~eser k'eine unbedingte Stimmenmehrheit, 
'so findet die enger:e Wahl ,staut. In diese kommen 
diejenigen, welche bei der zwe~ten Wahl die 
meisten Stimmen erhi,e1ten, inder doppelt,en 
Anzahl der zu Wählenden. Haben bei der zwei­
ten Wahl mehrere gLeich viele Stimmen, ISO ent­
schei'det dals Los, wer v,on ihnen in die engere 
Wahl kommt. Ergibt sich auch bei der engeren 
Wahl Stimmeng,leichheiJt:, &0 entlscheidet ebenfalls 
das Los. 

(6) Erzielt keiner der eingebrachten Wahlvor­
schläge bei der ersten oder zweiten Wahl die 
erforderliche Mehrheit, so können diese zugun­
sten eines einzigen Wahlvorschlages zurückgezo­
gen werden. 

(7) Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so kann 
auf Vorschlag des Präsidenten über diesen durch 
Aufstehen und Sitzenbleiben abgestimmt werden. 
Erhebt sich jedoch eine Einwendung, so hat es 
bei ,der Wahl mittels Stimmzettel zu bleiben. 
Die Wahl des Präsidenten, des Zweiten und des 
Dritten Präsidenten ist stets mittels Stimmzettel 
durchzuführen. 

§ 88 

(1) Bei Wahlen mittels Stimmzettel gibt der 
Präsident an, in welcher Form der Wahlvorschlag, 
für den die Stimmenabgabe erfolgt, kenntlich zu 
machen ist. 
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§67 

(2) Bei der Wahl der Präsidenten des National­
rates, des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
des Rechnungshofes werden die Abgeordneten zur 
Hinterlegung des Wahlzettels in die Urne nament­
lich aufgerufen und gezählt. Wer beim Aufrufe 
seines Namens nicht anwesend ist, darf nachträg­
lich keinen Wahlzettel abgeben. Stimmt die Zahl 
der Wahlzettel mit jener der wirklich Stimmenden 
nicht uberein, so ist die Wahl zu wiederholen, 
falls die überzähligen Stimmen das Ergebnis der 
Wahl beeinflussen könnten. 

(3) Leere Stimmzettel sind ungültig. 

§ 69 

(1) Jedem Abgeordneten steht das Recht zu, an 
den Präsidenten des Nationalrates und an die 
Obmänner der Ausschüsse schriftliche Anfragen zu 
richten. 

(2) Der Befragte kann mündlich oder schriftlich 
Antwort geben oder mit Angabe der Gründe die 
Beantwortung ablehnen. 

§ 70 

Der .N ationalrat ist befugt, die Geschäftsfüh­
rung der Bundesregierung zu überprüfen, deren 
Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung 
zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu 
verlangen sowie seinen Wünschen über die AltS­
übung der Vollziehung in Entschließungen Aus­
druck zu geben (Art. 52 Abs. 1 B-VG). 

§ 71 
(1) Anfragen, die ein Abgeordneter an die 

Bundesregierung oder eines ihrer Mitglieder richten 
will, sind dem Präsidenten schriftlich, mit den 
eigenhändig beigesetzten Unterschriften von wenig­
stens fünf Abgeordneten, den Anfragesteller ein­
geschlossen, versehen, zu übergeben und werden 
sofort dem Befragten mitgeteilt. 

Neuer Text 

(2) Sobald der Präsident die Durchführung 
der Wahl anordnet, haben die Abgeordneten 
ihre Plätze einzunehmen. Vom Präsidenten be­
stimmte Bedienstete der Parlamentsdirektion be­
geben sich zu den ihnen zugewiesenen Bankreihen 
und nehmen von jedem Abgeordneten dessen 
Stimmzettel in Empfang. Die mit Abnahme der 
Stimmzettel beauftragten Bediensteten haben, so­
bald der Präsident den Wahlvorgang für beendet 
erklärt, unter Aufsicht der Schriftführer die 
Stimmenzählung vorzunehmen und deren Er­
gebnis ,dem Präsidenten mitzuteilen, der das 
Wahlergebnis verkündet. 

(3) Auf Anordnung des Präsidenten kann von 
vornherein oder wenn ihm ,das Ergebnis der 
Wahl zweifelhaft erscheint, diese durch Hinter­
legung ,der Stimmzettel in eine Urne erfolgen. 
Hiezu werden die Abgeordneten namentlich auf­
gerufen und gezählt. Wer beim Aufruf seines 
Namens nicht anwesend ist, darf nachträglich' 
keinen Stimmzettel abgeben. Stimmt die Zahl 
der Stimmzettel mit jener der tatsächlich Stim­
menden nicht überein, so ist die Wahl zu wieder­
holen, falls die Differenz das Ergebnis der Wahl 
beeinflussen könnte. 

(4) Stimmzettel, aus denen der Wahlwille nicht 
eindeutig erkennbar ist, sind ungültig. 

XIII. Anfragen 

§ 89 

(1) unverändert 

(2) Der Befragte hat schriftlich zu antworten. 
Ist dem Befragten eine Erteilung der gewünschten 
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der 
Beantwortung zu begründen. 

§ 90 

Der Nationalrat ist befugt, die Geschäftsfüh­
rung der Bundesregierung zu überprüfen, deren 
Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung 
zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu 
verlangen. Diesem Fragerecht unterliegen insbe­
sondere Regierungsakte sowie Angelegenheiten 
der behördlichen Verwaltung oder der Verwal­
tung des Bu~des als Träger von Privatrechten. 

§ 91 
(1) Anfragen, die ein Abgeordneter innerhalb 

einer Tagung an die Bundesregierung oder eines 
ihrer Mitglieder richten will, sind dem Präsiden­
ten schriftlich mit mindestens vier Abschriften 
zu übergeben. Sie müssen mit den eigenhändig 
beigesetzten Unterschriften von wenigstens fünf 
Abgeordneten, den Fragesteller eingeschlossen, 
versehen sein und sind dem Befra.gten durch die 
Parlamentsdirektion mitzuteilen. . 
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(2j Die Verlesung einer Anfrage findet nur 
auf Anordnung des Präsidenten statt. 

(3) Der Befragte hat innerhalb von zwei M ona­
ten mündlich oder schriftlich Antwort zu geben 
oder die Nichtbeantwortung schriftlich zu begrün­
den. 

(4) ... Jeder Anfrage und jeder Beantwortung 
sind mindestens vier Abschriften beizulegen. 

§72 

(1) Ob 'über die Beantwortung der an ein Mit­
glied der Regierung gerichteten Anfrage oder die 
schriftliche Begründung ihrer Nichtbeantwortung 
sofort oder in der nächsten Sitzung eine Bespre­
chung stattfinden soll, entscheidet der Nationalrat 
ohne Debatte. 

(2) Ein darauf zielender Antrag muß am Schlusse 
der Sitztmg, in welcher die Beantwortung der 
Anfrage erfolgt ist, oder am Beginne der nächsten 
Sitzung eingebracht werden. 

(3) Bei der Besprechung über die Beantwortung 
einer Anfrage oder über die schriftliche Begrün­
dung der Nichtbeantwortung kann der Antrag 
gestellt werden, der Nationalrat nehme die Be­
antwortung oder Begründung der Nichtbeantwor­
tung zur Ken;-ztnis oder nicht zur Kenntnis. Dem 
Antrage kann eine kurze Begründung beigegeben 
sem. 

§73 
(1) Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 

Antrag von acht Mitgliedern kann ohne Debatte 
beschlossen werden, daß eine in derselben Sitzung 
eingebrachte Anfrage an ein Mitglied 'der Regie­
rung vom Fragesteller vor Eingehen in die Tages­
ordnung oder nach deren Erledigung mündlich 

Neuer Text 

(2) Fragesteller können ihre Anfragen schrift­
lich bis zum Einlangen der Beantwortung beim 
Präsidenten zurückziehen. Der Präsident teilt 
dies in der nächstfolgenden Sitzung dem' Natio­
nalrat mit und veranlaßt die Verständigung des 
befragten Regierungsmitgliedes. 

(3) unverändert 

(4) Der Befragte hat innerhalb von zwei Mona­
ten mündlich oder schriftlich zu antworten. Ist 
dem Befragten eine Erteilung der gewünschten 
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der 
Beantwortung zu begründen. Jeder schriftlichen 
Beantwortung sind mindestens vier Abschriften 
beizulegen. Auf mündliche Beantwortungen fin­
den die Bestimmungen der §§ 19 Abs. 2 und 81 
sinngemäß Anwendung. 

§92 
(1) Auf Antrag von acht Abgeo1"dneten kann 

ohne Debatte beschlossen wel1den, daß über die 
schriftliche Beantwortung einer an die Bundes­
regier.ung oder eines ihrer Mitglieder gerichteten 
Anfrage in der Sitzung, in welcher der Präsident 
das Einlangen der Anfragebeantwortung be­
kanntgegeben hat, vor Eingang in die Tages­
ordnung oder nach deren Erledigung eine Be­
sprechung stattfindet. 

(2) Die Besprechung hat ohne weiteres statt­
zufinden, wenn sie V10n mindestelliS 20 Abge­
ordnete~ schriftllich verlangt wird. Kein Abgeord­
neter darf jedoch mehr als zwei in derselben 
Sitzung gestellte Verlangen auf Besprechung von 
Anfragebeantwortungen unterzeichnen. 

(3) Richtet sich das Verlangen auf Durchfüh­
rung der Besprechung vor Eingang in die Tages­
ordnung, so hat der Präsident das Recht, diese 
Besprechung an den Schluß der Sitzung, aber 
nicht über 16 Uhr hinaus, zu verlegen. 

(4) Bei der Besprechung einer; Anfragebeant­
wortung darf kein Redner länger als 20 Minuten 
sprechen. 

(5) Bei einer solchen Besprechung kann nur 
der Antrag gestellt werden, der Nationalrat 
nehme die Beantwortung zur Kenntnis oder nicht 
zur Kenntnis. Dem Antrag kann eine kurze Be­
gründung beigegeben sein. 

§ 93 
(1) Auf Antrag von acht Abgeordneten kann 

ohne Debatte beschlossen werden, daß eine in 
derselben Sitzung eingebrachte schriftlich,e An­
frage an ein Mitglied der Bundesregierung vom 
Fragesteller vor Eingang in die Tagesordnung 
oder nach deren Erledigung mündlich begründet 

'-
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begründet werde und hierauf eine Debatte über 
den Gegenstand stattfinde. 

(2) Dem Antrage ist ohne weiteres stattzugeben, 
wenn er von mindestens zwanzig Mitgliedern 
unterstützt wird. Doch ist es dann dem Ermessen 
des Präsidenten überlassen, die Debatte bis an den 
Schluß der Sitzung, aber nicht über die fünfte 
Stunde des Nachmittags hinaus zu verlegen. 

(3) Kein Abgeordneter darf mehr als zwei 
dringliche Anfragen unterstützen, die in derselben 
Sitzung eingebracht werden. 

(5) In der Debatte über dringliche Anfragen 
darf kein' Redner länger als 20 Minuten spre­
chen. 

(4) In der Debaite dürfen ;zur E~tschließungs­
anträge gestellt werden. Der Präsident kann die 
Abstzmmung über sie auf den Beginn der nächsten 
Sitzung verlegen. 

§ 74' 

(1) Jeder Abgeordnete kann in den Sitzungen 
des Nationalrates kurze mündliche Anfragen an 
die Mitglieder der Bundesregierung richten. 

(2) DaS befragte Mitglied der Bundesregierung 
oder sein Vertreter (Art. 73 und 78 Abs. 2 B-VG) 
ist verpflichtet; die Anfragen mündlich in der 
gleichen Sitzung, in der sie aufgerufen werden, zu 
beantworten oder Gründe für die Ablehnung' der 
Beantwortung bekanntzugeben. 

(3) Ein Abgeordneter darf zu den Fragestunden 
eines Monats nicht mehr als vier Anfragen ein-
bringen. ' 

(4) Jede Sitzung des Nationalrates beginnt mit 
einer Fragestunde; Ausnahmen bestimmt der 
Präsident nach Anhörung der Präsidialkonferenz. 
Die Fragestunde darf sechzig Minuten nicht über­
schreiten. Häufen sich die Anfragen, so kann zu 
deren Behandlung eine eigene Sitzung des Natio­
nalrates in der gleichen Dauer angesetzt werden. 

§ 75 
(1) Zulässig sind kurze Fragen aus dem Bereiche 

der Vollziehung des Bundes. Allfällige nähere 
Hinweise gelten nicht als Bestandteil der Anfrage. 

Neuer Text 

werde und hierauf eine Debatte über den Gegen­
stand stattfinde. 

(2) Das befragte Mitglied der Bundesregierung 
oder der von ihm entsendete Staatssekretär ist 
verpflichtet, nach der Begründung der Anfrage 
und vor Eingang in die Debatte eine Stellung­
nahme zum Gegenstand abzugeben. Es kann je­
doch auch gemäß § 91 Abs. 4 mündlich antwor­
ten. 

(3) Die dringliche Behandlung hat ohne weite­
res stattzufinden, wenn dies von mindestens 
20 Abgeordneten schrifdich verlangt wird. 
Kein Abgeordneter darf jedoch mehr als zwei 
in derselben Sitzung eingebrachte dringliche An­
fragen unterzeichnen. 

(4) Richtet sich das Verlangen darauf, die dring­
liche Behandlung einer Anfrage noch vor Eingang 
in die Tagesordnung durchzuführen, so hat der 
Präsident das Recht, diese an den Schluß der 
Sitzung, aber nicht über 16 Uhr hinaus, zu 
verlegen. 

(5) unverändert 

(6) In dieser Debatte dürfen nur Entschlie­
ßungsanträge gestellt werden. Der Präsident kann 
die Abstimmung über sie an den Beginn der 
nächsten Sitzung verlegen. 

§ 94 

(1) unverändert 

(2) Das befragte Mitglied der Bundesregierung 
oder der von ihm entsendete Staatssekretär ist 
verpflichtet, die Anfragen mündlidt in dersel­
ben Sitzung, in der sie aufgerufen werden, zu 
beantworten. Ist dem Befragten die Erteilung der 
gewünschten Auskunft nicht möglich, so hat er 
dies in der Beantwortung zu begründen. 

(3) unverändert 

,(4) Fragesteller können ihre Anfragen, his 
zum Aufruf in der Fragestunde oder, im Fall 
der schriftlichen Beantwortung, bis zu deren Ein­
langen beim Präsidenten zurückziehen. 

(5) Jede Sitzung des Nationalrates beginnt mit 
einer Fragestunde; Ausnahmen bestimmt der 
Präsident nach Beratung in der Präsidialkonfe­
renz. Die Fragestunde darf 60 Minuten nicht 
überschreiten. Häufen sich ,die Anfragen, so kann 
zu deren Behandlung eine eigene Sitzung des 
Nationalrates in der gleichen Dauer angesetzt 
werden. 

§ 95 

(1) Zulässig sind kurze Fragen im Sinne des 
§ 90. Jede Anfrage darf nur eine konkrete Frage 
enthalten und nicht in mehrere Unterfragen 
geteilt sein. 
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(2) Jede Anfrage darf nur eine konkrete Frage 
enthalten und nicht in mehrere Unterfragen ge­
teilt sein. Anfragen, die diese Bedingungen nicht 
erfüllen, werden vom Präsidenten an den anfra­
genden Abgeordneten zurückgestellt. 

(3) Die Anfragen sind dem Präsidenten im 
Wege seiner Kanzlei in fünffacher Ausfertigung, 
spätestens am vierten Tage vor der Sitzung des 
Nationalrates, in der die Frage aufgerufen werden 
soll, zu überreichen. 

(4) Die Anfragen werden nach dem Zeitpunkt 
ihres Einlangens, getrennt nach dem Kompetenz­
bereich der befragten Mitglieder der Bundesregie­
rung, in der Kanzlei des Präsidenten des Natio­
nalrates in ein eigenes Verzeichnis eingetragen. 
Der Präsident reiht nach Anhörung der Präsidial­
konferenz unter Bedachtnahme auf den Zeitpunkt 
des Einlangens und der ressortmäßigen Zugehörig­
keit die in der Fragestunde zum Aufruf gelangen­
den Anfragen. Die Anfragen sind jeweils vor dem 
Text der mündlichen Beantwortung in den steno­
graphischen Berichten abZudrucken. 

§ 76 

(5) Die Anfragen werden vor der Sitzung ver­
vielfältigt und an alle Mitglieder sowie an die 
im Saale als Zuhörer anwesenden Personen ver­
teilt. Sie werden nach Aufrufen der Frage nicht 
mündlich wiederholt. 

(1) Entsprechend ihrer Reihung ruft der Präsi­
dent die Anfragen auf. 

(2) Anfragen dürfen nur aufgerufen werden, 
wenn der anfragende Abgeordnete anwesend ist. 
Ist der Fragesteller nicht anwesend, wird die An­
frage von dem zuständigen Mitglied der Bundes­
regierung schriftlich beantwortet. 

(4) Nach Beantwortung der Anfrage ist der 
Fragesteller berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen 
zu stellen. Auch jede Zusatzfrage darf nur eine 
einzige nicht unterteilte Frage enthalten. Zusatz­
fragen müssen in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Hauptfrage stehen. 

Neu e r' Tex t 

(2) Anfragen, die diese Bedingungen nicht er 
füllen, werden vom Präsidenten an den anfragen­
den Abgeordneten zurückgestellt. 

(3) Die Anfragen sind im Wege der Parla­
mentsdirektion in fünffacher Ausfertigung, spä­
testens am vierten Tage vor der Sitzung des Na­
tionalrates, in der die Frage aufgerufen werden 
soll, einzubringen. Fällt das Ende dieser Frist 
auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag, so ist der vorangehende Werktag als 
letzter Tag der Frist anzusehen. Die Parlaments­
direktion hat die eingebrachten Anfragen dem 
Befragten unverzüglich mitzuteilen. 

(4) Der Präsident reiht nach Rücksprache mit 
den Mitgliedern der Präsidiailkonferenz, insbe­
sondere unter Bedachtnahme auf den Zeitpunkt 
des Binlangens und die ressortmäßige Zugehörig­
kert, die in ,der Fr.agestunde zum Aufruf gelan­
genden Anfragen. 

(5) Die zum Aufruf vorgesehenen Anfragen 
werden vor der Sitzung vervielfältigt und an 
alle Abgeordneten sowie an die im Saale als 
Zuhörer anwesenden Personen verteilt. Beim Auf­
ruf wird die Frage nicht mündlich wiederholt, 
jedoch ist ihr Wortlaut jeweils vor·dem Text der 
mündlichen Beantwortung im Stenographischen 
Protokoll der Sitzung abzudrucken. 

§96 

(1) Entsprechend ihrer Reihung ruft der Präsi­
dent die Anfragen auf. Der Aufruf unterbleibt, 
wenn der anfragende Abgeordnete nicht anwesend 
ist. 

(2) Die Beantwortung hat so kurz und konkret 
zu erfolgen, wie es die Anfrage zuläßt. 

(3) Nach Beantwortung der Anfrage ist der 
Fragesteller berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen 
zu stellen. Danach, können auch andere Abge­
ordnete, jedoch höchstens drei, je eine weitere 
Zusatzfrage stellen. 

(4) Melden sich mehrere Abgeordnete gleich­
zeitig zu einer weiteren Zusatzfrage zum Wort, 
so bestimmt der Präsident die Reihenfolge, in 
der die weiteren Zusatzfragen zu stellen sind, 
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(3) Anfragen, die in den Fragestunden innerhalb 
von vier Wochen nach Einlangen (§ 75 Abs. 3) 
nicht beantwortet werden konnten, sind vom Be­
fragten spätestens zwei Monate nach ihrem Ein­
langen schriftlich zu beantworten. 

Neuer Text 

wobei er auf eine Abwechslung zwischen den 
Fragestellern verschiedener Klubs Bedacht zu neh-
men hat. _ 

(5) Jede Zusatzfrage muß in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen und 
den Bestimmungen des § 95 Abs. 1 entspre­
chen. 

§ 97 

(1) Sofern die Anfrage nicht in den Frage­
stunden innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Einlangen beim Präsidenten aufgerufen wurde, 
kann der FragesteUer binnen weiterer acht Tage 
erklären, daß er eine schriftliche Beantwortung 
wünscht. 

(2) Die schriftliche Beantwortung hat binnen 
eines Monates nach der Erklärung des Frage­
stellers gemäß Abs. 1 zu erfolgen. Ist die Ertei­
lung der gewünschten Auskunft nicht möglich, 
so ist dies in der schriftlichen Beantwortung zu 
begründen. Jeder schriftlichen Beantwortung sind 
mindestens vier Abschriften beizulegen. 

(3) Der Präsident gibt das Einlangen der schrift­
lichen Beantwortung in der nächstfolgenden Sit­
zung dem Nationalrat bekannt. Er verfügt deren 
Vervielfältiguilig und Verteilung an -die Abgeord­
neten unter Bedachtnahme darauf, daß ihnen 
auch der Text der betreffenden mündlichen An­
frage zur Kenntnis gebracht wird. 

XIV. Enqueten 

§ 98 

(1) Der Hauptausschuß des Nationalrates kann 
auf Antrag eines seiner Mitglieder die Abhaltung 
einer parlamentarischen Enquete (Einholung 
schriftlicher Kußerungen sowie Anhörung von 
Sachverständigen und anderen Auskunftsperso~ 
nen) über Angelegenheiten, in denen die Gesetz­
gebung Bundessache ist, beschließen. Die parla­
mentarische Enquete dient zur Inf(lrmation der 
Abgeordneten; es werden keine Beschlüsse gefaßt. 

(2) Der Antrag auf Abhaltung einer Enquete 
gemäß Abs. 1 ist dem Präsidenten schriftlich zu 
überreichen und hat jedenfalls Gegenstand, Teil­
nehmerkreis und Tag der parlamentarischen En-

, quete zu enthalten. Als Verhandlungstermine 
können, wenn es der Umfang des Gegenstandes 
erfordert, auch mehrere Tage vorgeschlagen wer­
den. 

(3) Verlangt mindestens ein Drittel der Mit­
glieder des HauptaussdlUsses in einer Sitzung, 
daß ein solcher Antrag auf Abhaltung einer En­
quete in Verhandlung genommen wird, so hat 
der Präsident den Antrag auf die Tagesordnung 
der nächstfolgenden Sitzung des Hauptausschusses 
zu stellen. 
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§ 77 
(1) Bittschriften und andere Eingaben an den 

Nationalrat sind nur dann anzunehmen, wenn 
sie von einem Mitgliede des Nationalrates über­
reicht werden. Sie werden weder verlesen noch 
in' Druck gelegt. 

(2) Eine Begründung oder Befürwortung bei 
ihrer Einbringung ist nicht zulässig. 

Neuer Text 

(4) Die Enquete steht, wenn der Hauptausschuß 
nicht auf Vorschlag des Präsidenten anderes be­
schließt, unter dessen Vorsitz. Alle Personen, die 
berechtigt sind, deri Sitzungen der Ausschüsse des 
Nationalrates beizuwohnen, dürfen als Zuhörer 
anwesend sein. 

(5) Im übrigen finden für Worterteilungen, 
tatsächliche Berichtigungen sow~e den Ruf zur 
Sache und zur Ordnung die Bestimmungen der 
§§ 41 Abs. 5, 58, 101 und 102 sinngemäß An­
wendung. 

(6) über die Verhandlungen werden Steno­
graphische Protokolle verfaßt und gedruckt her­
ausgegeben. Weitere die Enquete betreffende Ver­
öffentlichungen obliegen dem Präsidenten. 

XV. Prüfungs auf träge an den Rechnungshof 

§ 99 

(1) Der Nationalrat kanri auf Grund eines 
Selbständigen Antrages (§§ 26 und 27) beschlie­
ßen, den Rechnungshof mit der Durchführung 
besonderer Akte der Gebarungsüberprüfung zu 
beauftragen. 

(2) Wenn der ,gemäß § 26 ,eingebrachte An­
trag von mhlldes'tens ,einem D1'Iittd der Abge­
ordneten sch,cif'1llich unterstützt ist und sich auf 
einen bes,uimmten VOI'~il!ng in einer Jer Kon­
tr,olle des Rechnungshofes 'lln~erliegenden Ange­
Jegenheit der Bundesgeba'rung (Art. 122 Abs. 1 
B-VG) bezreht, ist ,eine Gebarungsüberprüfung 
auch oh'ne BeschlLuß dIes Nationah"l3!tes ,durchz,u­
führen. In diesem Fall wil1dda's Veclangen vom 
Pr~siden:ten am Ende der Sitzung dem Natiomd­
rat bekanntgegeben. 

-(3) Der Präsident hat einen Beschluß im Sinn,e 
des Abs. 1 beziehungsweise ein Verlangen im 
Sinne des Abs. 2 unverzüglich dem Rechnungs­
hof mitzuteilen. 

(4) Der Rechnungshof hat dem Nationalrat 
über die Durchführung der Gebarungsüberprü­
fung gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 zu berichten. 

(5) Solange der Rechnungshof über die Durch­
führung einer überprüfung gemäß Abs.' 2 dem 
Nationalrat keinen Bericht erstattet hat, kann 
kein weiteres solches Verlangen gestellt werden. 

XVI. Eingaben an den Nationalrat 

§ 100 

(1) Eingaben an den Nationalrat bilden nur 
dann einen Gegenstand der Verhandlung (§ 21), 
wenn sIe von einem Abgeordneten überreicht 
werden (Petitionen). Der Präsident weist Pe­
titionen mit Rücksicht auf ihren Inhalt den­
jenigen Ausschüssen zu, die zur Vorberatung ver­
wandter Gegenstände eingesetzt sind. 

t; 
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(3) Der Präsident verweist die Bittschriften mit 
Rücksicht auf ihren Inhalt an diejenigen Aus­
schüsse, die zur Vorberatung verwandter Gegen­
stände eingesetzt sind. 

(6) Bittschriften, über welche bis zum Schlusse 
det' Gesetzgebungsperiode vom Nationalrat nicht 
mehr Beschluß gefaßt werden konnte, sind vom 
Präsidenten an die Regierung zur geeigneten Ver­
fügung zu leiten. 

VIII. Ordnungsbestimmungen 

§ 83 

(1) Abschweifungen von der Sache ziehen den 
Ruf des Präsidenten "zur Sache" nach sich . 

.(2) Nach dem dritten Rufe "zur Sache" kann 
der Präsident dem Redner das Wort entziehen. 

§ 84 

(1) Wenn ein Abgeordneter bei den Verhand­
lungen des Nationalrates den Anstand oder die 
Sitte verletzt oder beleidigende Außerungen ge­
braucht, so spricht der Präsident die Mißbilligung 
.darüber durch den Ruf "zur Ordnung" aus. 

(2) Der Präsident kann in diesem Falle die 
Rede unterbrechen und dem Redner das Wort 
auch völlig entziehen. 

§ 85 

(1) Wer zur Teilnahme an den Verhandlungen 
berechtigt ist, kann vom Präsidenten den Ruf 
"zur Sache" oder "zur Ordnung" verlangen. Der 
Präsident entscheidet hierüber ohne Berufung an 
den Nationalrat. . 

(2) Falls ein Abgeordneter durch seine Rede 
Anlaß zum Ordnungsruf gegeben hat, kann dieser 
vom Präsidenten des Nationalrates auch am 
Schlusse derselben Sitzun~ oder am Beginne der 
nächsten nachträglich ausgesprochen und auch von 
jedem zur Teilnahme an der Verhandlung Be­
rechtigten gefordert ·werden. 

Neuer Text 

(2) Eingaben, die nicht von einem Abgeordne­
ten überreicht wurden, sind vom Präsidenten als 
zur Verhandlung durch den Nationalrat unge­
eignet zurü<kzustellen. 

(3) Abweichend von ,der Bestimmung des § 23 
Abs. 3 kann der Präsident bei Vorliegen triftiger 
Gründe verfügen, daß eine Petition vervielfältigt 
und an die Abgeordneten verteilt wird. 

(4) DerVol1beratung durch den Ausschuß folgen 
die Debatte und Abstimmung gemäß den Allge­
meinen Bestimmungen über die Geschäftsbehand­
lung in den Sitzungen des Nationalrates. 

(5) Petitionen, über welche innerhalb von sechs 
Monaten nach der Zuweisung vom Ausschuß 
kein Bericht erstattet wurde, sind vom Präsiden­
ten an das jeweils zuständige Mitglied der Bundes­
regierung zur geeigneten Verfügung weiterzulei­
ten. 

XVII. Ordnungsbestimmungen 

§ 101 

unverändert 

§ 102 

(1) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den 
Verhandlungen des Nationalrates berechtigt ist, 
den Anstand oder die Sitte verletzt oder be­
leidigende Äußerungen gebraucht, spricht der 
Präsident die Mißbilligung darüber durch den 
Ruf "zur Ordnung" aus. 

(2) unverändert 

§ 103 

(1) unverändert 

(2) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den 
Verhandlungen des Nationalrates berechtigt ist, 
Anlaß zum Ordnungsruf gegeben hat, kann dieser 
vom Präsidenten des Nationalrates auch am 
Schluß .derselbenSitzungoder: am Beginn der 
nächsten. Sitzung nachträglich ausgesprochen und 
auch von jedem zur Teilnahme an den Verhand­
lungen Berechtigten gefordert werden. 
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§ 84 

(3) Wenn der Präsident den Redner unter­
bricht, so hat dieser sofort innezuhalten, widrigen­
falls ihm das Wort entzogen werden kann. 

IX. Verhap.dlungssprache 

§ 86 

Neuer Text 

§ 104 

Wenn de·r P.räsident einen Redner unterbricht, 
hat dieSier sofOJrt innee.uhalten, widrigenfal1ls 
ahm das Wort entzogen wel1den k~nn. 

§ 105 

Die deutsche Sprache ist die ausschließliche Ver- Die deutsche Sprache ist die ausschließliche Ver-
handlungs- und Geschäftssprache des National- handlungssprache des Nationalrates und seiner 
rates und seiner Ausschüsse. Ausschüsse. 

§ 81 

Das Verlangen der Mehrheit der Mitglieder 
nach Art. 43 B-VG oder eines Drittels der Mit­
glieder nach Art. 44 Abs. 2 B-VG ist schriftlich 

. mit den eigenhändigen Unterschriften der Abge­
ordneten an den Präsidenten zur weiteren ver­
fassungsmäßigen Behandlung zu richten. 

XI. Schlußbestimmungen 

§ 89 

(1) Anträge auf Abänderung dieses Bundes­
gesetzes müssen selbständig eingebracht und nacb 
besonderer Verhandlung der Beschlußfassung 
unterzogen werden. Im übrigen gelten die Bestim­
mungen des §. 61 Abs. 8. 

(2) Solche Anträge sind nach Durchführung der 
ersten Lesung einer Ausschußberatung zu unter­
ziehen. Der Ausschuß hat schriftlich Bericht zu 
erstatten, worauf die zweite Lesung im National­
rat und frühestens 24 Stunden nach Abschluß der 
zweiten Lesung die dritte Lesung stattfindet. 

§ 90 

§ 106 

Verlangen auf Einberufung einer außeror­
denüichen Tagung gemäß § 46 Abs. 2, Ver­
langen auf Durchführung einer Volksabstim­
mung gemäß §§ 84 Abs. 1 oder 85 sowie Be­
gehren auf Aufhebung eines Bundesgesetzes 
durch den Verfassungsgerichtshof gemäß § 86 
sind schriftlich mit den eigenhändigen Unter­
schriften der Abgeordneten an den Präsidenten 
zur weiteren verfassungsmäßigen Behandlung 
zu richten. 

. § 107 

Bei Berechnung der Fristen nach diesem Bun­
desgesetz bleibt außer im Falle des § 10 Abs. 2 
auch in den Fällen der §§ 2 Abs. 1 Z. 2, 24 Abs. 2, 
26 Abs. 7, 79 Abs. 3 und 100 Abs. 5 die tagungs­
freie Zeit außer Betracht. 

XVIII. Schlußbestimmungen 

§ 108 

Dieses Bundesgesetz kann nur auf Grund von 
Selbständigen Anträgen von Abgeordneten (§ 26) 
geändert werden. Solche Anträge sind nach 
Durchführung der ersten Lesung einer Ausschuß­
beratung zu unterziehen. Der Ausschuß hat 
schriftlich Bericht zu erstatten, worauf die zweite 
Lesung im Nationalrat und frühestens 24 Stun­
den nach Abschluß der zweiten Lesung die dritte 
Lesung stat~findet. Im übrigen gelten die Be­
stimmungen des § 82 Abs. 2 Z. 2. 

§ 109 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September (1) Dieses Bundesgesetz tritt - mit Ausnahme 
1961 in KraJt. des § 86 - mit 1. Oktober 1975 in Kraft; § 86 

(2) "Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ver­
lieren das Bundesgesetz vom 19. November 1920, 
BGBI. Nr. 10, über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates in der geltenden Fassung sowie die 
autonome Geschäftsordnung des Nationalrates 
vom 19. November 1920 in der geltenden Fassung 
ihre Wirksamkeit. 

tritt mit 1. Juli 1976 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ver­
liert das Bundesgesetz vom 6. Juli 1961, BGBl. 
Nr. 178, betreffend die Geschäftsordnung des 
Nationalrates, seine Wirksamkeit. 

.. 
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